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Vorbemerkung. 


Der Friede von Verſailles iſt geſchloſſen. 

Das von den Gegnern aufgeſetzte Friedensinſtrument iſt von 
uns angenommen, unterzeichnet und hat die Ratifikation durch 
Nationalverſammlung und Reichsregierung erhalten. Da nunmehr 
der Vertrag durch eine Anzahl unſerer Gegner ratiftziert iſt, iſt er 
endgültig in Kraft getreten (orgl. Schluß der Einleitung). 

Dieſer Friedensvertrag wird alſo auf Jahre hinaus ein 
wichtiges Handbuch bilden, mit dem wir uns einrichten, in das wir 
ſtets wieder Einſicht nehmen müſſen. 

Deutſchland hat nicht verhehlt, daß ihm überaus ſchwere. Be 


dingungen auferlegt werden, von denen es fraglich ift, ab ſte fi 
elbſt mit dem beiten Willen dur ausführen | 
Wir haben bezeugt, daß wir den guten Willen haben und ehrlich 


beſtrebt ſein werden, den Vorſchriften nachzukommen, ſoviel in 
unſerer Macht ſteht. Bei den Gegnern wird es liegen, ob und wie 
weit ſie im eigenen Intereſſe uns die Durchführung ermöglichen 
bezw. erleichtern wollen. 

Die deutſchen Delegierten haben ſeinerzeit in ſchwerer Arbeit 
ſich bemüht, in der ihnen gelaſſenen kurzen Friſt die Schwierigkeiten 
zu begründen und Gegenvorſchläge zu machen. 

Die Gegner haben dieſe Vorſchläge geprüft, in der Hauptſache 
abgelehnt, mehrfach aber ſie berückſichtigt und daraufhin die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung an verſchiedenen Stellen teils durch kleinere 
Striche, teils durch Einſetzung ganz neuer Teile abgeändert. 

Wir halten es für weſentlich, dieſe Abänderung in der vor⸗ 
liegenden Ausgabe deutlich kenntlich zu machen, indem Einfügungen 
und Veränderungen durch beſondere Schrift wiedergegeben werden, 
die in Wegfall gekommene frühere Textfaſſung in Fußnoten an⸗ 
gefügt iſt. 

Ebenſo wie dieſe Form der Wiedergabe dürfte es auch zur 
Orientierung willkommen fein, daß außer der allgemeinen Uber⸗ 
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ſichtskarte am Schluß auch verſchiedene Spezialkarten der in Betracht 
kommenden Gebiete in dem Text ſelbſt eingefügt ſich finden. 

Wie die vorausgeſandte Inhaltsüberſicht einen Überblick über 
den Geſamtaufbau des Friedensvertrags bietet, ſo wird das am 
Schluß beigefügte Sachregiſter die Auffindung von einzelnen Orten, 
Gegenſtänden, Punkten erleichtern. 

Wir hoffen ſo, indem zugleich durch die Stellung des Preiſes 
auf die Möglichkeit weiterer Verbreitung Rückſicht genommen wird 
eine Ausgabe der Friedensbeſtimmungen zu bieten, die ebenſo dem 
Tages bedürfnis, wie dem Zweck eines dauernden, für die Orientierung 
wertvollen Handbuches entſpricht. 


Der Verlag. 


ur 


eg überſicht. 


Die deutſche Ratifikationsur kunde 
Eühnd SRH 


I. Teil. Völkerbundakte 


Mit VE RE EEE TORTE 
BE ea De ET ET ER SEEICET  VE RE 
DES DRER SONDERE?" 3722 EHEN ae 
n RP a ri, 
. Mit der Tiheho-Slowali - - -» » .» 2 2 20. 
F P 
Wi ⁵òd.ñ8 ! 3 

Die Grenzen Oſtpreuß ens x 


3 D pwmr 


Zweiter „ ren ed a 

Dritter „ Ttukes Rheinufenmnm u 

Vierter Garbskeenanmn dn 

ff.. . ͤ De ee 

Kapitel I. Abtretung der Kohlengruben und ihre Aus- 
enn rr & 

Kapitel II. Regierung des Gebietes des Saarbeckens 
Kapitel III. Volksabſtimmung 8 


Fünfter Abſchnitt. Elſaß⸗ Lothringen 
Anlage, Staatsangehörigkeit betr. „ 
Sechſter Abſchnitt. O ſte reich 
Siebenter „ Tſchecho⸗S towakiſcher Staat 2 
Achter 5 ooo 
Neunter 5 r TEE, 
Zehnter 5 Mer! N ER 2 
Elfter 8 Die freie Stadt Danıta ? 
Zwölfter . Schleswig er 
Dreizehnter „ Heizen nern - 
Vierzehnter „ Rußland und ruſſiſche Staaten. 


VL Teil. Min 


IV. Teil. 


Deutſche — u. Jutereſſen — — — 


e 


Erſter mitt. Deutſche Kolonien 
Zweiter China 8 

Dritter Siam 

Vierter Liberia . 

Fünfter „ Marokko 

Sechſter „ Ag vpten e 
Siebenter „ Türkei und Bakgarien. 
Achter “ Schan tung 


V. Teil. Beſtimmungen über die Lande, See ⸗ und At 


Erſter Abſchnitt. Landſtreitkräfte i 


Kapitel I. Stärke und Einteilung des deutschen Heeres 
„ II. Bewaffnung, Munition und Material 
„ III. Heeresergänzung und N 3 
IV. Befeſtigungen 
Tafel Nr. 1. 1. Stäbe der Armeekorps 2 
2. Zuſammenſetzung einer Infanterie⸗ Didiſion 
3. Zuſammenſetzung einer Kavallerie Divifion 
Tafel Nr. 2. Überſicht der Bewaffnung für die Ausrüftung 
einer Höchſtzahl von 7 Infanterie und 3 
Kavallerie⸗Diviſionen und 2 Armeekorpsſtäben 
Tafel Nr. 3. Geſtatteter Höchſtbeſtandz . 
Zweiter Abſchnitt. Seeftreitfräfte . . 8 
Dritter = Luftiteertträfte. . 
Vierter 8 Interalliierte Kontroll- Kom. 
Mie 
Fünfter ee Allgemeine Beſtimmungen 


5 


sgefangene und Grabftätten . 


ſchnitt. Kriegsgefangene 


Grabftätten . 


VII. Teil. Strafbeſtimmungen e 
VII. Teil. Acme ne \ . 
er Abſchnitt. gemeine Beftimmungen ? 


Anlage I. Schaden-Sategorien . 

3 II. Die Kommilfton . 

„ III. Erſatz der Schiffe an 

„ IV. Wirtſchaftliche Leiftungen . 

V. Kohlenlieferung. 

„ VI. Farbſtoffe uſw. 

VE o — 

Zweiter Abſchnitt. Sonderbeſtimmungen 


IX. Teil. Finanzielle Beſtimmungen 


VI 


chnitt. Handelsbezie Bares - 


Kapitel I. Zoll- Beſtimmungen, Zoll ⸗ Tarif, Zoll. Be 
FAN 
„ 1 er, 1 
„ III. Unlauterer Wettbewerb ER 
„ IV. Behandlung der Staatsangebörigen der 
alliierten und aſſozüerten Mächte 
V. Allgemeine Beſtimmungen . 
Zweiter Abſchnitt. Verträge. 2 
Poſtverträge und Telegraphenverträge 
Dritter Abſchnitt. Schulden. 
Anlage: Prüfung, Rechnungsausgleich 5 
Vierter Abſchnitt. Eigentum, Rechte und 8 
Anlage: Ausführungsbeſtimmungen 
Fünfter Abſchnitt. Verträge, Verjährung, Urteile 
BIER. x: . 
I. Allgemeine Beſtimmungen ET N ei 
II. Beſondere Beſtimmungen über beſtimmte Vertragsarten 
Verträge an Effekten⸗ und Produktenbörſen 
C0000 
err TE 
III. Verſicherungsverträge 
Feuerverſicherung 
Lebensverſicherung. 
Seeverſicherung ö 
Anderweite Verſicherungdvertrüg⸗ S N 
Rückverſi cherung a 
Sechſter Abſchnitt. Gemiſchte Schiedsgerichte ; 
Anlage: Geihäftsordnung - - - - - 2... . 
Siebenter Abſchnitt. Gewerbliches Eigentum 
Achter 5 Soziale und ſtaatliche Verſiche⸗ 
rungen in den abgetretenen Gebieten 


l Zeil, An re e ebene 
Erſter Abſchnitt. gemeine Beſtimmungen 


Zweiter „ CCC 
Kapitel I. Freiheit der Schiffahrtrte 
3 II. Freien in Hifen 9 


III. Beſtimmungen, betreffend die Elbe, die Oder, 
den Niemen (Rußſtrom, Memel, Njemen) 
und die Bon 

1. Allgemeine Beſtimmunge n 
2. Beſondere Beſtimmungen für die Elbe, die Oder 

und den Niemen (Rußſtrom, Memel, Njemen) 
3. Beſondere Beſtimmungen für die Donau 


Kapitel IV. Beſtimmungen, betreffend den Rhein und die 


| Sachverzeichnis A zum Friedensvertrag 
Sachverzeichnis B zu den Ausführungsgeiegen - 


Moſel 193 

7 V. Beſtimmungen, die den tchecho⸗ſlowallſchen 

Staat den Gebrauch der nördlichen * 
gewährleiſten S 198 
Dritter Abſchnitt. Eiſenbahnen. 4 198 
Kapitel I. Beſtimmungen über Ökteräntionale Lane 198 
1 II. Rollendes Material ö 200 
„ III. Abtretung von Gifenbahufinien 200 
„ IV. Vorſchriften über beſtimmte Gifenbahnlinien . 201 
8 V. Uebergangsbeſtimmungen - 202 

Vierter Abſchnitt. Entſcheidung von Streitfragen 
und Abänderung der Dauerbeftimmungen. 203 
Fünfter Abſchnitt. Beſondere Beſtimmung 203 

Sechſter » Beſtimmungen über den Kieler 
Kunul n 203 
XIII. Teil. Arbeit > 205 
er Abſchnitt. Drganifation der Arbeit 20⁵ 
Kapitel I. Organiſation 8 Sb Gi 205 
5 II. Geſchäftsordnung L 209 
| „ III. Allgemeine Vorſchriften 215 
„ IV. Uebergangsbeſtimmungen 215 
| Anlage: Erſte Tagung 191999 8 
0 Zweiter Abſchnitt. Allgemeine Grundſaä ge 217 
! XIV. Teil. Sicherheiten für die Ausführung 218 
| bs — EEE ee. 218 
J Zweiter „ Oftenrepse 20 
ö Anlage: Die Freizone von Hoch⸗Savoyen betr. Ras 

| Anlage: 

| Ausführungsbeſtimmungen zum Friedensvertrag 227 
| Der deutſch⸗amerikaniſche Friedensvertrag 241 
245 


Die Ratififationsurfunde Deutſchlands. 


Geſeh 
über den Friedensſchluß 


zwiſchen Deukſchland und den alliierten und aſſoziierken Mächten 
Vom 16. Juli 1919. 


Die verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung hat das 
folgende Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Staatenausſchuſſes 
hiermit verkündet wird: 

Artikel 1. 

Dem am 28. Juni 1919 unterzeichneten Friedensvertrage zwiſchen 
Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten Mächten und dem dazu⸗ 
gehörenden Protokolle ſowie der am gleichen Tage unterzeichneten Ver⸗ 
einbarung über die militäriſche Beſetzung der Rheinlande wird zugeſtimmt. 

Der Friedensvertrag, das Protokoll und die Vereinbarung werden 
nachſtehend veröffentlicht. 

Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 16. Juli 1919. 


Der Reichspräfident. 
Ebert. 


Der Präſident des Reichsminifferiums. 
Bauer. 


Friedensbedingungen. 


Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britiſche Reich, 
Frankreich, Italien und Japan, 
die in dem gegenwärtigen Vertrag als die alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächte bezeichnet ſind, 
Belgien, Bolivien, Braſilien, China, Cuba, Ecuador, Griechenland, 


Guatemala, Haiti, Hedſchas, Honduras, Liberia, Nicaragua, Panama, 


Peru, Polen, Portugal, Rumänien, Serbien⸗Kroatien⸗Slawonien, 
Siam, Tſchecho⸗Slowakien und Uruguay, 
die mit den oben erwähnten Hauptmächten die alliierten 
und aſſoziierten Mächte bilden, 
einerſeits 
und Deutſchland 
andererſeits 
in Anbetracht, daß auf den Antrag der Kaiſerlich Deutſchen 
Regierung am 11. November 1918 von den alliierten und affoztierten 
Hauptmächten Deutſchland ein Waffenſtillſtand zum Zweck eines 
Friedensſchluſſes bewilligt worden iſt, 
daß die alliierten und aſſoziierten Mächte gleicherweiſe den 
Wunſch haben, anſtelle des Krieges, in den fie nacheinander 
mittelbar oder unmittelbar verwickelt worden ſind, und der in der 


Kriegserklärung Oſterreich⸗Ungarns an Serbien vom 28. Juli 1914 


und in den Kriegserklärungen Deutſchlands an Rußland vom 
1. Auguſt 1914 und an Frankreich vom 3. Auguſt 1914 ſowie in dem 
Einmarſch in Belgien ſeinen Urſprung hat, einen feſten, gerechten 
und dauerhaften Frieden treten zu laſſen. 

Zu dieſem Zweck ſind die hohen vertragſchließenden Parteien, 
die wie folgt, vertreten ſind: 
der Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika durch: 

den ehrenwerten Woodrow Wilſon, Präſident der Vereinigten Staaten 

in ſeinem eigenen Namen und aus eigener Machtbefugnis, 
(es folgen die Namen der übrigen Delegierten); 


— — 


Seine Majeſtät der König des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Irland und der Britiſchen überſeeiſchen Beſitzungen, Kaiſer von Indien, durch:“) 
für das Dominion von Canada durch: 
für den Bundesſtaat Auſtralien durch: 
für die Süd⸗Afrikaniſche Union durch: \ 
für das Dominion von Neu - Seeland durch: 
für Indien durch: 

der Präſident der Franzöſiſchen Republik durch: 

Seine Majeſtät der König von Italien durch: 

Seine Majeſtät der Kaiſer von Japan durch: 

Seine Majeſtät der König der Belgier durch: 

der Präſident der Republik von Bolivien durch: 

der Präſident der Republik von Braſilien durch: 

der Präſident der Chineſiſchen Republik durch: 

der Präſident der Cubaniſchen Republik durch: 

der Präſident der Republik von Ecuador durch: 

Seine Majeſtät der König der Hellenen durch: 

der Präſident der Republik von Guatemala durch: 

der Präſident der Republik von Haiti durch: 

Seine Majeſtät der König von Hedſchas durch: 

der Präſident der Republik von Honduras durch: 

der Präſident der Republik von Liberia durch: 

der Präſident der Republik von Nicaragua durch: 

der Präſident der Republik Panama durch: 

der Präſident der Republik Peru durch: 

der Präſident der Polniſchen Republik durch: 

der Präſident der Portugieſiſchen Republik durch: 

Seine Majeſtät der König von Rumänien durch: 

Seine Majeſtät der König der Serben, Kroaten und Slowenen durch: 

Seine Majeſtät der König von Siam durch: 

der Präſident der Tſchecho⸗Slowakiſchen Republik durch: 

der Präſident der Republik Uruguay durch: 

Deutſchland durch: 

im Namen des Deutſchen Reichs und im Namen aller Bundesſtaaten ſowie 
jedes einzelnen von ihnen. 


nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten 
über die folgenden Beſtimmungen übereingekommen: 

Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
nimmt der Kriegszuſtand ein Ende. Von dieſem Augenblick 
an werden unter Vorbehalt der Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrags die amtlichen Beziehungen der alliierten 
und aſſoztierten Mächte zu Deutſchland und dem einen 
oder anderen der deutſchen Staaten wieder aufgenommen. 


) Hinter dem Worte „durch:“ folgen hier und weiterhin jedesmal die 
Namen der Delegierten. 
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I. Teil. 
Völkerbundsakte. 


In der Erwägung, daß es zur Förderung der Zuſammenarbeit der 
Nationen und zur Gewährleiſtung von Frieden und Sicherheit zwiſchen 
ihnen darauf ankommt, 

gewiſſe Verpflichtungen einzugehen, nicht zum Kriege zu ſchreiten, 
in aller Offentlichkeit auf Gerechtigkeit und Ehre beruhende 
Beziehungen zwiſchen den Völkern zu pflegen, 

die von nun an als Regel für das tatſächliche Verhalten der 
Regierungen anerkannten Vorſchriften des Völkerrechts genau 
zu beobachten, 

die Gerechtigkeit herrſchen zu laſſen und alle vertragsmäßigen 
Verpflichtungen in den gegenſeitigen Beziehungen der organi⸗ 
ſierten Völker gewiſſenhaft zu beobachten, 

nehmen die hohen vertragſchließenden Teile die folgende Akte an, die den 


Völkerbund ſtiftet. 
Artikel 1. 


Der Völkerbund umfaßt als urſprüngliche Mitglieder diejenigen 
unterzeichnenden Mächte, deren Namen in der Anlage der gegenwärtigen 
Akte aufgeführt ſind, ſowie diejenigen gleichfalls in der Anlage bezeichneten 
Staaten, die der gegenwärtigen Akte ohne jeden Vorbehalt durch eine im 
Sekretariat innerhalb zweier Monate nach Inkrafttreten der Akte 
niederzulegende Erklärung beitreten. Der Beitritt iſt allen anderen Mit⸗ 
gliedern des Bundes mitzuteilen. 

Alle ſich ſelbſt verwaltenden Staaten, Dominions oder Kolonien, 
die nicht in der Anlage aufgeführt find, können Mitglieder des 
Bundes werden, wenn ihrer Zulaſſung durch Zweidrittel der Bundes⸗ 
verſammlung zugeſtimmt wird, vorausgeſetzt, daß ſie tatſächliche Gewähr 
für ihre Abſicht geben, ernſthaft ihre internationalen Verpflichtungen 
einzuhalten, und die Bundesſatzung hinſichtlich ihrer Streitkräfte und 
ihrer Rüſtungen zu Lande, zur See und in der Luft“) annehmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann mit einer zweijährigen Kündigungs⸗ 
friſt aus dem Bunde austreten, ſofern es im Augenblick des Rücktritts 
alle ſeine internationalen Verpflichtungen mit Einſchluß derjenigen, die 
ſich aus der gegenwärtigen Akte ergeben, erfüllt hat. 


Artikel 2. 
Die Tätigkeit des Bundes, wie ſie in der gegenwärtigen Akte feſt⸗ 


gelegt iſt, wird ausgeübt durch eine 10 A und durch 
einen Rat, denen ein ſtändiges S zur e i 


1 11 Die einzelnen durch Fettdruck hervorgehobenen Worte ſind in den ur⸗ 
ſprünglichen Text des franzöſiſchen Originals durch nachträgliche Korrektur ein- 
gefügt. 
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Artikel 3. 

Die Bundesverſammlung ſetzt ſich zuſammen aus Vertretern der 
Bundesmitgleder. e a 
Sie tagt in beftimmten Zeiträumen oder auch zu jedem anderen 
Zeitpunkt, wenn die Umſtände es erfordern, am Sitze des Bundes oder 
an einem beſonders zu bezeichnenden Ort. 

Die Verſammlung befaßt ſich mit allen Angelegenheiten, die zur 
Zuſtändigkeit des Bundes gehören oder den Frieden der Welt berühren 


8 des Bundes beſitzt i und darf auch 
nicht r in der Verſammlung haben. 


Artikel 4. 

Der Rat ſetzt ſich zuſammen aus Vertretern der alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächte, ſowie aus Vertretern von vier anderen Mit⸗ 
gliedern des Bundes. Dieſe vier Mitglieder des Bundes werden von der 
Verſammlung nach deren Ermeſſen und zu einer von ihr zu beſtim⸗ 
menden Zeit gewählt. Bis zu der erſten Wahl durch den Bund ſind 
die Vertreter Belgiens, Braſiliens, Spaniens und Griechenlands Mit⸗ 
glieder des Rates. 

Mit Zuſtimmung der Mehrheit der Verſammlung kann der Rat 
Mitglieder des Bundes bezeichnen, denen eine dauernde Vertretung 
im Rate zukommt; mit gleicher Zuſtimmung kann der Rat die Zahl 
der Mitglieder des Bundes erhöhen, die von der Verſammlung zur 
Vertretung im Rate zu wählen ſind. 

Der Rat verſammelt ſich, ſo oft die Umſtände es erfordern, jedoch 
mindeſtens einmal im Jahre, am Sitze des Bundes oder an einem 
anderen dafür zu bezeichnenden Ort. 

Der Rat befaßt ſich mit allen Fragen, die zu der Zuſtändigkeit des 
Bundes gehören oder den Frieden der Welt berühren. 

Jedes Mitglied des Bundes, das nicht im Rate vertreten iſt, ſoll auf⸗ 
gefordert werden, einen Vertreter zu entſenden, wenn eine Frage auf der 
Tagesordnung des Rates ſteht, die ſeine Intereſſen beſonders berührt. 

Jedes im Rate vertretene Bundesmitglied hat nur eine Stimme 
und nur einen Vertreter. 


Artikel 5. 

Soweit nicht in der gegenwärtigen Akte oder in den Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Vertrags etwas anderes ausdrücklich beſtimmt iſt, werden 
die Entſcheidungen der Bundesverſammlung oder des Rates mit Ein⸗ 
ſtimmigkeit der bei der Sitzung vertretenen Bundeszmitglieder getroffen. 

Alle Fragen des Verfahrens, die ſich bei den Sitzungen 
der Bundesverſammlung oder des Rates ergeben, mit Einſchluß der 
Bezeichnung der für einzelne Punkte eingeſetzten Unterſuchungskommiſſion, 
werden durch die Verſammlung oder durch den Rat geregelt und durch 
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Stimmenmehrheit der bei der Sitzung vertretenen Bundesmitglieder 
entſchieden. 

Die erſte Sitzung der Verſammlung und die erſte Sitzung des 
Rates wird durch den Präſidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika berufen. 

Artikel 6. 

Das ſtändige Sekretariat wird am Sitze des Bundes errichtet. 
Es umfaßt einen Generalſekretär, ſowie die erforderlichen Sekretäre 
nebſt Perſonal. 

Der erſte Generalſekretär wird in der Anlage benannt. Für die 
Folge wird der Generalſekretär von dem Rat mit Zuſtimmung der 
Mehrheit der Bundesverſammlung ernannt. 

Die Sekretäre und das Perſonal des Sekretariats werden von dem 
Generalſekretär mit Zuſtimmung des Rates ernannt. 

Der Generalſekretär des Bundes nimmt als ſolcher an allen 
Sitzungen der Verſammlung und des Rates teil. 

Die Ausgaben des Sekretariats werden von den Mitgliedern des 
Bundes nach dem Verhältnis getragen, das für das Internationale 
Büro des Weltpoſtvereins beſteht. 


Artikel 7. 

Der Sitz des Bundes iſt Genf. 

Der Rat kann jederzeit einen neuen anderweitigen Sitz beſtimmen. 

Alle Amter des Bundes oder der damit zuſammenhängenden 
Dienſtſtellen mit Einſchluß des Sekretariats ſind in gleicher Weiſe 
Männern und Frauen zugänglich. 

Die Vertreter der Bundesmitglieder und die Beamten des Bundes 
genießen, ſolange ſie ſich in Ausübung ihrer Bundesfunktionen befinden, 
die Vorrechte und die Immunität der Diplomaten. 

N Die von dem Bunde oder ſeinen Beamten oder bei ſeinen Sitzungen 
benutzten Gebäude und Grundſtücke ſind unverletzlich. 


Artikel 8. 

Die Mitglieder des Bundes erkennen an, daß die Aufrechterhaltung 
des Friedens es nötig macht, die nationalen Rüſtungen auf das 
Mindeſtmaß herabzuſetzen, das mit der nationalen Sicherheit und mit 
der Durchführung der durch ein gemeinſames Handeln auferlegten 
internationalen Verpflichtungen vereinbar iſt. 

Der Rat bereitet unter Berückſichtigung der geographiſchen Lage 
und der beſonderen Umſtände jedes Staates die Pläne für dieſe 
Abrüſtung zum Zweck einer Prüfung und Entſcheidung durch die ver- 
ſchiedenen Regierungen vor. 

Dieſe Pläne müſſen von neuem geprüft und (ſoweit erforderlich 
mindeſtens alle 10 Jahre revidiert werden. 
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Die derart feſtgeſetzte Grenze für die Rüſtungen darf nach ihrer 
Annahme durch die verſchiedenen Regierungen nicht ohne Zuſtimmung 
des Rates überſchritten werden. 

Da nach Anſicht der Bundesmitglieder die Privatherſtellung von 
Munition und Kriegsgerät ſchweren Bedenken unterliegt, beauftragen ſie 
den Rat, Mittel ins Auge zu faſſen, wodurch den Unzuträglichkeiten 
einer ſolchen Herſtellung vorgebeugt werden kann; dabei iſt den Be⸗ 
dürfniſſen der Bundesmitglieder Rechnung zu tragen, die nicht ſelbſt 
in der Lage ſind, die für ihre Sicherheit erforderlichen Mengen an 
Munition und Kriegsgerät herzuſtellen. 

Die Bundesmitglieder verpflichten ſich zum offenen und voll⸗ 
ſtändigen Austauſch aller Nachrichten über den Stand ihrer Rüſtungen, 
über ihre Heeres⸗, Flotten⸗ und Luftflottenprogramme und über die 
Lage ihrer Kriegsinduſtrie. 

Artikel 9. 

Eine ſtändige Kommiſſion wird eingerichtet, um dem Rat Gutachten 
über die Ausführung der Beſtimmungen der Artikel 1 und 8 und 
überhaupt über Heeres⸗, Flotten⸗ und Luftflottenfragen zu 2 

Artikel 10. 

Die Bundesmitglieder verpflichten ſich, die territoriale a 
und die gegenwärtige politiſche Unabhängigkeit aller Bundesmitglieder 
zu achten und gegen jeden Angriff von außen her zu wahren. Im Fall 
eines Angriffs, einer Bedrohung oder einer Angriffsgefahr trifft der Rat 
die zur Durchführung dieſer Verpflichtung geeigneten Sicherheits⸗ 
maßnahmen. 


A 


Artikel 11. 

Es wird hierdurch ausdrücklich erklärt, daß jeder Krieg oder jede 
Kriegsdrohung, möge dadurch eins der Bundes mitglieder unmittelbar bedroht 
werden oder nicht, den ganzen Bund angeht und daß dieſer alle Maßregeln 
zur wirkſamen Erhaltung des Völkerfriedens treffen muß. In dieſem 
Fall hat der Generalſekretär unverzüglich auf Antrag eines jeden der 
Bundesmitglieder den Rat zu berufen. 

Es wird ferner erklärt, daß jedes Bundesmitglied das Recht hat, 
in freundſchaftlicher Weiſe die Aufmerkſamkeit der Bundesverſammlung 
oder des Rates auf jeden Umſtand zu lenken, der die internationalen 
Beziehungen berührt und in der Folge den Frieden oder das gute Ein⸗ 
vernehmen unter den Nationen, von denen der Frieden abhängt, be⸗ 
drohen kann. 

Artikel 12. 


Alle Mitglieder kommen überein, alle etwa zwiſchen ihnen ent⸗ 
ſtehenden Streitfälle, die zum Bruch führen könnten, dem Schiedsgerichts⸗ 
verfahren oder einer Unterſuchung durch den Rat zu unterbreiten. Sie 
vereinbaren ferner, in keinem Fall vor Ablauf einer Friſt von Z Monaten 
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nach Fällung des Schiedsſpruchs oder Erſtattung des Berichts des Rates 
zum Kriege zu ſchreiten. 

In allen in dieſem Artikel vorgeſehenen Fällen ſoll der Schieds⸗ 
ſpruch in einem angemeſſenen Zeitraum ergehen und der Bericht des 
Rates innerhalb von 6 Monaten nach dem Tage erſtattet werden, an 
dem er mit dem Streitfall befaßt worden iſt. 


Artikel 13. 

Die Bundesmitglieder kommen überein, wenn ſich zwiſchen ihnen 
eine Streitfrage erhebt, die zwar nach ihrer Anſicht eine ſchiedsgericht⸗ 
liche Löſung zuläßt, ſich aber nicht in befriedigender Weiſe auf diplomatiſchem 
Wege regeln läßt, die geſamte Frage dem Schiedsverfahren zu überweiſen. 

Zu denjenigen Streitpunkten, die ſich im allgemeinen für ein 
Schiedsverfahren eignen, gehören Streitfragen, die ſich auf die Aus⸗ 
legung eines Vertrags, auf alle Fragen des Völkerrechts, auf alle 
tatſächlichen Verhältniſſe, deren Eintreten den Bruch einer internationalen 
Verpflichtung bilden würde, oder auf Umfang und Art der Wieder⸗ 
gutmachung für einen ſolchen Bruch beziehen. 

Das Schiedsgericht, dem die Streitfrage unterbreitet wird, unter⸗ 
liegt der Wahl der Parteien oder der Feſtſetzung durch frühere Verträge. 

Die Bundesmitglieder kommen überein, den erlaſſenen Schiedsſpruch 
ehrlich und treu auszuführen und gegen kein Mitglied des Bundes, 
das ſich nach ihm richtet, zum Kriege zu ſchreiten. Im Falle der Nicht⸗ 
ausführung des Spruches ſchlägt der Rat die zur Sicherung ſeiner 
Durchführung geeigneten Maßnahmen vor. 


Artikel 14. 

Der Rat ſtellt einen Plan zur Errichtung eines ſtändigen inter⸗ 
nationalen Gerichtshofs auf und unterbreitet ihn den Bundesmitgliedern. 
Dieſer Gerichtshof iſt zuſtändig für alle Streitfälle internationalen 
Charakters, die ihm von den Parteien unterbreitet werden. Er gibt 
ferner Gutachten ab über jede Streitfrage oder jeden Punkt, mit dem 
der Rat oder die Bundesverſammlung ihn befaßt. 


Artikel 15. 

Wenn ſich zwiſchen den Bundesmitgliedern eine Streitfrage erhebt, 
die einen Bruch herbeiführen könnte, und die nach der Beſtimmung des 
Artikels 13 nicht der Schiedsgerichtsbarkeit unterliegt, ſo kommen die 
Bundesmitglieder überein, die Frage vor den Rat zu bringen. Zu dieſem 
Zwecke genügt es, wenn eine von den Parteien dem Generalſekretär von 
der Streitfrage Mitteilung macht. Dieſer trifft alle Maßnahmen zu einer 
umfaſſenden Unterſuchung und Prüfung. 

Ohne den geringſten Verzug müſſen ihm die Parteien die Darlegung 
ihres Streitfalles mit allen beſtimmten Tatſachen und Beweisſtücken 
zuſtellen. Der Rat kann ihre ſofortige Veröffentlichung anordnen. 
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Der Rat bemüht fich, die Streitfrage zu regeln. Gelingt dies, 
ſo veröffentlicht er, ſoweit er dies für nützlich hält, eine Darſtellung des 
Tatbeſtandes, der entſprechenden Auslegungen und den Wortlaut des 
Ausgleichs. Kann die Streitfrage nicht ausgeglichen werden, ſo ver⸗ 
faßt und veröffentlicht der Rat einen einſtimmig oder mit Stimmen⸗ 
mehrheit zuſtande gekommenen Bericht, worin die Umſtände der Streitfrage 
ſowie die von ihm als gerecht und für den Ausgleich am zweckmäßigſten 
erachteten Löſungen darzulegen find. 

Jedes Bundesmitglied, das bei dem Rat vertreten iſt, kann gleich⸗ 
falls eine Darſtellung des Tatbeſtandes, der Streitfrage ſowie ſeine 
eigenen Anträge veröffentlichen. 

Wird der Bericht des Rates einſtimmig angenommen, wobei die 
Stimmen der Vertreter der Parteien nicht angerechnet werden, ſo ver⸗ 
pflichten ſich die Bundes mitglieder, mit keiner Partei, die ſich den Vor⸗ 
ſchlägen des Berichtes fügt, Krieg zu führen. 

Wird der Bericht des Rates nicht von allen Mitgliedern ange⸗ 
nommen, die nicht Partei ſind, ſo behalten ſich die Bundesmitglieder 
das Recht vor, diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihnen für die 
Aufrechterhaltung von Recht und Gerechtigkeit erforderlich erſcheinen. 

Wenn eine der Parteien behauptet und der Rat anerkennt, daß der 
Streit ſich auf eine Frage bezieht, die nach dem Völkerrecht ausſchließlich 
dem eigenen Ermeſſen dieſer Partei überlaſſen iſt, ſo hat dies der Rat 
in einem Bericht feſtzuſtellen, jedoch keine Löſung vorzuſchlagen. 

Der Rat kann alle in dieſem Artikel vorgeſehenen Fälle vor die 
Verſammlung bringen. Die Verſammlung muß ſich gleichfalls mit der 
Streitfrage auf den Antrag einer der Parteien befaſſen; der Antrag 
muß binnen 14 Tagen geſtellt werden, nachdem die Streitfrage dem 
Rate unterbreitet worden iſt. 

In allen Fällen, die der Verſammlung unterbreitet werden, finden die 
Beſtimmungen dieſes Artikels und des Artikels 12 über die Tätigkeit 
und die Machtbefugnis des Rates entſprechende Anwendung. Es 
beſteht Einverſtändnis darüber, daß ein Bericht, der von der Ver⸗ 
ſammlung mit Zuſtimmung der im Rate vertretenen Bundesmitglieder 
und der Mehrheit der anderen Bundesmitglieder mit Ausnahme der 
Vertreter der Parteien abgefaßt worden iſt, dieſelbe Bedeutung haben 
ſoll wie ein Bericht des Rates, dem alle Mitglieder, mit Ausnahme 
der Vertreter der Parteien, zuſtimmen. 


Artikel 16. 
Wenn ein Bundesmitglied unter Verletzung der durch die Artikel 12, 
13 oder 15 übernommenen Verpflichtungen zum Kriege ſchreitet, ſo wird 
es ohne weiteres ſo angeſehen, als hätte es eine kriegeriſche Handlung 
gegen alle anderen Bundesmitglieder begangen. Dieſe verpflichten ſich, 
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unverzüglich mit ihm alle Handels⸗ und finanziellen Beziehungen abzu⸗ 
brechen, ihren Staatsangehörigen jeden Verkehr mit den Angehörigen 
des vertragsbrüchigen Staates zu verbieten und alle finanziellen, Handels⸗ 
oder perſönlichen Verbindungen zwiſchen den Angehörigen dieſes Staates 
und denjenigen jedes anderen Staates abzubrechen, gleichviel, ob er dem 
Bunde angehört oder nicht. 

In dieſem Falle iſt der Rat verpflichtet, den verſchiedenen beteiligten 
Staaten vorzuſchlagen, mit welchen Land⸗, See⸗ oder Luftſtreitkräften 
die Mitglieder des Bundes für ihr Teil zu der bewaffneten Macht beizu⸗ 
tragen haben, die zur Wahrung der Bundespflichten beſtimmt iſt. 

Die Bundesmitglieder kommen ferner überein, ſich bei der Aus⸗ 
führung der auf Grund dieſes Artikels zu ergreifenden wirtſchaftlichen 
und finanziellen Maßnahmen zu unterſtützen, um die daraus etwa ent⸗ 
ſtehenden Verluſte und Unzuträglichkeiten auf das Mindeſtmaß zu be⸗ 
ſchränken. Sie unterſtützen ſich ferner gegenſeitig, um den von dem 
vertragsbrüchigen Staat gegen einen von ihnen gerichteten beſonderen 
Maßnahmen entgegenzutreten. Sie veranlaſſen das Erforderliche, um 
den Streitkräften jedes Bundesmitglieds, die zum Schutz der Bundes⸗ 
pflichten zuſammenwirken, den EN Wah ene zu erleichtern. 

Jedes Bundesmitglied, da s einer aus dieſer Akte 
ſich ergebenden Verpflichtung ſchuldig macht, kann von dem Bunde 
ausgeſchloſſen werden. Der Ausſchluß erfolgt durch Abſtimmung aller 
anderen im Rate vertretenen Bundesmitglieder. 


Artikel 17. 

Bei Streitigkeiten zwiſchen einem Mitglied des Bundes und einem 
Nichtmitglied oder zwiſchen Staaten, von denen keiner Mitglied des 
Bundes iſt, ſoll der Staat oder die Staaten, die dem Bunde nicht an⸗ 
gehören, aufgefordert werden, zur Beilegung des Streitfalles ſich den 
Verpflichtungen zu unterziehen, die den Bundes mitgliedern obliegen, und 
zwar unter Bedingungen, die der Rat für angemeſſen erachtet. Wird 
dieſe Aufforderung angenommen, ſo finden die Artikel 12 bis 16 mit 
den vom Rate für erforderlich erachteten Anderungen Anwendung. 

Sofort nach der Abſendung dieſer Aufforderung tritt der Rat in 
die Prüfung der näheren Umſtände des Streitfalles ein und macht die 
dafür am beſten und wirkſamſt erſcheinenden Vorſchläge. 

Lehnt der Staat, an den die Aufforderung gerichtet wird, es ab, zum 
Zwecke der Beilegung des Streitfalls ſich den Verpflichtungen der Bundes⸗ 
mitglieder zu unterziehen, und ſchreitet er gegen ein Bundesmitglied zum 
Kriege, ſo finden die Beſtimmungen des Artikels 16 auf ihn Anwendung. 

Weigern ſich beide Parteien, an die die Aufforderung gerichtet iſt, 
ſich den Verpflichtungen eines Bundesmitglieds zum Zwecke der Bei⸗ 
legung des Streitfalles zu unterziehen, ſo kann der Rat alle Maßnahmen 
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haben, unter der Souveränität der Staaten zu ſtehen, die ſie vorher be⸗ 


treffen und alle Vorſchläge machen, die zur Verhütung von Feindſelig⸗ 
keiten und zur Beilegung des Streites geeignet ſind. 
Artikel 18. 

Alle Verträge oder internationalen Vereinbarungen, die in Zukunft 
von einem Bundesmitglied geſchloſſen werden, ſind unverzüglich von dem 
Sekretariat einzutragen und ſo bald als möglich zu veröffentlichen. 
Kein ſolcher Vertrag iſt verbindlich, bevor die Eintragung erfolgt iſt. 

Artikel 19. 

Die Verſammlung kann von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder 
auffordern, Verträge, deren Anwendung nicht mehr in Frage kommt, 
ſowie internationale Verhältniſſe, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden 
gefährden könnte, einer Nachprüfung zu unterziehen. 

Artikel 20. 

Die Bundesmitglieder erkennen jeder für ſein Teil an, daß die 
gegenwärtige Akte alle gegenſeitigen Verpflichtungen oder Verſtändigungen 
aufhebt, die mit den in ihr enthaltenen Beſtimmungen unvereinbar ſind; 
ſie verpflichten ſich feierlich, in Zukunft keine ſolchen Verträge mehr zu 
ſchließen. 

Hat ein Mitglied vor ſeinem Eintritt in den Bund Verpflichtungen 
übernommen, die mit den Beſtimmungen der Akte unvereinbar ſind, 
fo muß es ſofort das Erforderliche veranlaſſen, um ſich von dieſen Ver: 
pflichtungen zu befreien. 

Artikel 21. 

Internationale Vereinbarungen, wie Schiedsgerichtsverträge und Ver⸗ 
ſtändigungen über beſtimmte Gebiete, wie die Monroe⸗Doktrin, die der 
Aufrechterhaltung des Friedens dienen, werden nicht als unvereinbar 
mit den Beſtimmungen der gegenwärtigen Akte betrachtet. 


Artikel 22. 
Auf die Kolonien und Gebiete, die infolge des Krieges aufgehört 


herrſchten, und die von Völkern bewohnt ſind, die noch nicht imſtande 
find, ſich unter den beſonders ſchwierigen Verhältniſſen der modernen 
Welt ſelbſt zu leiten, finden nachſtehende Grundſätze Anwendung. Das 
Wohlergehen und die Entwicklung dieſer Völker bilden eine heilige Auf⸗ 
gabe der Ziviliſation, und es erſcheint zweckmäßig, in dieſe Akte Sicher⸗ 
2 für die Erfüllung dieſer Aufgabe aufzunehmen. 
Der beſte Weg, dieſen Grundſatz praktiſch zu verwirklichen, iſt die, 
agung der — —.— die ſe I an die fortgeſch 


8 aph chen Lage am beften imftande — bereit find, — > foldhe 
Verantwortung auf ſich zu nehmen: dieſe Vormundſchaft hätten fie als 
Beauftragte des Bundes und in deſſen Namen zu führen. 


11 


Die Art des Auftrags muß ſich nach dem Maße der Entwicklung 
des Volkes, der geographiſchen Lage ſeines Gebiets, ſeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Bedingungen und nach allen ſonſtigen entſprechenden Umſtänden 
richten. 
e Gewiſſe Gemeinweſen, die ehemals zum Türkiſchen Reiche gehörten, 
haben einen ſolchen Grad der Entwicklung erreicht, daß ihr Daſein als 
unabhängige Nationen vorläufig anerkannt werden kann, unter der Be⸗ 
dingung, daß die Ratſchläge und die Unterſtützung einer beauftragten 
Macht ihrer Verwaltung bis zu dem Zeitpunkt zur Seite ſtehen, wo ſie 
imſtande ſind, ſich ſelbſt zu leiten. Bei der Wahl der beauftragten 
Macht ſind die Wünſche dieſer Gemeinweſen in erſter Linie zu be⸗ 
rückſichtigen. 

— Der Grad der Entwicklung, in dem ſich andere Völker, insbeſondere 
diejenigen Mittelafrikas, befinden, erfordert, daß der Beauftragte dort die 
Verwaltung des Gebiets unter Bedingungen übernimmt, die das Aufhören 
von Mißbräuchen, wie Sklaven⸗, Waffen⸗ und Alkoholhandel gewährleiſten 
und zugleich die Freiheit des Gewiſſens und der Religion verbürgen, 
ohne andere als die durch die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sittlichkeit gebotenen Einſchränkungen. Dabei iſt die Errichtung 
von Feſtungen oder von Heeres⸗ oder Flottenſtützpunkten, ſowie die 
militäriſche Ausbildung der Eingeborenen, ſoweit ſie nicht für Polizei⸗ 
dienſte oder für die Verteidigung des Gebiets erforderlich iſt, zu ver⸗ 
bieten. Auch ſind den anderen Mitgliedern des Bundes gleiche Mög⸗ 
lichkeiten für Handel und Gewerbe zu gewährleiſten. 

Ar. Endlich gibt es Gebiete, wie das ſüdweſtliche Afrika und gewiſſe 
Inſeln im auſtraliſchen Stillen Ozean, die infolge der geringen Dichtig⸗ 
keit ihrer Bevölkerung, ihrer beſchränkten Ausdehnung, ihrer Ent⸗ 
fernung von den Mittelpunkten der Ziviliſation und ihres geographiſchen 
Zuſammenhangs mit den beauftragten Staaten oder infolge anderer Um⸗ 
ſtände am beſten nach den Geſetzen des beauftragten Staates und als 
integrierender Beſtandteil dieſes Staates, vorbehaltlich der vorſtehend im 
Intereſſe der eingeborenen Bevölkerung vorgeſehenen Schutzmaßnahmen, 
verwaltet werden. 

In allen Fällen hat der beauftragte Staat dem Rat einen jährlichen 
Bericht über die ſeiner Fürſorge übertragenen Gebiete vorzulegen. 

J, Wenn der Umfang an Machtbefugnis, Aufſicht oder Verwaltung, 
der dem beauftragten Staat zuſteht, nicht Gegenſtand eines früheren 
Übereinkommens zwiſchen den Bundesmitgliedern bildet, wird darüber 
von dem Rat beſondere Beſtimmung getroffen. 

Eine ſtändige Kommiſſion erhält die Aufgabe, die Jahresberichte der 
beauftragten Mächte entgegenzunehmen und zu prüfen, ſowie dem Rate 
in allen bei der Ausführung ſeines Auftrags auftauchenden Fragen mit 
Gutachten zur Seite zu ſtehen. 
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Artikel 3. 

Unter Vorbehalt und in Gemäßheit der Beſtimmungen der gegen⸗ 
wärtig beſtehenden oder in Zukunft zu ſchließenden internationalen Ver⸗ 
einbarungen werden die Bundesmitglieder 

a) ſich bemühen, für Männer, Frauen und Kinder in ihren eigenen 
Gebieten ſowie in allen Ländern, auf die ſich ihre Handels⸗ und 
Gewerbebeziehungen erſtrecken, angemeſſene und menſchliche 
Arbeitsbedingungen herzuſtellen und aufrecht zu erhalten, auch 
zu dieſem Zweck die erforderlichen internationalen Organiſationen 
einzurichten und zu unterhalten; 

b) der eingeborenen Bevölkerung der ihrer Verwaltung anvertrauten 
Gebiete eine angemeſſene Behandlung gewährleiſten; 

e) dem Bunde die allgemeine Überwachung der Verträge über 
den Frauen⸗ und Kinderhandel ſowie über den Verkehr mit 
Opium und anderen ſchädlichen Waren übertragen; 

d) dem Bunde die allgemeine Überwachung des Waffen⸗ 
und Munitionshandels mit denjenigen Ländern übertragen, wo 
die Überwachung dieſes Handels im allgemeinen Intereſſe er⸗ 
forderlich iſt; i 

e) die notwendigen Beſtimmungen treffen, um die Freiheit des 
Verkehrs und der Durchfuhr ſowie eine angemeſſene Behandlung 
des Handels aller Bundesmitglieder zu ſichern und aufrecht zu 
erhalten, und zwar unter Berückſichtigung der beſonderen Be⸗ 
dürfniſſe der im Kriege 1914 bis 1918 verwüſteten Gegenden; 

f) internationale Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung 
von Krankheiten treffen. 


Artikel 24. 

Alle bereits früher durch Kollektivverträge errichteten internationalen 
Büros treten, vorbehaltlich der Zuſtimmung der Vertragsparteien, unter 
die Leitung des Bundes. Alle ſonſtigen internationalen Büros und 
alle Kommiſſionen zur Regelung von Angelegenheiten internatio⸗ 
nalen Intereſſes, die künftig geſchaffen werden, werden der Autorität 
des Bundes unterſtellt ſein. 

Für alle Fragen von internationalem Intereſſe, die durch all⸗ 
gemeine Verträge geregelt, aber nicht der Überwachung durch inter⸗ 
nationale Kommiſſionen oder Büros unterworfen ſind, hat das Bundes⸗ 
ſekretariat auf Verlangen der Vertragsparteien und mit Zuſtimmung 
des Rates alle geeigneten Nachrichten zu ſammeln und zu verteilen, ſowie 
dabei jede erforderliche oder erwünſchte Unterſtützung zu gewähren. 

*) Urſprünglicher Text des abgeänderten Satzes 2: Das gleiche gilt von 


allen in Zukunft zu ſchaffenden ſonſtigen Büros und allen künftigen Kommiſſionen 
ur Regelung von Angelegenheiten internationalen Intereſſes. 
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Der Rat kann enticheiden, daß die Ausgaben der Bureaus oder 
Kommiſſionen, die unter die Leitung des Bundes treten, in die Aus⸗ 
gaben des Sekrelariats einbezogen werden. 

Artikel . 

Die Bundesmitglieder verpflichten ſich, die Einrichtung und das 
Zufammenarbeiten gebührend autoriſierter freiwilliger nationaler Rote⸗ 
Kreuz⸗Organiſationen, welche die Verbeſſerung der Geſundheit, die Vor⸗ 
beugung von Krankheiten und die Linderung der Leiden der Welt zur 
Aufgabe haben, anzuregen und zu fördern. 

Artikel %. 

Abänderungen der vorliegenden Akte treten in Kraft, nachdem fie 
von den Bundesmitgliedern, aus deren Vertretern der Rat beſteht, und 
der Mehrheit derjenigen Mitglieder, deren Vertreter die Verſammlung 
bilden, genehmigt worden ſind. 

Jedem Bundesmitglied ſteht es frei, Abänderungen der Akte abzu⸗ 
lehnen; in dieſem Falle hört ſeine Zugehörigkeit zum Bunde auf. 

Anlage. 

I. Urſprüngliche Mitglieder des Völkerbundes, die den Friedens⸗ 

vertrag unterzeichnet haben: 
Vereinigte Staaten China, Liberia, 
von Amerika, Cuba, Nicaragua, 
Belgien, Ecuador, Panama, 
Bolivien, Frankreich, Bein, 
Braſilien, Griechenland, Polen, 
Britiſches Reich, Guatemala, Portugal, 

Canada, Haiti, Rumänien, 

Auſtralien, Hetjas, Eerbien, 

Süd⸗Afrika, Honduras, Siam, 

Neuſeeland, Italien, Tſchecho⸗Slowakei, 

Indien, Japan, Uruguay. 

Staaten, die zum Beitritt eingeladen find: 
Argentinien, Norwegen, Schweden, 
Chile, Paraguay, Schweiz, 
Columbien, Niederlande, Venezuela. 
Danemark, Per ſien, 

Spanien, Salvador, 

II. Erſter Generalſekretär des Völkerbundes: der ehrenwerte Sir 

James Eric Drummond, K. C. M. G., C. B. 


II. Teil. 
Grenzen Deutſchlands.“) 


Artikel 27. 
Die Grenzen Deutſchlands werden folgendermaßen feſtgelegt: 

1. Mit Belgien: 

Von dem Treffpunkt der drei 
Grenzen Belgiens, Hollands 
und Deutſchlands in ſüdlicher 
Richtung: 

die Nordoſtgrenze des ehe⸗ 
maligen Gebietes von Neutral⸗ 
Moresnet, dann die Oſtgrenze 
des Kreiſes Eupen, dann die 
Grenze zwiſchen Belgien und 
dem Kreis Montjoie, dann die 
Nordoſt⸗ und Oſtgrenze des 
Kreiſes Malmedy bis zum 
Treffpunkt mit der Grenze 
von Luxemburg. 

2. Mit Luxemburg: 

Die Grenze vom 3. Auguſt 
1914 bis zu deren Schnittpunkt 
mit der franzöſiſchen Grenze 
vom 18. Juli 1870. 

3. Mit Frankreich: 

Die Grenze vom 18. Juli 
1870 von Luxemburg bis zur Schweiz mit dem in Teil III, Abſchnitt IV 
(Saarbecken), in Artikel 48 gemachten Vorbehalten. 

4. Mit der Schweiz: 

Die gegenwärtige Grenze. 

5. Mit Oſterreich: 

Die Grenze vom 3. Auguſt 1914 von der Schweiz bis zur Tſchecho⸗ 
Slowakei nach Maßgabe des folgenden Abſatzes. 

6. Mit der Tſchecho⸗Slowakei:“ ) 

Die Grenze vom 3. Auguſt 1914 zwiſchen Deutſchland und Oſter⸗ 
reich von ihrem Treffpunkt mit der alten Verwaltungsgrenze zwiſchen 
Böhmen und der Provinz Oberöſterreich bis zu dem Punkt nördlich 
des ungefähr 8 km öſtlich von Neuſtadt liegenden Vorſprungs der alten 
Provinz Oſterreichiſch⸗Schleſien. 


) Vergl. auch die am Schluß angefügte Hauptüberſichtskarte. 
2 Vergl. die Karte unten be Aan 
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7. Mit Polen:“ 


Von dem eben beſtimmten Punkt und bis zu einem auf dem 
Gelände zu beſtimmenden Punkt ungefähr 2 Kilometer öſtlich von 
Lorzendorf: 

Die Grenze ſo, wie ſie gemäß Artikel 83 des gegenwärtigen 
Vertrages beſtimmt wird; 


von da nordwärts und bis zu dem Punkt, wo die Verwal⸗ 


tungsgrenze Poſens die Bartſch trifft: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die Polen die 
Ortſchaften: Skoriſchau, Reichthal, Trembatſchau, Kunzen⸗ 
dorf, Schleiſe, Groß⸗Koſel, Schreibersdorf, Ripplin, Fürſtlich 
Niefken, Pawelau, Tſcheſchen, Konradau, Johannisdorf, 
Modzenowe, Vogdaj. — Deutſchland die Ortſchaften: 
Lorzendorf, Kaulwitz, Glauſche, Dalbersdorf, Reeſewitz, 
Stradam, Groß⸗Wartenberg, Kraſchen, Neu⸗Mittelwalde, 
Domaflawitz, Wedelsdorf, Tſcheſchen Hammer beläßt; 

von da nordweſtwärts die Provinzgrenze Poſens bis zu dem 
Punkt, wo fie die Eiſenbahn Rawilſch— Herrnſtadt trifft; 

von da und bis zu dem Punkt, wo die Provinzgrenze Poſens 
die Straße Reiſen⸗Tſchirnau trifft: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die weſtlich von 

Triebuſch und Gabel und öſtlich von Saborwitz läuft; 


2 Die urſprüngliche Faſſung des 7. Punktes lautete: - 
on dem eben beſtimmten Punkt in nördlicher Richtung bis zu der un- 
erh: x km öſtlich von Puſchine nach Oſten vorſpringenden Spitze des Kreiſes 
alkenberg: 
eine noch auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die öſtlich von Zülz geht; 
von dort die 1 Yale des Kreiſes Falkenberg, dann die Grenze 2 
Ober- und Mittelſchleſien, dann die Weſtgrenze von Poſen bis zur 
Bartſch, dann den Lauf dieſes Fluſſes ſtromabwärts dann die Grenze 
zwiſchen den Kreiſen Guhrau und Glogau nach Norden, dann die 
Grenze von Poſen nach Nordoſt bis zu ihrem Treffpunkt mit der 
Grenze zwiſchen den Kreiſen Liſſa und Frauſtadt; 
von dort nach Nordweſten bis zu einem noch zu beſtimmenden Punkte 
auf der Strecke zwiſchen den Orten Unruhſtadt und Kopnitz; 
eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, m weſtlich der Orte 
Geyersdorf, Brenno, Fehlen, Altkloſter, Klebel und öſtlich von 
Ulbersdorf, Buchwald, Ilgen, Weine, Lupitze, Schwenten läuft; 
von dort nach Norden bis zu dem nördlichſten Punkt des Chloppſees: 
eine 2 auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die der Mittellinie 
der Seen folgt; Stadt und Station Bentſchen jedoch bleiben auf 
polniſchem Gebiet leinſchließlich des Knotenpunktes der Linien 
Schwiebus— Bentſchen und Züllichau — Bentſchen); 
von dort nach Nordnordoſten bis zum Treffpunkt der Kreisgrenzen von 
Schwerin, Birnbaum und Meſeritz; 
eine noch zu beſtimmende Linie, die öſtlich von Betſche vorbeiführt; 
von dort nach Norden die Trennungslinie der Kreiſe Schwerin und 
Birnbaum, von da nach Oſten die Nordgrenze der Provinz Poſen, 


| 
| 
| 


von da die Verwaltungsgrenze Poſens bis zu dem Punkt 
ihres Zuſammentreffens mit der öſtlichen Verwaltungs⸗ 
grenze des Kreiſes Frauſtadt; 

von da nordöſtlich bis zu einem zu wählenden Punkt an der 
Straße zwiſchen den Orten Unruhſtadt und Kopnitz: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die weſtlich von 
Geyersdorf, Brenno, Fehlen, Altkloſter, Klebel, und öſtlich 
von Ulbersdorf, Buchwald, Ilgen, Weine, Lupitze, Schwenten 
läuft; 

von da nördlich bis zu dem nördlichſten Punkt des Chlopſees: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, welche der Mittel⸗ 
linie der Seen folgt; jedoch bleiben Stadt und Bahnhof 
Bentſchen leinſchließlich des Knotenpunkts der Linien 
Schwiebus— Bentſchen und Züllichau— Ventſchen) auf pol⸗ 
niſchem Gebiet; 


von da nordöſtlich bis einem Punkt, wo ſich die Grenzen der 
Kreiſe Schwerin, Birnbaum und Meſeritz treffen: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die öſtlich von 
Betſche vorbeiführt; 

von da nördlich die Grenze zwiſchen Schwerin und Birnbaum, 
dann öſtlich die Nordgrenze der Provinz Poſen bis zu 

dem Punkt, wo dieſe Linie die Netze trifft; 


von da nach Nordoſten die Kreisgrenze zwiſchen Filehne und 
Czarnikau, dann den Flußlauf der Netze ſtromaufwärts, dann nach 
Norden die Oſtgrenze des Kreiſes Czarnikau bis zu ihrem Treff⸗ 
punkt mit der Nordgrenze von Poſen; 

von da nach Nordoſten bis zum äußerſten Vorſprung der Grenze von 
Poſen ungefähr 5 km nordweſtlich von Scneidemähl; 

eine hier noch im Gelände zu beſtimmende Linie; 

von dort die Grenze von Poſen bis zu ihrem Schnittpunkt mit der 
Grenze zwiſchen den Kreiſen Flatow und Deutſch⸗Krone; 

dann in nordöſtlicher Richtung bis zur Höhe 205 (ungefähr 5 km weſt⸗ 
nordweſtlich von Konitz): 3 

eine im Gelände zu beſtimmende Linie, welche erde parallel 
der Eiſenbahn Schneidemühl— Konitz führt und ungefähr 8 km weſt⸗ 
lich von dieſer verläuft, weſtlich der Orte Annafeld, Greſonſe, 
Friedland, Steinborn, Jenznik, Nieſewanz und öſtlich der Orte 
Sakollno, Wengerz, Gurſen, Radawnitz, Lanken, Damnitz, Schlochau 
5 Bahn Hammerſtein—Schlochau—Prechlau bleibt auf deutſchem 

ebiet), Lichtenhagen, Richnau; 

dann in nördlicher Richtung zwiſchen den Kreiſen Konitz und Schlochau 
indurch; dann die Grenze von Weſtpreußen bis zu ihrem nördlichſten 
Vorſprung ungefähr 8 km ſüdöſtlich von Lauenburg; 

dann in nördlicher Richtung bis an die Oſtſee: 

eine noch zu beſtimmende Linie, welche öͤſtlich der Orte ohenfelde 
Saulin, Chottſchow, und zwar in der Mittellinie der Seen öſtlich 
dieſer Orte verläuft und die Höhe 32 ungefähr 5 Kilometer nord» 
nordweſtlich von Oſſecken ſchneidet. 
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von da ſtromaufwärts bis zu ihrer Vereinigung mit der Küddow 
der Verlauf der Netze; 

von da ſtromaufwärts bis zu einem zu wählenden Punkt 
ungefähr 6 Kilometer ſüdöſtlich von Schneidemühl: 
der Verlauf der Küddow; 

von da nordöſtlich bis zu dem ſüdlichſten Punkt der Wieder⸗ 
berührung mit der Nordgrenze Poſens ungefähr 5 Kilo⸗ 
meter weſtlich von Stahren: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die in dieſer 
Gegend die Eiſenbahn Schneidemühl— Konitz völlig auf 
deutſchem Gebiet läßt; 

von da die Grenze Poſens nach Nordoſten bis zur Spitze 
des vorſpringenden Winkels, den ſie ungefähr 15 Kilo⸗ 
meter öſtlich Flatow bildet; 

von da nach Nordoſten bis zu dem Punkt, wo die Komioncka 
die Südgrenze des Kreiſes Konitz ungefähr 3 Kilometer 
nordöſtlich Grunau trifft: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die an Polen 
folgende Ortſchaften: Jasdrowo, Gr.⸗Lutan, Kl.⸗Lutau, 
Wittkau, — an Deutſchland folgende Ortſchaften: Gr. Butzig. 
Cziskowo, Battrow, Böck, Grunau überläßt; 

von da nördlich die Grenze zwiſchen den Kreiſen Konitz 
und Schlochau bis zu dem Punkt, wo dieſe Grenze die 
Brahe trifft; 

von da bis zu einem Punkt der Pommerſchen Grenze ungefähr 
15 Kilometer öſtlich Rummelsburg: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die folgende 
Ortſchaften: Konarzin, Kelpin, Adl. Brieſen an Polen, — 
folgende Ortſchaften: Sampohl, Neuguth, Steinfort, Gr. 
Peterkau an Deutſchland überläßt: 

von da öſtlich die Pommerſche Grenze bis zu ihrem Treff⸗ 
punkt mit der Grenze zwiſchen den Kreiſen Konitz und 
Schlochau; 

von da nach Norden die Grenze zwiſchen Pommern und Weſt⸗ 
preußen bis zu dem Punkt an der Rheda (ungefähr 
3 Kilometer nordweſtlich von Gohra), wo dieſe einen von 
Nordweſten kommenden Nebenfluß aufnimmt; 

von da und bis zu der Krümmung der Piasnitz ungefähr 
1½ Kilometer nordweſtlich Warſchkau: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie; 

von da den Lauf der Piasnitz ſtromabwärts, dann die Mittel⸗ 
linie des Zarnowitzſees und endlich die weſtpreußiſche Grenze 
bis zur Oſtſee. 
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8. mit Dänemarf: 
Die Grenze, fo wie fie durch die Feſtſetzungen in Teil III, Ab⸗ 
ſchnitt XII (Schleswig), Artikel 109 und 110 geregelt iſt. 


Artikel 28. 
Die Grenzen Oſtpreußens werden mit den in Teil III, Abſchnitt IX 
(Oſtpreußen),“) gemachten Vorbehalten wie folgt feſtgelegt: 
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Von einem Punkt an der Küſte der Oftfee ungefähr 11/, Kilometer 
nördlich der Kirche von Pröbbernau und in einer Richtung von 159 Grad 
(von Nord nach Oſt gerechnet): 

eine noch im Gelände zu beſtimmende Linie von ungefähr 2 Kilometern; 

von dort in gerader Linie auf das Leuchtfeuer in der Biegung der 
Fahrrinne nach Elbing in ungefährer Breite von 540 19 ½ nörd⸗ 
licher Breite und 190 26° öſtlicher Länge von Greenwich; 

von da bis zur öſtlichſten Mündung der Nogat in einer ungefähren 
Richtung von 2090 (von Nord nach Oſt gerechnet); 


») Hier ift geſtrichen: „Artikel 94 und 96". 
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von da die Nogat aufwärts bis zu dem Punkte, wo diefer Fluß 
die Weichſel verläßt; 

von da ſtromaufwärts in der Hauptfahrrinne der Weichſel, dann 
die Südgrenze des Kreiſes Marienwerder, dann die des Kreiſes 
Roſenberg nach Oſten bis zu deren Treffpunkt mit der alten 
Grenze von Oſtpreußen; 

von da die alte Grenze zwiſchen Weſt⸗ und Oſtpreußen, dann die 
Grenze zwiſchen den Kreiſen Oſterode und Neidenburg, dann 
den Lauf des Fluſſes Skottau ſtromabwärts, dann ſtromauf⸗ 
wärts dem Lauf der Neide entlang bis zu einem Punkt, der 
ungefähr 5 Kilometer weſtlich von Bialutten der alten ruſſiſchen 
Grenze am nächſten liegt; 

dann in öſtlicher Richtung bis zu einem Punkt unmittelbar ſüdlich 
der Kreuzung der Straße Neidenburg—Mlawa mit der alten 
ruſſiſchen Grenze; 

eine noch im Gelände zu beſtimmende Linie nördlich von Bialutten; 

dann längs der alten ruſſiſchen Grenze bis öſtlich Schmalleningken, 
dann die Hauptfahrrinne der Memel ſtromabwärts, dann den 
Skierwieth⸗Arm des Deltas bis zum Kuriſchen Haff; 

dann in gerader Richtung bis zu dem Punkt, wo das öſtliche 
Ufer der Kuriſchen Nehrung auf die Verwaltungsgrenze, un⸗ 
gefähr 4 Kilometer ſüdweſtlich von Nidden trifft; 

dann die Verwaltungsgrenze bis zum weſtlichen Ufer der Kuriſchen 
Nehrung. 

Artikel 29. 

Die beſchriebenen Grenzen ſind in rot auf einer Karte im Maßſtabe 
von 1: 1000 000 eingezeichnet, welche dem gegenwärtigen Vertrag unter 
Nr. 1 beigefügt iſt. 

Im Falle von Unterſchieden zwiſchen dem Vertragstext und der 
Karteneinzeichnung iſt der Text maßgebend. 


Artikel 30. 

Wenn Grenzen durch einen Waſſerlauf bezeichnet ſind, ſo haben die 
Bezeichnungen „Waſſerlauf“ oder „Fahrrinne“ in den Beſchreibungen des 
vorliegenden Vertrages folgende Bedeutung: bei nichtſchiffbaren Flüſſen die 
mittlere Linie des Waſſerlaufes oder ſeines Hauptarmes, bei ſchiffbaren 
Flüſſen die mittlere Linie der Hauptſchiffahrtsrinne. In jedem Falle 
iſt es Sache der durch den vorliegenden Vertrag vorgeſehenen Grenz⸗ 
regulierungskommiſſionen, feſtzuſetzen, ob die Grenze den etwaigen Ver⸗ 
änderungen des Waſſerlaufes oder der Schiffahrtsrinne folgen ſoll, oder 
ob fie endgültig durch die Bezeichnung „Waſſerlauf“ oder „Fahrrinne“ beim 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrages beſtimmt wird. 
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III. Teil. 


Politiſche Beſtimmungen für Europa. 


Erſter Abſchnitt. Belgien. 
Artikel 31. 

Deutſchland erkennt an, daß die Verträge vom 19. April 1839, die 
die Rechtslage Belgiens vor dem Kriege beſtimmten, den gegenwärtigen 
Verhältniſſen nicht mehr entſprechen. Es ſtimmt daher der Aufhebung 
dieſer Verträge zu und verpflichtet ſich ſchon jetzt zur Anerkennung und 
Beachtung aller Abkommen, die zwiſchen den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten oder zwiſchen irgendeiner dieſer Mächte und den Re⸗ 
gierungen von Belgien und von Holland zum Erſatz für die genannten 
Verträge von 1839 getroffen werden können. Sollte Deutſchlands 
formeller Beitritt zu ſolchen Abkommen oder zu irgendeiner Beſtimmung 
ſolcher Abkommen verlangt werden, ſo verpflichtet ſich Deutſchland ſchon 
jetzt, ihnen beizutreten. 

Artikel 32. 

Deutſchland erkennt die volle Staatshoheit Belgiens über das ge⸗ 

ſamte ſtrittige Gebiet von Moresnet (ſogenanntes Neutral⸗Moresnet) an. 


Artikel 33. 

Deutſchland verzichtet zugunſten Belgiens auf alle Rechte und An⸗ 
wrüche anf bes- Bere bon. Peng Deren weſtlich der Straße 
von Lüttich nach Aachen; der Teil dieſer Straße am Rande dieſes 
Gebietes gehört zu Belgien. 


Artikel 34. 


e nach In rafttreten bleſes Ber 
trages werden in Eupen und Malmedy durch die belgiſchen Behörden 
Liſten ausgelegt. Die Bewohner dieſer Gebiete haben das Recht, darin 
cheiftlich ihren Wunſch auszuſprechen, daß dieſe Gebiete ganz oder teil⸗ 
weiſe unter deutſcher Staatshoheit bleiben. 

Es iſt Sache der belgiſchen Regierung, das Ergebnis dieſer Volks⸗ 
abſtimmung zur Kenntnis des Völkerbundes zu bringen, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung anzunehmen ſich Belgien verpflichtet. 


Artikel 35. 

Eine Kommiſſion von 7 Mitgliedern, von denen 5 durch die 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte, eins durch Deutſchland und 
eins durch Belgien beſtimmt werden, wird 14 Tage nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Vertrages gebildet, um an Ort und Stelle die neue Grenz⸗ 
linie zwiſchen Belgien und Deutſchland feſtzuſetzen unter Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Lage und der Verkehrswege. 
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Die Entſcheidungen werden mit Stimmenmehrheit getroffen und 
ſind für die Beteiligten bindend. 


Artikel 36. 

Sobald der Übergang der Staatshoheit über die obengenannten 
Gebiete endgültig geworden iſt, erwerben die in dieſen Gebieten anſäſſigen 
deutſchen Reichsangehörigen ohne weiteres und endgültig die belgiſche 
Staatsangehörigkeit und verlieren die deutſche Reichsangehörigkeit. 

Die deutſchen Reichsangehörigen jedoch, die ſich in dieſen Gebieten 
nach dem 1. Auguſt 1914 niedergelaſſen haben, können die belgiſche 
Staatsangehörigkeit nur mit einer Genehmigung der belgiſchen Regierung 
erwerben. 

Artikel 37. 

Während der zwei erſten Jahre nach dem endgültigen Übergang der 
Staatshoheit über die Belgien auf Grund dieſes Vertrages zugeſprochenen 
Gebiete ſind die deulſchen Reichsangehörigen, die älter als 18 Jahre 
und in dieſen Gebieten anſäſſig ſind, berechtigt, für die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit zu optieren. 

Die Option des Ehegatten hat die der Ehegattin, die Option der 
Eltern die ihrer noch nicht 18 Jahre alten Kinder zur Folge. 

Die Perſonen, die von dem oben vorgeſehenen Optionsrecht Gebrauch 
gemacht haben, müſſen in den darauf folgenden 12 Monaten ihren 
Wohnſitz nach Deutſchland verlegen. 

Es ſteht ihnen frei, die unbeweglichen Güter, die ſie in den durch 
Belgien erworbenen Gebieten beſitzen, zu behalten. Sie können ihre be⸗ 
wegliche Habe aller Art mitnehmen. Es wird ihnen dafür keinerlei 
Zoll, weder für die Ausfuhr noch für die Einfuhr, auferlegt. 


Artikel 38. 

Die deutſche Regierung hat der belgiſchen Regierung unverzüglich die 
Archive, Regiſter, Pläne, Urkunden und Dokumente aller Art auszuliefern, 
die die Zivil⸗, Militär⸗, Finanz⸗ und Juſtizverwaltung oder andere Ver⸗ 
waltungen des unter belgiſche Staatshoheit gelangten Gebietes betreffen. 

Desgleichen hat die deutſche Regierung der belgiſchen Regierung 
die Archive und Dokumente aller Art zurückzuerſtatten, die im Laufe des 
Krieges durch die deutſchen Behörden aus den öffentlichen belgiſchen 
Verwaltungen, namentlich aus dem Miniſterium der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten in Brüſſel, fortgenommen wurden. 


Artikel 39. 

Umfang und Art der finanziellen Laſten Deutſchlands und Preußens, 
die Belgien für die ihm abgetretenen Gebiete zu übernehmen hat, werden 
gemäß den Artikeln 24 und 256 des IX. Teiles (finanzielle Beſtim⸗ 
mungen) dieſes Vertrages feſtgelegt. 
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Zweiter Abſchnitt. Luxemburg. 
Artikel 40. 

Deutſchland verzichtet in bezug auf das Großherzogtum Luxemburg 
cuf die Vorteile aller Beſtimmungen, die zu ſeinen Gunſten in den Ver⸗ 
trägen vom 8. Februar 1842, vom 2. April 1847, vom 20.5. Ok⸗ 
tober 1865, vom 18. Auguſt 1866, vom 21. Februar und vom 11. Mai 1867, 
vom 10. Mai 1871, vom 11. Juni 1872, vom 11. November 1902 ſowie 
in allen auf dieſe Verträge folgenden Abkommen enthalten ſind. 

Deutſchland erkennt an, daß das Großherzogtum Luxemburg mit 
dem 1. Januar 1919 aufgehört hat, dem deutſchen Zollverein anzu⸗ 
gehören. Es verzichtet auf alle Rechte bezüglich des Betriebes der Eiſen⸗ 
bahnen, ſtimmt der Aufhebung der Neutralität des Großherzogtums zu 
und nimmt im voraus alle internationalen Vereinbarungen an, die 
zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Mächten bezüglich des Groß⸗ 
herzogtums getroffen werden. 

Artikel 41. 

Deutſchland verpflichtet ſich, dem Großherzogtum Luxemburg auf 
Erſuchen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte alle Vorteile und 
Rechte einzuräumen, die dieſer Vertrag zugunſten dieſer Mächte oder 
ihrer Staatsangehörigen in wirtſchaftlichen, Verkehrs⸗ und Luftſchiffahrts⸗ 
fragen feſtlegt. 


Dritter Abſchnitt. Linkes Rheinufer. 
Artikel 42. 

Es iſt Deutſchland unterſagt, Befeſtigungen ſowohl auf dem linken 
Ufer des Rheins wie auch auf dem rechten Ufer weſtlich einer 50 km 
öſtlich dieſes Fluſſes gezogenen Linie zu unterhalten oder zu errichten. 

Artikel 43. 

Ebenſo ſind in der im Artikel 42 angegebenen Zone die Unterhaltung 
oder die Zuſammenziehung einer bewaffneten Macht, ſowohl in ſtändiger 
wie auch in vorübergehender Form, ſowie alle militäriſchen Übungen jeder 
Art und die Aufrechterhaltung irgendwelcher materiellen Vorkehrungen 
für eine Mobilmachung unterſagt. 

Artikel 44. 

Falls Deutſchland in irgendeiner Weiſe den Beſtimmungen der 
Artikel 42 und 43 zuwiderhandeln ſollte, würde dies als feindliche 
Handlung gegenüber den Signatarmächten dieſes Vertrages und als 
Verſuch der Störung des Weltfriedens betrachtet werden. 


Vierter Abſchnitt. Saarbecken. 
Artikel 45. 
Als Erſatz für die Zerſtörung der Kohlengruben in Nordfrankreich 
und in Anrechnung auf den Betrag der Wiedergutmachung von Kriegs⸗ 
ſchäden, die Deutſchland ſchuldet, tritt letzteres an Frankreich das voll⸗ 


24 


ftändige und unbeſchränkte Eigentum an den Kohlengruben im Saar⸗ 
becken ab, wie dieſes im Artikel 48 abgegrenzt iſt. Das Eigentum geht 
frei von allen Schulden und Laſten ſowie mit dem ausſchließlichen Aus⸗ 
beutungsrecht über. 

Artikel 46. 

Um die Rechte und das Wohl der Bevölkerung zu ſichern und 
Frankreich volle Freiheit bei der Ausbeutung der Gruben zu verbürgen, 
nimmt Deutſchland die Beſtimmungen der Kapitel I und II der bei- 
gefügten Anlage an. 


abzutreten (Lothringen) //, II bejehtes Gebiet (Rheinland) 
Zen Ent ecken 


Artikel 47. 

Zur rechtzeitigen Regelung der endgültigen Rechtslage des Saar⸗ 
beckens, unter Berückſichtigung der Wünſche der Bevölkerung, nehmen 
Frankreich und Deutſchland die Beſtimmungen des Kapitels III der 
beigefügten Anlage an. 

Artikel 48. 

Die Grenzen des Gebietes des Saarbeckens, das den Gegenſtand 
dieſer Beſtimmungen bildet, werden wie folgt feſtgeſetzt: 

Im Süden und Südweſten: durch die Grenze Frankreichs, wie ſie 
durch dieſen Vertrag feſtgeſetzt iſt. 

Im Nordweſten und Norden: durch eine Linie, die der nördlichen 
Verwaltungsgrenze des Kreiſes Merzig folgt von dem Punkte, wo dieſe die 
franzöſiſche Grenze verläßt, bis zu ihrem Schnittpunkt mit der Ver⸗ 
waltungsgrenze zwiſchen den Gemeinden Saarhölzbach und Britten. 
Die Linie folgt dann dieſer Gemeindegrenze in ſüdlicher Richtung 
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bis zur. Verwaltungsgrenze der Bürgermeiſterei Merzig, ſo daß die 
Bürgermeiſterei Mettlach mit Ausnahme der Gemeinde Britten in 
das Gebiet des Saarbeckens fällt. Darauf folgt ſie den nördlichen 
Verwaltungsgrenzen der Bürgermeiſtereien Merzig und Hauſtadt, welche 
dem genannten Gebiet des Saarbeckens angegliedert werden, ſodann 
nacheinander den Verwaltungsgrenzen, die die Kreiſe Saarlouis, Ottweiler 
und St. Wendel von den Kreiſen Merzig, Trier und vom Fürſtentum 
Birkenfeld trennen, bis zu einem Punkte etwa 500 Meter nördlich des 
Dorfes Furſchweiler (Gipfel des Metzelberges). 

Im Nordoſten und im Oſten: Von dieſem oben feſtgeſetzten Punkte 
bis zu einem Punkt etwa 3½ Kilometer oſtnordöſtlich von Sankt⸗ 
Wendel eine im Gelände feſtzulegende Linie. Sie verläuft öſtlich von 
Furſchweiler, weſtlich von Roſchberg, öſtlich der Höhen 418, 329 (ſüdlich 
von Roſchberg), weſtlich von Leitersweiler, nordöſtlich von der Höhe 464, 
folgt ſodann nach Süden der Kammlinie bis zu ihrem Treffpunkt mit 
der Verwaltungsgrenze des Kreiſes Kuſel. 

Von da nach Süden die Grenze des Kreiſes Kuſel, ſodann die 
des Kreiſes Homburg nach Südſüdoſten bis zu einem Punkte etwa 
1000 Meter weſtlich von Dunzweiler. 

Von da bis zu einem Punkte etwa 1 Kilometer ſüdlich von Horn⸗ 
bach eine im Gelände feſtzulegende Linie. Sie verläuft über die 
Höhe 424 (etwa 1000 Meter ſüdöſtlich von Dunzweiler), über die Höhe 363 
(Fuchsberg), 322 (ſüdweſtlich von Waldmohr), darauf öſtlich von 
Jägersburg und Erbach, ſodann, Homburg einſchließend, über die 
Höhen 361 (zirka 2½ Kilometer oſtnordöſtlich der Stadt), 342 (etwa 
2 Kilometer ſüdöſtlich der Stadt), 357 (Schreinersberg), 356, 350 (etwa 
1½ Kilometer ſüdöſtlich von Schwarzenbach), führt dann öſtlich vom 
Einöd, ſüdöſtlich der Höhen 322 und 333, etwa 2 Kilometer öſtlich von 
Webenheim, 2 Kilometer öſtlich von Mimbach, umgeht nach Oſten den 
Rücken, auf dem die Straße Mimbach— Böckweiler läuft, jo daß die 
letztere Straße dem Saargebiet zufällt, geht unmittelbar nördlich der 
etwa 2 Kilometer nördlich von Altheim gelegenen Abzweigung der beiden 
von Böckweiler und von Altheim kommenden Straßen, ſodann über Ring⸗ 
weilerhof, das ausgeſchloſſen bleibt, und die Höhe 322, die eingeſchloſſen 
wird, und erreicht die franzöſiſche Grenze an der Biegung, die dieſe 
etwa 1 Kilometer ſüdlich von Hornbach macht. (Siehe die Karte 1: 100 000, 
die dieſem Vertrag unter Nr. 2 beigelegt ift.) 

Eine Kommiſſion von 5 Mitgliedern, von denen eins durch Frank⸗ 
reich, eins durch Deutſchland und drei durch den Rat des Völkerbundes 
ernannt werden, welch letzterer Angehörige anderer Mächte wählen 
wird, tritt binnen 14 Tagen nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
zuſammen, um an Ort und Stelle den Verlauf der oben beſchriebenen 
Grenzlinie feſtzuſetzen. 


26 


Bei den Teilen der vorerwähnten Grenzlinie, die mit den Ver⸗ 
waltungsgrenzen nicht zuſammenfallen, wird ſich die Kommiſſion bemühen, 
der angegebenen Grenzlinie nahezukommen, indem ſie ſoweit wie möglich 
die örtlichen wirtſchaftlichen Intereſſen und die beſtehenden Gemeinde⸗ 
grenzen berückſichtigt. 

Die Kommiſſion entſcheidet mit Stimmenmehrheit; ihre Beſchlüſſe 
ſind für die Beteiligten bindend. 

Artikel 49. 

Deutſchland verzichtet zugunſten des Völkerbundes, der hier als 
Treuhänder erachtet wird, auf die Regierung des oben genau feſtgeſetzten 
Gebietes. Nach Ablauf einer Friſt von 15 Jahren nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrages wird die Bevölkerung dieſes Gebietes aufgefordert 
werden, ſich für diejenige Staats hoheit zu entſcheiden, unter welche fie 
zu treten wünſcht. 

Artikel 50. 

Die Beſtimmungen, nach denen die Abtretung der Gruben des Saar⸗ 
beckens zu erfolgen hat, ſowie die Maßnahmen zur Sicherung der Rechte 
und der Wohlfahrt der Bevölkerung ſowie zur Regierung des Gebietes, 
und die Bedingungen, unter denen die oben vorgeſehene Volksabſtimmung 
ſtattfinden ſoll, werden in der beigefügten Anlage feſtgeſetzt, die als ein 
untrennbarer Beſtandteil dieſes Vertrages angeſehen wird und die Deutſch⸗ 
land anzunehmen erklärt. 


Anlage. 

Gemäß den Beſtimmungen der Artikel 45 bis 50 dieſes Vertrages 
werden die Bedingungen, unter denen die Abtretung der Gruben des 
Saarbeckens durch Deutſchland an Frankreich erfolgen wird, ſowie die 
Maßnahmen zur Sicherung der Rechte und der Wohlfahrt der Bevölkerung 
ſowie zur Regierung des Gebietes, und die Bedingungen, unter denen die 
oben vorgeſehene Volksabſtimmung ſtattfinden ſoll, wie folgt feſtgeſetzt: 


Kapitel 1. 
Abtretung der Kohlengruben und ihre Ausbeutung. 
81 


Mit Inkrafttreten dieſes Vertrages erwirbt der franzöſiſche Staat den 
vollen und unumſchränkten Beſitz aller Kohlenlager innerhalb der Grenzen 
des Saarbeckens, wie dieſe im Artikel 48 dieſes Vertrages feſtgeſetzt ſind. 

Der franzöſiſche Staat hat das Recht, dieſe Gruben auszubeuten 
oder nicht auszubeuten oder das Ausbeutungsrecht an Dritte abzutreten, 
ohne eine vorherige Genehmigung einholen oder irgendeine Formalität 
erfüllen zu müſſen. 

Um die Abgrenzung ſeiner Rechte zu ſichern, kann der franzöſiſche 
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Staat jederzeit die Anwendung der untenerwähnten deutſchen Geſetze 
und Verordnungen für den Bergbau verlangen. 
8 2. 

Das Beſitzrecht des franzöſiſchen Staates erſtreckt ſich auf die 
freien und noch nicht konzedierten Kohlenlager ſowie auf die bereits 
konzedierten, gleichviel, wer ihre gegenwärtigen Beſitzer ſind, ohne 
Unterſchied, ob ſie dem preußiſchen oder bayeriſchen Staat oder anderen 
Staaten oder Gemeinſchaften, Geſellſchaften oder Privatperſonen 
gehören, gleichviel, ob ſie ausgebeutet werden oder nicht, gleich⸗ 
viel, ob ein von den Rechten der Grundeigentümer getrenntes Aus⸗ 
beutungsrecht anerkannt iſt oder nicht. 


83. 

Was die bereits ausgebeuteten Gruben betrifft, fo erſtreckt ſich die 
Übertragung des Beſitzes auf den franzöſiſchen Staat auf alle Neben⸗ 
anlagen dieſer Gruben, namentlich auf ihre Einrichtungen und ihr 
Ausbeutungsgerät über und unter Tage, auf ihr Förderungsgerät, auf 
die Anlagen, die die Kohle in elektriſche Kraft, in Koks und Neben⸗ 
erzeugniſſe verwandeln, auf Werkſtätten, Verkehrswege, elektriſche Lei⸗ 
tungen, auf Anlagen für das Faſſen und die Verteilung des Waſſers, auf 
Grundſtücke und Gebäude, wie Bureauräume, Wohnhäuſer der Direk⸗ 
toren, Beamten oder Arbeiter, auf Schulen, Krankenhäuſer und Apotheken, 
auf die Beſtände und Vorräte aller Art, auf die Archive und Pläne, 
und überhaupt auf alles, deſſen Beſitz oder Nutznießung den Eigen⸗ 
tümern oder Ausbeutern der Gruben zum Zwecke der Ausbeutung der 
Gruben und ihres Zubehörs zuſteht. 

Die Übertragung erſtreckt ſich gleichfalls auf die Forderungen, die 
noch für die Erzeugniſſe einzuziehen ſind, die vor der Beſitznahme 
durch den franzöſiſchen Staat und nach der Unterzeichnung dieſes Ver⸗ 
trages geliefert wurden, ſowie auf die Bürgſchaften von Kunden, deren 
Rechte der franzöſiſche Staat gewährleiſtet. 

84 

Der franzöſiſche Staat erwirbt den Beſitz völlig frei von jeder 
Schuld und Laſt. Es werden jedoch in keiner Weiſe die Rechte auf 
Alters- und Invalidenrenten berührt, die das Perſonal der Gruben und 
ihrer Nebenanlagen zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages er⸗ 
worben hat oder zu erwerben im Begriff war. Dagegen hat Deutſch⸗ 
land dem franzöſiſchen Staat den genauen Betrag der von dieſem 
Perſonal erworbenen Renten zu übergeben. 

8 5. 

Der Wert des auf dieſe Weiſe dem franzöſiſchen Staat abgetretenen Be⸗ 
ſitzes wird durch die im Artikel 233 des Teils VIII (Wiedergutmachungen) 
dieſes Vertrages vorgeſehene Wiedergutmachungskommiſſion feſtgeſetzt. 
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Dieſer Wert wird Deutſchland in der Abrechnung der Wiedergut⸗ 
machungen gutgeſchrieben. 

Es iſt Deutſchlands Sache, die jeweiligen Eigentümer oder Inter⸗ 
eſſenten zu entſchädigen. 

8 6. 

Auf den Eiſenbahnen und Kanälen Deutſchlands darf kein Tarif 
eingeführt werden, der die Beförderung des Perſonals, der Erzeugniſſe 
der Gruben und Nebenanlagen oder der für die Ausbeutung notwen⸗ 
digen Materialien unmittelbar oder mittelbar benachteiligt. Dieſe Trans⸗ 
porte genießen alle Rechte und Vorrechte, welche internationale Eiſen⸗ 
bahnabkommen ähnlichen Erzeugniſſen franzöſiſcher Herkunft gewährleiſten. 


8 7. 

Das für die Räumung und Beförderung der Erzeugniſſe der 
Gruben und Nebenanlagen ſowie für die Beförderung der Arbeiter und 
Beamten notwendige Material und Perſonal wird durch die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung des Beckens geſtellt. 


8 8. 

Keinerlei Hindernis darf den Arbeiten zur Erweiterung der Eiſen⸗ 
bahnen oder Waſſerſtraßen entgegengeſtellt werden, welche der franzö⸗ 
ſiſche Staat für die Sicherung der Räumung und Beförderung der 
Erzeugniſſe der Gruben und Nebenanlagen als notwendig erachtet, wie 
Vermehrung der Gleiſe, Erweiterungen von Bahnhöfen, Anlage von 
Werften und Nebenanlagen. Die Verteilung der Unkoſten wird, im 
Falle von Meinungsverſchiedenheiten, einem Schiedsgericht unterbreitet. 

Der franzöſiſche Staat kann ebenfalls alle neuen Verkehrswege 
ſowie alle Straßen, elektriſche Leitungen und telephoniſche Verbindungen 
herſtellen, die er für die Bedürfniſſe der Ausbeutung als notwendig erachtet. 

Er kann frei und unbehindert die Verkehrswege benutzen, deren 
Beſitzer er iſt, namentlich jene, die die Gruben und ihre Nebenanlagen 
mit den Verkehrswegen innerhalb des franzöſiſchen Gebietes verbinden. 


8 9. 

Der franzöſiſche Staat kann ſtets die Anwendung der deutſchen Geſetze 
und Verordnungen für den Bergbau verlangen, welche am 11. No⸗ 
vember 1918 in Kraft waren (abgeſehen von den Beſtimmungen, die 
ausſchließlich im Hinblick auf den Kriegszuſtand getroffen wurden), wenn 
er Grundſtücke erwerben will, die er zur Ausbeutung der Gruben und 
deren Nebenanlagen für notwendig erachtet. 

Die Wiedergutmachung der Schäden, die an den Grundſtücken in⸗ 
folge der Ausbeutung dieſer Gruben und deren Nebenanlagen entſtehen, 
wird gemäß den obenerwähnten deutſchen Geſetzen und Verordnungen 
für den Bergbau geregelt. 
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8 10. 

Jede Perſon, die der franzöſiſche Staat in feine Rechte auf die 

Ausbeutung der Gruben oder deren Nebenanlagen ganz oder teilweiſe 
einſetzt, genießt die in dieſer Anlage feſtgeſetzten Vorrechte. 


8 11. 

Die Gruben und ſonſtigen Grundſtücke, die Eigentum des fran⸗ 
zöſiſchen Staates geworden ſind, können niemals der Gegenſtand von 
Verfallserklärungen, Rückkauf, Enteignung oder Beſchlagnehmung noch 
irgendeiner anderen Maßnahme werden, die das Eigentumsrecht beein⸗ 
trächtigen. 

Das bei der Ausbeutung dieſer Gruben und deren Nebenanlagen 
verwandte Perſonal und Gerät ſowie die Erzeugniſſe, die aus dieſen 
Gruben gefördert oder in deren Nebenanlagen hergeſtellt werden, 
können niemals Gegenſtand einer Beſchlagnehmungsmaßnahme ſein. 


8 12. 

Für die Ausbeutung der Gruben und ihrer Nebenanlagen, deren 
Eigentum der franzöſiſche Staat erwirbt, iſt unter Vorbehalt der Be⸗ 
ſtimmungen des unten angeführten § 23 auch künftig die Rechtslage 
maßgebend, die auf Grund der deutſchen Geſetze und Verordnungen, die 
am 11. November 1918 in Kraft waren, beſtand (mit Ausnahme der aus⸗ 
ſchließlich im Hinblick auf den Kriegszuſtand getroffenen Beſtimmungen). 

Die Rechte der Arbeiter bleiben ebenfalls beſtehen, ſo wie ſie am 
11. November 1918 aus den obenerwähnten deutſchen Geſetzen und 
Verordnungen hervorgingen, und unter Vorbehalt der Beſtimmungen 
des genannten § 23. 

Die Einführung und Verwendung fremder Arbeitskräfte in den 
Gruben des Saarbeckens oder in deren Nebenanlagen darf in keiner 
Weiſe behindert werden. 


Die Arbeiter und Beamten franzöſiſcher Staatsangehörigkeit können 
den franzöſiſchen Gewerkſchaften angehören. 
8 18. 
Der Beitrag der Gruben und deren Nebenanlagen, ſowohl zu dem 
örtlichen Haushalt des Saarbeckens wie auch zu den Kommunalſteuern, 
wird unter gerechter Berückſichtigung des Verhältniſſes des Wertes der 


Gruben zu dem geſamten ſteuerpflichtigen Vermögen des Saarbeckens 
feſtgeſetzt. 
8 14. 

Der franzöſiſche Staat kann jederzeit als Nebenanlagen der Gruben 
Volksſchulen und techniſche Schulen für das Perſonal und die Kinder 
dieſes Perſonals gründen und unter halten und den Unterricht in dieſen 
Schulen in franzöſiſcher Sprache erteilen laſſen. Die Lehrpläne und 
Lehrer kann er ſelbſt beſtimmen. 


30 


Desgleichen kann er Krankenhäuſer, Apotheken, Arbeiterhäuſer und 
Gärten und andere Wohlfahrts- und ee gründen 
und unterhalten. 

§ 15. 

Der franzöſiſche Staat hat volle Freiheit, die Verteilung, die Ver⸗ 
ſendung und die Feſtſetzung der Verkaufspreiſe der Erzeugniſſe der 
Gruben und ihrer Nebenanlagen nach eigenem Gutdünken vorzunehmen. 

Die franzöſiſche Regierung verpflichtet ſich jedoch, ohne Rückſicht auf 
die Höhe der Bergwerksförderung, den örtlichen Bedarf der Induſtrie 
und der Einwohner immer in dem Verhältnis zu befriedigen, das im 
Laufe des Geſchäftsjahres 1913 zwiſchen dem örtlichen Verbrauch und 
der Geſamtförderung des Saarbeckens beſtand. 


Kapitel 2. Regierung des Gebietes des Saarbeckens. 
§ 16. 

Die Regierung des Gebietes des Saarbeckens wird einer Kommiſſion 
anvertraut, die den Völkerbund vertritt. Dieſe Kommiſſion wird ihren 
Sitz im Gebiet des Saarbeckens haben. 

Ss 17. 

Die im $ 16 vorgeſehene Regierungskommiſſion beſteht aus 5 Mit⸗ 
gliedern, die durch den Rat des Völkerbundes ernannt werden. Sie be- 
ſteht aus einem franzöſiſchen Mitglied, einem nichtfranzöſiſchen Mit⸗ 
glied, das aus dem Gebiet des Saarbeckens ſtammt und dort wohnt, 
und drei Mitgliedern, die Staatsangehörige dreier anderer Länder als 
Frankreich und Deutſchland ſind. 

Die Mitglieder der Regierungskommiſſion werden auf ein Jahr 
ernannt; ihr Mandat kann erneuert werden. Der Rat des Völkerbundes 
kann ſie abberufen und für ihren Erſatz ſorgen. 

Die Mitglieder der Regierungskommiſſion haben Anſpruch auf 
ein Gehalt, das durch den Rat des Völkerbundes feſtgeſetzt und aus 
den Einnahmen des Gebietes bezahlt wird. 


§ 18. 

Der Vorſitzende der Regierungskommiſſion wird durch den Rat des 
Völkerbundes aus den Mitgliedern der Kommiſſion und für die Dauer 
eines Jahres gewählt; ſeine Vollmacht kann erneuert werden. 

Der Vorſitzende iſt das ausführende Organ der Kommiſſion. 


8 19. 

Die Regierungskommiſſion hat im Saarbeckengebiet alle Regierungs⸗ 
gewalt, die früher dem Deutſchen Reich, Preußen und Bayern zu⸗ 
ſtand, mit Einſchluß des Rechtes, Beamte zu ernennen und abzuſetzen 
und diejenigen Organe der Verwaltung und Vertretung zu ſchaffen, die ſie 
für notwendig hält. 
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Sie hat Vollmacht, die Eiſenbahnen, Kanäle und die verſchiedenen 
öffentlichen Betriebe zu verwalten und auszubeuten. 

Sie beſchließt mit Stimmenmehrheit. 

8 20. 

Deutſchland ſtellt der Regierung des Saarbeckens alle amtlichen 
Urkunden und Archive zur Verfügung, die ſich im Beſitz Deutſchlands, 
eines deutſchen Staates oder einer öffentlichen Behörde befinden und ſich 
auf das Saarbeckengebiet oder auf die Rechte ſeiner Einwohner beziehen. 

8 21. 

Es iſt Sache der Regierungskommiſſion, mit den Mitteln und unter 
den Bedingungen, die ſie für angemeſſen hält, den Schutz der Intereſſen 
der Einwohner des Saarbeckengebiets im Ausland zu vertreten. 

8 22. 

Die Regierungskommiſſion hat im Saarbeckengebiet die volle Nutz⸗ 
nießung an dem Eigentum, das der deutſchen Reichsregierung oder der 
Regierung irgendeines deutſchen Staates ſowohl als öffentliches als 
auch als privates Staatseigentum gehört, mit Ausnahme der Gruben. 

Was die Eiſenbahnen betrifft, ſo ſoll eine gerechte Verteilung 
des rollenden Materials durch eine gemiſchte Kommiſſion erfolgen, in der 
die Regierungskommiſſion des Saarbeckens und die deutſchen Eiſen⸗ 
bahnen vertreten ſind. 

Perſonen, Waren, Schiffe, Eiſenbahnwagen, Fahrzeuge und Poſt⸗ 
ſendungen, die aus dem Saargebiet heraus⸗ oder in dasſelbe hineingehen, 
genießen alle Rechte und Vorteile bezüglich der Durchfuhr und der 
Beförderung, wie ſie in den Beſtimmungen des Teiles XII (Häfen, 
Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen) des gegenwärtigen Vertrages einzeln auf⸗ 
geführt ſind. 4 25 


Die Geſetze und Verordnungen, die im Saarbeckengebiet am 
11. November 1918 in Kraft waren (mit Ausnahme der für den Kriegs⸗ 
zuſtand getroffenen Beſtimmungen), bleiben in Kraft. 

Wenn aus Gründen der allgemeinen Ordnung oder um dieſe Geſetze 
und Verordnungen mit den Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages in 
Einklang zu bringen, Anderungen an ihnen vorgenommen werden müßten, 
ſo ſollen dieſe von der Regierungskommiſſion nach Anhörung der ge⸗ 
wählten Vertreter der Einwohner beſchloſſen und ausgeführt werden. 
Die Form dieſer Anhörung beſtimmt die Kommiſſion. 

Ohne vorherige Befragung des franzöſiſchen Staates darf keine 
Anderung der in § 12 vorgeſehenen geſetzlichen Beſtimmungen über den 
Bergwerksbetrieb erfolgen, außer wenn dieſe Abänderung die Folge einer 
allgemeinen, vom Völkerbund beſchloſſenen Arbeitsregelung iſt. 

Was die Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsſtunden 
für Männer, Frauen und Kinder betrifft, ſo muß die Regierungskommiſſion 
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die von den örtlichen Arbeitsorganifationen geäußerten Wünſche ebenjo 
wie die vom Völkerbund angenommenen Grundſätze in Betracht ziehen 
§ 24. 

Unter Vorbehalt der Beſtimmungen des § 4 werden die Rechte der 
Bewohner des Saarbeckens, was Verſicherung und Penſionen anbetrifft, 
durch keine Beſtimmung dieſes Vertrages berührt, mögen dieſe Rechte 
zur Zeit der Inkraftſetzung des vorliegenden Vertrages erworben oder im 
Entſtehen begriffen ſein, mögen ſie ſich auf irgendein deutſches Ver⸗ 
ſicherungsſyſtem oder auf Penſionen irgendwelcher Art beziehen. 

Deutſchland und die Regierung des Saarbeckens werden alle oben 
angeführten Rechte aufrechterhalten und ſchützen. 

8 8. 

Die Zivil⸗ und Strafgerichte, die ſich im Saarbeckengebiet be⸗ 
finden, bleiben beſtehen. 

Die Regierungskommiſſion ſetzt einen Zivil⸗ und Strafgerichtshof 
ein, der die Berufungsinſtanz für dieſe Gerichte bildet und über Fragen 
entſcheidet, für die dieſe Gerichte nicht zuſtändig ſind. 

Es iſt Sache der Regierungskommiſſion, die Organiſation und die 
Zuſtändigkeit des genannten Gerichtshofs zu regeln. 

Das Recht wird im Namen der Regierungskommiſſion geſprochen. 

§ 26. 

Die Regierungskommiſſion hat allein die Befugnis, Abgaben und 
Steuern innerhalb der Grenzen des Saarbeckengebiets zu erheben. 

Die Abgaben und Steuern werden ausſchließlich für die Bedürfniſſe 
des Gebiets verwendet. 

Das am 11. November 1918 beſtehende Steuerſyſtem bleibt be⸗ 
ſtehen, ſoweit es die Umſtände geſtatten. Außer Zollabgaben darf ohne 
vorherige Befragung der gewählten Vertreter der Einwohner keine neue 
Abgabe erhoben werden. 

827. 

Die vorliegenden Beſtimmungen berühren in keiner Weiſe die 
gegenwärtige Staatsangehörigkeit der Einwohner des Saarbeckengebiets. 

Niemand darf gehindert werden, eine andere Staatsangehörigkeit 
zu erwerben; doch ſchließt in ſolchen Fällen der Erwerb der neuen 
Staatsangehörigkeit den Verluſt jeder anderen aus. 

8 28. 

Unter Aufſicht der Regierungskommiſſion dürfen die Einwohner 
ihre örtlichen Verſammlungen, ihre religiöſen Freiheiten, ihre Schule und 
ihre Sprache behalten. Das Wahlrecht darf nur für die örtlichen Ver⸗ 
tretungen ausgeübt werden. 

Es ſteht ohne Unterſchied des Geſchlechts jedem über 20 Jahre 
alten Einwohner zu. 
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i § 29. 

Diejenigen Einwohner des Saarbeckengebiets, die dieſes Gebiet zu 
verlaſſen wünſchen, haben volles Recht, dort ihr unbewegliches Eigentum 
zu behalten oder es zu angemeſſenen Preiſen zu verkaufen und ihre 
bewegliche Habe abgabenfrei mitzunehmen. 

8 30. 

Im Saarbeckengebiet findet kein Militärdienſt ſtatt, weder pflicht⸗ 
mäßiger noch freiwilliger. Die Errichtung von Befeſtigungen iſt daſelbſt 
unterſagt. 

Nur eine örtliche Gendarmerie wird zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung eingerichtet. 

Es iſt Sache der Regierungskommiſſion, unter allen Umſtänden für den 
Schutz von Perſonen und Eigentum im Saarbeckengebiet Sorge zu tragen. 
$ 31. 

Das Saarbeckengebiet, wie es im Artikel 48 des vorliegenden 
Vertrages abgegrenzt iſt, wird dem franzöſiſchen Zollſyſtem unterworfen. 
Der Ertrag aus den Zöllen auf die für den örtlichen Verbrauch 
beſtimmten Waren wird nach Abzug aller Erhebungskoſten dem Haus⸗ 
halt des genannten Gebiets zugewieſen. 

Kein Ausfuhrzoll darf auf die Erzeugniſſe der Erzinduſtrie oder auf 
die Kohlen gelegt werden, die aus dieſem Gebiet nach Deutſchland 
gehen, oder auf die deutſche Ausfuhr, die für die Induſtrien des Saar⸗ 
beckengebiets beſtimmt iſt. 

Rohſtoffe und Fabrikate, die aus dem Saarbeckengebiet ſtammen, 
ſind bei ihrer Durchfuhr durch Deutſchland von allen Zollabgaben 
befreit, ebenſo die deutſchen Erzeugniſſe bei ihrer Durchfuhr durch das 
Saarbeckengebiet. Während eines Zeitraums von 5 Jahren nach 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages genießen die im Saarbecken⸗ 
gebiet hergeſtellten und daher kommenden Erzeugniſſe Einfuhrfreiheit in 
Deutſchland. Während derſelben Zeit iſt die deutſche Einfuhr nach 
dem Saarbeckengebiet für Erzeugniſſe, die zum örtlichen Gebrauch be⸗ 
ſtimmt ſind, von Zollabgaben befreit. 

Im Laufe dieſer 5 Jahre behält ſich die franzöſiſche Regierung 
vor, für jeden Gegenſtand, der aus dem Saarbeckengebiet kommt und in 
dem ſich Rohſtoffe oder Halbfabrikate befinden, die zollfrei aus Deutſch⸗ 
land gekommen ſind, die in Frankreich zugelaſſenen Mengen zu be⸗ 
ſchränken, und zwar auf Grundlage der jährlichen Durchſchnittsmengen, 
die im Laufe der Jahre 1911 bis 1913 nach Elſaß⸗Lothringen und 
Frankreich eingeführt worden ſind. Dieſer Durchſchnitt ſoll mit Hilfe 
aller amtlichen Angaben und ſtatiſtiſchen Unterlagen feſigeſtellt werden. 

§ 32. 

Der Umlauf franzöſiſchen Geldes im Saarbeckengebiet darf in keiner 

Weiſe verboten oder eingeſchränkt werden. 
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Der franzöſiſche Staat hat das Recht, für alle feine Käufe oder 
Zahlungen und in allen ſeinen Verträgen bezüglich der Ausbeutung der 
Gruben oder ihrer Nebenanlagen ſich franzöſiſchen Geldes zu bedienen 


8 33. 

Die Regierungskommiſſion iſt zur Entſcheidung aller Fragen er⸗ 
mächtigt, zu denen die Auslegung der vorſtehenden Beſtimmungen Anlaß 
geben könnte. 

Frankreich und Deutſchland erkennen an, daß jede Streitigkeit, die 
auf verſchiedener Auslegung der genannten Beſtimmungen beruht, eben⸗ 
falls der Regierungskommiſſion zu unterbreiten iſt. Deren mit Stimmen⸗ 
mehrheit getroffene Entſcheidung iſt für beide Länder bindend. 


Kapitel 3. Volksabſtimmung. 
8 34. 

Bei Ablauf einer Friſt von 15 Jahren nach der Inkraftſetzung des 
vorliegenden Vertrages ſoll die Bevölkerung des Saarbeckengebiets auf⸗ 
gefordert werden, ihren Willen wie folgt kundzutun: 

Eine Abſtimmung findet nach Gemeinde und Bezirk über die drei 
folgenden Möglichkeiten ſtatt: 

a) Aufrechterhaltung der durch vorliegenden Vertrag und vor: 
liegendes Protokoll errichteten Verwaltungsordnung, 

b) Vereinigung mit Frankreich, 

e) Vereinigung mit Deutſchland. 

Stimmberechtigt iſt ohne Unterſchied des Geſchlechts jede Perſon, 
die zur Zeit der Abſtimmung älter als 20 Jahre iſt und zur Zeit der 
Unterzeichnung des Vertrages in dem Gebiet gewohnt hat. Die anderen 
Regeln, die Art und Weiſe und der Tag der Abſtimmung werden vom 
Rate des Völkerbundes feſtgeſetzt, und zwar derart, daß eine freie, ge⸗ 
heime und unabhängige Abſtimmung gewahrt bleibt. 


all, daß der Völkerbund für das ganze Gebiet 
oder für einen Teil desſelben die Aufrechterhaltung der durch 
den Vertrag und die vorliegende Anlage geſchaffenen Ver⸗ 
waltungsordnung beſchließen ſollte, verpflichtet 

ſchon jetzt, zugunſten des Völkerbun 

zu verzichten, ſowie es der Völkerbund für notwendig erachtet. 
Es iſt deſſen Sache, durch geeignete Maßnahmen die endgültig 
eingeführte Verwaltungsordnung den dauernden Intereſſen des 
Gebiets und den allgemeinen Intereſſen anzupaſſen. 
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b) Für den Fall, daß der Völkerbund für das ganze Gebiet oder 
für einen Teil desſelben die Vereinigung mit Frankreich be⸗ 


ſchließen ſollte, verpfli utſchland ſchon jetzt, Frank⸗ 
reich in Ausführung der u -e edu des 


Völkerbundes alle ſeine Rechte und Anſprüche auf das von dem 
Völkerbund im einzelnen feſtgeſetzte Gebiet abzutreten. 

e) Für den Fall, daß der Völkerbund für das ganze Gebiet oder 
einen Teil desſelben die Vereinigung mit Deutſchland beſchließen 
ſollte, iſt es Sache des Völkerbundes, für die Wiedereinſetzung 
Deutſchlands in das von dem Völkerbund im einzelnen feſt⸗ 
geſtellte Gebiet Sorge zu tragen. 


§ 36. 

Für den Fall, daß der Völkerbund die Vereinigung des ganzen 
Saarbeckens oder eines Teiles desſelben mit Deutſchland beſchließen 
ſollte, hat Deutſchland die Eigentumsrechte Frankreichs auf die in 
dieſem Teil befindlichen Gruben im ganzen zu einem in Gold zu 
zahlenden Preiſe zurückzukaufen. Dieſer Preis wird von drei Sach⸗ 
verſtändigen feſtgeſetzt, die mit Stimmenmehrheit beſchließen. Einer der 
Sachverſtändigen wird von Deutſchland, einer von Frankreich und einer 
von dem Völkerbund ernannt. Der letztere darf weder Franzoſe noch 
Deutſcher ſein ?). 

Die Sicherheit, die Deutſchland für Leiſtung dieſer Zahlung 
zu geben hat, wird von der Wiedergutmachungs kommiſſion in Er⸗ 
wägung gezogen werden, und Deutſchland wird zu dieſem Zweck 
eine erſte Hypothek auf ſein Vermögen oder ſeine Einkünfte aller 
Art, die durch die Wiedergutmachungskommiſſion angenommen 
werden, beſchaffen können. 

Wenn Deutſchland trotzdem ein Jahr nach dem Datum, an dem 
die Zahlung hätte geleiſtet werden müſſen, dieſe nicht erledigt hat, 
wird die Wiedergutmachungskommiſſion in Übereinſtimmung mit 
den Inſtruktionen, die ihr ſeitens des Völkerbundes erteilt werden 
können, Abhilfe ſchaffen, wenn nötig, durch Liquidation des in 
Frage ſtehenden Teils der Vergwerke. 


$ 37. 

Geht infolge des im § 36 vorgeſehenen Rückkaufs das Eigentum 
der Gruben oder eines Teiles der Gruben an Deutſchland über, ſo 
haben der franzöſiſche Staat und die franzöſiſchen Staatsangehörigen 
das Recht, diejenigen Kohlenmengen aus dem Becken zu kaufen, die durch 


„) Der Schlußſatz, an deſſen Stelle die beiden letzten Abſätze getreten find, 
lautete urſprünglich: „Wenn der oben vorgeſehene Preis in den 6 Monaten, 
die auf die a der Sachverſtändigen folgen, von Deutſchland nicht 
bezahlt worden iſt, jo fällt das Gebiet endgültig an Frankreich.“ 
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ihre gewerblichen und häuslichen Bedürfniſſe zu dieſem Zeitpunkt gerecht⸗ 
fertigt ſind. 

Eine gerechte Regelung, die zur gegebenen Zeit vom Rate des 
Völkerbundes zu treffen ift, ſetzt die Kohlenmengen, die Dauer des Ver⸗ 
trags und die Preiſe feſt. 8 38 


Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß Frankreich und Deutſch⸗ 
land durch beſondere Abmachungen vor dem für die Bezahlung des 
Rückkaufspreiſes der Gruben beſtimmten Tage die Beſtimmungen der 
88 36 und 37 abändern können. 


Der Rat des Völkerbundes hat die erforderlichen Maßnahmen für 
die Einrichtung der Verwaltungsordnung zu treffen, die nach Inkraft⸗ 
treten der im 8 35 erwähnten Beſchlüſſe des Völkerbundes einzuführen iſt 

Dieſe Beſtimmungen ſollen eine gerechte Verteilung aller Ver⸗ 
pflichtungen enthalten, die der Regierung des Saarbeckens infolge von 
der Kommiſſion aufgenommener Anleihen oder infolge irgendeiner 
anderen Maßnahme obliegen. 

Mit dem Inkrafttreten der neuen Verwaltungsordnung nehmen die 
Vollmachten der Regierungskommiſſion ihr Ende, vorbehaltlich des im 


§ 35a vorgeſehenen Falles. 
§ 40. 


Bei den in der gegenwärtigen Anlage behandelten Gegenſtänden ent⸗ 
ſcheidet der Rat des Völkerbundes mit Stimmenmehrheit. 


Fünfter FbIQaTE Elſaß⸗Lothringen. 
Die hohen vertragſchließenden Mächte haben die moraliſche Ver⸗ 


flichtung anerkann das Unrecht wieder gutzumachen, das Beulſchland im 


ahre 18 TERN. e e ee ee ee. 
Bevölkerung von Elſaß 0 ig die von ih 

Baterlaı ab kröh ber Tererftäen Pre tefte ihrer Ver ete der Berſam! 

ung von Bordeaur abgetrennt. worden ind S e ſind ig über die 


olgenden Artikel: 
Artikel 51. 


Die in Gemäßheit des zu Verſailles am 26. Februar 1871 unterzeich⸗ 
neten Vorfriedens und des Frankfurter Vertrages vom 10. Mai 1871 
an Deutſchland abgetretenen Gebiete ſind von dem Tage des Waffen⸗ 
ſtillſtands, vom 11. November 1918, an wieder unter die franzöſiſche 
Staatshoheit getreten. 

Die Beſtimmungen der Verträge, die die Feſtſetzung der Grenze 
vor 1871 enthalten, traten wieder in Kraft 

Artikel 52. 

Die deutſche Regierung übergibt der franzöſiſchen Regierung unver⸗ 

züglich die Archive, Regiſter, Pläne und Urkunden jeder Art, die die 
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zivile, militäriſche, finanzielle, gerichtliche oder ſonſtige Verwaltung der 
wieder unter die franzöſiſche Staatshoheit tretenden Gebiete betreffen. 
Wenn einige dieſer Urkunden, Archive, Regiſter oder Pläne weggeſchafft 
waren, ſind ſie von der deutſchen Regierung auf Erſuchen der franzö⸗ 
ſiſchen Regierung zurückzugeben. 


Artikel 53. 

Durch beſondere Vereinbarungen zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land wird für die Regelung der Intereſſen der Einwohner der im 
Artikel 51 erwähnten Gebiete geſorgt, insbeſondere was ihre bürger⸗ 
lichen Rechte, ihren Handel und die Ausübung ihres Berufs betrifft. 
Dabei verſteht ſich von ſelbſt, daß Deutſchland ſich ſchon jetzt verpflichtet, 
die in der beiliegenden Anlage feſtgeſetzten Regeln über die Staats⸗ 
angehörigkeit der Einwohner oder der aus den genannten Gebieten 
ſtammenden Perſonen anzuerkennen und anzunehmen, niemals und an 
keinem Orte diejenigen, die aus irgendeinem Grunde für Franzoſen er⸗ 
klärt worden ſind, als deutſche Reichsangehörige zu beanſpruchen, die 
anderen in ſeinem Gebiet aufzunehmen und ſich hinſichtlich des Eigen⸗ 
tums deutſcher Reichsangehöriger in den in Artikel 51 erwähnten 
Gebieten nach den Beſtimmungen des Artikels 297 und der Anlage 
zu Abſchnitt IV in Teil X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages zu richten. 

Diejenigen deutſchen Reichsangehörigen, die, ohne die franzöſiſche 
Staatsangehörigkeit zu erlangen, von der franzöſiſchen Regierung die 
Erlaubnis erhalten, in dem genannten Gebiet zu wohnen, ſind den 
Beſtimmungen des genannten Artikels nicht unterworfen. 


Artikel 54. 

Die Perſonen, die, die franzöſiſche Staatsangehörigkeit auf Grund 
des $ 1 der beifolgenden Anlage wieder erworben haben, beſitzen die 
Eigenſchaft als Elſaß⸗Lothringer für die Ausführung der Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Abſchnitts. 

Die im $ 2 der genannten Anlage erwähnten Perſonen gelten 
vom Tage an, an welchem ſie die Verleihung der franzöſiſchen Staats⸗ 
angehörigkeit beantragt haben, als Elſaß⸗Lothringer, und zwar mit rück⸗ 
wirkender Kraft bis zum 11. November 1918. Für diejenigen, deren 
Geſuch zurückgewieſen wird, endigt die Bevorzugung mit dem Tage der 
Ablehnung. 

Ebenſo find als elſaß⸗lothringiſch die juriſtiſchen Perſonen zu be 
trachten, denen dieſe Eigenſchaft von den franzöſiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden oder durch eine gerichtliche Entſcheidung zuerkannt worden iſt. 


Artikel 55. 
Die in Artikel 51 erwähnten Gebiete fallen frei und ledig von 
allen öffentlichen Schulden an Frankreich zurück unter den Bedingungen, 
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die in Artikel 8 des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) des gegen- 
wärtigen Vertrages vorgeſehen find. 


Artikel 56. 

In Gemäßheit der Feſtſetzungen des Artikels 9 des Teiles IX (finanzielle 
Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages tritt Frankreich in Beſitz von 
allen Gütern und allem Eigentum des Deutſchen Reichs oder der deutſchen 
Staaten, die in den im Artikel 51 erwähnten Gebieten liegen, ohne aus 
dieſem Grunde den abtretenden Staaten etwas zu zahlen oder gut⸗ 
zuſchreiben. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf alle beweglichen und un⸗ 
beweglichen Güter des öffentlichen oder privaten Staatseigentums ſowie auf 
die Rechte jeder Art, die dem Deutſchen Reich oder den deutſchen Staaten 
oder ihren Verwaltungsbezirken gehörten. 

Die Krongüter und das Privateigentum des ehemaligen Kaiſers oder 
der früheren deutſchen Herrſcher werden dem öffentlichen Staatseigentum 
gleichgeſtellt. 

Artikel 57. 

Deutſchland darf keine Beſtimmung treffen, um durch Abſtempelung 
oder andere geſetzliche oder Verwaltungsmaßregeln irgendwelcher Art, die 
nicht auf den Reſt ſeines Gebietes anwendbar wären, den geſetzlichen Wert 
oder die befreiende Wirkung ſeiner Zahlungsmittel oder des deutſchen 
Geldes herabzumindern, die zur Zeit der Unterzeichnung des vorliegenden 
Vertrages geſetzlichen Kurs haben und ſich zu dieſer Zeit im Beſitz der 
franzöſiſchen Regierung befinden. 


Artikel 58. 

Durch beſondere Vereinbarung werden die Bedingungen der Zurück⸗ 
zahlungen in Markwährung für die außerordentlichen Kriegsausgaben feſt⸗ 
geſetzt, die Elſaß⸗Lothringen oder die öffentlichen Körperſchaften Elſaß⸗ 
Lothringens im Laufe des Krieges für Rechnung des Reichs in Gemäßheit 
der deutſchen Geſetzgebung vorgeſtreckt haben, wie z. B. die Familien⸗ 
zahlungen für Kriegsteilnehmer, Beitreibungen, Einquartierung von 
Truppen, Beihilfen für die Evakuierten. 

Bei der Feſtſetzung der Höhe dieſer Summen wird Deutſchland der 
Betrag angerechnet, den Elſaß⸗Lothringen dem Reiche für die Ausgaben 
hätte zahlen müſſen, die ſich aus dieſen Rückzahlungen ergeben hätten. 
Dieſer Betrag iſt aus dem Verhältnis der Einnahmen zu errechnen, die 
das Reich im Jahre 1913 von Elſaß⸗Lothringen bezogen hat. 


Artikel 59. 

Der franzöſiſche Staat erhebt für eigene Rechnung die verſchiedenen 
Steuern, Gebühren und Abgaben des Reichs, die in den in Artikel 51 
erwähnten Gebieten zur Zeit des Waffenſtillſtands am 11. November 1918 
fällig und noch nicht vereinnahmt waren. 
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Artikel 60. 

Die deutſche Regierung ſetzt unverzüglich die Elſaß⸗Lothringer (phyſiſche 
und juriſtiſche Perſonen und öffentliche Anſtalten) in den Beſitz aller Güter, 
Rechte und Anſprüche, die ihnen am 11. November 1918 zuſtanden, ſoweit 
ſie ſich auf deutſchem Gebiet befinden. 

Artikel 61. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, die Ausführung der finanziellen 
Beſtimmungen, die Elſaß⸗Lothringen betreffen und in den verſchiedenen 
Waffenſtillſtands vereinbarungen vorgeſehen find, fortzuſetzen und zu beenden. 

Artikel 62. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, alle Zivil- und Militär: 
penſionen, die in Elſaß⸗Lothringen am 11. November 1918 erworben waren 
und deren Zahlung dem Haushalt des Deutſchen Reichs oblag, zu übernehmen. 

Die deutſche Regierung liefert jedes Jahr die notwendigen Mittel 
für die Zahlung in Franken zum mittleren Wechſelkurs des Jahres in Höhe 
der Summe, auf welche die in Elſaß⸗Lothringen wohnenden Perſonen An⸗ 
ſpruch in Markwährung hätten, wenn Elſaß⸗Lothringen unter deutſcher 


Herrſchaft geblieben wäre. 
Artikel 63. 


Mit Rückſicht auf die von Deutſchland in Teil VIII (Wiedergutmachungen) 
des gegenwärtigen Vertrages übernommene Verpflichtung, Erſatz für den 
Schaden zu gewähren, der der Zivilbevölkerung der alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Länder in Geſtalt von Geldſtrafen zugefügt worden iſt, werden die 
Einwohner der in Artikel 51 erwähnten Gebiete den genannten Bevölke⸗ 


rungen gleichgeſtellt. 
Artikel 64. 


Die Regeln bezüglich der Verwaltung des Rheins und der Moſel 
find in Teil XII (Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen) des gegen 
wärtigen Vertrages feſtgeſetzt. 

Artikel 65. 

Binnen einer Friſt von drei Wochen nach Unterzeichnung des vor⸗ 
liegenden Vertrages werden die Häfen von Straßburg und Kehl für eine 
Dauer von 7 Jahren zum Zweck ihrer Ausnutzung einheitlich organiſiert. 

Die Verwaltung dieſer einheitlichen Organiſation unterſteht einem 
Direktor, der von der Zentral⸗Rheinkommiſſion ernannt wird und 
von ihr abberufen werden kann. 

Dieſer Direktor muß franzöſiſcher Staatsangehöriger ſein. Er unterſteht 
der Kontrolle der Zentral⸗Rheinkommiſſion und hat feinen Sitz in Straßburg. 

In den beiden Häfen werden gemäß Teil XII (Häfen, Waſſerſtraßen 
und Eiſenbahnen) des vorliegenden Vertrages Freizonen errichtet. Eine 
beſondere zwiſchen Frankreich und Deutſchland zu treffende Vereinbarung, die 
der Genehmigung der Zentral⸗Rheinkommiſſion unterliegt, beſtimmt die 
Einzelheiten Organiſation, namentlich dieſer nach ihrer finanziellen Seite. 
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Es verſteht ſich, daß nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Artikels der Hafen von Kehl das ganze Gebiet umfaßt, das für den 
Hafenverkehr und den Eiſenbahnanſchluß erforderlich iſt, unter Einbegriff 
der Hafenbecken, Kais, Eiſenbahnen, Bahnkörper, Kräne, Kai⸗ und 
Lagerhallen, Getreideſpeicher, Aufzüge, elektriſchen und Waſſerwerke, die 
zum Betriebe des Hafens dienen. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, alle Maßnahmen zu treffen, 
die von ihr verlangt werden, um die Zuſammenſtellung und das 
Rangieren der Züge, die nach Kehl beſtimmt ſind oder daher kommen, 
ſowohl auf dem linken wie auf dem rechten Rheinufer ſo gut wie 
möglich zu vollziehen. 

Alle Rechte und alles Eigentum von Privatperſonen bleiben gewahrt. 
Inſonderheit ſoll die Hafenverwaltung ſich jeder Maßregel enthalten, 
die den Eigentumsrechten der franzöſiſchen oder badiſchen Bahnen 
ſchädlich ſein könnte“). 

Gleichheit der Behandlung in bezug auf den Handel wird in beiden 
Häfen den Angehörigen, Schiffen und Waren aller Nationen geſichert. 

Sollte Frankreich nach Ablauf des ſechſten Jahres der Anſicht ſein, 
daß der Fortſchritt der Hafenbauten von Straßburg eine Verlängerung 
dieſes Übergangszuftandes notwendig macht, jo kann es deſſen Ver⸗ 
längerung bei der Zentral⸗Rheinkommiſſion beantragen, und dieſe kann 
ſie für höchſtens drei Jahre bewilligen. Während der ganzen Dauer 
der Verlängerung bleiben die oben vorgeſehenen Freizonen erhalten. 

Bis zur Ernennung des erſten Direktors durch die Zentral⸗ 
Rheinkommiſſion kann ein vorläufiger Direktor, der franzöſiſcher Staats⸗ 
angehöriger ſein muß, von den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten 
unter den obengenannten Bedingungen ernannt werden. 

Alle mit dieſem Artikel zuſammenhängenden Fragen werden von der 
Zentral-Rheinkommiſſion mit Stimmenmehrheit entſchieden. 


Artikel 66. 
Die Eiſenbahnbrücken und andere Brücken, die gegenwärtig inner 4" «7 Ar, . 
halb der Grenzen von Elſaß⸗Lothringen über den Rhein führen, werden 


in allen ihren Teilen und in ihrer ganzen Länge Eigentum des franzö⸗ 
ſiſchen Skaates, der für ihre Unterhaltung fer 
Artikel 67. 

Die franzöſiſche Regierung tritt in alle Rechte des Deutſchen Reichs 
an allen Eiſenbahnlinien ein, die von der Reichseiſenbahnverwaltung 
verwaltet werden und gegenwärtig im Betrieb oder im Bau ſind. 

) Engliſche ung weicht weſentlich von der franzöſiſchen ab. Sie 
pricht ee ee 15 8 See ſich u die Rechte von 


Privatperſonen zu beſchränken, und ſie ſpricht auch nur von property rights, 
nicht von droits et propriétés. 
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Das gleiche gilt für die Rechte des Reichs an Eiſenbahn⸗ und 
Straßenbahnkonzeſſionen innerhalb der in Artikel 51 erwähnten Gebiete. 

Hieraus erwächſt dem franzöſiſchen Staat keine Verpflichtung zu 
irgendeiner Zahlung. 

Die Grenzbahnhöfe werden durch ſpäteres Übereinkommen feſtgeſetzt, 
indem von vornherein ausgemacht wird, daß ſie an der Rheingrenze auf 
dem rechten Rheinufer liegen ſollen. 

Artikel 68. 

In Gemäßheit der Beſtimmungen des Artikels 268 von Teil X 
(wirtſchaftliche Beſtimmungen), Abſchnitt 1 Kapitel 1 des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages ſind während eines Zeitraums von fünf Jahren nach 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages die Rohſtoffe oder Fabrikate, 
die aus den in Artikel 51 erwähnten Gebieten ſtammen oder kommen, bei 
ihrem Eintritt in das deutſche Zollgebiet von allen Zollabgaben befreit. 

Die franzöſiſche Regierung behält ſich das Recht vor, jedes Jahr 
durch einen der deutſchen Regierung mitgeteilten Erlaß die Art und die 
Höhe der Erzeugniſſe, die dieſe Zollfreiheit genießen, feſtzuſetzen. 

Die jährliche Menge aller Erzeugniſſe, die derart nach Deutſchland 
geſchickt werden können, darf den Jahresdurchſchnitt der im Laufe der 
Jahre 1911 bis 1913 verſandten Mengen nicht überſchreiten. 

Außerdem verpflichtet ſich die deutſche Regierung während des 
genannten Zeitraums von fünf Jahren zur freien Ein⸗ und Ausfuhr 
nach und von Deutſchland ohne alle Zollabgaben oder andere Laſten 
einſchließlich innerer Steuern für Garne, Gewebe und andere Textilſtoffe 
oder Erzeugniſſe jeder Art und in jedem Zuſtand, die aus Deutſchland 
in die in Artikel 51 genannten Gebiete eingeführt ſind, um dort irgend⸗ 
einem Verarbeitungsverfahren unterzogen zu werden, wie Bleichen, Färben, 
Bedrucken, Verarbeitung zu Kurzwaren, Gaze, Zwirn oder Appretieren. 

Artikel 69. 

Während eines Zeitraums von zehn Jahren vom Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrages ab ſind die auf deutſchem Gebiet gelegenen 
Elektrizitätszentralen verpflichtet, die in Artikel 51 erwähnten Gebiete, 
die ſie mit Elektrizität verſorgten, ſowie alle Betriebe, deren Ausbeutung 
endgültig oder vorläufig von Deutſchland an Frankreich übergeht, auch 
weiter in Höhe des Verbrauchs zu verſorgen, der den am 11. November 
1918 gültigen Abſchlüſſen und Verträgen entſpricht. 

Die Verſorgung hat nach den in Kraft befindlichen Verträgen und 
zu einem Tarif zu erfolgen, der nicht höher ſein darf als derjenige, den 
die deutſchen Reichsangehörigen den genannten Werken zahlen. 

Artikel 70. 

Es verſteht ſich, daß die franzöſiſche Regierung das Recht behält, in 
Zukunft in den in Artikel 51 erwähnten Gebieten jede neue deutſche Be⸗ 
teiligung zu unterſagen: 
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1. an der Verwaltung und Nutznießung des Staatsbefiges und 
der öffentlichen Einrichtungen, wie Eiſenbahnen, Waſſerſtraßen, 
Verſorgung mit Waſſer, Gas, Elektrizität und anderem, 

2. an dem Eigentum von Bergwerken und Steinbrüchen jeder Art 
und deren Nebenbetrieben, 

3. endlich an den Betrieben der Erzinduſtrie, auch wenn dieſe 
mit keinem Bergwerk in Verbindung ſtehen. 


Artikel 71. 
Was die in Artikel 51 erwähnten Gebiete betrifft, ſo verzichtet 
Deutſchland für ſich und ſeine Reichsangehörigen, vom 11. November 1918 
ab die Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Mai 1910, betreffend den 
Handel mit Kaliſalzen, und überhaupt alle Beſtimmungen geltend zu 
machen, die die Mitwirkung deutſcher Organiſationen an dem Betriebe 
von Kaligruben vorſehen. Es verzichtet desgleichen für ſich und ſeine 
Reichsangehörigen darauf, alle Verträge, Beſtimmungen oder Geſetze 
geltend zu machen, die zu ſeinem Vorteil bezüglich anderer Erzeugniſſe 
der genannten Gebiete beſtehen könnten. 

Artikel 72. 

Die Regelung der Fragen bezüglich der vor dem 11. November 1918 
zwiſchen dem Reich und den deutſchen Staaten oder ihren in Deutſchland 
wohnenden Angehörigen einerſeits und den in Elſaß⸗Lothringen wohnenden 
Elſaß⸗Lothringern andererſeits gemachten Schulden erfolgt gemäß 
Abſchnitt III des Teiles X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages, mit der Maßgabe, daß der Ausdruck „vor dem 
Krieg“ durch den Ausdruck „vor dem 11. November 1918“ erſetzt 
werden muß. Der auf dieſe Regelung anwendbare Wechſelkurs ſoll der 
Durchſchnittskurs ſein, der an der Genfer Börſe in dem Monat vor 
dem 11. November 1918 notiert worden iſt. 

In den in Artikel 51 erwähnten Gebieten kann zur Regelung der 
genannten Schulden unter den in Abſchnitt III des Teiles X (wirtſchaft⸗ 
liche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages vorgeſehenen Be⸗ 
dingungen eine beſondere Prüfungs⸗ und Abrechnungsſtelle errichtet 
werden, wobei ſich verſteht, daß die genannte Stelle als eine „Zentral⸗ 
ftelle” im Sinne des $ 1 der Anlage des genannten Abſchnitts betrachtet 
werden kann. 

Artikel 73. 

Für Eigentum, Rechte und Privatanſprüche der Elſaß⸗Lothringer 
in Deutſchland gelten die Beſtimmungen des Abſchnitts IV des Teiles X 
(wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages. 

Artikel 74. 


Die franzöſiſche Regierung behält ſich das Recht vor, alles Eigentum, 
alle Rechte und Anſprüche, die deutſche Reichsangehörige oder unter 
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deutſcher Aufficht ſtehende Geſellſchaften in den in Artikel 51 erwähnten 
Gebieten beſaßen, unter den oben im letzten Abſatz des Artikels 53 
feſtgeſetzten Bedingungen in Beſitz zu nehmen und zu enteignen. 

Deutſchland entſchädigt ſeine durch die genannten Maßnahmen 
enteigneten Angehörigen unmittelbar. 

Der Ertrag dieſer Enteignungen wird nach den Beſtimmungen der 
Abſchnitte III und IV des Teiles X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des 
gegenwärtigen Vertrages verwandt. 

Artikel 75. 

In Abweichung von den in Abſchnitt V des Teiles X (wirtſchaft⸗ 
liche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages vorgeſehenen Be⸗ 
ſtimmungen bleiben alle Verträge in Kraft, die vor der Verkündigung 
des franzöſiſchen Dekrets vom 30. November 1918 in Elſaß⸗Lothringen 
zwiſchen Elſaß⸗Lothringern (phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen) oder 
anderen, in Elſaß⸗Lothringen wohnenden Perſonen einerſeits und dem 
Deutſchen Reich oder den deutſchen Staaten oder ihren in Deutſchland 
wohnenden Angehörigen andererſeits geſchloſſen worden ſind, und deren 
Ausführung durch den Waffenſtillſtand oder durch die ſpätere franzöſiſche 
Geſetzgebung ausgeſetzt worden iſt. 

Jedoch werden alle Verträge für nichtig erklärt, deren Auflöſung im 
allgemeinen Intereſſe die franzöſiſche Regierung innerhalb von 6 Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages an Deutſchland mitteilt, abge⸗ 
ſehen von den Schulden oder anderen Zahlungsverpflichtungen, die ſich 
aus einer vor dem 11. November 1918 erfolgten Ausführung einer in 
dieſen Verträgen vorgeſehenen Rechtshandlung oder Zahlung ergeben. 

Wenn dieſe Nichtigkeitserklärung für eine der beteiligten 
Parteien einen weſentlichen Nachteil mit ſich bringt, wird der ge⸗ 
ſchädigten Partei eine entſprechende Entſchädigung bewilligt werden, 
wobei aber allein das angelegte Kapital berechnet wird, ohne den 
entgangenen Gewinn in Betracht zu ziehen. 

Für Verjährung, Ausſchlußfriſt und Verfall gelten in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen die Beſtimmungen, die in den Artikeln 300 und 301 von Ab⸗ 
ſchnitt V des Teiles X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) vorgeſehen find, 
mit der Maßgabe, daß der Ausdruck „Kriegsbeginn“ durch den Aus⸗ 
druck „11. November 1918“ erſetzt werden muß und daß der Ausdruck 
„Kriegsdauer“ durch den Ausdruck „Zeitraum vom 11. November 1918 
bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages“ erſetzt werden muß. 

Artikel 76. 

Die das gewerbliche, das literariſche oder das künſtleriſche Eigentum 
der Elſaß⸗Lothringer betreffenden Fragen werden nach den allgemeinen 
Beſtimmungen von Abſchnitt VII des Teiles X (wirtſchaftliche Be⸗ 
ſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages geregelt, mit der Maßgabe, 
daß die Elſaß⸗Lothringer, denen ſolche Rechte nach der deutſchen Geſetz⸗ 
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gebung zuftehen, deren vollen und ganzen Genuß auch im deutſchen 
Gebiet behalten. 
Artikel 77. 


Zur Aufrechterhaltung der Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung ver⸗ 
pflichtet ſich der deutſche Staat dem franzöſiſchen Staat gegenüber zur 
Auszahlung des Anteils an allen Reſerven, die vom Deutſchen Reich 
oder von öffentlichen oder privaten Organiſationen, die von ihm abhängen, 
angeſammelt ſind, ſoweit ſie der Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗ 
kaſſe in Straßburg zuſtehen. Das gleiche gilt für die in Deutſchland 
angelegten Kapitalien und Reſerven, die geſetzlich den anderen ſozialen 
Verſicherungskaſſen, Knappſchaftskaſſen, Eiſenbahner⸗Penſionskaſſen von 
Elſaß⸗Lothringen und den anderen Penſionskaſſen zukommen, die für 
das Perſonal der öffentlichen Verwaltungen und Betriebe in Elſaß⸗ 
Lothringen eingerichtet ſind, ebenſo wie für Kapitalien und Reſerven, 
die die Privatbeamtenverſicherungskaſſe in Berlin auf Grund der zu⸗ 
gunſten der Verſicherten dieſer Kategorie, die in Elſaß⸗Lothringen wohnen, 
eingegangenen Verpflichtungen ſchuldet. 

Die Bedingungen und die Art dieſer Übertragungen werden durch 
beſondere Vereinbarungen geregelt. 

Artikel 78. 

Für Vollſtreckung von Urteilen, Berufungen und Strafverfolgungen 
ſind folgende Regeln anzuwenden: 

1. Alle Urteile in Zivil⸗ und Handelsſachen, die von den elſaß⸗ 
lothringiſchen Gerichten zwiſchen Elſaß⸗Lothringern oder zwiſchen 
Elſaß⸗Lothringern und Ausländern oder zwiſchen Ausländern 
ſeit dem 3. Auguſt 1914 ergangen und vor dem 11. No⸗ 
vember 1918 rechtskräftig geworden ſind, ſind endgültig und 
ohne weiteres vollſtreckbar. 

Wenn das Urteil zwiſchen Elſaß⸗Lothringern und Deutſchen 
oder zwiſchen Elſaß⸗Lothringern und Angehörigen der mit 
Deutſchland verbündeten Mächte ergangen iſt, ſo erlangt es 
erſt Rechtskraft, nachdem das neue entſprechende Gericht der 
im Artikel 51 erwähnten wiedereinverleibten Gebiete ein Voll⸗ 
ſtreckungsurteil erlaſſen hat. 

2. Alle ſeit dem 3. Auguſt 1914 gegen Elſaß⸗Lothringer von 
deutſchen Gerichten wegen politiſcher Verbrechen oder Vergehen 
erlaſſenen Urteile ſind ungültig. 

3. Als null und nichtig gelten und wieder aufgehoben werden 
alle Erkenntniſſe, die das Reichsgericht in Leipzig nach dem 
11. November 1918 infolge einer Berufung gegen Entſcheidungen 
der elſaß⸗lothringiſchen Gerichte ausgeſprochen hat. Die Akten 
der Inſtanzen, auf die ſich ſolche Erkenntniſſe beziehen, werden 
den beteiligten elſaß⸗lothringiſchen Gerichten zurückgeſchickt. 
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Alle Berufungen, die beim Reichsgericht gegen Entſchei⸗ 
dungen elſaß⸗lothringiſcher Gerichte eingelegt ſind, werden ſus⸗ 
pendiert. Die Akten werden unter den oben erwähnten Bedin⸗ 
gungen unverzüglich an den franzöſiſchen Kaſſationshof geſandt, 
der für die Entſcheidung zuſtändig iſt. 

4. Alle Verfolgungen in Elſaß⸗Lothringen wegen Straftaten, die 
zwiſchen dem 11. November 1918 und dem Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages begangen worden ſind, geſchehen 
nach deutſchem Recht, ſofern dieſes nicht durch an Ort und 
Stelle ordnungsmäßig von den franzöſiſchen Behörden ver⸗ 
öffentlichte Verfügungen abgeändert oder erſetzt worden iſt. 

5. Alle anderen Fragen der Zuſtändigkeit, des Prozeßverfahrens 
oder der Juſtizverwaltung werden durch ein beſonderes Ab⸗ 
kommen zwiſchen Frankreich und Deutſchland geregelt. 

Artikel 79. 

Die im folgenden angefügten Zuſatzbeſtimmungen über die Staats⸗ 
angehörigkeit haben die gleiche Kraft und Geltung wie die Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Abſchnitts. 

Alle anderen Fragen betreffs Elſaß⸗Lothringens, die nicht im gegen⸗ 
wärtigen Abſchnitt und ſeiner Anlage oder in den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Vertrages geregelt ſind, bilden den Gegen⸗ 
ſtand ſpäterer Abmachungen zwiſchen Frankreich und Deutſchland. 
Anlage. 


81. 

Mit dem 11. November 1918 werden ohne weiteres in die fran- 
zöſiſche Staatsangehörigkeit wieder aufgenommen: 

1. Die Perſonen, die durch die Anwendung des franzöſiſch⸗deutſchen 
Vertrages vom 10. Mai 1871 die franzöſiſche Staatsangehörigkeit verloren 
und ſeitdem keine andere als die deutſche Staatsangehörigkeit erworben haben. 

2. Die ehelichen oder unehelichen Nachkommen der im vorhergehenden 
Paragraphen genannten Perſonen mit Ausnahme derjenigen, die unter 
ihren Vorfahren väterlicherſeits einen nach dem 15. Juli 1870 in Elſaß⸗ 
Lothringen eingewanderten Deutſchen haben. 

3. Jede Perſon, die in Elſaß⸗Lothringen von unbekannten Eltern 
geboren iſt oder deren Staatsangehörigkeit unbekannt iſt. 
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8 2. 

In dem auf das Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
folgenden Jahre können die Perſonen, die einer der folgenden Kategorien 
angehören, die franzöſiſche Staatsangehörigkeit nachſuchen: 

1. Jede Perſon, die nicht gemäß § 1 wieder aufgenommen 
worden iſt und die unter ihren Vorfahren einen Franzoſen oder 

eine Franzöſin hat, die die franzöſiſche Nationalität unter den im 
genannten Paragraphen vorgeſehenen Bedingungen verloren hat. 


2. Jeder Ausländer, der keinem deutſchen Staat angehört und 
der das elſaß⸗lothringiſche Heimatrecht vor dem 3. Auguſt 1914 
erworben hat. 

3. Jeder Deutſche, der in Elſaß⸗Lothringen ſeinen Wohnſitz hat, wenn 
er vor dem 15. Juli 1870 dort wohnte, und wenn einer ſeiner 
Vorfahren damals feinen Wohnſitz in Elſaß⸗Lothringen hatte. 

4. Jeder Deutſche, der in Elſaß⸗Lothringen geboren iſt oder ſeinen 
Wohnſitz hat und der während des gegenwärtigen Krieges in 
den alliierten oder aſſoziierten Heeren gedient hat, ebenſo wie 
ſeine Nachkommen. 

5. Jede Perſon, die vor dem 10. Mai 1871 von ausländiſchen Eltern 
in Elſaß⸗Lothringen geboren iſt, ebenſo wie ihre Nachkommen. 

6. Der Ehegatte jeder Perſon, die entweder gemäß § 1 wieder 
aufgenommen worden iſt oder in Gemäßheit der vorhergehenden 
Beſtimmungen um die franzöſiſche Staatsangehörigkeit nachſucht 
und dieſelbe erhält. 

Der geſetzliche Vertreter des Minderjährigen übt im Namen dieſes 
Minderjährigen das Recht aus, die franzöſiſche Staatsangehörigkeit nach⸗ 
zuſuchen. Wird dieſes Recht nicht ausgeübt, ſo kann der Minderjährige 
die franzöſiſche Staatsangehörigkeit in dem auf ſeine Großjährigkeit fol⸗ 
genden Jahre nachſuchen. 

In Einzelfällen kann das Geſuch um die franzöſiſche Staats⸗ 
angehörigkeit von den franzöſiſchen Behörden abgelehnt werden, außer in 
dem in Nr. 6 des gegenwärtigen Paragraphen vorgeſehenen Fall. 

3 


Unter Vorbehalt der Beſtimmungen des § 2 erwerben die Deutſchen, 
die in Elſaß⸗Lothringen geboren ſind oder ihren Wohnſitz haben, ſelbſt 
wenn ſie das elſaß⸗lothringiſche Heimatrecht beſitzen, die franzöſiſche 
Staatsangehörigkeit nicht durch den Rückfall von Elſaß⸗Lothringen an 
Frankreich. Sie können dieſe Staatsangehörigkeit nur im Wege der 
Naturaliſierung erlangen, und auch nur dann, wenn ſie vor dem 3. Auguſt 
1914 in Elſaß⸗Lothringen wohnten und einen ununterbrochenen Auf⸗ 
enthalt in dem wieder einverleibten Gebiete während dreier Jahre vom 
11. November 1918 an nachweiſen können. 

Frankreich übernimmt ihren diplomatiſchen und konſulariſchen Schutz 
erſt von dem Augenblick, wo ſie ihr Geſuch um die Naturaliſierung in 
Frankreich eingereicht haben. 


Die franzöſiſche Regierung wird beſtimmen, in welcher Weiſe die 
Wiedereinſetzung in die franzöſiſche Staatsangehörigkeit rechtsgültig er⸗ 
folgt, und die Bedingungen angeben, unter denen die in der gegenwärtigen 
Anlage vorgeſehenen Geſuche um die franzöſiſche Staatsangehörigkeit 
und die Anträge auf Naturaliſierung entſchieden werden. 
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Sechſter Abſchnitt. Oeſterreich. 
Artikel 80. N 
gigkeit Oſterreichs und wird fie 


g chten, es ſei denn mit Zuſtimmung des Rates des Völker⸗ 
Siebenter Abſchnitt. Tſchecho⸗Slowakiſcher Staat. 
Artikel 81. 

Deutſchland anerkennt, wie dies ſchon die alliierten und aſſoziierten 
Mächte getan haben, die vollkommene Unabhängigkeit des Tſchecho⸗ 
Slowakiſchen Staates, der das autonome Gebiet der Ruthenen im Süden 
der Karpathen einbegreift. Es erklärt, die Grenzen dieſes Staates, ſo 
wie ſie von den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten und den anderen 
beteiligten Staaten feſtgeſetzt werden, anzuerkennen. 

Artikel 82. 

Die Grenze zwiſchen Deutſchland und dem Tſchecho⸗Slowakiſchen 
Staate bildet die alte Grenze zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und dem 
Deutſchen Reich, ſo wie ſie am 3. Auguſt 1914 beſtand. 

Artikel 83.*) 

Deutſchland entſagt zugunſten des Tſchecho⸗Slowakiſchen Staates 
allen ſeinen Rechten und Anſprüchen auf den durch folgende Grenzen 
umſchloſſenen Teil des ſchleſiſchen Gebietes: 

ausgehend von einem etwa 2 Kilometer ſüdöſtlich von Katſcher, 
auf der Grenze zwiſchen den Kreiſen Leobſchütz und Ratibor 
belegenen Punkte: 

die Grenze zwiſchen den beiden Kreiſen; 

ferner die ehemalige Grenze zwiſchen Deutſchland und Sſter⸗ 
reich⸗Ungarn bis zu einem an der Oder unmittelbar ſüdlich 
der Eiſenbahn Ratibor — Oderberg belegenen Punkte; 

von dort nach Nordweſten und bis zu einem ungefähr 
2 Kilometer ſüdöſtlich von Katſcher liegenden Punkte: 

eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die weſtlich 
von Kranowitz verläuft. 

Eine aus ſieben Mitgliedern beſtehende Kommiſſion, von denen 
fünf durch die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte, eines durch Polen 
und eines durch den Tſchecho⸗Slowakiſchen Staat ernannt werden, tritt 
) Abſchnitt 1 lautete urſprünglich: „Deutſchland verzichtet zugunſten des 
Nee ie Staates auf alle Rechte und Anſprüche auf den Teil des 
ſchleſiſchen Gebiets, der zwiſchen der alten öſterreichiſch⸗deutſchen Grenze und 
einer im Gelände feſtzulegenden Linie liegt. Dieſe beginnt an einem Punkt an 
der Oder hart ſüdlich der Eiſenbahn Ratibor — Oderberg und verläuft dann in 
nordweſtlicher Richtung, führt weſtlich von Kranowitz und öſtlich von Katſcher 


vorbei und erreicht die alte öſterreichiſche Grenze am ſüdöſtlichſten Punkte ihres 
Vorſprungs, ungefähr 5 Kilometer weſtlich von Leobſchütz.“ 
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14 Tage nach dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages zuſammen, 
um an Ort und Stelle die Grenzlinie zwiſchen Polen und dem Tſchecho⸗ 
Slowakiſchen Staate zu ziehen. 

Die Kommiſſion entſcheidet mit Stimmenmehrheit; ihre Beſchlüſſe 
ſind für die Beteiligten bindend. 


reuzBrgz—— 


ze 
n. eg S 


ſofort abzutreten (an die Tſchecho⸗Slowaken) = Volksabstimmung 


Deutſchland erklärt hiermit ſeinen Verzicht zugunſten des 
Tſchecho⸗Slowakiſchen Staates auf alle ſeine Rechte und Anſprüche 
an den von nachſtehend angeführten Grenzen umfaßten Teil des 
Kreiſes Leobſchütz, für den Fall, daß infolge der Grenzfeſtſetzung 
zwiſchen Deutſchland und Polen der betreffende Teil jenes Kreiſes 
von Deutſchland abgeſondert bliebe: 

beginnend bei dem Südoſtende des vorſpringenden Winkels 
der ehemaligen öſterreichiſchen Grenze ungefähr 5 Kilo⸗ 
meter weſtlich von Leobſchütz nach Süden und bis zu einem 
Treffpunkte mit der Grenze zwiſchen den Kreiſen Leobſchütz 
und Ratibor: . 

die frühere Grenze zwiſchen Deutſchland und Sſterreich⸗Ungarn; 
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dann nach Norden die Verwaltungsgrenze zwiſchen den Streifen 
Leobſchütz und Ratibor bis zu einem etwa 2 Kilometer 
ſüdöſtlich von Katſcher belegenen Punkte; 

von dort nach Nordweſten und bis zum Ausgangspunkt dieſer 

Umgrenzung: 
eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die öſtlich von 
Katſcher verläuft. 
Artikel 84. 

Deutſche Reichsangehörige, die ihren dauernden Wohnſitz in einem 
dem Tſchecho⸗Slowakiſchen Staate zuerkannten Gebiete haben, erwerben 
ohne weiteres die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit und verlieren 
die deutſche Reichsangehörigkeit. 

Artikel 85. 

Während einer Friſt von zwei Jahren nach Inkrafttreten des 
vorliegenden Vertrages dürfen deutſche Reichsangehörige von über 
18 Jahren, die ihren dauernden Wohnſitz in einem der Gebiete haben, 
die als Teil des Tſchecho⸗Slowakiſchen Staates anerkannt ſind, für die 
deutſche Reichsangehörigkeit optieren. Die Tſchecho⸗Slowaken, welche 
deutſche Reichsangehörige find und ihren dauernden Wohnſitz in Deutſch⸗ 
land haben, können für die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit optieren. 

Die Option des Ehegatten ſchließt die der Ehefrau, die Option der 
Eltern die der Kinder unter 18 Jahren ein. 

Perſonen, welche das vorerwähnte Recht der Option ausgeübt haben, 
müſſen innerhalb der darauffolgenden 12 Monate ihren Wohnſitz in 
den Staat verlegen, für den ſie optiert haben. 

Sie dürfen ihren Grundbeſitz in dem Gebiete des anderen Staates 
behalten, in dem ſie vor der Ausübung ihres Optionsrechtes wohnten. 
Sie können ihr bewegliches Eigentum jeder Art mitnehmen. Es wird 
ihnen hierfür keinerlei Zoll, weder für die Einfuhr noch für die Aus⸗ 
fuhr, auferlegt. 

Innerhalb derſelben Friſt können die Tſchecho⸗Slowaken, welche 
deutſche Reichsangehörige ſind und ſich im Ausland befinden, ſofern die 
Geſetze des fremden Staates dem nicht entgegenſtehen und ſofern ſie 
nicht die fremde Staatsangehörigkeit erworben haben, die Staatsange⸗ 
hörigkeit des Tſchecho⸗Slowakiſchen Staates unter Verluſt der deutſchen 
Reichsangehörigkeit erwerben. Hierbei haben ſie den Vorſchriften nach⸗ 
zukommen, die der Tſchecho⸗Slowakiſche Staat erlaſſen wird. 


Artikel 86.“ 
Der Tſchecho-Slowakiſche Staat nimmt daher — unter Zu⸗ 
ſtimmung zur Aufnahme in einen mit den alliierten und 


si, Urſprüngliche Faſſung: „Der Tſchecho⸗Slowakiſche Staat gibt ſeine 
Zuſtimmung, daß die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte in einen mit ihm 
zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, welche“ uſw. 
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aſſoziierten Hauptmächten zu ſchließenden Vertrag — die Bes 
ſtimmungen an, welche dieſe Mächte für notwendig erachten, um im 
Tſchecho⸗Slowakiſchen Staate die Intereſſen der nationalen, ſprachlichen 
und religiöſen Minderheiten zu ſchützen. 

Ebenſo gibt der Tſchecho⸗Slowakiſche Staat ſeine Zuſtimmung, daß 
die alliierten und afjoziierten Hauptmächte in einen mit ihm zu ſchließen⸗ 
den Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, welche dieſe Mächte für 
notwendig erachten, um die freie Durchfuhr und eine gerechte Regelung 
des Handelsverkehrs der anderen Völker zu ſchützen. 

Der Anteil und die Art der finanziellen Laſten Deutſchlands und 
Preußens, welche der Tſchecho⸗Slowakiſche Staat mit Rückſicht auf das 
unter ſeine Staatshoheit tretende ſchleſiſche Gebiet zu übernehmen hat, 
werden gemäß Artikel 254 des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) 
des gegenwärtigen Vertrages feſtgeſetzt. 

Durch ſpätere Abmachungen werden alle Fragen geregelt, die nicht 
in dem vorliegenden Vertrage geregelt ſein ſollten und die aus der Ab⸗ 
tretung des genannten Gebietes entſtehen könnten. 


Achter Abſchnitt. Polen. 
Artikel 87. 

Deutſchland erkennt, wie dies bereits die alliierten und aſſoziierten 
Mächte getan haben, die völlige Unabhängigkeit Polens an und verzichtet 
zugunſten Polens auf alle Rechte und Anſprüche auf das Gebiet, welches 
begrenzt wird durch die Oſtſee, die Oſtgrenze Deutſchlands gemäß ihrer 
Feſtſetzung in Artikel 27 des II. Teiles (Grenzen Deutſchlands) des 
gegenwärtigen Vertrages“) bis zu einem etwa 2 Kilometer öſtlich 
von Lorzendorf belegenen Punkte, ferner eine Linie bis zu dem 
ſpitzen Winkel, den die Nordgrenze Oberſchleſiens etwa 3 Kilometer 
nordweſtlich von Simmenau bildet, weiterhin die Grenze Ober⸗ 
ſchleſiens bis zu ihrem Zuſammentreffen mit der alten Grenze 
zwiſchen Deutſchland und Rußland, dann dieſe Grenze bis zu dem 
Punkte, wo fie den Lauf des Njemen ſchneidet, ſodann durch die Nord⸗ 
grenze Oſtpreußens, wie ſie in dem Artikel 28 des vorerwähnten 
II. Teiles beſtimmt wird. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden jedoch keine Anwendung 
auf die Gebiete Oſtpreußens und der freien Stadt Danzig, wie ſie in 
dem genannten Artikel 28 des II. Teiles (Grenzen Deutſchlands) und im 
Artikel 100 des Abſchnittes XI (Danzig) des vorliegenden Teiles 
beſtimmt ſind. 

P Der urſprüngliche Text dieſes Abſchnittes lautete: „durch die Grenze des 
Tſchecho⸗Slowakiſchen Staates von einem Punkte 8 km öſtlich von Neuſtadt bis 
zu ihrem Schnittpunkt mit der alten Grenze zwiſchen Deutſchland und 
Oeſterreich⸗Ungarn, dann durch dieſe letzte Grenze bis zu dem Punkte, wo die 


früheren Grenzen Deutſchlands, Oeſterreich⸗Ungarns und Rußlands zuſammen⸗ 
trafen, durch die alte Grenze zwiſchen Deutſchland und Rußland“ uſw. 
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Die Grenzen Polens, die in dem vorliegenden Vertrage nicht näher 
bezeichnet ſind, werden die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ſpäter 
beſtimmen. 

Eine Kommiſſion, beſtehend aus 7 Mitgliedern, von denen 5 durch 
die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ernannt werden, eines durch 
Deutſchland und eines durch Polen, tritt 14 Tage nach Inkrafttreten 
des vorliegenden Vertrages zuſammen, um an Ort und Stelle die 
Grenzlinie zwiſchen Polen und Deutſchland zu ziehen. 

Die Kommiſſion entſcheidet mit Stimmenmehrheit; ihre Beſchlüſſe 
ſind für die Beteiligten bindend. 


Artikel 88. 

In dem von den unten beſchriebenen Grenzen eingeſchloſſenen 
Teil Oberſchleſiens werden die Bewohner aufgerufen, durch Ab⸗ 
ſtimmung zu entſcheiden, ob ſie zu Deutſchland oder zu Polen zu 
gehören wünſchen: 

von der Nordſpitze des durch die alte Provinz Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien gebildeten vorſpringenden Winkels, etwa 8 Kilo⸗ 
meter öſtlich von Neuſtadt längs der alten Grenze vom 
3. Auguſt 1914 zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich bis 
zu ihrem Zuſammentreffen mit der Grenze zwiſchen den 
Kreiſen Leobſchütz und Ratibor; 

von dort nach Norden bis zu einem etwa 2 Kilometer ſüd⸗ 
öſtlich von Katſcher belegenen Punkte; 

die Grenze zwiſchen den Kreiſen Leobſchütz und Ratibor; 

von dort nach Südoſten und bis zu einem an der Oder 
unmittelbar ſüdlich der Eiſenbahn Ratibor⸗ Oderberg, 
belegenen Punkte: 

eine auf dem Gelände feſtzuſetzende, ſüdlich von Kranowitz 
verlaufende Linie; 

von dem oben bezeichneten Punkt aus die alte Grenze zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich, dann die alte Grenze zwiſchen 
Deutſchland und Rußland, bis zu ihrem Zuſammentreffen 
mit der Verwaltungsgrenze zwiſchen Poſen und Ober⸗ 
ſchleſien; 

von dort längs dieſer Verwaltungsgrenze bis zur Grenze 
zwiſchen Ober⸗ und Mittelſchleſien; 

von dort nach Weiten bis zu dem Punkte, wo die Verwal⸗ 
tungsgrenze ſich in ſcharfem Winkel nach Südoſten wendet, 
ungefähr 3 Kilometer nordweſtlich von Simmenau: 

die Grenze zwiſchen Ober⸗ und Mittelſchleſien; 

von dort nach Weſten und bis zu einem noch feſtzuſetzenden, 

etwa 2 Kilometer öſtlich von Lorzendorf belegenen Punkt: 


eine auf dem Gelände zu beſtimmende, nördlich von Klein⸗ 
Hennersdorf verlaufende Linie; 

von dort nach Süden bis zu der Stelle, wo die Grenze 
zwiſchen Ober⸗ und Mittelſchleſien die Landſtraße Städtel⸗ 
Karlsruh ſchneidet: 

5 eine auf dem Gelände zu beſtimmende Linie, die weſtlich der 
Ortſchaften Hennersdorf, Polkowitz, Noldau, Steinersdorf 
und Dammer, und öſtlich der Ortſchaften Strehlitz, Naſſadel, 
Eckersdorf, Schwirz und Städtel verläuft: 

von dort längs der Grenze zwiſchen Ober⸗ und Mittelſchleſien 
bis zur Oſtgrenze des Kreiſes Falkenberg; 
von dort längs der Oſtgrenze des Kreiſes Falkenberg bis zu 
einem Punkte des etwa 3 Kilometer öſtlich von Puſchine 
ausſpringenden Winkels derſelben; 
von dort bis zur Nordſpitze des etwa 8 Kilometer öſtlich von 
ß Neuſtadt vorſpringenden Winkels der alten Provinz Oeſter⸗ 


reichiſch⸗Schleſien: 
eine auf dem Gelände feſtzuſetzende Linie, die öſtlich von 
Zülz verläuft. 

Die Regierungsform, unter welcher dieſe Volksabſtimmung 
eingeleitet und durchgeführt werden ſoll, iſt Gegenſtand der Bes 
ſtimmungen des beigefügten Anhanges. 

Die polniſche und die deutſche Regierung verpflichten ſich, jede 
| zu ihrem Teile, auf keiner Stelle ihres Gebietes irgendwelche 
| Treibereien zu veranſtalten, auch keinerlei Ausnahmemaßregeln 
| für etwaige politiſche Handlungen zu treffen, die in Oberſchleſien 
während der Periode der im angefügten Anhang feſtgeſetzten Re⸗ 
| gierungsform und bis zur Einrichtung der endgültigen Regierungs⸗ 
form dieſes Landes vorkommen. 

Deutſchland erklärt hiermit ſeinen Verzicht zugunſten Polens 
auf alle Rechte und Anſprüche auf den Teil Oberſchleſiens, der 
jenſeits der, auf Grund der Volksabſtimmung durch die oberſten 
| alliierten und aſſoziierten Mächte feſtgeſetzten Grenzlinie liegt. 


Anhang. 
8 1. 

Sogleich nach Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages und 
binnen einer auf nicht länger als vierzehn Tage zu bemeſſenden 
Friſt haben die deutſchen Truppen, wie auch die deutſchen Beamten, 
welche von der in § 2 vorgeſehenen Kommiſſion bezeichnet werden 
können, den der Abſtimmung unterliegenden Bezirk zu verlaſſen. 
Bis zur vollſtändigen Evakuation haben ſie ſich aller Requiſitionen 
an Geld oder Naturalien, ſowie auch jeder Maßnahme zu ent⸗ 
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halten, die geeignet wäre, den materiellen Jutereſſen des Landes 
zu ſchaden. 

Innerhalb der gleichen Friſt ſind die in dieſem Bezirk einge⸗ 
richteten Arbeiter und Soldatenräte aufzulöſen; die aus einem 
anderen Gebiet ſtammenden Mitglieder derſelben, die am Tage 
des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrages ihre Tätigkeit aus⸗ 
üben oder ſie ſeit dem 1. März 1919 aufgegeben haben, haben 
ebenfalls das Land zu verlaſſen. 

Alle militäriſchen oder halbmilitäriſchen Vereinigungen, die in 
dem erwähnten Gebiet von den Einwohnern jenes Bezirks gebildet 
ſind, werden unverzüglich aufgelöſt. Die in dem genannten Ge⸗ 
biet nicht beheimateten Mitglieder ſolcher Vereinigungen haben es 
zu verlaſſen. 

82. 

Der Bezirk der Volksabſtimmung wird ſofort unter die Ober⸗ 
hoheit einer internationalen Kommiſſion von vier, von den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika, Frankreich, dem britiſchen 
Reich und Italien ernannten Mitgliedern geſtellt. Er wird von 
Truppen der alliierten und aſſoziierten Mächte beſetzt. Die deutſche 
Regierung verpflichtet ſich, den Transport dieſer Truppen nach 
Oberſchleſien zu erleichtern. 

§ 3. 

Die Kommiſſion ſoll alle von der deutſchen oder preußiſchen 
Regierung ausgeübten Machtbefugniſſe beſitzen, mit Ausnahme derer⸗ 
die die Geſetzgebung und die Steuern betreffen. Sie tritt über, 
dies an die Stelle der Provinz⸗ oder der Regierungsbezirksver⸗ 
waltung. In den Machtbereich der Kommiſſion gehört es, daß ſie 
ſelbſt die ihr durch vorliegende Beſtimmungen übertragenen Macht⸗ 
befugniſſe auslegt und beſtimmt, in welchem Maße ſie ſie ſelbſt 
ausüben will und in welchem Maße ſie in den Händen der be⸗ 
ſtehenden Behörden verbleiben ſollen. 

Aenderungen an den beſtehenden Geſetzen und Steuern können 
nur unter Zuſtimmung der Kommiſſion in Kraft treten. 

Für Ordnung ſorgt die Kommiſſion mit Hilfe der zu ihrer 
Verfügung ſtehenden Truppen und, in dem von ihr für nötig ge⸗ 
haltenen Maße, durch eine Polizei, die aus den Einwohnern des 
Landes rekrutiert wird. 

Die Kommiſſion hat ohne Zögern für den Erſatz der evakuierten 
deutſchen Beamten zu ſorgen und gegebenenfalls ſelbſt den Räu⸗ 
mungsbefehl zu geben und zum Erſatz ſolcher Ortsbehörden nach 
Bedarf zu ſchreiten. 

Sie hat alle zur Sicherung einer freien, unbeeinflußten und 
geheimen Abſtimm ung geeigneten Maßnahmen zu treffen. Nament⸗ 
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lich kann fie die Ausweiſung jeder Perſon verfügen, die auf 
irgendeine Weiſe verſuchen ſollte, das Ergebnis der Abſtimmung 
durch Beſtechungs⸗ oder Einſchüchterungsmanöver zu fälſchen. 

Die Kommiſſion wird Vollmacht haben, über alle Fragen zu 
entſcheiden, die ſich aus der Ausführung der vorliegenden Beſtim⸗ 
mungen ergeben. Sie wird zu ihrem Beiſtand techniſche Ratgeber 
heranziehen, die ſie aus der örtlichen Bevölkerung auswählen wird. 

Die Entſcheidungen der Kommiſſion werden mit Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. 

§ 4. 

Die Abſtimmung ſoll nach Ablauf einer von den oberſten 
alliierten und aſſoziierten Mächten zu beſtimmenden Friſt ſtatt⸗ 
finden, die nicht unter 6 Monaten und nicht über 18 Monate, ge⸗ 
rechnet von dem Tätigkeitsbeginn der obengenannten Kommiſſion 
in dem Bezirk, betragen darf. 

Das Stimmrecht wird allen Perſonen ohne Unterſchied des 
Geſchlechts zugebilligt, welche folgenden Bedingungen genügen: 

a) ſie müſſen am 1. Januar des Jahres, in dem die Ab⸗ 
ſtimmung ſtattfindet, ihr 20. Jahr vollendet haben; 

b) in dem Abſtimmungsgebiet geboren ſein, oder dort ihren 
Wohnſitz ſeit einem von der Kommiſſion feſtzuſetzenden, 
aber nicht nach dem 1. Januar 1919 liegenden Datum 
haben, oder durch die deutſchen Behörden aus ihm ausge⸗ 
wieſen ſein, ohne dort ihren Wohnſitz beibehalten zu haben. 

Den wegen politiſcher Vergehen verurteilten Perſonen iſt die 
Ausübung ihres Wahlrechtes zu ermöglichen. 

Jeder wird in der Gemeinde wählen, in der er wohnt, oder 
in der er geboren iſt, ſofern er ſeinen Wohnſitz nicht mehr in 
dem Abſtimmungsgebiet hat. 

Das Ergebnis der Abſtimmung wird nach Gemeinden feſtgeſtellt, 
gemäß der Stimmenmehrheit in jeder Gemeinde. 

§ 5. 

Nach Schluß der Abſtimmung wird die Anzahl der in jeder 
Gemeinde abgegebenen Stimmen durch die Kommiſſion den alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächten mitgeteilt, zugleich mit einem 
genauen Bericht über den Hergang der Stimmabgabe und einem 
Vorſchlage über die als Grenze Deutſchlands in Oberſchleſien an⸗ 
zunehmende Linie, bei dem ſowohl der von den Einwohnern aus⸗ 
gedrückte Wunſch, wie auch die geographiſche und wirtſchaftliche 
Lage der Ortſchaften Berückſichti findet. K 


Sobald die Grenzlinie durch die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte feſtgeſetzt ſein wird, benachrichtigt die Kommiſſion 
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die deutſchen Behörden, daß fie die Verwaltung des Gebietes, das 
als deutſchbleibend anzuerkennen ſein wird, wiederaufzunehmen 
haben; die betreffenden Behörden haben im Laufe des auf dieſe 
Anzeige folgenden Monates danach zu verfahren, und zwar auf die 
von der Kommiſſion vorgeſchriebene Art. 

In der gleichen Friſt und in der von der Kommiſſion vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe muß die polniſche Regierung die Verwaltung 
des als polniſch anzuerkennenden Gebietes in Beſitz nehmen. 

Sobald die Verwaltung des Landes derart durch die deutſchen, 
beziehungsweiſe die polniſchen Behörden ſichergeſtellt iſt, werden 
die Machtbefugniſſe der Kommiſſſon ihr Ende finden. 

Die Koſten des Beſatzungsheeres und die Ausgaben der 
Kommiſſion, ſowohl für ihre Tätigkeit, wie auch für die Verwaltung 
des Bezirks, werden aus den Ortseinkünften vorweg erhoben. 

Artikel 89.*) 

Polen verpflichtet ſich, den Perſonen, Waren, Schiffen, Kähnen, 
Waggons und Poſtſendungen im Tranſit zwiſchen Oſtpreußen und 
dem übrigen Deutſchland Tranſitfreiheit durch das polniſche Gebiet, 
einſchließlich ſeiner Gewäſſer zu gewähren, und ſie in bezug auf 
Erleichterungen, Beſchränkungen und alle anderen Angelegenheiten 
zum mindeſten ebenſo günſtig zu behandeln, wie die Perſonen, 
Waren, Schiffe, Kähne, Waggons und Poſtſendungen von polniſcher 
Nationalität, Herkunft, Einfuhr, Eignerſchaft oder einer Ausgangs⸗ 
ſtation, die entweder polniſch iſt oder günſtigere Behandlung ge⸗ 
nießt, als Polen ſie bietet. 

Die Tranſitgüter ſollen von allen Zoll⸗ oder anderen ähn⸗ 
lichen Gebühren befreit ſein. 

Die Tranſitfreiheit erſtreckt ſich auch auf den Telegraphen⸗ und 
Telephondienſt unter den Bedingungen, die durch die in Artikel 98 
vorgeſehenen Konventionen feſtgelegt ſind. 

Artikel 90. 

Polen verpflichtet ſich, während eines Zeitraums von fünfzehn 
Jahren die Bergwerksprodukte jedes Teiles des durch dieſen Vertrag 
an Polen abgetretenen Oberſchleſiens zur Ausfuhr nach Deutſchland 
zuzulaſſen. 

Dieſe Produkte ſollen frei von jeder Aus fuhrgebühr oder jeder 
anderen Belaſtung oder Ausfuhrbeſchränkung bleiben. 

Ebenſo verpflichtet ſich Polen, alle erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, daß der Verkauf der verfügbaren Produkte dieſer 

*) Der frühere Artikel 89 lautete: „Polen verpflichtet ſich, den Perſonen 
und Verkehrsmitteln jeder Nation, die aus iN kommen oder dorthin 


gehen, dieſelben Durchfuhrrechte durch das polniſche Gebiet zwiſchen Oſtpreußen 
und Deutſchland zu gewähren, wie ſeinen eigenen Staatsangehörigen“. 
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Bergwerke an die Käufer in Deutſchland unter ebenjo günſtigen 
Bedingungen vor ſich gehen kann, wie der Verkauf gleichartiger 
Produkte unter ähnlichen Umſtänden an die Käufer in Polen oder 
jedem anderen Lande. 


Artikel 91. 

Die deutſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohnſitz in den Polen 
zuerkannten Gebieten haben, erwerben ohne weiteres die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit und verlieren die deutſche Reichsangehörigkeit. 

Die deutſchen Reichsangehörigen oder ihre Nachkommen, welche 
ihren Wohnſitz nach dem 1. Januar 1908 in dieſe Gebiete verlegt 
haben, können jedoch die polniſche Staatsangehörigkeit nur mit beſonderer 
Erlaubnis des polniſchen Staates erwerben. 

Während einer Friſt von zwei Jahren nach Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages dürfen die deutſchen Reichsangehörigen von über 
18 Jahren, die ihren Wohnſitz in einem der Polen zuerkannten Ge⸗ 
biete haben, für die deutſche Reichsangehörigkeit optieren. 

Die Polen, die deutſche Reichsangehörige von über 18 Jahren ſind 
und in Deutſchland ihren Wohnſitz haben, können für die polniſche 
Staatsangehörigkeit optieren. Die Option des Ehegatten ſchließt die der 
Ehefrau, die Option der Eltern die der Kinder unter 18 Jahren ein. 
Alle Perſonen, welche das vorerwähnte Recht der Option ausgeübt haben, 
haben das Recht, innerhalb der darauffolgenden 12 Monate ihren Wohn⸗ 
ſitz in den Staat zu verlegen, für den ſie optiert haben. Sie dürfen 
ihren Grundbeſitz in dem Gebiete des anderen Staates behalten, in dem 
ſie vor Ausübung ihres Optionsrechtes wohnten. 

Sie können ihr bewegliches Eigentum jeder Art ohne Zollgebühren 
in das Land, für das ſie optiert haben, mitnehmen und ſind in dieſer 
Hinſicht von allen Ausfuhrzöllen oder abgaben, wenn es ſolche gibt, 
befreit. 

Innerhalb derſelben Friſt können die Polen, welche deutſche 
Reichsangehörige find und ſich im Ausland befinden, ſofern die Ge 
ſetze des fremden Staates dem nicht entgegenſtehen und ſofern ſie nicht 
die fremde Staatsangehörigkeit erworben haben, die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit unter Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit erwerben. 
Hierbei haben ſie den Vorſchriften nachzukommen, die der polniſche Staat 
erlaſſen wird. 

In dem der Volksabſtimmung unterworfenen Teil Ober⸗ 
ſchleſiens treten die Verfügungen des vorliegenden Artikels erſt 
nach der endgültigen Zuteilung dieſes Gebietes in Kraft. 


Artikel 92. 
Der Anteil und die Art der finanziellen Laſten Deutſchlands und 
Preußens, welche Polen zu übernehmen hat, werden gemäß Artikel 254 
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des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages 
feſtgeſetzt. 


Der Teil der Staatsſchuld, der ſich nach der Entſcheidung der in 


dem genannten Artikel vorgeſehenen Wiedergutmachungskommiſſion auf 
die Maßnahmen bezieht, welche die deutſche und preußiſche Regierung für 
die deutſche Anſiedlung in Polen getroffen hat, wird bei der Verteilung 
nicht zu Laſten Polens angerechnet. 

Bei der gemäß Artikel 256 des Teiles VIII (Wiedergutmachungen) 
des gegenwärtigen Vertrages vorgenommenen Abſchätzung des Eigentums 
und der Beſitzungen des Deutſchen Reiches oder der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten, welche zugleich mit den abzutretenden Gebieten auf Polen über⸗ 
gehen, muß die Kommiſſion Gebäude, Wälder und anderen Staatsbeſitz 
ausſchließen, welche dem ehemaligen Königreich Polen gehörten. Dieſe 
erwirbt Polen umſonſt und frei von allen Laſten. 

In allen deutſchen Ländergebieten, die kraft des vorliegenden 
Vertrages auf Polen übertragen und endgültig als Teil Polens 
anerkannt werden, darf die polniſche Regierung das Vermögen, 
die Rechte und Intereſſen deutſcher Staatsangehöriger nur dann 
unter Anwendung von Artikel 297 liquidieren, wenn dies in 
Gemäßheit folgender Vorſchriften geſchieht: 

1. Das Ergebnis der Liquidation iſt direkt an den Berechtigten 
auszuzahlen; 

2. Beweiſt der letztere vor dem in Teil X (Wirtſchaftliche 
Bedingungen), Sektion VI, des vorliegenden Vertrages vorgeſehenen 
Gemiſchten Schiedsgerichtshof oder vor einem von dieſem Gerichts⸗ 
hof ernannten Schiedsrichter, daß die Bedingungen des Verkaufes 
oder die von der polniſchen Regierung außerhalb ihrer allgemeinen 
Geſetzgebung ergriffenen Maßnahmen den Preis ungerechterweiſe 
beeinträchtigt haben, ſo ſoll das Gericht oder der Schiedsrichter 
die Befugnis haben, dem Berechtigten einen von der polniſchen 
Regierung zu zahlenden angemeſſenen Schadenserſatz zuzubilligen. 

Durch ſpätere Abmachungen werden alle Fragen geregelt, die nicht 
in dem vorliegenden Vertrage geregelt ſein ſollten und die aus der 
Abtretung des genannten Gebietes entſtehen könnten. 

Artikel 93. 

Polen nimmt unter Zuſtimmung, daß die alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächte dies in einen mit ihm zu ſchließenden Vertrag 
aufnehmen, die Veſtimmungen an, welche dieſe Mächte für notwendig 
erachten, um in Polen die Intereſſen der nationalen, ſprachlichen und 
religiöſen Minderheiten zu ſchützen.“) 


x 8 Text von Abſatz 1: „Polen gibt ſeine Zuſtimmung, daß 


die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte in einen mit ihm zu ſchließenden 
Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, welche“ uſw. 
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Ebenſo gibt Polen feine Zuſtimmung, daß die alliierten und aſſozi⸗ 
ierten Hauptmächte in einen mit ihm zu ſchließenden Vertrag die Be⸗ 
ſtimmungen aufnehmen, welche dieſe Mächte für notwendig erachten, um 
die freie Durchfuhr und eine gerechte Regelung des Handelsverkehrs der 
anderen Völker zu ſichern. 


— EEE 


Neunter Abſchnitt. Oſtpreußen. 


Artikel 94. 

In dem Gebiet zwiſchen der ſüdlichen Grenze Oſtpreußens, wie ſie 
in dem Artikel 28 des Teiles II (Grenzen Deutſchlands) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages feſtgeſetzt iſt, und der nachſtehend beſchriebenen Linie 
werden die Einwohner aufgefordert, durch Abſtimmung zu beſtimmen 
welchem Staate ſie angehören wollen: 

Weſt⸗ und Nordgrenze des Regierungsbezirkes Allenſtein bis zu ihrem 
Schnittpunkt mit der Grenze zwiſchen den Kreiſen Oletzko und Angerburg; 
von dort die Nordgrenze des Kreiſes Oletzko bis zu ihrem Schnittpunkt 
mit der alten Grenze Oſtpreußens. 


Artikel 95. 

Binnen 14 Tagen vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
an werden die deutſchen Truppen und Behörden aus dem vorerwähnten 
Gebiet zurückgezogen. Bis die Räumung vollzogen iſt, dürfen ſie keine 
Erhebung von Geld und Naturalien vornehmen und müſſen ſich jeder 
Maßnahme enthalten, die die materiellen Intereſſen des Landes beein⸗ 
trächtigen könnte. 

Nach Ablauf der vorerwähnten Friſt wird das genannte Gebiet einer 
internationalen Kommiſſion von 5 Mitgliedern unterſtellt, die von den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten ernannt wird. Die Kommiſſion 
beſitzt die allgemeine Verwaltungsbefugnis und iſt insbeſondere beauftragt, 
die Abſtimmung vorzubereiten und alle Maßnahmen zu treffen, die ſie 
zur Sicherung einer freien, geheimen und unabhängigen Abſtimmung 
für notwendig erachtet. Die Kommiſſton beſitzt ferner Vollmacht zur 
Entſcheidung aller Fragen, die aus der Ausführung der gegenwärtigen 
Beſtimmungen entſtehen können. Die Kommiſſion trifft alle geeigneten 
Maßnahmen, um ſich bei der Ausübung ihres Amtes durch Hilfskräfte 
unterſtützen zu laſſen, die fie ſelbſt aus der örtlichen Bevölkerung wählt. 
Sie faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. 

Stimmberechtigt iſt jede Perſon, ohne Unterſchied des Geſchlechtes, 
die folgende Bedingungen erfüllt: 

a) Sie muß beim Inkrafttreten dieſes Vertrages das zwanzigſte 
Jahr vollendet haben, 

b) in dem Gebiet, in dem die Volksabſtimmung ſtattfindet, geboren 
ſein oder dort ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt ſeit 
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einem von der Kommiſſion zu beſtimmenden Zeitpunkt gehabt 
haben. 

Jeder ſtimmt in der Gemeinde ab, in der er ſeinen Wohnſitz hat, 
oder wenn er keinen Wohnſitz oder Aufenthaltsort in dem genannten Ge⸗ 
biete hat, in der Gemeinde, wo er geboren iſt. 

Das Ergebnis der Abſtimmung wird nach Gemeinden beſtimmt, 
und zwar nach der Stimmenmehrheit in jeder Gemeinde. 

Nach Abſchluß der Abſtimmung teilt die Kommiſſion die Zahl der 
in jeder Gemeinde abgegebenen Stimmen den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten mit und reicht zugleich einen ausführlichen Bericht über 
den Hergang der Abſtimmung und einen Vorſchlag über die Linie ein, 
welche in dieſer Gegend als Grenze Oſtpreußens gezogen werden ſoll, 
unter Berückſichtigung des durch die Abſtimmung ausgedrückten Willens 
der Bevölkerung, ſowie der geographiſchen und wirtſchaftlichen Lage. Die 
alliierten und afjoziierten Hauptmächte werden dann die Grenze zwiſchen 
Oſtpreußen und Polen in dieſer Gegend beſtimmen. 

Falls die von den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten beſtimmte 
Grenze irgendeinen Teil des im Artikel 94 abgegrenzten Gebietes von 
Oſtpreußen ausſchließt, erſtreckt ſich der Verzicht Deutſchlands auf ſeine 
Rechte zugunſten Polens, wie er im vorſtehenden Artikel 87 vorgeſehen 
iſt, auf die derart ausgeſchloſſenen Gebiete. 

Sobald die Grenzlinie durch die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte feſtgeſetzt iſt, wird die internationale Kommiſſion den 
Verwaltungsbehörden von Oſtpreußen bekannt geben, daß ſie die Ver⸗ 
waltung des Gebietes nördlich der ſo beſtimmten Linie wieder zu über⸗ 
nehmen haben. Dieſe Übernahme hat im Verlauf des Monats, der auf 
dieſe Mitteilung folgt, und in der von der Kommiſſion beſtimmten Art 
zu geſchehen. Innerhalb derſelben Friſt und in der von der Kommiſſion 
beſtimmten Art hat die polniſche Regierung für die Verwaltung des 
Gebietes ſüdlich der feſtgeſetzten Linie Sorge zu tragen. Sobald die 
Verwaltung des Landes auf dieſe Weiſe durch die oſtpreußiſchen und 
polniſchen Behörden geſichert iſt, laufen die Vollmachten der inter⸗ 
nationalen Kommiſſion ab. 

Die Unkoſten der Kommiſſion ſowohl für ihre Tätigkeit wie für die 
Verwaltung des Gebietes werden aus den örtlichen Einnahmen beſtritten. 
Der Koſtenüberſchuß wird in einem von den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten feſtzuſetzenden Verhältnis von Oſtpreußen getragen. 


Artikel 96. 

In dem Gebiet, das die Kreiſe Stuhm und Roſenberg und den Teil 
des Kreiſes Marienburg öſtlich der Nogat, ſowie den Teil des Kreiſes 
Marienwerder öſtlich der Weichſel umfaßt, werden die Einwohner aufge⸗ 
fordert, durch Abſtimmung in jeder Gemeinde bekanntzugeben, ob ſie 
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wünſchen, daß die einzelnen Gemeinden, welche in dieſem Gebiete liegen, 
zu Polen oder zu Oſtpreußen gehören. 
Artikel 97. 

Binnen 14 Tagen vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
werden die deutſchen Truppen und Behörden aus dem in Artikel 96 
bezeichneten Gebiet zurückgezogen. Bis dieſe Räumung vollzogen iſt, 
dürfen ſie keinerlei Erhebung von Geld und Naturalien vornehmen und 
müſſen ſich jeder Maßnahme enthalten, die die materiellen Intereſſen 
des Landes beeinträchtigen könnte. Nach Ablauf der vorerwähnten 
Friſt wird das genannte Gebiet einer internationalen Kommiſſion von 
vier Mitgliedern unterſtellt, die von den alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächten ernannt wird. Dieſe Kommiſſion, der erforderlichenfalls die 
nötigen Truppen beizugeben ſind, hat die allgemeine Verwaltungsbefugnis 
und iſt insbeſondere beauftragt, die Abſtimmung vorzubereiten und alle 
Maßnahmen zu treffen, die fie zur Sicherung einer freien, geheimen 
und unabhängigen Abſtimmung für notwendig erachtet. Sie wird ſich, 
ſoweit möglich, an die Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages hin⸗ 
ſichtlich der Volksabſtimmung in dem Gebiet von Allenſtein halten. 
Sie faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. 

Die Unkoſten der Kommiſſion ſowohl für ihre Tätigkeit wie für 
die Verwaltung des Gebietes werden aus den örtlichen Einnahmen be⸗ 
ſtritten. 

Nach Abſchluß der Abſtimmung teilt die Kommiſſion die Zahl der 
in jeder Gemeinde abgegebenen Stimmen den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten mit und reicht zugleich einen ausführlichen Bericht über 
den Hergang der Abſtimmung und einen Vorſchlag über die Linie 
ein, welche in dieſer Gegend als Grenze Oſtpreußens gezogen werden 
ſoll, unter Berückſichtigung des durch die Abſtimmung ausgedrückten 
Willens der Bevölkerung ſowie der geographiſchen und wirtſchaftlichen 
Lage. Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte werden die Grenze 
zwiſchen Oſtpreußen und Polen in dieſer Gegend feſtſetzen. Dabei 
werden ſie Polen wenigſtens für den Weichſelabſchnitt die volle und 
uneingeſchränkte Aufſicht über den Strom einſchließlich des öſtlichen 
Ufers überlaſſen, ſoweit dieſes für die Regulierung und Verbeſſerung des 
Flußlaufes notwendig iſt. Deutſchland verpflichtet ſich, niemals irgend⸗ 
eine Befeſtigung in irgendeinem Teile des genannten Gebietes, ſoweit 
es deutſch bleibt, zu errichten. 

Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte werden zu gleicher Zeit 
Beſtimmungen treffen, welche der Bevölkerung Oſtpreußens den 
Zugang zur Weichſel und ihre Benutzung für ſich, ihre Waren 
und Schiffe unter billigen Bedingungen und in ihrem Intereſſe ſichern. 

Die Feſtlegung der Grenze und die vorſtehenden Anordnungen 
ſind für alle Beteiligten bindend. 
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Sobald die Verwaltung des Landes durch die oſtpreußiſchen und 
polniſchen Behörden übernommen iſt, laufen die Vollmachten der Kom⸗ 


miſſion ab. 
Artikel 98. 

Deutſchland und Polen werden im Verlauf des Jahres, das dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages folgt, Abkommen ſchließen,“) 
deren Wortlaut im Falle von Streitigkeiten durch den Völkerbundsrat 
beſtimmt wird. Dies Abkommen ſoll einerſeits Deutſchland vollſtändige 
und angemeſſene Erleichterungen für den Eiſenbahn⸗, Telegraphen⸗ und 
Telephonverkehr zwiſchen dem übrigen Deutſchland und Oſtpreußen durch 
das polniſche Gebiet und andererſeits Polen die gleichen Verkehrsmög⸗ 
lichkeiten mit der freien Stadt Danzig durch das etwa auf dem rechten 
Weichſelufer liegende deutſche Gebiet zuſichern. 


Zehnter Abſchnitt. Memel. 
Artikel 99. 

Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte auf alle Rechte und Anſprüche auf die Gebiete zwiſchen 
der Oſtſee, der Nordoſtgrenze Oſtpreußens, wie ſie in Artikel 28 des 
Teiles II (Grenzen Deutſchlands) des gegenwärtigen Vertrages beſchrieben 
iſt, und den alten Grenzen zwiſchen Deutſchland und Rußland.“) 

Deutſchland verpflichtet ſich, die Beſtimmungen anzuerkennen, welche 
die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte in bezug auf dieſe Gebiete 


treffen werden, insbeſondere was die Staatsangehörigkeit der Einwohner 
anlangt. 


Elfter Abſchnitt. Die freie Stadt Danzig. 
Artikel 100. 
Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte auf alle Rechte und Anſprüche auf das Gebiet innerhalb 
folgender Grenzen: 


von der Oſtſee nach Süden bis zu dem Punkte, wo ſich die Haupt⸗ 
ſchiffahrtswege der Nogat und der Weichſel treffen; 

die Grenze Oſtpreußens, wie ſie im Artikel 28 des Teiles II 
(Grenzen Deutſchlands) des vorliegenden Vertrages beſchrieben iſt; 

von hier den Hauptſchiffahrtsweg der Welchſel ſtromabwärts bis 
zu einem Punkte, der ungefähr 61/5 km nördlich der Brücke 
bei Dirſchau liegt; 

von hier nach Nordweſten bis zur Höhe 5, die 1½ km ſüdöſt⸗ 
lich der Kirche von Güttland liegt, eine im Gelände feſt⸗ 
zulegende Linie; 


ken Urſprüngliche Faſſung: „ein 8 deſſen“. 
) Vergl. die Na e N Seite e 


von hier nach Welten bis zu dem Vorſprung, den die Grenze des 
Kreiſes Berent 8½ km nordöſtlich von Schöneck bildet, eine 
im Gelände feſtzulegende Linie, die zwiſchen Mühlbanz im 
Süden und Rambeltſch im Norden verläuft; 

von hier nach Weſten die Grenze des Kreiſes Berent bis zu der 
Einbuchtung, die ſie 6 km nordnordweſtlich von Schöneck bildet; 

von hier bis zu einem Punkte auf der Mittellinie des Lonkenerſees 
eine im Gelände feſtzulegende Linie, die nördlich von Neu⸗Fietz 
und Schatarpi und ſüdlich von Bärenhütte und Lonken verläuft; 

von hier die Mittellinie des Lonkener Sees bis zu ſeinem Nordende; 
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von hier bis zu dem Südende des Pollenziner Sees eine im Ge⸗ 
lände feſtzulegende Linie; 
von hier eine Linie durch die Mitte des Pollenziner Sees bis zu 
ſeinem Nordende; 
von hier nach Nordoſten bis zu dem Punkte ungefähr 1 km ſüd⸗ 
lich der Kirche von Koliebken, wo die Eiſenbahn Danzig — 
Neuſtadt einen Bach überſchreitet, eine im Gelände feſtzulegende 
Linie, die ſüdöſtlich von Kamehlen, Kriſſau, Fidlin, Sulmin 
(Richthof), Mattern, Schäferei und nordweſtlich von Neuendorf, 
Marſchau, Czapielken, Hoch⸗ und Klein⸗Kelpin, Pulvermühle, 
Renneberg und den Städten Oliva und Zoppot verläuft; 
von hier den Lauf des obenerwähnten Baches bis zur Oſtſee. 
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Die vorſtehend beſchriebenen Grenzen find auf einer deutſchen Karte 
im Maßſtab 1: 100 000 eingezeichnet, die dem vorliegenden Vertrage 
unter Nr. 4 beigefügt iſt. 

Artikel 101. 

Eine Kommiſſion aus 3 Mitgliedern, darunter ein Oberkommiſſar 
als Präſident, die von den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten 
ernannt werden, einem Mitglied, das durch Deutſchland, und einem, 
das durch Polen ernannt wird, tritt binnen 14 Tagen nach Inkraft⸗ 
treten des vorliegenden Vertrages zuſammen, um an Ort und Stelle die 
Grenzlinie des vorbezeichneten Gebietes unter möglichſter Berückſichtigung 
der beſtehenden Gemeindegrenzen feſtzuſetzen. 


Artikel 102.*) 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte verpflichten ſich, die 
Stadt Danzig nebſt dem im Artikel 100 bezeichneten Gebiet zur 
freien Stadt zu erklären. Sie wird unter den Schutz des Völker⸗ 
bundes geſtellt. 

Artikel 103. 

Die Verfaſſung der freien Stadt Danzig wird im Einvernehmen 
mit einem Oberkommiſſar des Völkerbundes von ordnungsmäßig er⸗ 
nannten Vertretern der freien Stadt ausgearbeitet. Sie wird unter die 
Bürgſchaft des Völkerbundes geſtellt. 

Der Oberkommiſſar wird ebenſo beauftragt, in erſter Inſtanz über 
alle Streitigkeiten zu entſcheiden, welche ſich zwiſchen Polen und der 
freien Stadt über den gegenwärtigen Vertrag oder die ergänzenden 
Abmachungen und Vereinbarungen ergeben. 

Der Oberkommiſſar hat ſeinen Sitz in Danzig. 


Artikel 104. 

Ein Abkommen, deſſen Wortlaut feſtzulegen ſich die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte verpflichten und das zur gleichen 
Zeit in Kraft treten wird, wenn die Erklärung Danzigs zur freien 
Stadt erfolgt, ſoll zwiſchen der polniſchen Regierung und der ge⸗ 
nannten in Ausſicht genommenen freien Stadt getroffen werden:) 

1. um die freie Stadt Danzig in das polniſche Zollgebiet auf⸗ 
zunehmen und eine Freizone im Hafen einzurichten; 

2. um Polen ohne jede Einſchränkung den freien Gebrauch und 
die Benutzung der Waſſerſtraßen, Docks, Hafenbecken, Kais und 


) Die urſprüngliche Faſſung des Artikels lautete: „Die Stadt Danzig 
nebſt dem in Artikel 100 bezeichneten Gebiete wird zur freien Stadt erklärt und 
unter den Schutz des Völkerbundes geſtellt'. 

) Die urſprüngliche Faſſung dieſes erſten Abſatzes lautete: „Ein Abkommen, 
deſſen Wortlaut durch die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte feſtgelegt wird 
ſoll zwiſchen der polniſchen Regierung und der freien Stadt Danzig zu folgenden 
Zwecken getroffen werden:“. 
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fonftigen Anlagen im Gebiet der freien Stadt zu fichern, 
welche für die Einfuhr und Ausfuhr aus Polen notwendig ſind; 

3. um Polen die Überwachung und Verwaltung der Weichſel und 
des geſamten Eiſenbahnnetzes im Gebiete der freien Stadt zu 
ſichern, abgeſehen von den Straßenbahnen und anderen Bahnen, 
die in erſter Linie den Bedürfniſſen der freien Stadt dienen, 
ebenſo wie die Überwachung und Verwaltung des Poſt-, Tele⸗ 
graphen⸗ und Telephonverkehrs zwiſchen Polen und dem Hafen 
von Danzig; 

4. um Polen das Recht des Ausbaues und der Verbeſſerung der 
Waſſerſtraßen, Docks, Hafenbecken, Kais, Eiſenbahnen und 
ſonſtiger vorbezeichneter Anlagen und Verkehrsmittel zu ſichern 
und zu angemeſſenen Bedingungen die hierzu notwendigen 
Grundſtücke und anderes Eigentum zu mieten oder zu kaufen; 

5 um dafür zu ſorgen, daß in der freien Stadt Danzig kein 
benachteiligender Unterſchied zum Schaden polniſcher Staats⸗ 
angehöriger oder anderer Perſonen polniſcher Abſtammung 
oder Sprache gemacht wird; 

6. um die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der freien 
Stadt Danzig durch die polniſche Regierung zu ſichern, ebenſo 
wie den Schutz ihrer Staatsangehörigen im Auslande. 


Artikel 105. 

Von dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an werden 
die deutſchen Reichsangehörigen, die das im Artikel 100 bezeichnete 
Gebiet bewohnen, ohne weiteres (ipso facto) die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit verlieren, da ſie Staatsangehörige der freien Stadt 
Danzig werden.“) 

Artikel 106. 

Während zweier Jahre vom Inkrafttreten des vorliegenden Ver⸗ 
trages an dürfen die deutſchen Reichsangehörigen von über 18 Jahren, 
die ihren Wohnſitz in dem im Artikel 100 bezeichneten Gebiete haben, 
für die deutſche Reichsangehörigkeit optieren. 

Die Option des Ehegatten ſchließt die der Ehefrau, die Option der 
Eltern die der Kinder unter 18 Jahren ein. Perſonen, welche das 
vorerwähnte Recht der Option ausgeübt haben, müſſen innerhalb der 
darauffolgenden 12 Monate ihren Wohnſitz nach Deutſchland verlegen. 

Sie können ihren Grundbeſitz, den ſie im Gebiet der freien Stadt 
Danzig haben, behalten. Sie können ihr bewegliches Eigentum jeder 

) Die urſprüngliche Faſſung dieſer Stelle lautete: „Von dem Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrages an werden die deutſchen Reichsangehörigen, die 


ihren Wohnſitz im Gebiet der freien Stadt Danzig haben, ohne weiteres Staats⸗ 
angehörige der Stadt und verlieren die deutſche Reichsangehörigkeit. 
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Art mitnehmen. Es wird ihnen hierfür kein Zoll, weder für die 
Einfuhr noch für die Ausfuhr, auferlegt. a 


Artikel 107. 

Alles Eigentum des Deutſchen Reichs oder der deutſchen Staaten, 
das in dem Gebiet der freien Stadt Danzig gelegen iſt, geht auf die 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte über. Dieſe können es, wie ſie 
es für recht und billig finden, an die freie Stadt oder den polniſchen 
Staat abtreten. 

Artikel 108. 

Der Anteil und die Art der finanziellen Laſten Deutſchlands und 
Preußens, welche die freie Stadt zu übernehmen hat, werden nach 
Artikel 254 des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages feſtgeſetzt. 

Durch ſpätere Abmachungen werden alle anderen Fragen geregelt, 
die ſich aus der Abtretung des in Artikel 100 bezeichneten Gebietes 
ergeben können. 


Zwölfter Abſchnitt. Schleswig. 
Artikel 109. 

Die Grenze zwiſchen Deutſchland und Dänemark wird gemäß den 
Wünſchen der Bevölkerung feſtgeſetzt. 

Zu dieſem Zweck wird die Bevölkerung, welche das Gebiet des ehe⸗ 
maligen Deutſchen Reichs nördlich einer von Oſten nach Weſten ver⸗ 
laufenden Linie bewohnt (auf der Karte Nr. 3, die dem gegenwärtigen 
Vertrage beigefügt iſt, durch einen braunen) Strich gekennzeichnet): *) 

die ungefähr 13 km oſtnordöſtlich von Flensburg von der 
Oſtſee ausgeht, 

dann nach Südweſten verläuft, ſüdöſtlich von Sygum, Rings⸗ 
berg, Munkbrarup, Adelby, Taſtrup, Jarplund, Overſee 
und nordweſtlich von Langballigholz, Langballig, Bönſtrup, 
Rüllſchau, Weſeby, Kleinwolſtrup und Groß⸗Solt verläuft, 

dann nach Weſten, ſüdlich von Frörup und nördlich von 
Wanderup, 

dann nach Südweſten, ſüdöſtlich von Orlund, Stieglund und 
Oſtenau und nordweſtlich der Dörfer an der Straße 
Wanderup —Kollund, 

dann nach Nordweſten, ſüdweſtlich von Löwenſtedt, Joldelund, 
Goldelund, und nordöſtlich von Kolkerheide und Högel bis 
zur Biegung der Soholmer Au ungefähr 1 km öſtlich 


*) Urſprünglich: „blauen“. 
) Das jetzt Eingeſetzte entſtammt der früheren Faſſung des Abſchnitts 4. 
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von Soholm, wo fie die Südgrenze des Kreiſes Tondern 
erreicht, 

dieſer Grenze bis zur Nordſee folgt, 

ſüdlich der Inſeln Föhr und Amrum und nördlich der. Inſeln 
Oland und Langeneß verläuft, 


Eckernförde 
Heuss 
Kiel 


aufgefordert werden, ſich durch eine Abſtimmung zu entſcheiden, welche 
unter folgenden Bedingungen ſtattfinden ſoll: 

1. Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an und binnen 
einer Friſt von 10 Tagen müſſen die deutſchen Truppen und Behörden 
(einſchließlich der Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Landräte, 


) Der urſprüngliche Text dieſer Stelle lautete: 

„die von Schleimünde ſüdlich der Lotſeninſel ausgeht und dem Laufe der 
Schlei aufwärts folgt, 

die Schlei verläßt und nach Südweſten läuft, fo daß fie ſüdöſtlich von 
Schleswig, Haddeby und Busdorf und nordweſtlich von Fahrdorf läuft 
und die Reider Au nordweſtlich von Jagel erreicht, 

dann dem Laufe der Reider Au folgt, dann dem Lauf der Treene bis zu 
einem Punkte nordöſtlich von Friedrichſtadt, 

ſich dann nach Süden bis zum Eiderfluß wendet, wobei ſie öſtlich an 
Friedrichſtadt vorbeiläuft, 

dem Lauf der Eider bis zur Nordſee folgt“. 
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Amtsvorſteher, Oberbürgermeiſter) das Gebiet nördlich der vorbezeichneten 
Linie räumen. 

Innerhalb derſelben Friſt werden die Arbeiter- und Soldatenräte, 
die ſich in dieſem Gebiet gebildet haben, aufgelöſt; ihre Mitglieder, die 
aus anderen Gegenden ſtammen und die ihr Amt am Tage des Inkraft⸗ 
tretens des gegenwärtigen Vertrages ausüben oder es ſeit dem 1. März 
1919 niedergelegt haben, müſſen ebenfalls das Gebiet verlaſſen. 

Das Gebiet wird unverzüglich einer internationalen Kommiſſion von 
5 Mitgliedern unterſtellt, von denen 3 durch die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte ernannt werden. 

Die norwegiſche und ſchwediſche Regierung werden gebeten werden, 
jede ein Mitglied zu ernennen; falls ſie dies nicht tun, werden dieſe 
beiden Mitglieder durch die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte gewählt. 

Die Kommiſſion, die erforderlichenfalls durch die notwendigen 
Truppen unterſtützt wird, beſitzt die allgemeine Verwaltungsbefugnis. 
Sie hat insbeſondere unverzüglich für den Erſatz der entfernten deutſchen 
Behörden zu ſorgen und muß nötigenfalls ſelbſt die Entfernung und den 
Erſatz derjenigen Ortsbehörden anordnen, bei denen dies notwendig 
erſcheint. Sie trifft alle Maßnahmen, die ſie für geeignet hält, um 
eine freie, geheime und unabhängige Abſtimmung zu ſichern. Sie 
läßt ſich von techniſchen Beratern deutſcher und däniſcher Staats⸗ 
angehörigkeit unterſtützen, die ſie aus der örtlichen Bevölkerung auswählt. 
Sie faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. 

Die Hälfte der Unkoſten der Kommiſſion und der durch die Volks⸗ 
abſtimmung verurſachten Unkoſten wird von Deutſchland getragen: 

2. Stimmberechtigt ſind ohne Unterſchied des Geſchlechtes alle 
Perſonen, die folgende Bedingungen erfüllen; 

a) Sie müſſen bei Inkrafttreten dieſes Vertrages das 20. Jahr 
vollendet haben, 

b) in dem der Volksabſtimmung unterworfenen Gebiet geboren 
ſein oder dort vor dem 1. Januar 1900 ihren Wohnſitz gehabt 
haben oder von den deutſchen Behörden ausgewieſen worden 
ſein, ohne dort ihren Wohnſitz beibehalten zu haben. 

Jeder ſtimmt in der Gemeinde ab, wo er ſeinen Wohnſitz hat 
oder aus der er gebürtig iſt. Die Militärperſonen, Offiziere, Unter⸗ 
offiziere und Soldaten der deutſchen Armee, die aus dem der Volks⸗ 
abſtimmung unterworfenen Teil Schleswigs ſtammen, müſſen in die 
Lage geſetzt werden, ſich in ihren Heimatsort zu begeben, um an der 
Abſtimmung teilzunehmen. 

3. In dem Abſchnitt des geräumten Gebiets nördlich einer von 
Oſten nach Weſten verlaufeuden Linie (auf der beigefügten Karte Nr. 3 
durch einen roten Strich gekennzeichnet): 
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die ſüdlich der Inſel Alſen läuft und der Mittellinie der Flens⸗ 
burger Förde folgt, 
die Förde an einem Punkte ungefähr 6 km nördlich von Flens⸗ 
burg verläßt und aufwärts dem Laufe des Baches folgt, welcher 
bei Kupfermühle vorbeifließt, bis zu einem Punkte nördlich von 
Niehuus, 
nördlich an Pattburg und Ellund vorbei und ſüdlich von Fröslee 
verläuft und die Oſtgrenze des Kreiſes Tondern an dem Punkte 
erreicht, wo ſie ſich mit der Grenze zwiſchen den alten 
Gerichtsſprengeln von Slogs und Küjaer ſchneidet, 
dieſer letztgenannten Grenze bis zur Scheidebek folgt, 
dem Laufe der Scheidebek (Alte Au) abwärts folgt, dann dem der 
Süder Au und der Wied Au bis zu dem Bogen der letzteren, 
ungefähr 1500 m weſtlich von Ruttebüll, 
ſich dann nach Weſtnordweſt wendet und die Nordſee nördlich von 
Sieltoft erreicht, 
von dort nördlich der Inſel Sylt verläuft, 
wird die oben vorgeſehene Abſtimmung ſpäteſtens 3 Wochen nach der 
Räumung des Gebietes durch die deutſchen Truppen und Behörden vor- 
genommen. 


Das Ergebnis der Abſtimmung wird durch die Mehrheit der Stimmen 
in dieſem ganzen Abſchnitt beſtimmt. Es wird durch die Kommiſſion 
unverzüglich zur Kenntnis der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ge⸗ 
bracht und bekanntgegeben. 


Wenn die Abſtimmung zugunſten der Wiedereinverleibung dieſes 
Gebietes in das Königreich Dänemark ausfällt, ſo iſt die däniſche 
Regierung nach Verſtändigung mit der Kommiſſion ermächtigt, es durch 
ihre Militär⸗ und Verwaltungsbehörden ſogleich nach dieſer Bekannt⸗ 
machung beſetzen zu laſſen. 


4. In dem Abſchnitt des geräumten Gebiets ſüdlich des vorher 
erwähnten Abſchnittes und nördlich einer Linie, die von der Oſtſee 
13 Kilometer von Flensburg ausgeht, um im Norden der Inſeln 
Oland und Langeneß zu enden, wird ſpäteſtens fünf Wochen nach der 
Volksabſtimmung in dem vorhergehenden Abſchnitt zur Abſtimmung 
geſchritten. 9 

») Abſchnitt 4 iſt zum Teil nach oben verſchoben, 7 Teil mit Abſchnitt 5 
3 Der weggefallene Text des 5. Abſchnitts lautete: 

5. In dem Abſchnitt des rer Gebietes üblich des vorhergehenden 
Abſchnittes und nördlich der Linie, welche von der Mündung der Schlei ausgeht 
und an der Mündung der Eider endet, wird ſpäteſtens zwei Wochen nach der 
Volksabſtimmung im zweiten Abſchnitt zur he timmung geſchritten. 


Das Ergebnis der 1 wird ebenfalls nach Gemeinden beſtimmt, 
und zwar nach der Mehrheit der Stimmen in jeder Gemeinde.“ 
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Das Ergebnis der Abſtimmung wird nach Gemeinden beftimmt, 
und zwar nach der Mehrheit der Stimmen in jeder Gemeinde. 


Artikel 110. 

Bis zur Feſtſetzung an Ort und Stelle beſtimmen die alliierten und 

aſſoziierten Hauptmächte eine Grenzlinie auf Grund des Ergebniſſes der 
Volksabſtimmung und des Vorſchlages der internationalen Kommiſſion, 
unter Berückſichtigung der beſonderen wirtſchaftlichen und geographiſchen 
Bedingungen der Gegend. 
1 Von dieſem Zeitpunkt an kann die däniſche Regierung dieſe 
| Gebiete durch däniſche Zivil⸗ und Militärbehörden befegen laſſen, und 
die deutſche Regierung kann bis zu der genannten Grenzlinie die von ihr 
zurückgezogenen Zivil⸗ und Militärbehörden wiedereinſetzen. 

Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächte endgültig auf alle Hoheitsrechte über die Gebiete Schleswigs, 
die nördlich der vorſtehend feſtgeſetzten Grenzlinie liegen. Die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte werden die genannten Gebiete Dänemark 
übergeben. 


| 
i 
| 
' 
| 
i 


Artikel 111. 

Eine Kommiſſion aus fieben Mitgliedern, von denen fünf durch die 
alliierten und afjoziierten Hauptmächte, eines durch Dänemark und eines 
durch Deutſchland ernannt werden, tritt binnen 14 Tagen nach Feſtſtellung 
des endgültigen Ergebniſſes der Abſtimmung zuſammen, um an Ort und 
Stelle die Grenzlinie feſtzuſetzen. 

Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit; ſie ſind 
für die Beteiligten bindend. | 

Artikel 112. | 
| Alle Bewohner des an Dänemark zurückfallenden Gebiets erwerben 
ohne weiteres das däniſche Bürgerrecht. 

Die Perſonen jedoch, welche ſich in dieſem Gebiete nach dem 
1. Oktober 1918 niedergelaſſen haben, können die däniſche Staatsange⸗ 
hörigkeit nur mit Genehmigung der däniſchen Regierung erwerben. 


Artikel 113. 

Binnen einer Friſt von zwei Jahren ſeit dem Tage, wo die 
Staatshoheit über das geſamte, der Volksabſtimmung unterworfene Gebiet 
oder einen Teil desſelben an Dänemark zurückfällt, kann jede Perſon 

über 18 Jahre, die in den an Dänemark zuruckfallenden Gebieten ge⸗ 
boren iſt, aber in dieſer Gegend keinen Wohnſitz hat und deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit beſitzt, für Dänemark optieren. 

Jede Perſon über 18 Jahre, die in den an Dänemark zurückfallenden 
Gebieten ihren Wohnſitz hat, kann für Deutſchland optieren. 

Die Option des Ehegatten ſchließt die der Ehefrau, die Option der 
Eltern die der Kinder unter 18 Jahren ein. 
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Die Perſonen, welche das vorerwähnte Recht der Option aus⸗ 
geübt haben, müſſen innerhalb der darauffolgenden 12 Monate ihren 
Wohnſitz in den Staat verlegen, für den ſie optiert haben. 
Sie können ihren Grundbeſitz in dem Gebiete des anderen Staates 
behalten, in dem fie vor der Ausübung ihres Optionsrechtes ihren 
F Wohnſitz hatten. Sie können ihr bewegliches Eigentum jeder Art mit⸗ 
nehmen. Es wird ihnen dafür kein Zoll, weder für die Einfuhr noch 
für die Ausfuhr, auferlegt. 
Artikel 114. 

Der Anteil und die Art der finanziellen oder anderen Laſten 
Deutſchlands oder Preußens, welche Dänemark übernehmen muß, werden 
nach Artikel 254 des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages feſtgeſetzt. 

Durch beſondere Abmachungen werden alle anderen Fragen geregelt, 
welche aus der vollſtändigen oder teilweiſen Rückgabe der Gebiete erwachſen, 
die Dänemark auf Grund des Vertrages vom 30. Oktober 1864 abtreten mußte. 


Dreizehnter Abſchnitt. Helgoland. 
Artikel 115. 
Die Befeſtigungen, militäriſchen Anlagen und Häfen der Inſel 
Helgoland und der Düne werden unter Aufſicht der Regierungen der 
| alliierten Hauptmächte von der deutſchen Regierung auf eigene Koſten binnen 


einer Friſt zerſtört, die von den genannten Regierungen feſtgeſetzt wird. 
Unter „Häfen“ ſind zu verſtehen die Nordoſtmole, der Weſtdamm, die 
äußeren und inneren Wellenbrecher, das Land, das innerhalb dieſer 
Wellenbrecher dem Meere abgewonnen wurde, und alle Anlagen, Befeſti⸗ 
gungen und Bauten der Marine und der Armee, ſowohl die vollendeten 
wie die im Bau befindlichen, innerhalb der Linien, welche nachſtehende 
Punkte verbinden, die auf Karte Nr. 126 der britiſchen Admiralität vom 
19. April 1918 verzeichnet ſind: 
a) Nördliche Breite 54% 10° 49“; Oſtliche Länge 7 53, 39“ 
b) ” ” 54 10° 35% 17 17 70 54,18% \ 
75 „ „ 810 1 ͤ „ „ 70 54“ 00“ 
ei 5 10 17 „ e 
5 e) „ 540 10/ 44“; „ „ 70 53“ 96" 
Deulſchland darf weder dieſe Befeſligungen, noch dieſe militäriſchen 
Anlagen, noch dieſe Häfen, noch irgend eine ähnliche Anlage wieder herſtellen. 


Vierzehnter Abſchnitt. Rußland und ruſſiſche Staaten. 
Artikel 116. 
Deutſchland erkennt die dauernde und unabänderliche Unabhängigkeit 
aller Gebiete an, die am 1. Auguſt 1914 zum früheren ruſſiſchen Reiche 
gehörten, und verpflichtet ſich, dieſelbe zu achten. 
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Deutſchland erkennt endgültig die Aufhebung der Verträge von 
Breſt⸗Litowsk ſowie aller ſonſtigen Verträge oder Abmachungen an, die 
es ſeit der maximaliſtiſchen Revolution vom November 1917 mit Regie 
rungen oder politiſchen Gruppen, die ſich auf dem Gebiet des früheren 
ruſſiſchen Reiches gebildet hatten, abgeſchloſſen hat. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte behalten Rußland ausdrücklich 
das Recht vor, von Deutſchland alle Entſchädigungen und Wiedergut⸗ 
machungen zu verlangen, die auf den Grundſätzen des gegenwärtigen 
Vertrages beruhen. 

Artikel 117. 

Deutſchland verpflichtet ſich, die volle Rechtskraft aller Verträge oder 
Abmachungen anzuerkennen, welche die alliierten und aſſoziierten Mächte 
mit den Staaten abſchließen werden, die ſich auf dem Geſamtgebiet des 
früheren ruſſiſchen Reiches, wie es am 1. Auguſt 1914 beſtand, oder in 
einem Teile desſelben gebildet haben oder bilden werden, und die 
Grenzen dieſer Staaten, ſo wie ſie darin feſtgeſetzt werden, anzuerkennen. 


IV. Teil. 


Deutſche Rechte und Intereſſen außerhalb Deutſchlands. 


Artikel 118. 

Außerhalb ſeiner europäiſchen Grenzen, wie ſie durch den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag feſtgeſetzt werden, verzichtet Deutſchland auf alle Rechte, 
Anſprüche und Vorrechte in bezug auf alle Gebiete, die ihm oder ſeinen 
Verbündeten gehörten, und auf alle Rechte, Anſprüche und Vorrechte, 
die ihm aus irgend einem Grunde den alliierten und aſſoziierten Mächten 
gegenüber zuſtanden. 

Deutſchland verpflichtet ſich ſchon jetzt zur Anerkennung und An⸗ 
nahme der Maßnahmen, welche von den alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächten, wenn nötig im Benehmen mit dritten Mächten, zur Regelung 
der aus den vorſtehenden Beſtimmungen entſtehenden Folgen getroffen 
ſind oder werden. 

Insbeſondere erklärt Deutſchland die Annahme der Beitimmungen 
der folgenden Artikel, die ſich auf einige beſondere Gegenſtände beziehen. 


Erſter Abſchnitt. Deutſche Kolonien. 
Artikel 119. 
No re en Har 2 
| feine über r⸗ 


Artikel 120. 

Alles bewegliche und unbewegliche Eigentum des Deutſchen Reiches 
oder irgend eines deutſchen Staates in dieſen Gebieten geht unter den 
in Artikel 257 des Teiles IX (finanzielle Beſtimmungen) des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages feſtgeſetzten Bedingungen auf die Regierung über, 
die die Regierungsgewalt in dieſen Gebieten ausübt. Wenn Streitig⸗ 
keiten über die Natur dieſer Rechte entſtehen, ſo entſcheiden darüber die 
örtlichen Gerichte endgültig. 

Artikel 121. 

Die Beſtimmungen der Abſchnitte I (Handelsbeziehungen) und IV 
(Eigentum, Rechte und Intereſſen) des Teiles X (wirtſchaftliche Be⸗ 
ſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages finden auf dieſe Gebiete An⸗ 
wendung, welche Regierungsform für ſie auch beſtimmt werden möge. 


Artikel 122. 

Die Regierung, die die Gewalt über dieſe Gebiete ausübt, kann 
die ihr notwendig ſcheinenden Maßnahmen hinſichtlich der Heimſchaffung 
der dort befindlichen deutſchen Reichsangehörigen treffen und die Be⸗ 
dingungen beſtimmen, unter denen die deutſchen Reichsangehörigen euro⸗ 
päiſcher Herkunft ſich dort niederlaſſen, Eigentum erwerben, Handel 
treiben oder ein Gewerbe ausüben dürfen oder nicht. 


Artikel 123. 

Die Vorſchriften des Artikels 260 des Teiles IX (finanzielle 
Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages finden Anwendung auf die 
mit deutſchen Reichsangehörigen abgeſchloſſenen Verträge über die Aus⸗ 
führung oder den Betrieb öffentlicher Anlagen in den deutſchen über⸗ 
ſeeiſchen Beſitzungen ſowie auf die mit den genannten Reichsange⸗ 
hörigen auf Grund dieſer Verträge abgeſchloſſenen Unternehmer⸗ und 
Lieferungsverträge. 

Artikel 124. 

Deutſchland übernimmt es, auf Grund einer Aufſtellung, die von 
der franzöſiſchen Regierung vorgelegt und von der Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion gebilligt wird, die Schäden zu erſetzen, die franzöſiſche Staats⸗ 
angehörige in der Kolonie Kamerun oder in der Grenzzone durch Hand⸗ 
lungen der deutſchen Zivil⸗ und Militärbehörden und der deutſchen 
Privatperſonen während der Zeit vom 1. Januar 1900 bis zum 1. Auguſt 
1914 erlitten haben. 

Artikel 135. 

Deutſchland verzichtet auf alle Rechte aus den Verträgen und 
Abmachungen mit Frankreich vom 4. November 1911 und vom 
28. September 1912 über Zentralafrika. Es verpflichtet ſich, auf Grund 
einer Aufſtellung, die durch die franzöſiſche Regierung vorgelegt und 
durch die Entſchädigungskommiſſion gebilligt wird, alle auf Grund dieſer 
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Verträge zugunsten Deutſchlands getätigten Sicherheitsleiſtungen, Kredite, 
Vorſchüſſe uſw. der franzöſiſchen Regierung zu bezahlen. 


Artikel 126. 

Deutſchland verpflichtet ſich zur Anerkennung und Annahme der von 
den alliierten und aſſoziierten Mächten oder einzelnen von ihnen mit irgend 
einer anderen Macht abgeſchloſſenen oder noch abzuſchließenden Verträge 
über den Handel mit Waffen und Spirituoſen ſowie über alle anderen 
Dinge, die den Gegenſtand der Berliner Generalakten vom 26. Februar 
1885 und der Brüſſeler Generalakten vom 2. Juli 1890 und ihrer Zu⸗ 
ſatz⸗ oder Ergänzungsverträge bilden. 

Artikel 127. 

Die Eingeborenen der ehemaligen deutſchen überſeeiſchen Beſitzungen 
haben Anſpruch auf den diplomatiſchen Schutz der Regierung, die die 
Gewalt über dieſe Gebiete ausübt. 


Zweiter Abſchnitt. China. 
Artikel 128. 
Deutſchland verzichtet zugunſten Chinas auf alle Vorrechte und 
Vorteile aus den Beſtimmungen des am 7. September 1901 in Peking 
unterzeichneten Schlußprotofolls nebſt ſämtlichen Anlagen und Er⸗ 


e. a n gänzungsurkunden. Es verzichtet ebenſo zugunſten Chinas auf jede 


Entſchädigungsforderung auf Grund des genannten Protokolls für die 
Zeit nach dem 14. März 1917. 


Artikel 129. 

Von dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an werden die 
hohen vertragſchließenden Teile, jeder, ſoweit es ihn angeht, zur An⸗ 
wendung bringen: 

1. Das Abkommen vom 29. Auguſt 1902, betreffend die neuen 
chineſiſchen Zolltarife, 

2. das Abkommen vom 27. September 1905, betreffend Whang⸗ 
Poo und das vorläufige Zuſatzabkommen vom 4. April 1912. 

China iſt indeſſen nicht mehr verpflichtet, Deutſchland die ihm in 
dieſem Abkommen bewilligten Vorteile oder Vorrechte zuzugeſtehen. 


Artikel 130. 

Unter Vorbehalt der Beſtimmungen des Abſchnittes VIII dieſes 
Teiles ritt Deutſchland an China alle Gebäude, Kais und Landungs⸗ 
brücken, Kaſernen, Forts, Waffen und Kriegsgerät, Schiffe jeder Art, 
Funkſpruchanlagen und ſonſtiges, der deutſchen Regierung gehörendes 
öffentliches Eigentum ab, das in den deutſchen Konzeſſionen von Tientſin 
und Hankau oder irgendwo ſonſt in chineſiſchem Gebiet ſich befindet 
oder befinden kann. 
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Indeſſen find die als diplomatiſche oder konſulariſche Wohnungen 

oder Dienſträume benutzten Gebäude in die obige Abtretung nicht ein⸗ 
geſchloſſen; außerdem wird die chineſiſche Regierung keine Maßnahme 
ergreifen, um über das im ſogenannten Geſandtſchaftsviertel in Peking 
gelegene öffentliche oder private deutſche Eigentum zu verfügen, ohne die 
Zuſtimmung der diplomatiſchen Vertreter derjenigen Mächte einzuholen, ö 
die zur Zeit des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages noch vertrag⸗ 

ſchließende Teile des Schlußprotokolls vom 7. September 1901 ſind. 


Artikel 131. 
Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb einer Friſt von 12 Monaten N 
nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an China alle 
aſtronomiſchen Inſtrumente zurückzugeben, die ſeine Truppen in den Jahren 
1900/1901 aus China weggeführt haben. Deutſchland verpflichtet ſich 
ferner, alle Koſten zu bezahlen, die durch die Ausführung der Zurückgabe 
entſtehen, einſchließlich der Koſten für Auseinandernehmen, Verpackung, 
Transport, Verſicherung und Wiederaufſtellung in Peking. 
Artikel 132. 
Deutſchland willigt in die Aufhebung der von der chineſiſchen Re⸗ 
gierung zugeſtandenen Verträge, auf denen die deutſchen Konzeſſionen 
in Hankau und Tientſin gegenwärtig beruhen. 
China, das damit den Vollbeſitz ſeiner Hoheitsrechte über die 
genannten Gebiete wiedererlangt, erklärt, daß es beabſichtigt, ſie der 
internationalen Niederlaſſung und dem Handel zu öffnen. Es erklärt 
weiter, daß die Aufhebung der Verträge, auf denen dieſe Konzeſſionen 
gegenwärtig beruhen, die Eigentumsrechte der Staatsangehörigen der 
alliierten und aſſoziierten Mächte, die Teilhaber an dieſen Konzeſſionen 
ſind, nicht berührt. 
Artikel 133. 


Deutſchland verzichtet auf jeden Anſpruch gegenüber der chineſiſchen 

Regierung oder gegenüber irgendeiner alliierten oder aſſoziierten Regierung 

wegen der Internierung deutſcher Reichsangehöriger in China und wegen 

ihrer Heimſchaffung. Es verzichtet ferner auf jeden Anſpruch wegen 

5 der Beſchlagnahme der deutſchen Schiffe in China und wegen der Liqui⸗ 

1 dierung, Sequeſtrierung, Beſchlagnehmung oder Verfügung über deutſches 

Eigentum, deutſche Rechte und Intereſſen in dieſem Lande ſeit dem 

| 14. Auguſt 1917. Dieſe Beſtimmung berührt jedoch nicht die Rechte der 

an dem Erlös einer ſolchen Liquidation beteiligten Parteien. Dieſe 

Rechte werden nach den Vorſchriften des Teiles X (wirtſchaftliche Be⸗ 
ſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages geregelt. 


Artikel 134. 


Deutſchland verzichtet zugunſten der Regierung Ihrer britiſchen 
Majeſtät auf das deutſche Staatseigentum in der britiſchen Konzeſſion 
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von Shameen in Canton. Es verzichtet zu gemeinſamen Gunſten der 
franzöſiſchen und chineſiſchen Regierung auf das Eigentum an der deutſchen 
Schule in der franzöſiſchen Konzeſſion von Schanghai. 


Dritter Abſchnitt. Siam. 
Artikel 135. 

Deutſchland erkennt alle Verträge, Vereinbarungen und Ab⸗ | 
machungen zwiſchen ihm und Siam ſowie alle darauf beruhenden Rechte, 
Anſprüche oder Vorrechte einſchließlich aller Rechte der Konſulargerichts⸗ 
barkeit in Siam vom 22. Juli 1917 ab als verfallen an. 

Artikel 136. 

Alles Vermögen und Eigentum in Siam, das dem Deutſchen 
Reiche oder einem deutſchen Staate gehört, mit Ausnahme der als 
diplomatiſche oder konſulariſche Wohnungen oder Dienſträume benutzten 
Gebäude, gehen ohne weiteres und ohne Entſchädigung auf die ſiameſiſche 
Regierung über. 

Das Vermögen, das Eigentum und die privaten Rechte der deutſchen 
Reichsangehörigen in Siam werden gemäß den Vorſchriften des Teiles X 
(wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages behandelt. 

Artikel 137. 

Deutſchland verzichtet für ſich und ſeine Reichsangehörigen auf alle 
Anſprüche gegenüber der ſiameſiſchen Regierung wegen der Beſchlag⸗ 
nahme deutſcher Schiffe, der Liquidierung deutſchen Eigentums oder der 
Internierung deutſcher Staatsangehöriger in Siam. Dieſe Beſtimmung 
berührt jedoch nicht die Rechte der an dem Erlös einer ſolchen Liqui⸗ 
dation beteiligten Parteien. Dieſe Rechte werden nach den Vorſchriften 
des Teiles X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages geregelt. 


| 
| Vierter Abſchnitt. Liberia. 
| Artikel 188, 
Deutſchland verzichtet auf alle Rechte und Vorrechte aus den 
Abkommen von 1911 und 1912, betreffend Liberia, insbeſondere auf 
| das Recht der Ernennung eines deutſchen Zollbeamten in Liberia. 
Es erklärt außerdem ſeinen Verzicht auf jeden Beteiligungsanſpruch 
| an allen Maßnahmen, die für die Wiederaufrichtung Liberias getroffen 
werden. 
| Artikel 139. 
Deutſchland erkennt alle zwiſchen ihm und Liberia abgeſchloſſenen 
Verträge und Abmachungen vom 4. Auguſt 1917 ab als verfallen an. 
Artikel 140. 
Das Eigentum, die Rechte und Intereſſen Deutſcher in Liberia 
werden gemäß Teil X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen 
| Vertrages behandelt. 
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Fünfter Abſchnitt. Marokko. 
Artikel 141. 

Deutſchland verzichtet auf alle Rechte, Anſprüche und Vorrechte, 
die ihm durch die Generalakte von Algeciras vom 7. April 1906 und 
durch die deutſch⸗franzöſiſchen Verträge vom 9. Februar 1909 und vom 
4. November 1911 zugeſtanden ſind. Alle Verträge, Übereinkommen, 
Abmachungen oder Kontrakte, die von ihm mit dem ſcherifiſchen Reiche 
getroffen worden ſind, gelten ſeit dem 3. Auguſt 1914 als aufgehoben. 

Deutſchland kann ſich in keinem Falle auf dieſe Verträge berufen 
und verpflichtet ſich, in keiner Weiſe in die Verhandlungen einzu⸗ 
greifen, die zwiſchen Frankreich und den anderen Mächten über Marokko 
ſtattfinden. 

Artikel 142. 

Deutſchland erklärt die Annahme aller Folgerungen der von ihm 
anerkannten Errichtung des franzöſiſchen Protektorats über Marokko und 
den Verzicht auf die Kapitulationen in Marokko. 

Dieſer Verzicht tritt mit dem 3. Auguſt 1914 in Kraft. 


Artikel 143. 

Die ſcherifiſche Regierung hat volle Handlungsfreiheit für die 
Regelung der Rechtsſtellung und der Niederlaſſungsbedingungen der 
deutſchen Reichsangehörigen in Marokko. 

Die deutſchen Schutzgenoſſen, Semſaren und Associes agricoles 
werden ſo angeſehen, als ob ſie vom 3. Auguſt 1914 an aufgehört 
hätten, die mit jenen Eigenſchaften verbundenen Vorrechte zu genießen, 
und werden dem gemeinen Recht unterſtellt. 


Artikel 144. 

Alles Vermögen und Eigentum des Deutſchen Reiches und der 
deutſchen Staaten im ſcherifiſchen Reiche gehen ohne weiteres und ohne 
irgendeine Entſchädigung auf den Machſen über. 

Im Sinne dieſer Vorſchrift gelten als Vermögen und Eigentum 
des Deutſchen Reiches und der deutſchen Staaten alle Beſitzungen der 
Krone, des Reiches und der deutſchen Staaten ſowie das Privateigen⸗ 
tum des früheren Deutſchen Kaiſers und anderer Angehöriger des 
Herrſcherhauſes. 

Alles bewegliche und unbewegliche Eigentum deutſcher Reichs⸗ 
angehöriger im ſcherifiſchen Reiche wird gemäß den Abſchnitten III 
und IV des Teiles X (wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen 
Vertrages behandelt. 

Die Bergwerksrechte, die deutſchen Reichsangehörigen durch das auf 
Grund des marokkaniſchen Bergwerksgeſetzes eingeſetzte Schiedsgericht zu⸗ 
erkannt werden ſollten, bilden den Gegenſtand einer Abſchätzung, die bei 
dem Schiedsrichter zu beantragen iſt; dieſe Rechte werden ſodann in der 
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gleichen Weiſe behandelt werden wie das Eigentum deutſcher Reichs⸗ 
angehöriger in Marokko. 


Artikel 145. 

Die deutſche Regierung hat die Übertragung der den Anteil 
Deutſchlands an dem Kapital der Staatsbank von Marokko darſtellenden 
Aktien auf die von der franzöſiſchen Regierung zu bezeichnende Perſon 
ſicherzuſtellen. Der von der Wiedergutmachungskommiſſion feſtzuſetzende 
Wert dieſer Aktien wird an dieſe Kommiſſion gezahlt und Deutſchland bei 
der Berechnung der von ihm geſchuldeten Entſchädigungsſummen gut⸗ 
geſchrieben. Es iſt Sache der deutſchen Regierung, ipee Reichsange⸗ 
hörigen deswegen ſchadlos zu halten. 

Dieſe Übertragung bleibt ohne Wirkung auf die Bezahlung der 
Schulden, die deutſche Reichsangehörige gegenüber der Staatsbank von 
Marokko eingegangen ſind. 

Artikel 146. 


Marokkaniſche Waren werden bei der Einfuhr in Deutſchland wie 
franzöſiſche Waren behandelt. 


Sechſter Abſchnitt. Aegypten. 
Artikel 147. 

Deutſchland anerkennt das von Großbritannien am 18. Dezember 
1914 erklärte Protektorat über Agypten und verzichtet auf die Kapitula⸗ 
tionen in Agypten. Dieſer Verzicht tritt mit dem 4. Auguſt 1914 in Kraft. 

Artikel 148. 

Alle Verträge, Übereinkommen, Abmachungen oder Kontrakte, die 
Deutſchland mit Agypten geſchloſſen hat, gelten ſeit dem 4. Auguſt 1914 
als aufgehoben. 

Deutſchland kann ſich in keinem Falle auf dieſe Verträge berufen 
und verpflichtet ſich, in keiner Weiſe in die Verhandlungen einzugreifen, 
die zwiſchen Großbritannien und den anderen Mächten über Agypten 
ſtattfinden. 

Artikel 149. 

Bis zum Inkrafttreten eines ägyptiſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
durch das Gerichte mit allgemeiner Zuſtändigkeit geſchaffen werden, 
wird die Ausübung der Gerichtsbarkeit über deutſche Reichsangehörige 
und deutſches Eigentum durch die britiſchen Konſulargerichte auf Grund 
von Erlaſſen Seiner Hoheit des Sultans beſorgt. 

Artikel 150. 

Die ägyptiſche Regierung hat volle Handlungsfreiheit für die 
Regelung der Rechtsſtellung und der Niederlaſſungsbedingungen der 
deutſchen Neichsangehörigen in Agyplen. 

Artikel 151. 

Deutſchland erklärt ſein Einverſtändnis mit der Aufhebung oder 

der Abänderung des Dekrets Seiner Hoheit des Khediven vom 28. No⸗ 
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vember 1904, betreffend die Kommiſſion der ägyptiſchen öffentlichen 
Schuldenverwaltung, ſofern die ägyptiſche Regierung ſie für notwendig 


erachtet. 
Artikel 152. 

Deutſchland erklärt, ſoweit es davon betroffen wird, ſein Einver⸗ 
ſtändnis damit, daß die Rechte, die durch den Konſtantinopeler Vertrag 
vom 29. Oktober 1888, betreffend die freie Schiffahrt im Suezkanal, 
Seiner Kaiſerlichen Majeſtät dem Sultan eingeräumt worden ſind, auf 
die Regierung Ihrer britanniſchen Majeſtät übergehen. 

Es verzichtet auf jede Teilnahme an der ägyptiſchen Sanitäts⸗, 
Marine⸗ und Quarantänekommiſſion und erklärt ſich, ſoweit es davon 
betroffen wird, mit der Übertragung der Rechte dieſer Kommiſſion auf 
die ägyptiſchen Behörden einverſtanden. 

Artikel 153. 

Alles Vermögen und Eigentum des Deutſchen Reiches und der 
deutſchen Staaten in Agypten gehen ohne weiteres und ohne irgendeine 
Entſchädigung auf die ägyptiſche Regierung über. 


Im Sinne dieſer Vorſchrift gelten als Vermögen und Eigentum j 


des Deutſchen Reiches und der deutſchen Staaten alle Beſitzungen der 
Krone, des Deutſchen Reiches und der deutſchen Staaten ſowie das 
Privateigentum des früheren Deutſchen Kaiſers und anderer Angehöriger 
des Herrſcherhauſes. 

Alles bewegliche und unbewegliche Eigentum deutſcher Reichsange⸗ 
höriger in Agypten wird gemäß den Abſchnitten III und IV des Teiles X 
(wirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages behandelt. 

Artikel 154. 

Die ägyptiſchen Waren werden bei der Einfuhr in Deutſchland wie 

engliſche Waren behandelt. 


Siebenter Abſchnitt. Türkei und Bulgarien. 
Artikel 155. 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle Abmachungen anzuerkennen und 
anzunehmen, die die alliierten und aſſoziierten Mächte mit der Türkei 
und mit Bulgarien hinſichtlich der von Deutſchland oder deutſchen 
Neihsangehörigen in der Türkei und in Bulgarien etwa geltend gemachten 


Rechte, Intereſſen und Vorrechte abſchließen, ſoweit ſie nicht den Gegen⸗ 
ſtand von Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages bilden. 


Achter Abſchnitt. Schantung. 
Artikel 156. 
Deutſchland verzichtet zugunſten Japans auf alle ſeine Rechte, Anſprüche 
und Vorrechte — insbeſondere auf die, welche das Gebiet von Kiaotſchau, 
Eiſenbahnen, Bergwerke und unterſeeiſche Kabel betreffen —, welche es 
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auf Grund des zwiſchen ihm und China am 6. März 1898 abgeſchloſſenen 
Vertrages ſowie aller anderer Vereinbarungen bezüglich der Provinz 
Schantung erworben hat. 

Alle deutſchen Rechte an der Eiſenbahn Tſingtau — Tſinanfu, ein⸗ 
ſchließlich deren Zweiglinien mit allem Zubehör jeder Art, Bahnhöfe, 
Lagerräume, ſtehendes und rollendes Material, Bergwerke, deren Be⸗ 
triebsanlagen und Betriebsmaterial, ſind und bleiben mit allen dazu 
gehörigen Rechten, Vorrechten und Beſitzungen japaniſches Eigentum. 

Ebenſo gehen die deutſchen Staatskabel von Tſingtau nach Schanghai 
und von Tſingtau nach Tſchefu mit allen dazu gehörigen Rechten, Vor⸗ 
rechten und Beſitzungen frei von allen Laſten an Japan über. 

Artikel 157. 

Das dem deutſchen Staat gehörige bewegliche und unbewegliche 
Eigentum im Gebiet von Kiaotſchau ſowie alle Anſprüche, die Deutſch⸗ 
land infolge von ausgeführten Arbeiten oder Verbeſſerungen oder Aus⸗ 
gaben erheben könnte, die es mittelbar oder unmittelbar für dies Gebiet 
gemacht hat, gehen frei von allen Laſten an Japan über. 

Artikel 158. 

Innerhalb dreier Monate nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages übergibt Deutſchland an Japan die Archive, Regiſter, Pläne, 
Urkunden und Dokumente jeder Art, die ſich auf die Zivil, Militär, 
Finanz⸗, Gerichts⸗ oder ſonſtige Verwaltung des Gebietes von Kiaotſchau 
beziehen, einerlei, wo dieſe Papiere ſich befinden. 

Innerhalb der gleichen Friſt hat Deutſchland an Japan alle Ver⸗ 
träge, Vereinbarungen oder Kontrakte mitzuteilen, die ſich auf die in 
den beiden vorhergehenden Artikeln erwähnten Rechte, Anſprüche oder 
Vorrechte beziehen. 


V. Teil. 


Beſtimmungen über die Land⸗, See⸗ und Luftſtreitkräfte. 
Um den Anfang einer allgemeinen Beſchränkung der Rüſtungen 
aller Nationen zu ermöglichen, verpflichtet ſich Deutſchland zur genauen 
Befolgung nachſtehender Beſtimmungen über die Land⸗, See⸗ und Luft⸗ 
ftreitfräfte. 
Erſter Abſchnitt. Landſtreitkräfte. 


Kapitel J. Stärke und Einteilung des deutſchen Heeres. 
Artikel 159. 
Die deutſchen Streitkräfte werden wie nachfolgend vorgeſchrieben 
demobilifiert.*) 


) Hier iſt die Zeitbeftimmung „binnen zwei Monaten“ weggefallen, wofür 
der verlängerte Termin im nächſten Artikel eingeſetzt iſt. 
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Artifel 160. 

$1. Späteſtens am 31. März 1920 darf das deutſche Heer nicht 
mehr als ſieben Infanterie⸗Diviſionen und drei Kavallerie⸗Diviſionen 
umfaſſen. 

Von dieſem Zeitpunkt an darf die Geſamtſtärke des Heeres 
der Staaten, die Deutſchland bilden, nicht einhunderttauſend Mann 
überſchreiten, einſchließlich Offiziere und das Perſonal der Depots. Das 
Heer ſoll ausſchließlich zur Aufrechterhaltung der Ordnung innerhalb des 
Gebiets und als Grenzſchutz verwandt werden. 

Die Geſamtſtärke der Offiziere, einſchließlich des Perſonals der 
Stäbe, einerlei wie ſie zuſammengeſetzt ſein mögen, darf viertauſend nicht 
überſchreiten. 

$2. Die Diviſionen und die Stäbe der Armeekorps find gemäß der 
dieſem Abſchnitt beigefügten Tafel Nr. I zu bilden. 

Die Zahlen und Stärken der Einheiten der Infanterie, Artillerie, 
Pioniere und techniſchen Truppen, die in der Tafel verzeichnet ſind, 
ſtellen Höchſtzahlen dar, die nicht überſchritten werden dürfen. 

Die folgenden Einheiten dürfen jede ihr eigenes Depot haben: 
Infanterie⸗Regiment, Kavallerie⸗Regiment, Feldartillerie⸗Regiment⸗ 
Pionier⸗Bataillon. 

Die Diviſionen dürfen unter nicht mehr als zwei Armeekorps 

Kommandos zuſammengefaßt ſein. 

Das Halten oder die Bildung von anders zuſammengefaßten Streit⸗ 
kräften oder von anderen Behörden für den Truppenbefehl oder für die 
Kriegsvorbereitung iſt verboten. 

Der deutſche Große Generalſtab und alle ähnlichen Behörden werden 
aufgelöſt und dürfen in keinerlei Form wieder aufgeſtellt werden. 

Die Anzahl der Offiziere oder Perſonen in Offiziersſtellungen in 
den Kriegsminiſterien der verſchiedenen deutſchen Staaten und in den 
ihnen angegliederten Behörden darf die Zahl von 300 nicht überſteigen 
und iſt eingeſchloſſen in die Höchſtſtärke von 4000, die im dritten Abſatz 
des Artikels 160 feſtgeſetzt iſt. 

Artikel 161. 

Das Zivilperſonal im Armee⸗Verwaltungsdienſt, welches nicht zu 
dem in dieſem Vertrag feſtgeſetzten Höchſtbeſtand gehört, wird in jeder 
Klaſſe auf ein Zehntel desjenigen herabgeſetzt, das im Heeres haushalt 
von 1913 feſtgeſetzt war. 


Artikel 162. 
Die Anzahl der Angeſtellten oder Beamten der deutſchen Staaten, 
wie Zollbeamte, Forſtbeamte und Küſtenbewachung, darf die Zahl der 


) Urſprünglich: „In keinem Falle.“ 
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Angeſtellten oder Beamten nicht überfteigen, die ſich im Jahre 1913 in 
dieſen Dienſten befanden. 

Die Anzahl der Gendarmen und Angeſtellten oder Beamten der 
Gemeinde⸗ und Stadtpolizei darf nur entſprechend dem ſeit 1913 er⸗ 
folgten Bevölkerungszuwachs in den entſprechenden Gemeindebezirken oder 
Städten vermehrt werden. 

Dieſe Angeſtellten oder Beamten dürfen nicht zu militäriſchen 
Übungen herangezogen werden. 

Artikel 163. 

Die durch Artikel 160 beſtimmte Verminderung der deutſchen 
Streitkräfte kann allmählich auf folgende Weiſe durchgeführt werden: 

Innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten dieſes Vertrags 
muß der Beſtand auf 200 000 Mann vermindert ſein und die Zahl 
der Einheiten darf das Doppelte der in Artikel 160 vorgeſehenen 
Zahl nicht überſchreiten. 

Nach Ablauf dieſer Friſt und am Ende jedes folgenden drei⸗ 
monatigen Zeitabſchnitts wird eine Kommiſſion militäriſcher 
Sachverſtändiger der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte für 
die drei folgenden Monate die Verminderung derart beſtimmen, 
daß ſpäteſtens am 31. März 1920 die Geſamtheit des deutſchen 
Mannſchaftsbeſtandes die in Artikel 160 vorgeſehene Höchſtzahl 
von 100 000 nicht überſchreitet. Dieſe allmähliche Verminderung 
muß ſich gleichmäßig auf die Zahl der Mannſchaften und der 
Offiziere ſowie auf die Zahl der Einheiten verſchiedener Art 
verteilen, dem Verhältnis entſprechend, das in dem erwähnten 
Artikel vorgeſehen iſt. 


Kapitel II. Bewaffnung, Munition und Material. 
Artikel 164. 

Bis zu der Zeit, da Deutſchland als Mitglied des Völker⸗ 
bundes zugelaſſen werden kann, darf die Bewaffnung des deutſchen 
Heeres die in Tabelle II, die als Anhang dem vorliegenden Ab⸗ 
ſchnitt beigegeben iſt, feſtgeſetzten Zahlen nicht überſchreiten, ab⸗ 
geſehen von einer zugelaſſenen Reſerve, die höchſtens ein Fünfund⸗ 
zwanzigſtel für die Handfeuerwaffen und ein Fünfzigſtel für die 
Geſchütze erreichen darf und ausſchließlich dazu beſtimmt iſt, etwa 
notwendigen Erſatz bereitzuhalten. 

Deutſchland erklärt jetzt ſchon ſich für die Zeit, wo es als 
Mitglied des Völkerbundes zugelaſſen ſein wird, zu verpflichten, 
daß die in obengenannter Tabelle feſtgeſetzte Rüſtung nicht über⸗ 
ſchritten wird und durch den Rat des Bundes vermindert werden 
kann, deſſen diesbezügliche Entſcheidungen genau zu befolgen es 
ſich verpflichtet. 
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Artikel 165). 

Die Höchſtzahl der Geſchütze, Maſchinengewehre, Minenwerfer 
und Gewehre, wie auch der Vorrat an Munition und Ausrüſtungs⸗ 
ſtücken, die Deutſchland während des Zeitraums zwiſchen dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages und dem in Artikel 160 
angeführten Datum des 31. März 1920 halten darf, ſoll zu den 
erlaubten Höchſtmengen, wie ſie in der dem vorliegenden Abſchnitt 
beigefügten Tabelle III feſtgeſetzt ſind, in demſelben Verhältnis 
ſtehen, wie es die Streitkräfte des deutſchen Heeres, gemäß ihrer 
in Artikel 163 vorgeſehenen Verminderungen, gegenüber dem durch 
Artikel 160 geſtatteten Höchſtmaß von Streitkräften auſweiſen. 


Artikel 166. 

Am 31. März 1920 darf der für das deutſche Heer verfügbare 
Vorrat an Munition die Beträge nicht überſteigen, die in der dieſem 
Abſchnitt angefügten Tafel III feſtgeſetzt ſind. ““) 

Innerhalb derſelben Friſt muß die deutſche Regierung dieſe Munition 
an Orten lagern, die den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten be⸗ 
kannt zu geben ſind. Es iſt der deutſchen Regierung verboten, irgend⸗ 
welche anderen Vorräte, Lager oder Reſerven von Munition zu haben. 


Artikel 167. 

Die Anzahl und das Kaliber der Geſchütze, die am Tage des 
Inkrafttretens dieſes Vertrages die Bewaffnung derjenigen befeſtigten 
Werke, Feſtungen und Land⸗ oder Küſtenforts bilden, deren Bei⸗ 
behaltung Deutſchland erlaubt iſt, muß die deutſche Regierung ſofort 
den Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte mitteilen. 
Sie ſtellen zugleich Höchſtzahlen dar, die nicht überſchritten werden dürfen. 

Innerhalb von 2 Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an 
wird der Höchſtvorrat an Munition für dieſe Geſchütze auf folgende 
Einheitsſätze herabgeſetzt und auf ihnen gehalten: 

1500 Schuß für jedes Geſchütz, deſſen Kaliber 10,5 em oder 
weniger beträgt; 
500 Schuß für jedes Geſchütz von größerem Kaliber. 


Artikel 168. 
Die Herſtellung von Waffen, Munition oder irgendwelchem Kriegs⸗ 
material darf nur in Fabriken oder Werkſtätten erfolgen, deren Lage 


) Die Fa Faſſung des Artikels 165 lautete: „Nach Ablauf von 2 Mo⸗ 
naten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an darf die deutſche Armee keine 
er Anzahl an Waffen befigen, als in der dieſem Abſchnitt angefügten 

el III feſtgeſetzt iſt, mit Ausnahme einer Reſerve von höchſtens ½, bei 

dfeuerwaffen und ¼0 bei Geſchützen, die ausſchließlich als Erſatz für Aus⸗ 
älle beſtimmt iſt.“ 
Früher: „Nach Ablauf von 2 Monaten von Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trages an darf“ uſw. 
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den Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte mitgeteilt 
und von ihnen gebilligt iſt. Sie behalten ſich das Recht vor, die Anzahl 
derſelben einzuſchränken. 

Innerhalb von 3 Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an 
werden alle anderen Anſtalten zur Herſtellung, Vorbereitung, Lagerung 
oder zur Konſtruktion von Waffen, Munition oder irgendwelchem Kriegs⸗ 
material geſchloſſen. Dasſelbe gilt für alle Zeughäuſer mit Ausnahme 
derjenigen, die als Depots für die erlaubten Vorräte von Munition 
dienen. Innerhalb dieſes ſelben Zeitraums iſt das Perſonal dieſer 
Zeughäuſer zu entlaſſen. 


Artikel 169. 

Binnen zwei Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an 
müſſen die deutſchen Waffen, die Munition und das Kriegsmaterial, 
einſchließlich des Flug⸗Abwehrmaterials, das ſich in Deutſchland über die 
erlaubten Mengen hinaus befindet, den Regierungen der aſſoziierten und 
alliierten Hauptmächte ausgeliefert werden, um zerſtört oder unbrauchbar 
gemacht zu werden. Dies gilt ebenſo für alle Maſchinen jedweder Art, 
die zur Herſtellung von Kriegsmaterial beſtimmt ſind, mit Ausnahme 
derjenigen, die als notwendig für die Bewaffnung und Ausrüſtung des 
deutſchen Heeres in ſeiner erlaubten Stärke anerkannt werden. 

Die Auslieferung findet an denjenigen Orten auf deutſchem Gebiet 
ſtatt, die von den genannten Regierungen beſtimmt werden. 

Innerhalb derſelben Friſt werden die aus dem Ausland ſtammenden 
Waffen, Munition und Kriegsmaterial, einſchließlich des Flug⸗Abwehr⸗ 
materials, in welchem Zuſtand ſie ſich auch befinden, an die genannten 
Regierungen ausgeliefert, die über die Verwendung entſcheiden. 

Waffen, Munition und Material, die infolge der allmählichen 
Verminderung der deutſchen Streitkräfte die auf Tafeln Nr. II 
und III im Anhang zugeſtandene Höhe überſchreiten, müſſen in 
der oben angegebenen Weiſe in denjenigen Zeiträumen abgeliefert 
werden, welche die in Artikel 163 vorgeſehenen Konferenzen von 
Militärſachverſtändigen beſtimmen werden. 


Artikel 170. 
Die Einfuhr von Waffen, Munition und Kriegsmaterial irgend⸗ 
welcher Art nach Deutſchland iſt ſtreng verboten. 
Das gleiche gilt für die Herſtellung und die Ausfuhr von Waffen, 
Munition und Kriegsmaterial irgendwelcher Art nach fremden Ländern. 


Artikel 171. 
Da der Gebrauch von erſtickenden, giftigen oder anderen Gaſen oder 
ähnlichen Flüſſigkeiten, Stoffen oder Mitteln verboten iſt, wird ihre 
Herſtellung in Deutſchland und ihre Einfuhr ſtreng unterſagt. 
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Dasſelbe gilt für alle Stoffe, die eigens für die Herſtellung, 
Lagerung und den Gebrauch der genannten Erzeugniſſe oder Mittel 
beſtimmt ſind. 

Die Herſtellung und Einfuhr von Panzerwagen, Tanks und allen 
ähnlichen Konſtruktionen, die für kriegeriſche Zwecke verwendbar ſind, iſt 
Deutſchland ebenfalls verboten. 

Artikel 172. 

Innerhalb von 3 Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an 
teilt die Deutſche Regierung den Regierungen der alliierten und aſſozi⸗ 
ierten Hauptmächte die Beſchaffenheit und Herſtellungsweiſe aller Spreng⸗ 
und Giftſtoffe oder ähnlicher chemiſcher Präparate mit, die ſie im Kriege 
benutzt oder zu Kriegszwecken bereitet hat. 


Kapitel III. Heeresergänzung und militäriſche Ausbildung. 
Artikel 173. 


Artikel 7 

Die — und Soldaten verpflichten ſich für die Dauer 
von 12 Jahren. 

Die Zahl der Leute, die aus irgend einem Grunde vor Ablauf 
ihrer Verpflichtungszeit entlaſſen werden, darf im Jahre nicht mehr als 
5% der Geſamtſtärke betragen, die in Abſatz 2 von Paragraph 1 des 
Artikels 160 dieſes Vertrages feſtgeſetzt iſt. 

Artikel 175. 

Die Offiziere, die in der Armee verbleiben, müſſen ſich verpflichten, 
in ihr mindeſtens bis zum Alter von 45 Jahren zu dienen. 

Offiziere, die neu ernannt werden, müſſen ſich verpflichten, mindeſtens 
25 Jahre hintereinander zu dienen. 

Offiziere, die irgend einer Formation der Armee angehört haben 
und die nicht in den erlaubten Einheiten bleiben, dürfen an militä riſchen 

en, ſei es theoretiſchen, ſei es praktiſchen, nicht teilnehmen und 
find keiner irgendwie gearteten militäriſchen Dienfipflicht unterworfen. 
Die Zahl der Offiziere, die aus irgendeinem Grunde vor Ablauf 
ihrer Verpflichtungszeit entlaſſen werden, darf im Jahre nicht mehr als 
5% der Geſamtſtärke der Offiziere betragen, die in Abſatz 3 von 
Paragraph 1 des Artikels 160 dieſes Vertrages feſtgeſetzt iſt. 
Artikel 176. 

Nach Ablauf von zwei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertrages 
darf in Deutſchland nur diejenige Zahl von militäriſchen Schulen be⸗ 
ſtehen, die für den Offizierserſatz in den erlaubten Einheiten un⸗ 
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bedingt unentbehrlich iſt. Dieſe Schulen find ausſchließlich für die 
Ausbildung von Offizieren jeder Waffe beſtimmt, und zwar je eine 
Schule für jede Waffe. 

Die Zahl der Zöglinge, die zum Lehrgang der erwähnten Schulen zu⸗ 
gelaſſen werden, muß genau den Fehlſtellen in den Offizierkorps entſprechen. 
Die Zöglinge und das Perſonal der Schulen zählen in den Höchſtzahlen mit, 
die im zweiten und dritten Abſatz von Paragraph 1 des Artikels 160 
dieſes Vertrages beſtimmt ſind. 

Infolgedeſſen werden innerhalb des oben feſtgeſetzten Zeitraums 
alle militäriſchen Akademien oder ähnliche Anſtalten in Deutſchland, 
ebenſo die verſchiedenen militäriſchen Schulen für Offiziere, Offiziers⸗ 
aſpiranten, Kadetten, Unteroffiziere oder Unteroffiziersſchüler mit Aus⸗ 
nahme der obenerwähnten Schulen, geſchloſſen. 

Artikel 17. 

Erziehungsanſtalten, Univerſitäten, Kriegervereine, Schützen⸗, Sport⸗ 
oder Wandervereine und überhaupt Vereinigungen jeglicher Art, einerlei 
wie alt ihre Mitglieder ſind, dürfen ſich mit keinerlei militäriſchen 
Dingen beſchäfligen. 

Insbeſondere iſt es ihnen verboten, ihre Mitglieder in der Hand⸗ 
habung oder im Gebrauch von Kriegswaffen zu unterrichten oder aus⸗ 
zubilden, oder ſie hierin unterrichten oder ausbilden zu laſſen. 

Dieſe Geſellſchaften, Vereinigungen, Erziehungsanſtalten und Uni⸗ 
verſitäten dürfen keine Verbindung mit den Kriegsminiſterien oder 
irgendwelchen anderen militäriſchen Behörden haben. 

Artikel 178. 

Alle Vorkehrungen zur Mobilmachung oder zur Vorbereitung 
einer Mobilmachung ſind verboten. 

In keinem Fall dürfen Truppenteile, Verwaltungsbehörden oder 
Truppenſtäbe Stämme für Kriegsformationen beſitzen. 


Artikel 179. 

Deutſchland verpflichtet ſich, von Inkrafttreten dieſes Vertrages an 
keine Militär⸗, Marine⸗ oder Luftſchiffahrtsmiſſion in fremden Ländern 
zu beglaubigen oder dorthin zu ſenden, noch irgendeiner ſolchen Miſſion 
das Verlaſſen ihres Gebietes zu erlauben. Es verpflichtet ſich ferner, 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um deutſche Reichsangehörige zu 
hindern, deutſches Gebiet zu verlaſſen, um in die Armee, Marine 

oder die Luftſtreitkräfte irgendeiner fremden Macht einzutreten oder 
denſelben angegliedert zu werden, um bei der Ausbildung zu helfen oder 
Unterricht im Heer, Marine⸗ oder Luftfahrweſen zu erteilen. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte kommen überein, für ihr Teil 
vom Inkrafttreten dieſes Vertrages an in ihre Armeen, Marinen oder 
Luftſtreitkräfte deutſche Reichsangehörige zur Beihilfe in der militäriſ chen 
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Ausbildung nicht aufzunehmen oder fie ihnen anzugliedern und überhaupt 
leinen deutſchen Reichsangehörigen als Lehrer im Militär-, Marines oder 
Luftfahrweſen anzuſtellen. 

Dieſe Beſtimmung berührt jedoch nicht das Recht Frankreichs, gemäß 
den franzöſiſchen Militärgeſetzen und Verordnungen Rekruten für die 
Fremdenlegion anzuwerben. 


Kapitel IV. Befeſtigungen. 
Artikel 180. 

Alle befeſtigten Werke, Feſtungen und Landbefeſtigungen, die 
auf deutſchem Gebiet im Weſten bis zu 50 Kilometer öſtlich des 
Rheins liegen, müſſen abgerüſtet und geſchleift werden. 

Innerhalb von zwei Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages 
an müſſen alle diejenigen befeſtigten Werke, Feſtungen und Land⸗ 
befeſtigungen, die auf dem von den alliierten und aſſoziierten 
Truppen nicht beſetzten Gebiete liegen, abgerüſtet und innerhalb 
von vier Monaten müſſen ſie geſchleift werden. Diejenigen, die 
in dem von den alliierten und aſſoziierten Truppen beſetzten Gebiet 
liegen, müſſen innerhalb von Zeiträumen abgerüſtet und geſchleift 
werden, die durch das alliierte Oberkommando beſtimmt werden 
können.“) 

Der Bau irgendwelcher neuen Befeſtigungen, von welcher Be⸗ 
ſchaffenheit oder Bedeutung ſie ſein mögen, iſt in der im erſten Abſatz 
dieſes Artikels angegebenen Zone verboten. 

Das Befeſtigungsſyſtem an der Süd⸗ und Oſtgrenze Deutſchlands 
bleibt in ſeinem jetzigen Zuſtand beſtehen. 


Tafel Nr. 1. Zuſammenſetzung und Stärke der Stäbe der Armeekorps 
und der Infanterie⸗ und Kavallerie⸗Diviſionen. 

Dieſe Tafeln ſtellen keinen Beſtand dar, den Deutſchland unterhalten 

muß, ſondern Höchſtſtärken, die in keinem Fall überſchritten werden dürfen. 

1. Stäbe der Armeekorps. 


2 Höchſtſtärke jeder Einheit 
Offiziere Mannſchaften 


Einheiten 


Stab eines Armeekorps 
Geſamtzahl für die Stäbe. .|  — | e 300 


) Der erfte Abſchnitt des Artikels lautete urſprünglich: „Innerhalb von 

3 Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages an m nn befeſtigten Werke, 

Feſtungen und fie e been die auf deutſchem Gebiet bis zu einer Linie 

50 Kilometer öftlich vom Rhein liegen, abgerüftet und geſchleift werden, wie in 

1 — he eils III (Politiſche Beſtimmungen für Europa) dieſes Vertrages 
mmt iſt.“ 
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2. Zuſammenſetzung einer Infanterie⸗Diviſion. 


Höchſtahl dieſer] Höchſtſtärke jeder Einheit 
Einheiten Ginhölten ine: En u 
| derselben Divifion] Difsiere Mannſchaften 
| Stab einer Infanterie⸗Diviſion 1 25 70 . 
Stab d. Infanteriekommandeurs 1 4 30 
| Stab d. Artilleriekommandeurs 1 4 g 30 
Inf. 1860 (jedes Regt. be⸗ 
858 aus 3 Bataillonen, jedes | 
— aan 8 3 Juf. Aen. | 
s 3 70 2300 
ee nn 922 3 6 | 150 
Eskadron der Div.-Kavallerie . 1 6 150 
er „Regiment (jedes 
Regt. beſteht aus 3 Abtei⸗ 4 
lungen, jede Abt. aus 3 Bat⸗ 
G 1 85 1 300 


Pionier Bataillon (das Batl. 
beſteht aus 2 Pionier⸗Komp., 
1 Brückentrain, 1 Schein⸗ 
o 1 
Nachrichten⸗Abteilung (die Abt. 
8 t aus 1 Bisping chabt., 
Abhörabt., 1 Bri eftauben⸗ 
BW 


Sanitätskompagnie 
Kolonnen und Trains 


en er” 


Summe für die Inf.-Div. . 


Stab einer Kavallerie⸗Diviſion 


Kapallerie⸗Regiment (jedes Regt. 
beſteht aus 4 a 5 


* — Abteilung (zu 3 


„ 


Tafel Nr. 2. 


Überficht der Bewaffnung für die Ausrüſtung einer Höchſtzahl von 
7 Infanterie⸗ und 3 Kav.⸗Diviſionen und 2 Armeekorpoſtäben. 


Material Diviſion 


gewe hre 
et = chinen⸗ 
gew 


——— 0... 


Leichte Minenwerfer 
Feldgeſchütze, 7,7 
Feldhaubitzen, 10,5 . 


Tafel Nr. 3. 
Geſtatteter Höchſtbeſtand. 


Höchſtzahl 5 F 
der geſtatteten ee. = Geſamtſumme 
Waffen d inhe 


„ 


Leichte Mafätnengewehre 
Mittlere Minenwerfer 


Leichte Minenwerfer . . 151 200 
Feldartillerie: 

Feldgeſchütze, 77 204 000 

Feldhaubitzen, 10, 67 200 


Zweiter Abſchnitt. Seeſtreitkräfte. 
Artikel 181. 

Nach Ablauf einer Friſt von zwei Monaten vom Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages an dürfen die deutſchen in Dienſt befindlichen 
Seeſtreitkräfte nicht mehr betragen als: 

Sechs Linienſchiffe der Deutſchland⸗ oder Lothringen⸗Klaſſe, ſechs 
kleine Kreuzer, zwölf Zerſtörer, zwölf Torpedoboote oder eine gleiche Zahl 
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von Schiffen, die zu ihrem Erſatz gebaut wird, wie in Artikel 190 vor: 
geſehen. 

Unterſeeboote dürfen darunter nicht enthalten ſein. 

Alle andern Kriegsſchiffe müſſen außer Dienſt geſtellt oder für 
Handelszwecke verwandt werden, ſofern der gegenwärtige Vertrag nicht 
das Gegenteil beſtimmt. 

Artikel 182. 

Bis zur Beendigung des durch Artikel 193 vorgeſchriebenen Minen⸗ 
räumens muß Deutſchland die Zahl von Minenräumfahrzeugen in Dienſt 
halten, welche von den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten be⸗ 
ſtimmt werden wird. 

Artikel 183. 

Nach Ablauf einer Friſt von zwei Monaten vom Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages an darf die Geſamtkopfſtärke der deutſchen 
Kriegsmarine, einſchließlich der Schiffsbeſatzungen, Küſtenverteldigung, 
Signalftationen, Verwaltung und des ſonſtigen Landdienſtes, 15 000 
Mann nicht überſchreiten, einſchließlich der Offiziere und Mannſchaften 
aller Grade und Dienſtzweige. 

Die Geſamtzahl der Offiziere und Deckoffiziere darf fünfzehnhundert 
nicht überſchreiten. 

Innerhalb zweier Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
wird das die obige Zahl überſchreitende Perſonal demobiliſiert. 

Marine⸗ oder Militärſtreitkräfte oder Reſerve⸗Verbände, die mit 
der Marine zuſammenhängen, dürfen in Deutſchland über die obige 
Kopfſtärke hinaus nicht aufgeſtellt werden. 

Artikel 184. 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages an 
gehören alle Überwaſſer⸗Kriegsſchiffe, die ſich nicht in deutſchen Häfen 
befinden, nicht mehr Deutſchland an, und dieſes verzichtet auf alle Rechte 
auf dieſelben. 

Fahrzeuge, die gemäß dem Waffenſtillſtandsvertrag vom 11. November 
1918 gegenwärtig in Häfen der alliierten und aſſoziierten Mächte interniert 
ſind, gelten als endgültig übergeben. 

Fahrzeuge, welche gegenwärtig in neutralen Häfen interniert ſind, 
werden dort an die Regierungen der alliierten und aſſoziierten Haupt» 
mächte übergeben. Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
richtet die deutſche Regierung eine entſprechende Benachrichtigung an die 
neutralen Mächte. * 
Artikel 185. he 

Innerhalb zweier Monate nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages werden die nachſtehend aufgeführten deutſchen Uberwaſſer⸗Kriegs⸗ 
ſchiffe den Regierungen der alliierten und aſſozlierten Hauptmächte in 
den Häfen ausgeliefert, welche dieſe Mächte beſtimmen. 
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Dieſe Kriegsſchiffe müſſen ſich im Zuſtand der Abrüſtung befinden, 
wie in Artikel XXIII des Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 
1918 vorgeſehen iſt. Doch müſſen alle Geſchütze an Bord ſein. 
Linienſchiffe: 
Oldenburg, Oſtfriesland, Poſen, Rheinland, 
Thüringen, Helgoland, Weſtfalen, Naſſau. 
Kleine Kreuzer: 

Stettin, München, Stralſund, Kolberg, 

Danzig, Lübeck, Augsburg, Stuttgart. 
Außerdem zweiundfünfzig moderne Zerſtörer und fünfzig moderne Torpedo⸗ 
boote nach Wahl der alliierten und afjoziierten Hauptmächte. 


Artikel 186. 

Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages muß die deutſche 
Regierung unter Aufſicht der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte den 
Abbau aller augenblicklich in Bau befindlichen deutſchen Überwaſſer⸗ 
Kriegsſchiffe vornehmen. 

Artikel 187. 

Die nachſtehenden deutſchen Hilfskreuzer und Flottenhilfsſchiffe werden 

abgerüſtet und wie Handelsſchiffe behandelt. 
Interniert in neutralen Ländern: 
Berlin, Santa 6, Seybdlitz, Nord. 


In deutſchen Häfen: 


Ammon Solingen Möwe 
Answald Steigerwald Sierra Ventana 
Bosnia Franken Chemnitz 
Cordoba Gundomar Emil Georg 
Caſſel Fürſt Bülow von Strauß 
Dania Gertrud Habsburg 
Rio Negro Kigoma Meteor 
Rio Pardo Rugia Waltraute 
Santa Cruz Santa Elena Scharnhorſt. 
Schwaben Schleswig 

Artikel 188. 


Mit Ablauf eines Monats nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
müſſen alle deutſchen Unterſeeboote, U⸗Boots⸗Hebeſchiffe und UBoots⸗ 
Docks, einschließlich des Druckdocks den alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächten übergeben ſein. 

Diejenigen U-Boote, Fahrzeuge und Docks, die nach Anſicht dieſer 
Regierungen mit eigener Kraft fahren oder geſchleppt werden können, müſſen 
von der deutſchen Regierung nach den angegebenen Häfen gebracht werden. 
Die übrigen und auch die in Bau befindlichen Unterſeeboote ſollen 
von der deutſchen Regierung unter Aufſicht der genannten Regierungen 
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vollkommen abgebaut werden. Der Abbau muß ſpäteſtens innerhalb von 
drei Monaten nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
vollendet ſein. 

Artikel 189. 

Alle Gegenſtände, Maſchinen und Materialien, die beim Abbau der 
deutſchen Kriegsſchiffe aller Art, ſeien es Überwaſſerſchiffe oder U-Boote, 
gewonnen werden, dürfen nur für rein induſtrielle oder Handelszwecke 
verwendet werden. 

Sie dürfen nicht an fremde Länder verkauft oder überlaſſen werden. 


Artikel 190. 

Es iſt Deutſchland verboten, irgendwelche Kriegsſchiffe zu bauen 
oder zu erwerben, außer zum Erſatz der in Dienſt befindlichen Einheiten 
gemäß Artikel 181 des gegenwärtigen Vertrages. 

Die als Erſatz beſtimmten Kriegsſchiffe dürfen das folgende 
Deplacement nicht überſchreiten: 


LinienſchiffM·m 10000 Tonnen, 
Kleine Kreuzer 6000 Tonnen, 
/ ²˙¹·.AA¹ nannte mern, neee 
Torpedoboole e 200 Tonnen. 


Außer bei Verluſt dürfen die Einheiten der einzelnen Klaſſen nur 
erſetzt werden nach einem Zeitraum von zwanzig Jahren bei Linienſchiffen 
und Kreuzern und fünfzehn Jahren bei Zerſtörern und Torpedobooten, 
vom Stapellauf des Fahrzeugs gerechnet. 

Artikel 191. 

Der Bau und Erwerb irgendeines Unterſeeboots, auch für Handels⸗ 
zwecke, iſt Deutſchland verboten. 

Artikel 192. 

Die im Dienſt befindlichen Kriegsſchiffe der deutſchen Marine dürfen 
nur diejenige Menge von Waffen, Munition und Kriegsmaterial an Bord 
oder in Reſerve haben, die von den alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächten beſtimmt wird. 

Innerhalb eines Monats nach Beſtimmung der obigen Mengen 
müſſen die Waffen, die Munition und das Kriegsmaterial aller Art, ein⸗ 
ſchließlich Minen und Torpedos, die ſich über die genannten Mengen 
hinaus in den Händen der deutſchen Regierung befinden, an die Re⸗ 
gierungen der genannten Mächte an den von ihnen zu beſtimmenden Orten 
ausgeliefert werden. Dieſe Waffen, Munition und Kriegsmaterial werden 
zerſtört oder unbrauchbar gemacht werden. 

Alle anderen Vorräte, Depots oder Reſerven an Waffen, Munition 
oder Marine⸗Kriegsmaterial jeder Art ſind verboten. 

Die Herſtellung ſolcher Gegenſtände innerhalb deutſchen Gebiets 
und ihre Ausfuhr nach fremden Ländern iſt verboten. 
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Artikel 193. 

Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages räumt Deutſchland 
unverzüglich die Minen in folgenden Gebieten der Nordſee öſtlich 40 00“ 
Oſtlänge von Greenwich: 

1. Zwiſchen 53° 00“ und 59 00° nördlicher Breite. 
2. Nördlich 600 30“ nördlicher Breite. 

Deutſchland muß dieſe Gebiete minenfrei halten. 

Deutſchland muß außerdem in der Oſtſee ſolche Gebiete, welche von 
den Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ſpäter be⸗ 
zeichnet werden, von Minen räumen und frei halten. 

Artikel 194. 

Das Perſonal der deutſchen Marine ſoll ſich ausſchließlich durch 
freiwillige Verpflichtung ergänzen, die bei Offizieren und Dedoffizieren 
für eine Zeitdauer von mindeſtens fünfundzwanzig laufenden Jahren, bei 
Unteroffizieren und Mannſchaften von zwölf laufenden Jahren eingegangen 
werden muß. 

Die Zahl der Erſatzmannſchaften für diejenigen, die aus irgend⸗ 
einem Grunde vor Ablauf ihrer Dienſtverpflichtung entlaſſen werden, 
darf jährlich 5% der in dieſem Abſchnitt (Artikel 183) feſtgeſetzten 
Geſamtzahl nicht überſteigen. 

Das aus der Kriegsmarine entlaſſene Perſonal darf irgendwelche 
ſeemänniſche oder militäriſche Ausbildung nicht erhalten noch irgendwelchen 
weiteren Dienſt in der Marine oder Armee übernehmen. Die zur deutſchen 
Marine gehörigen Offiziere, die nicht demobiliſiert werden, müſſen ſich ver⸗ 
pflichten, bis zum Alter von fünfundvierzig Jahren zu dienen, außer wenn 
ſie aus hinreichenden Gründen entlaſſen werden. 

Kein Offizier oder Mann der deutſchen Handelsmarine darf irgend⸗ 
eine militäriſche Ausbildung erhalten. 

Artikel 195. 

Um allen Nationen ſichere Zufahrt zur Oſtſee zu gewährleiſten, darf 
Deutſchland in dem Gebiete zwiſchen 550 27“ und 540 00“ nördlicher 
Breite ſowie 90 00“ und 1600“ Oſtlänge von Greenwich keine Be⸗ 
feſtigungen errichten oder Geſchütze aufſtellen, die die Seewege zwiſchen 
Nordſee und Oſtſee beherrſchen. Die in dieſem Gebiete zurzeit beſtehenden 
Befeſtigungen müſſen geſchleift und die Geſchütze unter Aufſicht der alliierten 
Regierungen und in den von ihnen beſtimmten Friſten entfernt werden. 

Die deutſche Regierung muß alle zurzeit in ihrem Beſitz befindlichen 
hydrographiſchen Unterlagen über das Fahrwaſſer der Schiffahrtswege 
zwiſchen Oſt⸗ und Nordſee den Regierungen der alliierten und aſſozlierten 
Hauptmächte zur Verfügung ſtellen. 

Artikel 196. 

Alle befeſtigten Werke und Seebefeſtigungen, außer den in Artikel 195 

und in Abſchnitt XIII (Helgoland) von Teil III (Politiſche Beſtimmungen 
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für Europa) genannten, die weniger als fünfzig Kilometer von der 
deutſchen Küſte oder auf deutſchen Inſeln dieſes Küſtengebiets errichtet 
ſind, werden als zur Verteidigung beſtimmt erachtet und dürfen in ihrem 
augenblicklichen Zuſtand beſtehen bleiben. 

Neue Befeſtigungen dürfen innerhalb dieſer Zone nicht errichtet werden. 
Die Beſtückung dieſer Verteidigungsanlagen darf an Zahl und Kaliber 
der Geſchütze nicht größer ſein, als ſie beim Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſes Vertrages war. Die deutſche Regierung ſoll alsbald an alle 
europäiſchen Regierungen die Einzelheiten hierüber mitteilen. 

Mit Ablauf einer Friſt von zwei Monaten vom Inkrafttreten dieſes 
Vertrages an werden die Munitionsvorräte dieſer Geſchütze durchweg auf 
die Höchſtzahl von fünfzehnhundert Schuß pro Geſchütz von 10,5 em 
Kaliber und darunter und fünfhundert Schuß pro Geſchütz für ſchwerere 
Kaliber reduziert und ſo beibehalten. 


Artikel 197. 

Während dreier Monate nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages dürfen die deutſchen F. T. Groß⸗Stationen in Nauen, Hannover 
und Berlin ohne Zuſtimmung der Regierungen der alliierten und 
der aſſoziierten Hauptmächte nicht zur Übermittlung von Nachrichten be⸗ 
nutzt werden, die maritime, militäriſche oder politiſche Fragen betreffen, 
die Deutſchland oder irgend einen Staat, der im Kriege mit Deutſchland 
verbündet war, betreffen. Dieſe Stationen dürfen für Handelszwecke 
benutzt werden, aber nur unter Aufſicht der genannten Regierungen, 
welche die zu benutzende Wellenlänge beſtimmen werden. 

Während der gleichen Friſt darf Deutſchland keine F. T. Groß⸗ 
Stationen in feinem eigenen Gebiet oder in dem von Oſterreich, Ungarn, 
Bulgarien oder der Türkei bauen. 


Dritter Abſchnitt. Luftſtreitkräfte. 


Artikel 198. 

Die bewaffnele Macht Deutſchlands darf keine Land⸗ oder Marine⸗ 
Luftſtreitkräfte umfaſſen. 

Deutſchland darf während einer nicht über den 1. Oktober 1919 
hinausgehenden Friſt eine Höchſtzahl von einhundert Seeflugzeugen oder 
Flugbooten unterhalten, die ausſchließlich zum Suchen von Unterſee⸗ 
Minen verwendet werden und mit der hierzu nötigen Ausrüſtung ver⸗ 
ſehen ſein dürfen, aber keinesfalls mit Waffen, Munition oder 
Bomben irgendwelcher Art. 

Außer den in den obigen Seeflugzeugen oder Flugbooten eingebauten 
Motoren darf je ein Reſervemotor für jedes dieſer Fahrzeuge vorhanden ſein 

Kein Lenkluftſchiff darf unterhalten werden. 


94 


Artikel 199. 

Innerhalb zweier Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
iſt das Perſonal der Luftſtreitkräfte, das jetzt in den Liſten der deutſchen 
Land⸗ und Seeſtreitkräfte aufgeführt iſt, zu demobiliſieren. Bis zum 
1. Oktober 1919 jedoch darf Deutſchland eine Geſamtzahl von eintauſend 
Mann einſchließlich Offiziere für die geſamten Stäbe und das fliegende 
und nicht fliegende Perſonal aller Formationen und Einrichtungen be⸗ 
halten und unterhalten. 

Artikel 200. 

Bis zur vollſtändigen Räumung deutſchen Gebietes durch die 
alliierten und aſſoziierten Truppen haben die Luftſtreitkräfte der alliierten 
und aſſoziierten Mächte in Deutſchland das Recht des Überfliegens, der 
Durchfahrt und des Landens. 

Artikel 201. 

Während ſechs Monate nach Inkrafttreten dieſes Vertrages wird 
die Herſtellung und Einfuhr von Luftfahrzeugen, Teilen von Luftfahr⸗ 
zeugen, Motoren für Luftfahrzeuge und Teilen von Motoren für Luft⸗ 
fahrzeuge im ganzen deutſchen Gebiet verboten. 


Artikel 202. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrages muß alles Material der 
Land⸗ und See⸗Luftſtreitkräfte mit Ausnahme der in Abſatz 2 und 3 
des Artikels 198 erwähnten Flugzeuge den Regierungen der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte ausgeliefert werden. 

Die Ablieferung muß an den Orten erfolgen, welche die genannten 
Regierungen beſtimmen werden; ſie muß innerhalb von drei Monaten 
durchgeführt ſein. 

Zu dieſem Material gehören insbeſondere alle folgenden Gegen⸗ 
ſtände, die für kriegeriſche Zwecke im Gebrauch ſind, waren oder be⸗ 
ſtimmt ſind. 

Vollſtändige Flugzeuge oder Seeflugzeuge, einſchließlich derjenigen, 
welche gebaut, repariert oder montiert werden; 

Luftſchiffe, die flugfertig, in Bau, in Reparatur oder in der 
Montage ſind; 

Anlagen zur Herſtellung von Waſſerſtoffgas; 

Luftſchiffhallen und Schuppen für jede Art von Luftfahrzeugen. 

Bis zu ihrer Ablieferung ſind die Luftſchiffe auf Koſten Deutſch⸗ 
lands mit Waſſerſtoff gefüllt zu halten. Die Anlagen für die 
Herſtellung von Waſſerſtoffgas, ebenſo wie die Luftſchiffhallen 
können nach Beſtimmung der genannten Mächte bis zum Zeit⸗ 
punkt der Übergabe der Luftſchiffe Deutſchland belaſſen werden. 

Motoren für Luftfahrzeuge; 

Gondeln; 


Bewaffnungen (Geſchütze, Maſchinengewehre, leichte Maſchinen⸗ 
gewehre, Bombenabwurfapparate, Torpedoabwurfapparate, 
Zeitbeſtimmungsapparate, Zielapparate); 

Munition (Patronen, Granaten, Bomben, geladen oder ungeladen, | 
Sprengſtoffe oder Material zu ihrer Herſtellung); 
zum Gebrauch auf Luftfahrzeugen; 
F. T.⸗ Apparate, photographiſche oder kinomatographiſche Apparate, 
Inſtrumente zum Gebrauch auf Luftfahrzeugen; 
Teile irgendwelcher Gegenſtände der vorſtehenden Rubriken. 
Das oben erwähnte Material darf nicht ohne beſondere Genehmi⸗ 
gung der genannten Regierungen von Ort und Stelle entfernt werden. 


Vierter Abſchnitt. Interalliierte Kontroll⸗Kommiſſionen. 
Artikel 203. 

Alle in dieſem Vertrag enthaltenen Beſtimmungen über die Land-, 
See⸗ und Luftſtreitkräfte, für deren Ausführung Friſten vorgeſehen ſind, 
werden von Deutſchland unter der Kontrolle von interalliierten Kom⸗ 
miſſionen ausgeführt, die zu dieſem Zweck von den alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächten ernannt werden. 

Artikel 204. 

Die interalliierten Kontroll⸗Kommiſſionen werden beſonders beauf⸗ 
tragt, die pünktliche Ausführung der Ablieferungen, Zerſtörungen, Ab⸗ 
bauten und Unbrauchbarmachungen zu überwachen, die gemäß dieſem 
Vertrag auf Koſten der deutſchen Regierung auszuführen ſind. 

Sie teilen den deutſchen Behörden die Beſtimmungen mit, die zu 
treffen die alliierten und afjoziierten Hauptmächte ſich das Recht vor: 
behalten haben, oder die die Ausführung der Beſtimmungen über die 
Land⸗, See⸗ und Luftſtreitkräfte erforderlich machen könnte. 

Artikel 205. 

Die interalliierten Kontroll⸗Kommiſſionen können ihre Dienſtſtellen 
am Sitz der deutſchen Zentralregierung einrichten. 

Sie ſind berechtigt, ſich, ſo oft ſie es für erwünſcht halten, nach 
jedem Orte im deutſchen Gebiet zu begeben oder Unterkommiſſionen 
dorthin zu entſenden oder einen oder mehrere ihrer Mitglieder zu er⸗ 
mächtigen, ſich nach einem ſolchen Ort zu begeben. 

Artikel 206. 

Die deutſche Regierung muß den interalliierten Kontroll⸗Kommiſſionen 
und deren Mitgliedern alle erforderlichen Erleichterungen zur Durch⸗ 
führung ihrer Aufgabe gewähren. 

Sie muß jeder interalliierten Kontroll⸗Kommiſſion einen beglaubigten 
Vertreter beigeben, um die Mitteilungen in Empfang zu nehmen, die die 
Kommiſſion der deutſchen Regierung zu machen hat, und um ihr 
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alle Auskünfte oder Dokumente, welche verlangt werden, vorzulegen oder 
zu beſchaffen. 

In allen Fällen muß die deutſche Regierung auf ihre eigenen Koſten 
alle Hilfsmittel an Perſonal und Material zur Durchführung der in 
dieſem Vertrag vorgeſehenen Ablieferungen, Zerſtörungen, Abrüſtungen, 
Abbauten und Unbrauchbarmachungen ſtellen. 


Artikel 207. 

Der Unterhalt und die Koſten der Kontroll⸗Kommiſſionen und der 
infolge ihrer Tätigkeit entſtehenden Koſten ſind von Deutſchland 
zu iragen. 

Artikel 208. 

Die interalliierte militäriſche Kontroll⸗Kommiſſion vertritt die 
Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte der deutſchen 
Regierung gegenüber in allen Fragen der Ausführung der militäriſchen 
Beſtimmungen. 

Insbeſondere iſt es ihre Aufgabe, von der deutſchen Regierung 
die Angaben über die Ortlichkeiten der Vorräte und Depots von Munition, 
die Beſtückung der Feſtungswerke, Feſtungen und Forts, welche Deutſch⸗ 
land behalten darf, die Ortlichkeiten und den Betrieb der Werkſtätten 
oder Fabriken für die Herſtellung von Waffen, Munition und Kriegs⸗ 
material zu erhalten. 

Sie nimmt Waffen, Munition und Kriegsmaterial in Empfang, 
beſtimmt die Orte für die Ablieferung und beaufſichtigt die Zerſtörungen, 


Abbauten und Unbrauchbarmachungen, die durch dieſen Vertrag vor⸗ 


geſehen ſind. 

Die deutſche Regierung muß der militäriſchen interalliierten 
Kontroll⸗Kommiſſion alle Auskünfte und Dokumente liefern, welche 
die letztere für erforderlich hält, um die vollſtändige Durchführung der 
militäriſchen Beſtimmungen ſicherzuſtellen, insbeſondere alle geſetzlichen 
und Verwaltungsurkunden oder Vorſchriften. 


Artikel 209. 

Die interalliierte Marine⸗Kontroll⸗Kommiſſion vertritt die Regierungen 
der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte der deutſchen Regierung 
gegenüber in allen Fragen der Durchführung der Beſtimmungen über 
die Seeſtreitkräfte. 

Insbeſondere iſt es ihre Aufgabe, ſich nach den Schiffsbauwerften 
zu begeben und den Abbau der Schiffe, welche dort in Bau ſind, zu 
beaufſichtigen, alle Überwaſſerſchiffe, U-Boote, U⸗Boots⸗Hebeſchiffe, Docks 
und das Druckdock in Empfang zu nehmen und die vorgeſehenen Zer⸗ 
ſtörungen und Abbauten zu beaufſichtigen. 

Die deutſche Regierung muß der interalliierten Marine⸗Kontroll⸗ 
Kommiſſion alle Auskünfte und Dokumente liefern, welche die 
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letztere für erforderlich hält, um die vollſtändige Durchführung 
der Beſtimmungen über die Seemacht ſicherzuſtellen, insbeſondere die Pläne 
der Kriegsſchiffe, die Zuſammenſetzung ihrer Beſtückung, die Einzelheiten 
und die Modelle der Geſchütze, der Munition, Torpedos, Minen, Spreng⸗ 
ſtoffe, F. T.⸗Apparate und überhaupt alles, was zum See⸗Kriegsmaterial 
gehört, ebenſo alle geſetzlichen und Verwaltungsurkunden oder Vor⸗ 


Br Artikel 210. 

Die interalliierte Kontroll⸗Kommiſſion für das Luftfahrweſen ver⸗ 
tritt die Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte der 
deutſchen Regierung gegenüber in allen Fragen der Ausführung der Be⸗ 
ſtimmungen über die Luftſtreitkräfte. 

Insbeſondere iſt es ihre Aufgabe, den Beſtand des auf deutſchem 
Gebiet vorhandenen Materials des Flugweſens aufzuſtellen, Flugzeug⸗ 
Luftſchiff⸗ und Motorwerkſtätten zu beſichtigen, die Fabriken für Waffen, 
Munition und Sprengſtoffe, die von Luftfahrzeugen verwandt werden 
können, alle Flugplätze, Hallen, Landeplätze, Parks und Depots zu be⸗ 
ſuchen und da, wo es erforderlich iſt, die Entfernung des vorge⸗ 
ſehenen Materials zu bewirken und dasſelbe in Empfang zu nehmen. 

Die deutſche Regierung muß der interalliierten Kontroll⸗Kommiſſion 
für das Luftfahrweſen alle Auskünfte und Dokumente mit geſetzlichen 
oder Verwaltungsbeſtimmungen oder ſonſtigem Inhalt liefern, welche 
die Kommiſſion für erforderlich hält, um die vollſtändige Durchführung 
der Beſtimmungen über die Luftſtreitkräfte ſicherzuſtellen, insbeſondere 
eine Liſte des Perſonals der deutſchen Luftſtreitkräfte und des vorhan⸗ 
denen, in der Herſtellung begriffenen oder beſtellten Materials, ferner eine 
Liſte aller für das Luftfahrweſen arbeitenden Fabriken, ihrer Lage, 
ſowie aller Hallen und Landeplätze. 


Fünfter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 211. 

Nach Ablauf einer Friſt von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrages müſſen die deutſchen Geſetze, entſprechend dieſem Teil 
des Vertrages, abgeändert ſein und demgemäß aufrecht erhalten bleiben. 

Innerhalb der gleichen Friſt müſſen alle Verwaltungs⸗ und andere 
Maßnahmen getroffen ſein, die ſich auf die Durchführung dieſes Teiles 
des Vertrages beziehen. 

Artikel 212. 


Die folgenden Beſtimmungen des Waffenſtillſtandes vom 11. No⸗ 
vember 1918: Artikel VI; die Paragraphen 1, 2, 6 und 7 des Ars 
tikels VII; Artikel IX; Beſtimmungen 1, 2 und 5 der Anlage Nr. 2 
und das Zuſatzprotokoll vom 4. April 1919 zum Waffenſtillſtand vom 
11. November 1918 bleiben in Kraft, ſofern ſie nicht mit den obigen 
Bedingungen unvereinbar ſind. 
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Artikel 213. 
Solange dieſer Vertrag in Kraft bleibt, verpflichtet ſich Deutſchland, 
jede Unterſuchung, welche der Rat des Völkerbundes auf Grund eines 
Mehrheitsbeſchluſſes für nötig halten ſollte, in jeder Weiſe zu erleichtern. 


VI. Teil. 


Kriegsgefangene und Grabſtätten. 
Erſter Abſchnitt. Kriegsgefangene. 
Artikel 214. 
Die Heimſchaffung der Kriegsgefangenen ſoll nach dem Inkraft⸗ 
treten des vorliegenden Vertrages fo ſchnell als möglich ſtattfinden. 
Sie wird mit größter Beſchleunigung durchgeführt werden. 


Artikel 215. 

Die Heimſchaffung der deutſchen Kriegs⸗ und Zivilgefangenen wird 
nach den Beſtimmungen des Artikels 214 durch eine Kommiſſion durch⸗ 
geführt, welche aus Vertretern der alliierten und aſſoziierten Mächte einer⸗ 
ſeits und der deutſchen Regierung andererſeits zuſammengeſetzt iſt. 

Für jede der alliierten und aſſoziierten Mächte regelt je eine Unter⸗ 
kommiſſion, welche ausſchließlich aus Vertretern des beteiligten Staates 
und aus Delegierten der deutſchen Regierung beſteht, die Einzelheiten 
der Heimſchaffung der Kriegsgefangenen. 

Artikel 216. 

Die Kriegs⸗ und Zivilgefangenen find vom Zeitpunkt ihrer Über» 
gabe an die deutſchen Behörden ab durch dieſe letzteren unverzüglich in 
ihre Heimat zu befördern. 

Diejenigen unter ihnen, deren Wohnſitz ſich vor dem Kriege in den 
durch die Truppen der alliierten und afjoziierten Mächte beſetzten Ge 
bieten befand, werden gleichfalls in ihre Heimat geſandt, vorbehaltlich 
der Zuſtimmung und unter Aufſicht der Militärbehörden der alliierten 
und aſſoztierten Beſatzungstruppen. 


Artikel 217. 

Alle durch die Heimſchaffung entſtehenden Koſten fallen vom 
Beginn des Abtransportes an der deutſchen Regierung zur Laſt. 
Auch hat dieſe für die Beförderung zu Land und zu Waſſer und für 
die Geſtellung des techniſchen Perſonals zu ſorgen, ſoweit die im Artikel 215 
vorgeſehene Kommiſſion es für nötig hält. 

Artikel 218. 

Kriegs⸗ und Zivilgefangene, gegen die wegen eines Diſziplinarver⸗ 

gehens ein Verfahren ſchwebt, oder die wegen eines ſolchen Vergehens 
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eine Strafe verbüßen, werden ohne Rückſicht auf die Vollendung ihrer 
Strafzeit oder des gegen ſie ſchwebenden Verfahrens heimgeſchafft. 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf Kriegs⸗ und Zivil⸗ 
gefangene, welche für Vergehen, die nach dem 1. Mai 1919 begangen 
wurden, beſtraft werden. 

Bis zu ihrer Heimſchaffung bleiben alle Kriegs⸗ und Zivil⸗ 
gefangenen den beſtehenden Vorſchriften, beſonders hinſichtlich der Arbeit 
und der Diſziplin, unterworfen. 

Artikel 219. 

Kriegs⸗ und Zivilgefangene, die wegen anderer als Diſziplinarver⸗ 
gehen eine Strafe verwirkt haben oder verbüßen, können in Haft zurück⸗ 
gehalten werden. 

Artikel 220. 

Die deutſche Regierung iſt verpflichtet, in ihrem Gebiete alle zur 
Heimſchaffung gelangenden Perſonen ohne Unterſchied aufzunehmen. 

Kriegsgefangene oder andere deutſche Reichsangehörige, welche 
nicht heimgeſchafft zu werden wünſchen, können von der Heimſendung 
ausgenommen werden. Die alliierten und aſſoziierten Mächte behalten 
ſich jedoch das Recht vor, ſolche Perſonen entweder heimzuſchaffen oder 
ſie in ein neutrales Land zu überführen oder ihnen den Aufenthalt in 
ihrem eigenen Lande zu geſtatten. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, gegen ſolche Perſonen oder 
gegen ihre Familien keine Ausnahmemaßregeln zu treffen, noch ſie 
irgendwie zu bedrücken oder ihnen Schwierigkeiten zu bereiten. 


Artikel 221. 

Die alliierten und aſſoztierten Regierungen behalten ſich das Recht 
vor, die Heimſendung der deutſchen Kriegsgefangenen und übrigen 
deutſchen Reichsangehörigen, die in ihrer Gewalt ſind, davon abhängig 
zu machen, daß die deutſche Regierung über alle noch in Deutſchland 
befindlichen kriegsgefangenen Staatsangehörige einer der alliierten und 
aſſozlierten Mächte Auskunft gibt und fie unverzüglich freiläßt. 


Artikel 222. 
Deutſchland verpflichtet ſich: 

1. Den zur Aufſuchung der Vermißten beſtimmten Kommiſſionen 
völlige Bewegungsfreiheit zu geben, ihnen die nötigen Transportmittel 
zur Verfügung zu ſtellen; ihnen den Zutritt zu Gefangenenlagern, 
Gefängniſſen, Hoſpitälern und zu allen ſonſt in Betracht kommenden 
Orten zu geſtatten; endlich ihnen alle amtlichen oder privaten Urkunden 
zugänglich zu machen, durch welche ihre Nachforſchungen gefördert 
werden können; 

2. alle deutſchen Beamten oder Privatperſonen zu beſtrafen, 
welche die Anweſenheit eines Staatsangehörigen einer der alliierten oder 


100 


—— nen 


aſſoziierten Mächte verheimlicht oder es verabſäumt haben, die An⸗ 
weſenheit einer ſolchen Perſon, die zu ihrer Kenntnis kam, anzuzeigen. 


Artikel 223. 

Deutſchland verpflichtet ſich, unverzüglich nach Inkrafttreten des 
vorliegenden Vertrags, alle Gegenſtände, Wertſtücke oder Urkunden her⸗ 
auszugeben, welche Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte 
gehören und von deutſchen Behörden beſchlagnahmt ſind. 


Artikel 224. 
Die hohen vertragſchließenden Parteien verzichten gegenſeitig auf 
Rückzahlung der Summen, welche für den Unterhalt der Kriegsgefangenen 
in den bezüglichen Ländern geſchuldet werden. 


Zweiter Abſchnitt. Grabſtätten. 


Artikel 225. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte und die deutſche Regierung 
werden die Gräber der in den betreffenden Ländern begrabenen Heeres⸗ 
und Marineangehörigen achten und unterhalten. 

Sie vereinbaren, jede Kommiſſion anzuerkennen, welche von einer 
der alliierten und aſſoziierten Mächte zum Zwecke der Feſtſtellung, der 
Regiſtrierung, der Unterhaltung oder Errichtung angemeſſener Erinnerungs⸗ 
zeichen über den beſagten Gräbern eingeſetzt iſt, und dieſer Kommiſſion 
die Durchführung ihrer Aufgaben zu erleichtern. 

Ferner verpflichten ſie ſich gegenſeitig, allen Wünſchen auf Über⸗ 
führung der irdiſchen Reſte der gefallenen Heeres⸗ und Marineangehörigen 
in die Heimat zu entſprechen, ſoweit es die eigenen Landesgeſetze und die 
Rückſichten auf die öffentliche Geſundheitspflege zulaſſen. 


Artikel 226. 

Die Gräber von Kriegs⸗ und Zivilgefangenen, die Staatsangehörige 
einer der verſchiedenen kriegführenden Mächte waren und in Gefangen⸗ 
ſchaft verſtorben ſind, werden in angemeſſener Weiſe in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des Artikels 225 des vorliegenden Vertrages unterhalten. 

Die alliierten und afjoziierten Regierungen einerſeits und die deutſche 
Regierung andererſeits verpflichten ſich gegenſeitig zu liefern: 

1. die vollſtändige Liſte der Toten mit allen zur Feſtſtellung der 
Perſönlichkeit notwendigen Angaben; 

2. alle Auskünfte über die Zahl und den Ort der Grabſtätten 
aller derjenigen Toten, welche ohne Feſtſtellung ihrer Perſön⸗ 
lichkeit begraben wurden. 
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VII. Teil. 


Strafbeſtimmungen. 
Artikel 227. 
Die alliierten und aſſo; — — — — — — II. von Hohen⸗ 
zollern, ehemaligen deutſchen che Anklage wegen 


ſchwerſter Verletzung de der i Mora und der Heiligkei der 
Verträge." en r 


Ein beſonderer Gerichtshof wird gebildet werden, um den Angeklagten 
unter Wa ichen Bürgſchaften ſeines Verteidigungsrechtes 
zu richten. Der Gerichtshof wird aus vier Richtern beſtehen, die von jeder 
der nachſtehenden vier (2) Mächte ernannt werden, nämlich den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan. 
Der Gerichtshof wird ſich bei feinem Urteil von den höchſten Grund⸗ 
ſätzen der internationalen Politik leiten laſſen; er wird beſorgt ſein, die 
Achtung der feierlichen Verpflichtungen und der internationalen Verträge 
ſowie der internationalen Moral zu ſichern. Ihm ſteht es zu, die an⸗ 
zuwendende Strafe nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte werden an die ni 


e en ein Erſuchen — — ihnen den ehemaligen alſer 
ſeiner 18zuli 


Artikel 228. 

Die deutſche Regierung erkennt die Befugnis der alliierten und 
afjoziierten Mächte an, vor ihre Militärgerichte ſolche Perſonen zu ſtellen, 
die wegen einer gegen die Geſetze und Gebräuche des Krieges verſtoßenden 
Handlung angeklagt ſind. Auf die für ſchuldig Befundenen finden die 
in den Geſetzen) vorgeſehenen Strafen Anwendung. Dieſe Beſtimmung 
gilt ohne Rückſicht auf irgendein Verfahren oder eine Verfolgung vor 
einem Gerichte Deutſchlands oder ſeiner Verbündeten. 

Die deutſche Regierung hat den alliierten und aſſoziierten Mächten 
oder derjenigen von ihnen, die ſie darum erſuchen wird, alle Perſonen 
auszuliefern, die angeklagt ſind, eine Handlung gegen die Geſetze und 
Gebräuche des Krieges begangen zu haben, und die ihr namentlich oder 
nach dem Rang, dem Amt oder der Beſchäftigung in deutſchen Dienſten 
bezeichnet werden. 


ſer zum Zwecke 8 


Artikel 229. 

Sind die Handlungen gegen die Angehörigen nur einer der alliierten 
oder aſſoziierten Mächte begangen, jo werden die Täter vor die Militär⸗ 
gerichte dieſer Macht geſtellt. 

Sind die Handlungen gegen Angehörige mehrerer der alliierten 
oder aſſoziierten Mächte begangen, ſo werden die Täter vor Militär⸗ 


*) In der urſprünglichen Faſſung ſtand bier: „ Militärgeſetzen “. 
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gerichte geſtellt, deren Mitglieder Militärgerichten der beteiligten Mächte 
angehören. 

In allen Fällen hat der Angeklagte das Recht, ſeinen Verteidiger 
ſelbſt zu beftimmen. 


Artikel 230. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, Urkunden und Auskünfte 
jeder Art zu liefern, deren Mitteilung zur vollſtändigen Kenntnis der 
den Gegenſtand der Anklage bildenden Handlungen, der Ermittlung 
der Schuldigen und der genauen Abwägung der Verantwortlichkeit 
für erforderlich erachtet wird. 


VIII. Teil. 


Wiedergutmachungen. 
Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 231. 

Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erklären und Deutſchland 
erkennt an, daß Deutſchland und ſeine Verbündeten als Urheber aller 
Verluſte und aller n verantwortlich find, welche die Alftterten und 

ngen un gehörigen infolge des ihnen durch 
den Angriff Deutſchlands und ſeiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges 
erlitten haben. 
Artikel 232. 

Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erkennen an, daß die 
Hilfsmittel Deutſchlands nicht ausreichen, um die vollſtändige Wieder⸗ 
gutmachung aller dieſer Verluſte und aller dieſer Schäden ſicherzuſtellen, 
indem ſie der ſtändigen Verminderung dieſer Hilfsmittel Rechnung 
tragen, die ſich aus den anderen Beſtimmungen dieſes Vertrages ergibt. 

Die alliierten und aſſoziierten Regierungen verlangen indeſſen und 
Deutſchland übernimmt die Verpflichtung, daß alle Schäden wieder gut⸗ 
gemacht werden, die der Zivilbevölkerung jeder der alliierten und 
aſſoziierten Regierungen und ihrem Eigentum während der Zeit, da 
dieſe Macht ſich im Kriegszuſtand mit Deutſchland befand, durch 
den erwähnten Angriff zu Lande, zur See und aus der Luft zugefügt ſind, 
und überhaupt alle Schäden, wie ſie in der Anlage J näher beſtimmt ſind. 

In Erfüllung der Verpflichtungen, die Deutſchland ſchon früher bezüglich 
der Belgien geſchuldeten völligen Wiederherſtellung und Rückerſtattung über⸗ 
nommen hat, verpflichtet ſich Deutſchland, außer dem anderweitig in dieſem 
Teil vorgeſehenen Schadenserſatz, wegen Verletzung des Vertrages von 
1839 die Rückzahlung aller Summen zu bewirken, welche Belgien von 
den alliierten und afjoziierten Regierungen bis zum 11. November 1918 
geliehen hat, einſchließlich 5 Zinſen. Die Höhe dieſer Summen wird 
von der Wiedergutmachungskommiſſion feſtgeſetzt. Die deutſche Regierung 
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verpflichtet ſich, unverzüglich zu einem entſprechenden Betrage beſondere 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber auszugeben, die in Goldmark 
am 1. Mai 1926 oder nach Wahl der deutſchen Regierung am 1. Mai 
irgendeines früheren Jahres zahlbar ſein ſollen. Vorbehaltlich der 
vorſtehenden Beſtimmungen wird die Form dieſer Schuldverſchreibungen 
von der Wiedergutmachungskommiſſion feſtgeſetzt. Dieſe Schuldver⸗ 
ſchreibungen werden der Wiedergutmachungskommiſſion übergeben, die 
ermächtigt iſt, ſie in Empfang zu nehmen und namens der belgiſchen 
Regierung darüber Quittung zu erteilen. 
Artikel 233. 

Die Höhe der erwähnten Schäden, deren Wiedergutmachung von 
Deutſchland geſchuldet wird, wird von einer interalliierten Kommiſſion 
feſtgeſtellt werden. Die Kommiſſion erhält die Bezeichnung elender 
machungskommi on. Ihre Einrichtung und ihre Machtbefugniſſe ergeben 
ich aus den nachſtehenden Beſtimmungen und aus den Anlagen II bis VI. 

Die Kommiſſion wird die Schadensanmeldungen prüfen und der 
deutſchen Regierung angemeſſene Gelegenheit geben, gehört zu werden. 

Die Beſchlüſſe dieſer Kommiſſion über die Höhe der obenbezeichneten 
Schäden ſollen ſpäteſtens am 1. Mai 1921 aufgeſetzt und der deutſchen 
Regierung als Geſamtbetrag ihrer Verpflichtungen mitgeteilt werden. 

Die Kommiſſion wird gleichzeitig einen Tilgungsplan aufftellen; fie 
wird dabei die Friſten und die Art und Weiſe für die Ablöſung der 
Geſamtſchuld durch Deutſchland innerhalb eines Zeitraumes von dreißig 
Jahren vorſehen, der mit dem 1. Mai 1921 beginnt. Falls jedoch Deutſch⸗ 
land im Laufe des erwähnten Zeitraumes mit der Begleichung ſeiner 
Schuld im Rückſtande bleiben ſollte, kann der Ausgleich der ganzen unge⸗ 
zahlt gebliebenen Reſtſchuld nach der Entſcheidung der Kommiſſion auf die 
folgenden Jahre übertragen oder in anderer Weiſe behandelt werden, 
unter Bedingungen, welche die alliierten und aſſoziierten Regierungen 
gemäß dem in dieſem Teile des Vertrages vorgeſehenen Verfahren be⸗ 
ſtimmen werden. 

Artikel 234. 


Die Wiedergutmachungskommiſſion wird vom 1. Mai 1921 ab 
von Zeit zu Zeit die Hilfsmittel und die Leiſtungsfähigkeit Deutſch⸗ 
lands prüfen. Sie wird den Vertretern Deutſchlands angemeſſene Ge⸗ 
legenheit geben, gehört zu werden, und iſt danach ermächtigt, die 
Friſten auszudehnen und die gemäß Artikel 233 vorzuſehenden 
Tilgungsarten zu ändern. Doch kann ſie ohne beſondere Ermächtigung 
der verſchiedenen in der Kommiſſion vertretenen Regierungen auf keinen 
Betrag verzichten. 

Artikel 235. 


Damit die alliierten und aſſoziierten Mächte ſchon jetzt den 
Wiederaufbau ihres induſtriellen und wirtſchaftlichen Lebens in 
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Angriff nehmen können, zahlt Deutſchland vor Feſtſtellung der 
endgültigen Höhe ihrer Erſatzanſprüche während der Jahre 1919 
und 1920 und in den erſten vier Monaten des Jahres 1921 
den Gegenwert von 20 Milliarden (zwanzig Milliarden) Mark 
Gold in Anrechnung auf die obigen Forderungen, und zwar in 
ſoviel Raten und in den Arten (in Gold, Waren, Schiffen, Wert⸗ 
papieren oder auf andere Weiſe), wie die Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion fie feſiſetzen wird. In Anrechnung auf dieſe Summe find 
zuerſt die Koſten des Beſatzungsheeres ſeit dem Waffenſtillſtand vom 
11. November 1918 zu zahlen; ferner können auch diejenigen Mengen 
von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen, welche nach dem Urteil der acht 
Regierungen der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte nötig ſind, um 
Deutſchland in den Stand zu ſetzen, der Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
zur Wiedergutmachung nachzukommen, mit Zuſtimmung dieſer Regierun⸗ 
gen in Anrechnung auf die vorbezeichnete Summe bezahlt werden. Der 
Betrag wird von den Summen in Abzug gebracht, die Deutſchland für 
Wieder gutmachungen ſchuldet. 

Deutſchland wird außerdem die in 8 120 der Anlage II vor⸗ 

geſchriebenen Schuldverſchreibungen übergeben. 
Artikel 236. 

Deutſchland willigt außer dem darein, daß feine wirtſchaftlichen Hilfs» 
mittel unmittelbar in den Dienſt der Wiedergutmachungen geſtellt werden, 
nach näherer Beſtimmung der Anlagen III, IV, V und VI, welche die 
Handelsflotte, die Wiederherſtellungen in Natur, Kohle und Kohlen⸗ 
produkte, Farbſtoffe und andere chemiſche Erzeugniſſe betreffen, voraus⸗ 
geſetzt, daß der Wert der übertragenen Güter und der nach Maß⸗ 
gabe der genannten Anlagen erfolgten Leiſtungen in der vorge⸗ 
schriebenen Weiſe feſtgeſtellt iſt, Deutſchland gutgeſchrieben und von den 
in den vorſtehenden Artikeln vorgeſehenen Verpflichtungen in Abzug 
gebracht wird. 

Artikel 227. 


Die von Deutſchland zur Befriedigung der vorbezeichneten Schadens⸗ 
anmeldungen bewirkten Teilleiſtungen einſchließlich derer, die in den vor⸗ 
ſtehenden Artikeln bezeichnet ſind werden von den alliierten und 
aſſoziierten Regierungen nach einem Schlüſſel verteilt, der von 
ihnen im voraus und auf der Grundlage der Billigkeit und der Rechte 
einer jeden beſtimmt iſt. Hinſichtlich dieſer Verteilung wird der Wert 
der Güter und der Dienſte, die gemäß Artikel 243 und gemäß den 
Anlagen III, IV, V und VI übertragen und geleiſtet find, in derſelben 
Weiſe berechnet wie die in dem gleichen Jahre bewirkten Zahlungen. 

Artikel 238. 

Außer den oben vorgeſehenen Tilgungsleiſtungen wird Deutſch⸗ 

land, nach dem durch die Wiedergutmachungskommiſſion geſchaffenen 
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Verfahren, die Zurückgabe des fortgenommenen, beſchlagnahmten oder 
ſequeſtrierten Geldes in bar bewirken, ebenſo die Zurückgabe der fortge⸗ 
nommenen, beſchlagnahmten oder ſequeſtrierten Tiere, Gegenſtände aller 
Art und Wertpapiere, ſofern es möglich iſt, fie im Gebiete Deutſchlands 
oder ſeiner Bundesgenoſſen feſtzuſtellen. 

Bis zur Schaffung dieſes Verfahrens wird die Rückerſtattung nach 
den Beſtimmungen des Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 
1918, den Erneuerungsverträgen und den inzwiſchen getroffenen Verein⸗ 
barungen fortgeſetzt. 

Artikel 239. 


Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, die im Artikel 238 vor⸗ 
geſehenen Rückerſtattungen unverzüglich vorzunehmen und die in den 
Artikeln 233, 234, 235 und 236 vorgeſehenen Tilgungsleiſtungen und 
Lieferungen zu bewirken. 

Artikel 240. 


Die deutſche Regierung erkennt die in Artikel 233 vorgeſehene 
Kommiſſion an, ſo wie ſie von den alliierten und aſſoziierten Regie⸗ 
rungen gemäß Anlage II eingerichtet werden kann. Sie geſteht ihr un⸗ 
widerruflich den Beſitz und die Ausübung der Rechte und Macht⸗ 
befugniſſe zu, welche ihr dieſer Vertrag überträgt. Die deutſche 
Regierung wird der Kommiſſion jede von ihr benötigte Auskunft geben 
über die finanzielle Lage und die Finanzmaßnahmen ſowie über das 
Vermögen, die Produktionsfähigkeit, die Vorräte und die laufende Er⸗ 
zeugung von Rohſtoffen und Fabrikalen Deutſchlands und ſeiner An⸗ 
gehörigen. Sie wird in gleicher Weiſe jede Auskunft über militäriſche 
Maßnahmen geben, deren Kenntnis die Kommiſſion für erforderlich 
hält, um die Verpflichtungen Deutſchlands gemäß Anlage I feſtzuſtellen. 
Sie wird den Mitgliedern der Kommiſſion und ihren ermächtigten 
Vertretern alle Rechte und Immunitäten einräumen, welche in Deutſchland 
die gehörig beglaubigten diplomatischen Vertreter befreundeter Mächte 
genießen. Deutſchland willigt ferner darein, die Beſoldung und Koſten 
der Kommiſſion und des Perſonals, das ſie beſchäftigen wird, zu beſtreiten. 

Artikel 241. a 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle Geſetze, Beſtimmungen und Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, zu verkünden und in Kraft zu laſſen, die etwa 
nötig find, um die vollſtändige Erfüllung der gegenwärtigen“) Vertrags⸗ 
abmachungen zu ſichern. 

Artikel 242. 


Die Beſtimmungen dieſes Teiles des vorliegenden Vertrages finden 
keine Anwendung auf das Eigentum, die Rechte und Intereſſen, die in 
den Abſchnitten III und IV des Teiles X (Wirtſchaftliche Be 
ſtimm ungen) dieſes Vertrages bezeichnet find, ebenſowenig auf den 

) Früherer Text: „vorſtehenden“. 
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Erlös ihrer Liquidation, fofern fie fich nicht auf den endgültigen Saldo 
zugunſten Deutſchlands im Artikel 243 a beziehen. 
Artikel 243. 
Auf ſeine Verpflichtungen zur Wiedergutmachung werden Deutſch⸗ 
land folgende Beträge gutgeſchrieben: 

a) Jedes endgültige Saldo zugunſten Deutſchlands, der in Abſchnitt V 
(Elſaß⸗Lothringen) des Teiles III (Politiſche Beſtimmungen 
für Europa) und in den Abſchnitten III und IV des Teiles X 
(Wirtſchaflliche Beſtimmungen) dieſes Vertrages bezeichnet iſt. 

b) Alle Beträge, die Deutſchland geſchuldet werden auf Grund der 
im Abſchnitt IV (Saarbecken) des Teiles III (Politiſche Be⸗ 
ſtimmungen für Europa), im Teile IX (Finanzielle Beſtim⸗ 
mungen) und im Teile XII (Häfen, Waſſerwege und Eiſenbahnen) 
vorgeſehenen Abtretungen. 

c) Alle Beträge, welche nach Anſicht der Kommunon Deutſchland 
gutzubringen ſind als Gegenwert für alle anderen, in dieſem 
Vertrage vorgeſehenen Übertragungen von Eigentum, Rechten, 
Konzeſſionen oder anderen Intereſſen. 

Jedoch dürfen in keinem Falle die auf Grund des Artikels 238 
dieſes Vertrages bewirkten Rückerſtattungen Deutſchland gutgebracht 


werden. 
Artikel 244. 
Die Abtretung der deutſchen Unterſeekabel, die nicht den Gegenſtand 
einer beſonderen Beſtimmung dieſes Vertrages bildet, wird durch 
Anlage VII geregelt. 


Anlage I. 

Gemäß Artikel 232 kann von Deulſchland Erſatz für die Geſamt⸗ 
ha der Schäden verlangt werden, die unter die nachſtehenden Kategorien 
fallen: 

1. Schäden an Leib oder Leben, die Zioilperſonen oder die Hinter⸗ 
bliebenen erlitten haben, die von dieſen Zivilperſonen verſorgt 
wurden, gleichviel an welchem Orte, ſofern die Schäden durch 
irgendwelche Kriegshandlungen einſchließlich der Beſchießungen 
oder anderer Angriffe zu Lande, zur See oder aus der Luft 
oder durch irgendeine ihrer unmittelbaren Wirkungen oder durch 
irgendwelche Kriegsmaßnahmen der beiden kriegführenden 
Gruppen verurſacht worden ſind. 

2. Schäden, die von Deutſchland oder ſeinen Verbündeten, gleich⸗ 
gültig, an welchem Orte, Zivilperſonen dadurch zugefügt worden 
ſind, daß ſie Opfer von Akten der Grauſamkeit, Gewalttätigkeit 
oder ſchlechter Behandlung wurden leinſchließlich der Angriffe 
auf Leben und Geſundheit infolge von Gefangenſetzung, De⸗ 
portation, Internierung oder Evakuierung, Ausſetzung auf hoher 
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See oder Zwangsarbeit) oder die den Hinterbliebenen zugefügt 
worden ſind, die von dieſen Opfern verſorgt wurden. 

. Schäden, die von Deutſchland oder ſeinen Verbündeten in 
ihrem Gebiet oder im beſetzten oder Kriegsgebiet Zivilperſonen 
dadurch zugefügt worden ſind, daß ſie Opfer irgendeiner gegen 
ihre Geſundheit, ihre Arbeitsfähigkeit oder ihre Ehre gerichteten 
Handlung wurden, oder die den Hinterbliebenen zugefügt worden 
ſind, die von dieſen Opfern verſorgt wurden. 

Schäden, die durch irgendeine Art von ſchlechter Behandlung 
den Kriegsgefangenen zugefügt worden ſind. 

. Als Schäden, die den Völkern der alliierten und aſſoziierten 
Mächte zugefügt worden find, gelten auch alle Penſionen und 
gleichartigen Entſchädigungsleiſtungen an militäriſche Opfer 
des Krieges (Heer, Flotte oder Luftſtreitkräfte), die verſtümmelt, 
verwundet, krank oder invalide geworden ſind, und an die Per⸗ 
ſonen, denen dieſe Opfer Unterhalt gewährten. Die Höhe der 
Summen, die den alliierten und aſſoztierten Regierungen ge 
ſchuldet werden, wird für jede dieſer Regierungen zu dem 
Kapitalwerte berechnet, den die bezeichneten Penſionen oder 
Entſchädigungsleiſtungen am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages bei Zugrundelegung der in Frankreich zu dieſem 
Zeitpunkt geltenden Tarife hatten. 

. Die Koſten der Unterſtützung, die den Kriegsgefangenen, ihren 
Familien oder den Perſonen, denen ſie Unterhalt gewährten, 
durch die Regierungen der alliierten und aſſoziierten Mächte 
geleiſtet worden iſt. 

. Unterſtützungen, die von den Regierungen der alliierten und 
aſſoziierten Mächte den Familien von mobilen oder ſonſtigen 
Heeresangehörigen oder anderen von mobilen oder ſonſtigen 
Heeresangehörigen verſorgten Perſonen gegeben worden find. 
Die Höhe der Summen, die den genannten Regierungen für 
jedes Kriegsjahr geſchuldet werden, wird für jede dieſer 
Regierungen auf der Grundlage des Durchſchnittstarifs 
berechnet, der in Frankreich während des bezeichneten Jahres 
für Zahlungen dieſer Art in Geltung war. 

. Schäden, die Zivilperſonen infolge der ihnen von Deutſch⸗ 
land oder ſeinen Verbündeten auferlegten Verpflichtung erwachſen 
find, ohne angemeſſene Vergütung zu arbeiten. 

. Schäden an allem Eigentum, gleichviel wo es belegen iſt, das 
einer der alliierten und aſſoziierten Mächte oder ihren Ange⸗ 
hörigen gehört (mit Ausnahme der Anlagen oder Materialien 
von Heer und Marine) und das durch die Handlungen Deutſch⸗ 
lands oder ſeiner Verbündeten zu Lande, auf der See oder in der 
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Luft fortgenommen, beſchlagnahmt, beſchädigt oder zerſtört worden 
iſt, oder Schäden, die als unmittelbare Folgen der Feind⸗ 
ſeligkeiten oder irgendwelcher Kriegshandlungen verurſacht 
worden ſind. 

10. Schäden, die in Form von Gelderhebungen, Strafen oder ähnlichen 
Anforderungen (Beitreibungen) von Deutlſchland oder feinen 
Verbündeten zum Nachteile der Zivilbevölkerung verurſacht 
worden ſind. 


Aulage IL 


5 ** 

Die im Artikel 232 vorgeſehene Kommiſſion erhält die Bezeichnung 
„Wiedergutmachungskommiſſion“; ſie wird in den folgenden Paragraphen 
als „Die Kommiſſion“ bezeichnet. 

8 2. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Japan, Belgien und Serbien ernennen die Delegierten dieſer 
Kommiſſion. Jede dieſer Mächte ernennt einen Delegierten. Sie ernennt 
außerdem einen Stellvertreter, der den Delegierten vertritt, falls dieſer 
erkrankt oder aus zwingenden Gründen fernbleibt, der aber in allen 
übrigen Fällen nur die Befugnis hat, den Beratungen beizuwohnen, 
ohne an ihnen teilzunehmen. In keinem Falle dürfen die Delegierten 
von mehr als fünf der oben bezeichneten Mächte an den Beratungen 


der Kommiſſion teilnehmen und ihre Stimme abgeben. Die Delegierten 
der Vereinigten Staaten von Amerika, Serra, Brifehb u 
Sans Hoden Ve Me nei: Der Deere sn gen iſt hierzu 
n allen anderen als den unten erwähnten Fällen befugt. Der Dele⸗ 


gierte von Japan iſt hierzu in den Fällen berechtigt, in denen es ſich 
um die Prüfung von Fragen auf dem Gebiete der Seeſchäden oder 
von Fragen gemäß Artikel 260 des Teils IX (Finanzielle Beſtimmungen) 
handelt, welche die Intereſſen Japans berühren. Der Delegierte von 
Serbien iſt zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt, wenn Fragen zur 
Erörterung ſtehen, die Oſterreich, Ungarn oder Bulgarien betreffen. 

f 8 8. 

Jede andere alliierte oder aſſoziierte Macht, deren Intereſſe in 
Frage kommen kann, hat das Recht, einen Delegierten zu ernennen, 
der zugegen ſein und als Beiſitzer tätig ſein kann, ſobald die Forderungen 
und Intereſſen der betreffenden Macht geprüft oder erörtert werden; 
dieſer Delegierte hat kein Stimmrecht. 

8 4. 

Im Falle des Todes, der Amtsniederlegung oder Abberufung eines 
Delegierten, eines Stellvertreters oder eines Beiſitzers muß ihm ſobald 
wie möglich ein Nachfolger beſtellt werden. 
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85. 
Die Kommiſſion hat ihre ſtändige Hauptgeſchäftsſtelle in Paris und 
hält dort ihre erſte Sitzung möglichſt bald nach dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrages ab. Später wird ſie an den Orten und zu den Zeiten zu⸗ 
ſammentreten, die ſie für zweckmäßig hält und die ſich zur ſchnellſten 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten als erforderlich erweiſen. 
8 6. 

Schon in der erſten Sitzung wählt die Kommiſſion aus den oben⸗ 
erwähnten Delegierten einen Präſidenten und einen Vizepräſidenten, 
die ein Jahr lang im Amte bleiben und wiedergewählt werden können. 
Wird die Stelle des Präſidenten oder des Vizepräſidenten im Laufe 
eines Amtsjahres frei, jo ſchreitet die Kommiſſion unverzüglich zu einer 
Neuwahl für den Reſt des ä 

8 7 


Die Kommiſſion iſt ermächtigt, alle Beamten, Agenten und An⸗ 
geſtellten zu ernennen, die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich 
fein können. Sie kann deren Gehalt feſtſetzen, Ausſchüſſe einſe tzen, deren 
Mitglieder nicht notwendig der Kommiſſion angehören müſſen, und alle 
Maßnahmen treffen, die zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlich ſind, 
auch ihre Machtbefugniſſe und Vollmachten auf ihre Beamten, Agenten 
und Ausſchüſſe übertragen. 


Alle Beratungen der Kommiſſion ſind geheim, ſofern nicht die 
Kommiſſion aus beſonderen Gründen in einzelnen Fällen etwas anderes 


anordnet. 
89. 


Die Kommiſſion muß auf Verlangen der deutſchen Regierung in be- 
ſtimmten Zeitabſchnitten, die ſie von Zeit zu Zeit feſtſetzt, von allen Be⸗ 
weismitteln und Zeugenausſagen Kenntnis nehmen, die Deutſchland in 
ſämtlichen, ſeine Leiſtungsfähigkeit berührenden Fragen vorbringt. 

8 10. 
Die Kommiſſion prüft alle 1 und gibt — Deut 


Regierun gemein Gel 9 
in —.— an den Entſch 
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enbeit er wenn nach 9555 Erachten — 1 


berührt ſind. 
eſſen berührt ſin 9 U. 


Die — — 1 durch kein 1. eiebaebu ing, durch kein beſonderes 
* ren gehimben Je ben ich Teen (af der © 

Billigkeit und von Treu und Glaub Ibre E an müffen 
ih nach allgemein gültigen Grundſäßen und Regeln in allen Fällen 
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richten, in denen dieſe Grundſätze und Regeln anwendbar find. Sie 
ſtellt die Grundſätze auf, nach denen die Erſatzanſprüche geprüft werden. 
Sie kann jede rechtsgültige Art der Abſchätzung anwenden. 


§ 12. 

Die Kommiſſion hat alle Vollmachten und übt alle Befugniſſe aus, 
die ihr in dieſem Vertrage zugeſprochen werden. 
Die Kommiſſion hat überhaupt die weiteſtg 

a hin 


machung, w U eile des Vertrages umſchrieben ö 


die ele deſſen Betimmunge ge. Unter Vorbehalt der 
0 nlagen iſt die Kommiſſion 


von den geſamten, in den 88 2 und 3 erwähnten alliierten und 
aſſoziierten Regierungen als deren ausſchließliche Vertreterin, und 
zwar von jeder Regierung für ſich, eingeſetzt, um die Leiſtungen auf die 
Wiedergutmachung, die von Deutſchland nach den Vorſchriften dieſes 
Teils des Vertrages zu bewirken ſind, in Empfang zu nehmen, zu 
verkaufen, aufzubewahren und zu verteilen. Sie hat die folgenden 
Bedingungen und Beſtimmungen einzuhalten: 

a) Jeder Teil des Geſamtbetrages der feſtgeſtellten Forderungen, der 
nicht in Gold, Schiffen, Wertpapieren, Waren oder in anderer 
Weiſe beglichen wird, muß von Deutſchland unter den durch 
die Kommiſſion feſtgeſetzten Bedingungen durch die Übergabe 
eines entſprechenden Betrages an Schuldverſchreibungen oder 
Obligationen jeder Art geſichert werden, um ein Anerkenntnis 
des geſchuldeten Betrages zu ſchaffen. 

b) Die Kommiſſion wird in gewiſſen Zeitabſchnitten Deutſchlands 
Leiſtungsfähigkeit abſchätzen und das deutſche Steuerſyſtem 
prüfen, damit erſtens alle Einkünfte einſchließlich 
der für en Anleihen 
beſtimmten Einkünfte vorzugsweiſe 1 ne der Summen 
verwendet werden, die e e dergutmachung 
ſchuldet, und zweitens um die Gewißheit zu ERBE daß das 
deutſche Steuerſyſtem verhältnismäßig genau ſo drückend iſt 
wie 55 irgendeiner anderen in der Kommiſſton vertrelenen 


1 gear 
c) Um die fofortige Wiederherſtellung des wirtſchaftlichen Lebens 


in den alliierten und aſſoziierten Ländern zu erleichtern und 
durchzuführen, wird die Kommiſſion, wie es in Artikel 232 
vorgeſehen iſt, von Deutſchland als Bürgſchaft und Anerkenntnis 
ſeiner Schuld eine erſte Leiſtung erhalten, beſtehend in Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, zahlbar in Gold, die von 
jeder Steuer oder Abgabe jeglicher Art frei ſind, die von den 
Regierungen des Reichs oder der deutſchen Staaten oder von 
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irgendeiner von ihnen abhängigen Behörde eingeführt find 

oder eingeführt werden können. Dieſe Schuldverſchreibungen 

werden als Abſchlagszahlung übergeben, und zwar in drei 

Raten, wie weiter unten beſtimmt iſt. (Die Mark Gold iſt gemäß 

Artikel 262 des Teils IX [Finanzielle Beſtimmungen] des vor⸗ 

liegenden Vertrages zu zahlen.) 

1. Es ſind ſofort 20 Milliarden (zwanzig Milliarden) Mark 
Gold in Schuldverſchreibungen auf den Inhaber auszugeben, 
die bis ſpäteſtens zum 1. Mai 1921 ohne Zinſen zu zahlen 
find. Zur Tilgung dieſer Schuldverſchreibungen find nament⸗ 
lich die Teilleiſtungen, zu denen Deutſchland ſich gemäß 
Artikel 5 dieſes Titels verpflichtet hat, nach Abzug der 
Summen zu verwenden, die zur Unterhaltung der Beſatzungs⸗ 
truppen und zur Bezahlung der Koſten für die Lebensmittel⸗ 
und Rohſtoffzufuhr beſtimmt ſind. Diejenigen Schuld⸗ 
verſchreibungen, die bis zum 1. Mai 1921 nicht getilgt ſind, 
werden gegen neue von der Art der weiter unten vor⸗ 
geſehenen umgetauſcht (12 c, 2). 

2. Es werden ſofort 40 Milliarden (vierzig Milliarden) Mark 
Gold in Schuldverſchreibungen auf den Inhaber aus⸗ 
gegeben, die zwiſchen 1921 und 1926 2½ Prozent (2½ v. H.) 
Zinſen tragen und ſodann von 1926 an 5 Prozent (5 v. H.) 
mit 1 Prozent (1 v. H.) Zuſchlag zur Tilgung der Geſamt⸗ 
ſumme der Anleihe. 

3. Es wird unverzüglich eine ſchriflliche Verpflichtung zur Aus» 
gabe von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber über 
40 Milliarden (vierzig Milliarden) Gold mit 5 Prozent 
(5 v. H.) Zinſen zur Deckung übergeben; Zeit und Art der 
Zahlung von Kapital und Zinſen ſind von der Kommiſſion 
zu beſtimmen. Die Ausgabe ſoll als neue Teilzahlung und 
nur dann erfolgen, wenn die Kommiſſion überzeugt iſt, daß 
Deutſchland den Zinſen⸗ und Tilgungsdienſt der genannten 
Schuldverſchreibungen ſicherſtellen kann. 

Die Fälligkeitsdaten der Zinſen, die Verwendung des 
Tilgungsfonds und alle anderen, die Ausgabe, Verwaltung 
und Regelung der Schuldverſchreibungen betreffenden Fragen 
werden von Zeit zu Zeit von der Kommiſſion geregelt. Neue 
Ausgaben als Anerkenntnis und Sicherheit können von der 
Kommiſſion verlangt werden unter Bedingungen, die dieſe 
ſpäter von Zeit zu Zeit feſtſetzen wird. 

d) Werden Schuldverſchreibungen, Obligationen oder andere 

Schuldanerkenntniſſe, die Deutſchland als Sicherheit oder in 

Anerkennung ſeiner Pflicht zur Wiedergutmachung ausgegeben 
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hat, endgültig und nicht nur als Sicherheit anderen Perſonen 
als den einzelnen Regierungen überlaſſen, zu deren Gunſten 
die von Deutſchland zu zahlende Entſchädigungsſumme ur⸗ 
ſprünglich feſtgeſetzt wurde, ſo wird dieſe Schuld ihnen gegen⸗ 
über in Höhe des Nennwerts der endgültig abgegebenen Schuld⸗ 
ſcheine als erloſchen angeſehen, und die Verpflichtung Deutſch⸗ 
lands hinſichtlich der genannten Schuldſcheine bleibt auf die 
Verbindlichkeit beſchränkt, die auf den Schuldſcheinen bezeichnet iſt. 
e) Die notwendigen Koſten für die Wiedergutmachung und den 
Wiederaufbau des Eigentums in den vom Kriege betroffenen 
und verwüſteten Gebieten einſchließlich der Wiederanſchaffung 
der Möbel, Maſchinen und des geſamten Materials werden 
nach dem zur Zeit der Ausführung der Arbeit gültigen Tarif 
berechnet. 
f) Die Entſcheidungen der Kommiſſion über einen vollſtändigen 
oder teilweiſen Erlaß einer anerkannten Schuld Deutſch⸗ 
lands an Kapital oder Zinſen müſſen begründet werden. 


§ 13. 


Bei der Abſtimmung ſoll die Kommiſſion folgende Regeln be⸗ 
obachten. Wenn die Kommiſſion einen Beſchluß faßt, wird die Ab⸗ 
ſtimmung aller ſtimmberechtigten Mitglieder oder in Abweſenheit ein⸗ 
zelner die ihrer Stellvertreter aufgezeichnet. Die Stimmenthaltung wird 
als eine Stimme gegen den zur Erörterung geſtellten Antrag gezählt. 
Die Beiſitzer haben kein Stimmrecht. 

Bei folgenden Fragen iſt Einſtimmigkeit erforderlich: 

a) Bei Fragen, die die Staatshoheit der alliierten und aſſo⸗ 
ätierten Mächte berühren, oder die den vollſtändigen oder teils 
weiſen Erlaß der Schuld oder der Verpflichtungen Deutſchlands 
betreffen. 

b) Bei Fragen hinſichtlich des Betrages und der Bedingungen der 
Schuldverſchreibungen oder anderer Wertpapiere, die die deutſche 
Regierung auszugeben hat, ſowie hinſichtlich der Zeit und der 
Art, nach der ſie verkauft, gehandelt oder verteilt werden. 

c) Bei jeder vollſtändigen oder teilweiſen Stundung über das 
Ende des Jahres 1930 hinaus für Zahlungen, die zwiſchen 
dem 1. Mai 1921 und Ende 1926 einſchließlich fällig ſind. 

d) Bei jeder vollſtändigen oder teilweiſen Stundung über eine 
Dauer von drei Jahren hinaus für die nach 1926 fälligen 
Zahlungen. 

e) Bei Fragen hinſichtlich der in einem beſonderen Falle anzu⸗ 
wendenden Art der Schadenabſchätzung, die von der in einem 
früheren entſprechenden Falle angewandten abweicht. 
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) Bei Fragen der Auslegung der Beſtimmungen dieſes Teils des 
Vertrages. 

Alle anderen Fragen werden durch Stimmenmehrheit entſchieden. 

Entſteht eine Meinungsverſchiedenheit unter den Delegierten über 
die Frage, ob ein vorliege ider Fall durch Einſtimmigkeit zu entſcheiden 
iſt oder nicht, und kann dieſe Meinungsverſchiedenheit nicht durch An⸗ 
rufung der verſchiedenen Regierungen geſchlichtet werden, ſo verpflichten 
ſich die alliierten und afjoziierten Regierungen, dieſe Meinungsverſchieden⸗ 
heit unverzüglich dem Schiedsſpruch eines Unparteiiſchen zu unterbreiten, 
über deſſen Ernennung ſie ſich einigen und deſſen Urteil ſie ſich unterwerfen. 

8 14. 

Die Beſchlüſſe, die die Kommiſſion gemäß den ihr erteilten Voll⸗ 
machten faßt, werden ſofort vollſtreckbar und können ohne jede weitere 
Formalität ſofort durchgeführt werden. 

815. 

Die Kommiſſion ſtellt jeder beteiligten Macht in einer von ihr feſt⸗ 
zuſetzenden Form folgen de Schriftſtücke zu: 

1. Eine Beſcheinigung, daß ſie für Rechnung der betreffenden Macht 
die obenerwähnten Schuldſcheine im Beſitz hat. Dieſer Ausweis kann 
auf Antrag der betreffenden Macht geſtückelt werden, doch darf die Zahl 
der Stücke nicht höher ſein als fünf. 

Von Zeit zu Zeit Beſcheinigungen, daß ſie für Rechnung der 
betreffenden Macht andere Güter in Beſitz hat, die Deutſchland als An⸗ 
zahlung auf ſeine Entſchädigungsverpflichtung überwieſen hat. 

Die erwähnten Beſcheinigungen lauten auf den Namen und können 
nach Benachrichtigung der Kommiſſion durch Indoſſierung weitergegeben 
werden. 

Wenn Schuldſcheine ausgegeben werden, um verkauft oder gehandelt 
zu werden, oder wenn von der Kommiſſion Waren geliefert ſind, 
werden die Beſcheinigungen in entſprechender Höhe zurückgezogen. 

§ 16. 

Vom 1. Mai 1921 an hat die deutſche Regierung für die Zinſen 
ihrer Schuld aufzukommen, ſo wie dieſe von der Kommiſſion feſtgeſetzt 
worden iſt, unter Abzug aller Zahlungen, ſeien es Leiſtungen in bar 
oder in gleichen Werten oder in Schuldſcheinen zugunſten der Kommiſſion 
und aller anderen Tilgungsarten, die in Artikel 243 vorgeſehen ſind. 

Der Zinsfuß wird auf 5 Prozent feſtgeſetzt, es ſei denn, daß nach 
dem Ermeſſen der Kommiſſion die Verhältniſſe ſpäter eine Anderung 
dieſes Zinsſatzes rechtfertigen. 

Wenn die Kommiſſion am 1. Mai 1921 den Geſamtbetrag der 
Schuld Deutſchlands feſtſetzt, kann ſie die Zinſen der Summen in 
Rechnung ftellen, die als Entſchädigung für materielle Schäden vom“ 
11. November 1918 bis 1. Mai 1921 in Betracht kommen. 
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8 17. 

Sollte Deutſchland mit der Erfüllung irgendeiner Verpflichtung 
im Rückſtand bleiben, die ihm der vorliegende Teil des Vertrages auf⸗ 
erlegt, ſo teilt die Kommiſſion dieſe Verſäumnis ſofort jeder beteiligten 
Macht mit und ſchlägt gleichzeitig die dagegen zu ergreifenden Maß⸗ 
nahmen vor. 

5 8 18. 

Deutſchland verpflichtet ſich, die Maßnahmen, zu deren Ergreifung 
die alliierten und afjoztierten Mächte gegen eine abſichtliche Nichterfüllung 
Deutſchlands berechtigt ſind, nicht als feindliche Handlung aufzufaſſen. 
Dieſe Maßnahmen können beſtehen im Einführverboken und wirtichaftlichen 
und finanziellen Zwangsmaßregeln und überhaupt in allen M e 
. Darcch die Umſtände gebolen erſcheinen können. 

1. 

Die Zahlungen in Gold oder gleichen Werten, die als Anzahlung 
auf die feſtgeſtellten Erſatzanſprüche der alliierten und aſſoziierten Mächte 
zu leiſten ſind, können jederzeit von der Kommiſſion in Form von 
beweglichen und unbeweglichen Gütern, Waren, Unternehmungen, Rechten 
und Konzeſſionen in deutſchem und außerdeutſchem Gebiet, Schiffen 
Obligationen, Aktien oder Wertpapieren aller Art oder deutſchen oder aus⸗ 
ländiſchen Geldſorten angenommen werden: ihr entſprechender Goldwer⸗ 
wird von der Kommiſſion ſelbſt nach Recht und Billigkeit feſtgeſetzt. 

8 20. 

Bei der Feſtſetzung oder den Empfang von Zahlungen, die durch 
die UÜberlaſſung von Gütern oder Rechten geleiſtet werden, hat die 
Kommiſſion alle Rechte und berechtigten Intereſſen der alliierten und 
aſſoziierten oder neutralen Mächte und ihrer Staatsangehörigen zu wahren. 

8 21. 

Jedes Mitglied der Kommiſſion iſt ausſchließlich der Regierung, die 
es ernannt hat, für die Handlungen und Unterlaſſungen, die es im Amte 
begeht, verantwortlich. Keine der alliierten und aſſoziierten Regierungen 
übernimmt die Verantwortung für eine andere Regierung. 

8 22. 

Dieſe Anlage kann, unter Vorbehalt der Bedingungen des vorliegenden 
Vertrags, durch einſtimmigen Beſchluß der in der Kommiſſion vers 
tretenen Regierungen abgeändert werden. 

88. 

Die Kommiſſion wird aufgelöſt, wenn Deutſchland und ſeine Ver⸗ 
bündeten alle Summen gezahlt haben, die ſie zur Ausführung des vor⸗ 
liegenden Vertrags oder gemäß den Entſcheidungen der Kommiſſion 
ſchulden, und wenn alle dieſe Summen oder ihre Gegenwerte unter den 
beteiligten Mächten verteilt ſind. 
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Anlage III. 


8 1. 

Deutſchland erkennt das Recht der alliierten und aſſoziierten 
Mächte auf Erſatz aller Handelsſchiffe und Fiſchereifahrzeuge an, die in⸗ 
folge von Kriegsereigniſſen verloren gegangen oder beſchädigt ſind, und 
zwar Tonne für Tonne (Brutto⸗Tonne) und Art für Art. Indeſſen ſoll, 
wenngleich der Tonnengehalt der zurzeit vorhandenen deutſchen 
Schiffe und Fahrzeuge erheblich geringer iſt, als der von den 
alliierten und aſſoziierten Mächten infolge des deutſchen Angriffs 
verlorene Schiffsraum, das vorſtehend anerkannte Recht auf die 
deutſchen Schiffe und Fahrzeuge unter folgenden Bedingungen ausgeübt 
werden: 

Die deulſche Regierung tritt den alliierten und aſſozlierten Regie⸗ 
rungen im eigenen Namen und ſo, daß alle anderen Beteiligten dadurch ge⸗ 
bunden werden, das Eigentum an allen, ſeinen Angehörigen gehörenden 
Handelsſchiffen von 1600 Brutto⸗Tonnen und darüber ab, desgleichen die 
Hälfte des Tonnengehalts der Schiffe, deren Brutto⸗Tonnage zwiſchen 
1000 und 1600 Tonnen beträgt, und je ein Viertel des Tonnengehalts 
der Fiſchdampfer und der anderen Fiſchereifahrzeuge. 

8 2. 

Die deutſche Regierung hat innerhalb von zwei Monaten nach 
Inkrafttreten dieſes Vertrags der Wiedergutmachungskommiſſion alle im 
8 1 bezeichneten Schiffe und ſonſtigen Seefahrzeuge zu übergeben. 

8 3. 

Die im 8 1 bezeichneten Schiffe und Seefahrzeuge umfaſſen alle 
Schiffe und Seefahrzeuge: 

a) welche die deutſche Handelsflagge führen oder zu führen be⸗ 
rechtigt ſind; 

b) welche einem Deutſchen oder einer deutſchen Geſellſchaft oder 
Kompagnie oder einer Geſellſchaft oder Kompagnie eines nicht 
alliierten und nicht aſſoziierten Landes gehören und unter Auf⸗ 
ſicht oder Leitung eines Deutſchen ſtehen; 

c) welche zurzeit im Bau ſind: 

1. in Deutſchland, 
2. in nicht alliierten und aſſoziierten Ländern für Rechnung eines 
Deutſchen oder einer deutſchen Geſellſchaft oder Kompagnie. 
8 4. 

Zur Lieferung der Eigentumeurkunden für jedes, wie vorſtehend 
beſtimmt, übergebene Schiff wird die deutſche Regierung: 

a) für jedes Schiff der Wiedergutmachungskommiſſion auf ihr 
Verlangen eine Verkaufsurkunde oder irgend eine andere Eigen⸗ 
tumsurkunde übergeben, welche die Übertragung des vollen 
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Eigentums an dem Schiffe ohne alle Vorrechte, Hypotheken und 
Laſten jeder Art auf die genannte Kommiſſion ausweiſt; 

b) alle von der Wiedergutmachungskommiſſion etwa angegebenen 
Maßregeln ergreifen, um die Übergabe dieſer Schiffe an die 
genannte Kommiſſion zu gewährleiſten. 

8 5. 

Als ergänzende Maßnahme zur teilweiſen Wiedergutmachung ver⸗ 
pflichtet ſich Deutſchland, auf deutſchen Werften für Rechnung der 
alliierten und aſſoziierten Regierungen Handelsſchiffe in folgender Weiſe 
bauen zu laſſen: 

a) Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertrages wird 
die Wiedergutmachungskommiſſion der deutſchen Regierung 
die Höhe des Schiffsraums angeben, der in jedem der beiden 
auf die vorerwähnten drei Monate folgenden Jahre auf⸗ 
zulegen iſt. 

b) Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieſes Vertrages wird 
die Wiedergutmachungskommiſſion der deutlichen Regierung die 
Höhe des Schiffsraums mitteilen, der in jedem der drei auf 
die vorſtehend erwähnten zwei Jahre folgenden Jahre aufzu⸗ 
legen iſt. 

c) Der in jedem Jahr aufzulegende Schiffsraum ſoll 200 C00 Brutto 
Tonnen nicht überſteigen. 

d) Die genauere Bezeichnung der zu bauenden Schiffe, die Be⸗ 
dingungen, unter denen ſie gebaut und geliefert werden ſollen 
der Preis pro Tonne, mit dem ſie von der Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion in Rechnung zu ſtellen ſind, und alle anderen 
Fragen, welche die Beſtellung, den Bau und die Lieferung der 
Schiffe ſowie ihre Anrechnung betreffen, werden von der 
genannten Kommiſſion geregelt. 

8 6. 

Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb zweier Monate nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Vertrages in einem von der Wiedergutmachungskommiſſion 
feſtzuſetzenden Verfahren alle Schiffe und ſonſtigen Fahrzeuge der Fluß⸗ 
ſchiffahrt, die auf Grund irgendeines Rechtstitels ſeit dem 1. Auguſt 1914 
in ſeinen Beſitz oder in den ſeiner Angehörigen übergegangen ſind und 
feſtgeſtellt werden können, in Natur und in gebrauchsfähigem Zuſtand 
zurückzuerſtatten. 

Zum Erſatz für die Verluſte an Flußſchiffahrtstonnage, welche die 
alliierten und aſſoziierten Mächte während des Krieges, einerlei aus 
welchem Grunde, erlitten haben und welche nicht durch die vorſtehend 
beſtimmten Erſtattungen wiedergutgemacht werden können, verpflichtet 
ſich Deulſchland, der Wiedergutmachungskommiſſion einen Teil feiner 
Flußſchiffahrtsflotte bis zur Höhe dieſer Verluſte abzutreten. Die Abs 


117 


tretung darf 20% des am 11. November 1918 vorhandenen Geſamt⸗ 
beſtandes dieſer Flotte nicht überſchreiten. 

Die Einzelheiten dieſer Abtretung werden von den im Artikel 339 
des Teils XII (Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen) dieſes Vertrages 
bezeichneten Schiedsrichtern geregelt. Die Schiedsrichter haben die Auf⸗ 
gabe, die Schwierigkeiten zu beſeitigen, die ſich bei der Verteilung der 
Flußſchiffahrstonnage und aus der neuen, für beſtimmte Flußnetze ein⸗ 
geführten internationalen Ordnung oder aus den dieſe Flußnetze be⸗ 
rührenden Gebiets deränderungen ergeben ſollten. 

; 8 7. 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle Maßnahmen zu ergreifen, welche 
die Wiedergihmachungskommiſſion ihm angibt, um das volle Eigentums⸗ 
recht an allen Schiffen zu erlangen, die etwa ohne Zuſtimmung der 
alliierten und aſſoziierten Regierungen während des Krieges unter neutrale 
Flagge geſtellt oder im Begriffe find, unter neutrale Flagge geftellt 
zu werden. 

8 8. 

Deutſchland verzichtet auf jeden Anſpruch irgendwelcher Art gegen⸗ 
über den alliierten und aſſoziierten Regierungen und deren Angehörigen 
wegen Zurückhaltung, Gebrauch, Beſchädigung oder Verluſt aller deutſchen 
Schiffe und Seefahrzeuge, mit Ausnahme der Zahlungen, die für den 
Gebrauch dieſer Schiffe gemäß dem Waffenſtillſtandsprotokoll vom 
13. Januar 1919 und den Zuſatzprotokollen geſchuldet werden. 

Die Herausgabe der deutſchen Handelsflotte ſoll entſprechend den 
genannten Protokollen ohne Unterbrechung fortgeſetzt werden. 

9 


Deutſchland verzichtet auf alle Anſprüche auf Schiffe oder Ladungen 
die durch einen Akt der feindlichen Seekriegführung oder infolge eines 
ſolchen Aktes verſenkt und ſpäter gerettet ſind, und an welchen eine der 
alliierten oder aſſoziierten Regierungen oder ihre Staatsangehörigen als 
Eigentümer, Verfrachter, Verſicherer oder auf Grund eines anderen 
Rechtstitels intereſſiert ſind, ohne Rückſicht auf jede Kondemnierung, 
die von einem Priſengericht Deutſchlands oder ſeiner Verbündeten aus⸗ 
geſprochen ſein ſollte. 

Anlage IV. 
8 1 


Die alliierten und aſſozlierten Regierungen verlangen und . 
land erklärt ſich bereit, daß ſeine wirtſchaftlichen Hi 
a ſeiner in em umſchriebenen en 


und in der nachſtehend beſtimmten Weile unmittelbar zum Wleder⸗ 
aufbau der vom Krieg betroffenen Gebiete der alliierten und aſſoziierten 
Mächte in dem von dieſen Mächten beſtimmten Umfange verwendet 

EEC ˙² j ᷣ vuůu.̃Ü uv . . 


werden. 
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82. 
Die Regierungen der alliierten und afjoztierten Mächte werden der 
Wiedergutmachungskommiſſion Liſten übergeben über: 

a) Die Tiere, Maſchinen, Fabrikeinrichtungen, Werkzeuge und alle 
ähnlichen Gegenſtände gewerblicher Art, welche von Deutſchland 
beſchlagnahmt, gebraucht oder vernichtet ſind oder welche in 
unmittelbarer Folge von Kriegshandlungen vernichtet ſind 
und welche nach dem Wunſch dieſer Regierungen zur Befriedigung 
unmittelbarer und dringender Bedürfniſſe durch Tiere oder 
Gegenſtände gleicher Art erſetzt werden ſollen, die ſich bei 
Inkrafttreten dieſes Vertrags auf deutſchem Gebiet befinden. 

b) Die Materialien für den Wiederaufbau (Steine, Ziegelſteine, 
Bruchſteine, Dachziegel, Bauholz, Scheibenglas, Stahl, Kalk, 
Zement uſw.), Maſchinen, Heizapparate, Mobiliar und alle 
Gegenſtände gewerblicher Art, die nach dem Wunſch der ge⸗ 
nannten Regierungen in Deutſchland erzeugt und bearbeitet 
und ihnen zum Wiederaufbau der vom Krieg betroffenen 
Gebiete geliefert werden ſollen. 


Die Liſten über die im §S 2a erwähnten Gegenſtände werden binnen 
ſechzig Tagen nach Inkrafttreten dieſes Vertrages übergeben. 

Die Liſten über die im $ 2b erwähnten Gegenſtände werden 
ſpäteſtens am 31. Dezember 1919 übergeben. 

Die Liſten werden alle in Handelsverträgen üblichen Einzelheiten 
über die bezeichneten Gegenſtände enthalten, einſchließlich genauer Be⸗ 
ſchreibung, Lieferfriſt (höchſtens vier Jahre) und Lieferort; aber ſie ſollen 
weder Preis noch Abſchätzung enthalten; dieſe Preiſe und Abſchätzungen 
werden, wie nachſtehend beſtimmt iſt, von der Kommiſſion geregelt. 

ö 9 4. 

Nach Empfang der Liſten wird die Kommiſſion prüfen, in welchem 
Umfang die in den Liſten aufgeführten Materialien und Tiere von 
Deutſchland gefordert werden können. 

Bei ihrer 8 wird die Kommiſſion die inneren Bedürfniſſe 
a ht 5 


Mi Im bin a BUTEM au en 


eine Aufstellung der Preiſe und Friſten machen, zu denen ähnliche Gegen⸗ 


ſtände in den alliierten und aſſoziierten Ländern geliefert werden können, 
und wird ſie mit den für deutſche Gegenſtände geltenden Preiſen und 
Lieferzeiten vergleichen. Sie wird ſchließlich klarſtellen, 892 all⸗ 


Indeſſen werden von Deutſchland Maſchinen, Fabrikeinrichtungen 
Werkzeuge und alle ähnlichen Gegenſtände gewerblicher Art, die ſich 
zurzeit im Dienſte ſeiner Induſtrie befinden, nur dann in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn von dieſen Gegenſtänden kein Vorrat verfügbar und 
verkäuflich iſt. Andererſeits ſollen die Forderungen dieſer Art 30 % 
derjenigen Mengen jedes Gegenſtandes nicht überſteigen, die ſich im 
Beſitz irgend einer deutſchen Fabrik oder Unternehmung befinden. 

Die Kommiſſion wird den Vertretern der deutſchen Regierung 
Gelegenheit geben, ſich innerhalb einer beſtimmten Friſt über ihre 
Fähigkeit zur Lieferung der genannten Materialien, Tiere und Gegen⸗ 
ſtände zu äußern. 

Die Entſcheidung der Kommiſſion wird darauf fo ſchnell wie möglich 
der deutſchen Regierung und den beteiligten alliierten und aſſoziierten 
Regierungen mitgeteilt werden. 

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, die in dieſer Mitteilung 
genannten Materialien, Gegenſtände und Tiere zu liefern, und die be⸗ 
teiligten alliierten und afjoztierten Regierungen verpflichten ſich, ſoweit 
ſie betroffen ſind, zur Annahme dieſer Lieferungen, unter dem Vor⸗ 
behalt, daß ſie den gemachten Einzelangaben entſprechen und nach 
Anſicht der Kommiſſion für den erforderten Gebrauch bei dem Wieder; 
aufbau nicht ungeeignet ſind. 

8 5. 

Die Kommiſſion beſtimmt den Wert dieſer, wie oben beſtimmt, 
gelieferten Materialien, Gegenſtände und Tiere. Die alltierten und 
aſſozlierten Regierungen, welche dieſe Lieferung erhalten, find damit 
einverſtanden, daß ſie mit deren Wert belaſtet werden, und erkennen 
an, daß der entſprechende Betrag als eine Zahlung Deutſchlands zu be⸗ 
trachten iſt, die nach Artikel 237 dieſes Teils des Vertrages zu ver⸗ 
teilen iſt. 

In den Fällen, in denen das Recht ausgeübt wird, den Wieder⸗ 
aufbau unter den oben angegebenen Bedingungen zu verlangen, ſoll die 
Kommiſſion ſich davon vergewiſſern, daß der Deutſchland gutgeſchriebene 
Betrag dem normalen Werte der von ihm geleiſteten Arbeit oder der 
von ihm gelieferten Materialien entſpricht, und daß der Betrag der von 
der beteiligten Macht angemeldeten Forderung für den teilweiſe erfolgten 
Schadenerſatz im Verhältnis des Betrags zu der ganzen Erſatzforderung 
gekürzt wird. 

8 6. 

Als ſofortige Vorleiſtung auf die im § 2 erwähnten Tiere ver⸗ 
pflichtet ſich Deutſchland, in den drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrages die folgenden Mengen von lebendem Vieh zu liefern, und 
zwar in jedem Monat ein Drittel von jeder Art. 
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1. An die franzöſiſche Regierung: 
500 Hengſte im Alter von 3—7 Jahren, 
30 000 Fohlen und Stuten im Alter von 18 Monaten bis 7 Jahren 
von ardenniſcher, boulonnaiſer oder belgiſcher Raſſe, 
2 000 Stiere im Alter von 18 Monaten bis 3 Jahren, 
90 000 Milchkühe im Alter von 2—6 Jahren, 
1000 Widder, 100 000 Schafe, 10 000 Ziegen. 
2. An die belgiſche Regierung: 

200 Hengſte im Alter von 3 —7 Jahren (ſchwere belgiſche Zugpferde), 
5000 Stuten im Alter von 3—7 Jahren (ſchwere belgiſche Zugpferde), 
5 000 Fohlen im Alter von 18 Monaten bis 3 Jahren (ſchwere 

belgiſche Zugpferde), 
2000 Stiere im Alter von 18 Monaten bis 3 Jahren, 
50 000 Milchkühe im Alter von 2—6 Jahren, 
40 000 Färſen 
200 Widder, 20 000 Schafe, 
15 000 Mutterſchweine. 

Die zu liefernden Tiere müſſen von normaler Geſundheit und Be⸗ 
ſchaffenheit ſein. 

Können die ſo gelieferten Tiere nicht als fortgenommen oder be⸗ 
ſchlagnahmt feſtgeſtellt werden, ſo ſoll ihr Wert auf die Verpflichtungen 
Deutſchlands zur Wiedergutmachung entſprechend den Beſtimmungen 
des § 5 dieſer Anlage gutgebracht werden. 

2 


Ohne die in 8 4 dieſer Anlage vorgeſehene Entſcheidung der 
Kommiſſion abzuwarten, hat Deutſchland die in Artikel III des Waffen⸗ 
ſtillſtandserneuerungsvertrags vom 16. Januar 1919 vorgeſeh enen 
Lieferungen von landwirtſchaftlichem Material fortzuſetzen. 


Anlage V. 
8 1. 
Deutſchland verpflichtet ſich, auf Anfordern der Signatarmächte 
des vorliegenden Friedensvertrages folgende Mengen von Kohlen und 
Kohlennebenprodukten zu liefern. 92 


Deutſchland liefert an Frankreich während der Dauer von 10 Jahren 
7 Millionen Tonnen Kohle jährlich. Ferner liefert Deutſchland an 
Frankreich jedes Jahr ſoviel Kohlen, als der Unterſchied zwiſchen der 
Jahres förderung vor dem Kriege aus den Bergwerken des Nordens und 
des Pas⸗de⸗Calais, die durch den Krieg zerftört find, und der Förder 
aus den Bergwerken dieſes Beckens während des in Betracht kommenden 
Jahres beträgt. Dieſe Lieferung findet 10 Jahre lang ſtatt. Sie ſoll 
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während der erſten 5 Jahre 20 Millionen Tonnen jährlich und während 
der folgenden 10 Jahre 8 Millionen Tonnen jährlich nicht überſchreiten. 
Selbſtverſtändlich wird die Wiederinſtandſetzung der Bergwerke des 
Nordens und des Pas⸗de⸗Calais ſchleunigſt erfolgen. 


8 3. 
Deutſchland liefert an Belgien jährlich 8 Millionen Tonnen Kohlen 
während der Dauer von 10 Jahren. 
8 4. 
Deutſchland liefert an Italien folgende Höchſtmengen an Kohle: 
Juli 1919 bis Juni 1920: 4½ Millionen Tonnen, 


P 5 

” 1921 3 1922: 7½ * " 

„ 1922 „ „ 198: 8 ” " 
1923 1924: 8½ 


und während der nächſten fünf Jahre: je 8½ Millionen Tonnen. 
Mindeſtens ½ dieſer Lieferungen werden auf dem Landwege aus⸗ 
geführt. ＋ 
D. 


Deutſchland liefert an Luxemburg, wenn die Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion es verlangt, eine jährliche Menge von Kohlen, die gleich der 
Jahresmenge deutſcher Kohle iſt, wie ſie Luxemburg vor dem Kriege 
verbraucht hat. 9 6 


Folgende Preiſe ſind für dieſe Kohlenlieferungen auf Grund der 
genannten Forderungen zu zahlen: 

a) Lieferung mit der Bahn oder zu Waſſer. — Der Preis ſtellt ſich 
wie der deutſche Preis frei Grube, den die deutſchen Reichsangehörigen 
zu zahlen haben, unter Hinzurechnung der Fracht bis zu der Grenze 
Frankreichs, Belgiens, Italiens oder Luxemburgs. Doch darf der 
Preis den Grubenpreis für engliſche Ausfuhrkohle nicht überſchreiten. 
Der Preis für belgiſche Bunkerkohle darf den Preis holländiſcher 
Bunkerkohle nicht überſchreiten. 

Die Tarife für die Beförderung mit der Eiſenbahn oder auf dem 
Waſſerwege dürfen nicht höher ſein als die niedrigſten Tarife für gleich⸗ 
artige Beförderung in Deutſchland. 

b) Lieferung zur See. — Der Preis iſt entweder der deutſche 
Aus fuhrpreis frei an Bord in den deutſchen Häfen, oder der engliſche 
Ausfuhrpreis frei an Bord in den engliſchen Häfen, jedenfalls aber der 
niedrigere von beiden. 

8 7. 

Die beteiligten alliierten und aſſoziierten Regierungen können an 
Stelle der Kohle die Lieferung von Schmelzkoks verlangen, und zwar für 
4 Tonnen Kohle 3 Tonnen Koks. 
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Deutſchland verpflichtet ſich, in den drei Jahren nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrages jährlich folgende Produkte an Frankreich zu liefern und ſie auf 
dem Schienen⸗ oder Waſſerwege an die franzöſiſche Grenze zu befördern: 

Benzol 35000 Tonnen, 
Kohlenteerr. 50 000 Tonnen, 
ſchwefelſaures Ammoniak.. 30 000 Tonnen. 

Der Steinkohlenteer kann nach Wahl der franzöſiſchen Regierung 
ganz oder teilweiſe erſetzt werden durch die gleichen Mengen von 
Erzeugniſſen der Deſtillation, wie: leichte Ole, ſchwere Ole, Anthracen, 
Naphtalin oder Pech. 9 

Der Preis für den Koks und die anderen in § 8 genannten 
Erzeugniſſe ſoll dem entſprechen, der von Reichsangehörigen gezahlt wird. 
Alle Bedingungen für Verpackung und Beförderung bis zur franzöſiſchen 
Grenze oder bis zu den deutſchen Häfen ſollen die günſtigſten ſein, die 
den deutſchen Reichsangehörigen für die gleichen Produkte gewährt 
werden. 

- 8 10. 

Die Forderungen aus der vorliegenden Anlage erfolgen durch Ver⸗ 
mittlung der Wiedergutmachungskommiſſion. 

Dieſe entſcheidet zur Ausführung der obigen Beſtimmungen 
über alle Fragen betreffs des Verfahrens, der Beſchaffenheit und 
Mengen der Lieferungen, der Mengen des an Stelle von Kohle 
zu liefernden Koks, der Friſten und Arten der Lieferung und der 
Bezahlung. Die Forderungen, denen zweckmäßige Einzelverzeich⸗ 
niſſe beigefügt werden ſollen, ſind Deutſchland 120 Tage vor dem 
Termin des Beginns der Lieferungen mitzuteilen, ſofern es ſich um 
Lieferungen vom 1. Januar 1920 ab handelt, und 30 Tage vor dem 
Termin für die Lieferungen zwiſchen dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages und dem 1. Januar 1920. Bis Deutſchland die in dieſem 
Paragraphen vorgeſehenen Forderungen erhalten hat, bleiben die Be⸗ 
ſtimmungen des Protokolls vom 25. Dezember 1918 (Ausführung des 
Artikels VI des Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 1918) in 
Kraft. Die Wünſche betreffs der in den 88 7 und 8 vorgeſehenen 
Erſatzlieferungen werden der deutſchen Regierung mit einer vorgängigen 
Friſt mitgeteilt, welche die Kommiſſion für genügend erachtet. Wenn 
die Kommiſſion es für erwieſen erachtet, daß die volle Erfüllung der 
Forderung geeignet iſt, die deutſchen induſtriellen Bedürfniſſe übermäßig 
zu belaſten, kann ſie dieſelben verſchieben oder für ungültig erklären 
und ſo alle Fra gen des Vorrangs der Lieferungen entſcheiden. Die als 
Erſatz für die aus den zerſtörten Kohlenbergwerken zu liefernde Kohle 
hat den Vorrang vor allen übrigen Lieferungen. 
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Anlage VI. 
81. 

Deutſchland gibt der Wiedergutmachungskommiſſion zum Erſatz eines 
Teils der Schäden ein Recht auf den Bezug derjenigen Mengen und 
Arten von Farbſtoffen und chemiſch⸗pharmazeutiſchen Produkten, die von 
ihr beſtimmt werden, bis zu 50% der Geſamtmenge jeder Art von 
Farbſtoffen und chemiſch⸗pharmazeutiſchen Erzeugniſſen, die ſich am Tage 
des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrags in Deutſchland oder unter 
deutſcher Aufſicht befinden. 

Dies Recht übt die Kommiſſion innerhalb von 60 Tagen nach 
Empfang des ausführlichen Verzeichniſſes der Vorräte aus, deſſen Form 
ſie beſtimmt. 3 

8 2. 

Deutſchland räumt ferner der Wiedergutmachungskommiſſion für 
die Zeit vom Inkrafttreten dieſes Vertrages bis zum 1. Juni 1920, 
ſowie während jedes ſpäteren Zeitraumes von ſechs Monaten bis zum 
1. Januar 1925, das Recht auf den Bezug aller Farbſtoffe und aller 
chemiſch⸗pharmazeutiſchen Erzeugniſſe ein, bis zu 25 % der deutſchen Er⸗ 
zeugung während der vorhergehenden ſechs Monate, oder wenn die 
Erzeugung während dieſer ſechs Monate nach Anſicht der Kommiſſion 
unter der normalen zurückbleibt, bis zu 25% der normalen Erzeugung. 

Dieſes Recht wird innerhalb von vier Wochen nach Empfang des 
Verzeichniſſes der Erzeugung während der vorhergegangenen ſechs Monate 
ausgeübt. Dies Verzeichnis wird von der deutſchen Regierung jedesmal 
nach Ablauf von ſechs Monaten in der von der Kommiſſion nötig 
erachteten Form vorgelegt. 

8 3. 

Die Kommiſſion beſtimmt den Preis für die Farbſtoffe und die 
chemiſch⸗pharmazeutiſchen Erzeugniſſe, die nach § 1 geliefert werden, nach 
dem Nettoausfuhrpreis vor dem Kriege und den ſpäteren Anderungen 
des Herſtellungspreiſes. 

Für die Farbſtoffe und chemiſch⸗pharmazeutiſchen Erzeugniſſe, die in 
Ausführung des § 2 zu liefern find, wird der Preis von der Kommiſſion 
nach dem Nettoausfuhrpreis vor dem Kriege und den ſpäteren Ande⸗ 
rungen des Herſtellungspreiſes oder nach dem niedrigſten Verkaufspreis 
dieſer Waren an einen anderen Käufer feſtgeſetzt. 


84. 

Alle Einzelheiten, im beſonderen betreffs Art und Friſt der Aus⸗ 
übung des Rechts und der Lieferung, ebenſo wie alle Fragen betreffs 
Ausführung der obigen Vorſchriften, werden von der Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion beſtimmt. Die deutſche Regierung hat ihr alle nötigen Aus⸗ 
künfte zu geben ſowie alle von ihr verlangten Erleichterungen zu gewähren. 
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8 5. 

Als Farbſtoffe und chemiſch⸗pharmazeutiſche Erzeugniſſe im Sinne 
dieſer Anlage gelten alle Farbſtoffe und alle ſynthetiſchen chemiſch⸗pharma⸗ 
zeutiſchen Erzeugniſſe, ebenſo alle Zwiſchenprodukte und andere, die in den 
entſprechenden Induſtrien verwendet und zum Verkauf hergeſtellt werden. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen beziehen ſich auch auf Chinarinde und 
auf Chininſalze. 

Anlage VII. 

Deutſchland verzichtet in ſeinem Namen und im Namen ſeiner 
Reichsangehörigen zugunſten der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte 
auf alle Rechte, Anſprüche oder Vorrechte aller Art, die es auf folgende 
Kabel oder Teile von Kabeln beſitzt: 

Emden Vigo: von der Straße von Calais bis zur Höhe von Vigo; 

Emden — Breſt: von der Höhe von Cherbourg bis Breſt; 
* Emden — Teneriffa: von der Höhe von Dünkirchen bis zur Höhe 
von Teneriffa; 
Emden — Azoren (1): von der Straße von Calais bis Fayal; 
Emden — Azoren (2): von der Straße von Calais bis Fayal; 
Azoren —New Pork (1): von Fayal bis New Pork; 
Azoren — New Pork (2): von Fayal bis zum Längengrad von 
Halifax“); 
Teneriffa — Monrovia: von der Höhe von Teneriffa bis zur Höhe 
von Monrovia; 
Monrovia —Lome: 
. 90 ‘ . 
von dem Schnittpunkt be — 5 — von Greenwich; 
90 N. 
von dem Schnittpunkt { Sn: 87 — = } von Greenwich; 
30 N. 
| von dem Schnittpuntt | 00 5 } bis Lone 
| Zome— Duala: von Lome bis Duala; 
Monrovia — Pernambuco: von der Höhe von Monrovia bis zur 
Höhe von Pernambuco; 
+ Konftantinopel—Konftanza: von Konſtantinopel bis Konſtanza; 
Yap— Shanghai, Yap— Guam und ap Menado (Gelebes-Injeln): 
von der Inſel Yap nach Shanghai, von der Inſel Pap nach 
der Inſel Guam und von der Inſel Yap nach Menado. 

Der Wert der Kabel oder der Kabelteile, die oben benannt ſind, 
berechnet nach dem Anlagepreis abzüglich einer angemeſſenen Ab⸗ 
ſchreibung für Abnutzung, wird Deutſchland in der Abrechnung für 
Schadenerſatz gutgeſchrieben. 
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Zweiter Abſchnitt. Sonderbeſtimmungen. 


Artikel 245. 

Innerhalb von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages muß die deutſche Regierung der franzöſiſchen Regie⸗ 
rung zurückerſtatten: die Trophäen, Archive, geſchichtlichen Andenken oder 
Kunſtwerke, die von den deutſchen Behörden aus Frankreich im Laufe 
des Krieges 1870 71 und des letzten Krieges weggenommen worden ſind, 
und zwar nach der Liſte, die ihr die franzöſſiche Regierung zuſtellen 
wird. Insbeſondere die franzöſiſchen Fahnen, die im Laufe des Krieges 
1870 71 erbeutet ſind, und die geſamten politiſchen Dokumente, die die 
deutſchen Behörden am 10. Oktober 1870 im Schloß Cercay bei Brunoy 
(Seine⸗et⸗Oiſe) weggenommen haben und die damals Herrn Rouher, 
Staatsminiſter a. D., gehört haben. 


Artikel 246. 

Innerhalb von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages muß Deutſchland Seiner Majeſtät dem Könige des 
Hedſchas den Original⸗Koran zurückerſtatten, der dem Kalifen Osman 
gehört hatte und von den türkiſchen Behörden aus Medina entfernt wurde, 
um ihn dem früheren deutſchen Kaiſer Wilhelm II. zu überreichen. 

Der Schädel des Sultans Makaua, der aus Deutſch⸗Oſtafrika weg⸗ 
genommen und nach Deutſchland gebracht worden iſt, wird innerhalb des 
gleichen Zeitraumes von Deutſchland der britiſchen Regierung übergeben. 

Die Rückerſtattung dieſer Gegenſtände hat an dem Orte und unter 
den Bedingungen zu erfolgen, die die Regierungen beſtimmen, welchen 
ſie zurückerſtattet werden müſſen. 


Artikel 247. 

Deutſchland verpflichtet ſich, der Univerſität Löwen innerhalb von 
drei Monaten nach der ihm durch Vermittelung der Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion zugehenden Aufforderung Handſchriften, Inkunabeln, ge⸗ 
druckte Bücher, Karten und Sammlungsgegenſtände in gleicher Zahl und in 
gleichem Werte zu liefern, wie ſie durch den von Deutſchland an die 
Bibliothek von Löwen angelegten Brand zerſtört wurden. Alle dieſen 
Erſatz betreffenden Einzelheiten werden von der Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion beftimmt*) werden. 

Deutſchland verpflichtet ſich, durch Vermittelung der Wiedergut⸗ 
machungskommiſſion an Belgien innerhalb von ſechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages zwecks Wiederherſtellung der 
beiden großen Kunſtwerke zurückzuerſtatten: 1. die Flügel des dreiteiligen 
Bildes „Agneau mystique“, gemalt von den Brüdern Van Eyck, die ſich 
früher in der Kirche von Saint⸗Bavon in Gent befanden und zurzeit im 


) Frühere Faſſung: „mitgeteilt“. 
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Muſeum in Berlin find; 2. die Flügel des dreiteiligen Bildes „Das 


FFF 


Abendmahl“, gemalt von Dierick Bouts, die ſich früher in der Kirche 
Sankt Peter in Löwen befanden und von denen zwei jetzt im Muſeum 
in Berlin und zwei in der alten Münchener Pinakothek ſind. 


IX. Teil. 


Finanzielle Veſtimmungen. 


Artikel 248. 

Unter Vorbehalt von Abänderungen, die ſeitens der Wieder⸗ 
gutmachungskommiſſion bewilligt werden könnten, haften alle Ver⸗ 
mögenswerte und Einnahmequellen Deutſchlands und der deutſchen Bundes⸗ 
aaten an erſter Slelle für die Bezahlung der Wiedergutmachung und 
aller anderen Verpflichtungen, die aus dem vorliegenden Vertrage oder 
aus allen ihn ergänzenden Verträgen und Ahmad chungen oder aus Ver⸗ 
ndarungen herrühre zwiſchen Di uſchland und den allt n und 
aſſozilerten Mächte während des Maffenflitande fen Ver 
ängerungen abgeſchloſſen wurden. 2 

Bis zum 1. Mai 1921 darf die deutſche Regierung Gold weder aus: 
führen noch darüber verfügen, darf weder die Ausfuhr noch die Verfügung 
darüber geſtatten, ohne die vorherige Einwilligung der durch die Wieder⸗ 
gutmachungskommiſſion vertretenen alliierten und aſſoziierten Mächte. 


Artikel 249. 

Deutſchland trägt die geſamten Koſten für den Unterhalt aller alliierten 
und aſſoziierten Armeen in den beſetzten deutſchen Gebieten vom Tage 
der Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes, dem 11. November, ab. In 
dieſen Koſten ſind inbegriffen der Unterhalt von Menſchen und Tieren, 
Einquartierung und Unterbringung, Sold und Nebenbezüge, Gehälter und 
Löhne, Koſten für Nachtlager, Heizung, Beleuchtung, Kleidung, Aus⸗ 
rüſtung, Geſchirr“), Bewaffnung, rollendes Material, Flugweſen, Be⸗ 
handlung Kranker und Verwundeter, Veterinär⸗ und Remonteweſen, Ver⸗ 
kehrsmittel aller Art (als da ſind Eiſenbahn, See⸗ und Flußſchiffahrt, 
Laſtkraftwagen uſw.), Nachrichtendienſt und Poſtverkehr und überhaupt 
alle Verwaltungs: und techniſchen Dienſtzweige, die für den Dienſt der 
Truppen, die Erhaltung ihrer Beſtände und ihre militäriſche Bereitſchaft 
erforderlich ſind. 

Alle Ausgaben, die unter dieſe Kategorie fallen, ſoweit ſie ſich auf 
die Käufe und Requiſitionen durch die alliierten und aſſoziierten Re⸗ 


) Engliſche Überſetzung Geſchirr und Sattelzeug. 


gierungen in den beſetzten Gebieten beziehen, werden von der deutſchen 
Regierung an die alliierten und aſſoziierten Regierungen in Mark zum 
Tageskurſe oder zu einem vereinbarten Kurſe bezahlt. 

Alle anderen oben angeführten Ausgaben werden in Goldmark 
bezahlt. 

Artikel 250. 

Deutſchland erkennt die Übergabe des geſamten Materials an, 
welches den alliierten und aſſoziierten Regierungen in Ausführung des 
Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 1918 und aller ſpäteren 
Waffenſtillſtandsabmachungen ausgeliefert wurde, und erkennt das Recht 
der alliierten und aſſoziierten Mächte auf dieſes Material an. 

Von den Summen, welche Deutſchland den alliierten und aſſoziierten 
Mächten für Wiedergutmachung ſchuldet, wird der Wert des nachſtehenden 
Materials abgezogen und der deutſchen Regierung gutgeſchrieben. Der 
Wert wird durch die Wiedergutmachungskommiſſion auf Grund von 
Artikel 233 des Teils VIII (Wiedergutmachungen) dieſes Vertrages be⸗ 
ſtimmt. Hierher gehört alles Material, welches gemäß Artikel VII des 
Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 1918 oder Artikel III des 
Waffenſtillſtandsvertrages vom 16. Januar 1919 ausgeliefert wurde, 
ſowie alles andere Material, welches in Ausführung des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages vom 11. November 1918 und der nachfolgenden Waffenſtill⸗ 
ſtandsverträge ausgeliefert wurde, ſofern es nach Anſicht der Wieder⸗ 
gutmachungskommiſſion als nicht militäriſches Material der deutſchen 
Regierung gutzuſchreiben iſt. 

Eigentum, welches den alliierten und aſſoziierten Regierungen oder 
ihren Angehörigen gehört und gemäß den Waffenſtillſtandsverträgen in 
Natur zurückgegeben oder erſetzt worden iſt, wird der deutſchen Regierung 
nicht gutgeſchrieben. 

Artikel 351. 

Das im Artikel 248 feſtgeſetzte Vorrecht kommt unter dem im 
letzten Abſatz dieſes Artikels enthaltenen Vorbehalt in folgender Reihen⸗ 
folge zur Anwendung: 

a) die Koſten der Beſatzungsarmeen während des Waffenſtillſtandes 
und feiner Verlängerungen, wie fie in Artikel 249 feſtgelegt find; 

b) die Koſten aller Beſatzungsarmeen nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrages, wie fie in Artikel 249 feſtgelegt find; 

c) der Betrag für die Wiedergutmachungen, wie er ſich aus dem 
vorliegenden Vertrage oder aus ſeinen Ergänzungs⸗Verträgen 
und ⸗Abmachungen ergibt; 

d) alle anderen Verpflichtungen, welche Deutſchland durch die 
Waffenſtillſtandsverträge, den gegenwärtigen Vertrag oder 
Ergänzungs⸗Verträge und ⸗Abmachungen auferlegt find. 

Die Koſten der Verſorgung Deutſchlands mit Lebensmitteln und 
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Rohſtoffen und alle anderen, von Deutſchland zu leiſtenden Zahlungen, 
die nach Gutachten der alliierten und aſſoziierten Mächte notwendig 
ſind, um Deutſchland die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen zur Wieder⸗ 
gutmachung zu ermöglichen, genießen ein Vorrecht in dem Maße und 
unter den Bedingungen, wie ſie von den Regierungen der obenerwähnten 
Mächte feſtgeſetzt ſind oder feſtgeſetzt werden. 

Artikel 252. 

Das Verfügungsrecht jeder der alliierten und aſſoziierten Mächte über 
das feindliche Vermögen und Eigentum, das ſich bei Inkrafttreten dieſes 
Vertrages in ihrem Rechtsbereich befindet, wird durch die vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht berührt. 

Artikel 253. 

Dieſe Beſtimmungen können in keiner Weiſe die Pfänder oder 
Hypotheken beeinträchtigen, die zugunſten der alliierten und aſſoziierten 
Mächte oder ihrer Staatsangehörigen durch Deutſchland oder die deutſchen 
Bundesſtaaten oder durch deren Staatsangehörige auf ihren Beſitz und 
ihre Einkünfte ordnungsmäßig aufgenommen ſind, ſoweit die Aufnahme 
dieſer Pfänder und Hypotheken vor dem Eintritt des Kriegszuſtandes 
zwiſchen Deutſchland und der betreffenden Regierung erfolgt iſt. 

Artikel 284. 

Die Mächte, denen deutſche Gebietsteile abgetreten werden, find 
unter Vorbehalt des Artikels 255 zur Leiſtung folgender Zahlungen 
verpflichtet: 

1. eines Teiles der deutſchen Reichsſchulden, wie ſie am 1. Auguſt 
1914 beſtanden, berechnet nach dem Durchſchnitt der 
3 Rechnungsjahre 1911/12/13 auf Grund des Verhältniſſes 
zwiſchen den Einkünften in den abgetretenen Gebietsteilen und 
den entſprechenden Einkünften im geſamten Deutſchen 
Reiche, und zwar derjenigen Art von Einkünften, die nach 
Anſicht der Wiedergutmachungskommiſſion den beſten Anhalts⸗ 
punkt für die Zahlungsfähigkeit der abgetretenen Gebietsteile 
gibt; 

2. eines Teiles der Schuld des deutſchen Bundesſtaates, zu welchem 
das abgetretene Gebiet gehörte, wie ſie am 1. Auguſt 1914 
beſtand, berechnet nach den vorſtehenden Grundſätzen. 

Dieſe Anteile werden durch die Wiedergutmachungskommiſſion feſt⸗ 
geſetzt. 

Die Art der Ausführung der ſo übernommenen Verpflichtung an 
Kapital und Zinſen wird durch die Wiedergutmachungskommiſſion feſt⸗ 
geſetzt. Sie kann unter anderen folgende Form annehmen: 

Die erwerbende Regierung übernimmt die Schuldtitel Deutſch⸗ 
lands, ſoweit ſie ſich in Händen ihrer eigenen Staatsangehörigen be⸗ 
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finden. Falls aber die angewandte Zahlungsweiſe zu Zahlungen an 
die deutſche Regierung führte, würden ſolche Zahlungen an die 
Wiedergutmachungskommiſſion zu leiſten ſein, und zwar in Anrechnung 
auf die für Wiedergutmachungen geſchuldeten Summen, und ſolange 
als hieraus herrührende Anſprüche noch beſtehen. 

Artikel 255. 

1. In Abweichung von den obigen Beſtimmungen und angeſichts 
deſſen, daß Deutſchland 1871 es abgelehnt hat, einen Teil der fran⸗ 
zöſiſchen Staatsſchuld zu übernehmen, wird Frankreich bezüglich Elſaß⸗ 
Lothringens von jeder Zahlung gemäß Artikel 254 befreit. 

2. Bezüglich Polens wird der Teil der Schuld, der nach der Feſt⸗ 
ſtellung der Wiedergutmachungskommiſſion aus Maßnahmen der 
deutſchen und preußiſchen Regierungen für die deutſche Anſiedlung 
Polens herrührt, von der Schuldenübernahme gemäß Artikel 254 aus 
geſchloſſen. 

3. Bezüglich aller anderen abgetretenen Gebietsteile als Elſaß⸗ 
Lothringen wird der Teil der Schulden des Deutſchen Reiches oder der 
deutſchen Bundesſtaaten, welcher nach dem Urteil der Wiedergut⸗ 
machungskommiſſion den Ausgaben entſpricht, die das Deutſche Reich 
oder die deutſchen Bundesſtaaten für den in Artikel 256 erwähnten 
Beſitz gemacht haben, von der Schuldübernahme im Sinne des 
Artikels 254 ausgeſchloſſen. 

Artikel 256. 

Die Mächte, denen bisherige deutſche Gebietsteile zufallen, er⸗ 
werben allen Beſitz und alles Eigentum, welche dem Deutſchen Reich 
oder den deutſchen Bundesſtaaten gehören, ſoweit ſie in dieſen Gebiets⸗ 
teilen liegen. Der Wert dieſer Erwerbungen wird durch die Wiedergut⸗ 
machungskommiſſion feſtgeſetzt, durch den erwerbenden Staat an ſie 
bezahlt und dem Deutſchen Reich auf die für Wiedergutmachungen ge⸗ 
ſchuldeten Summen gutgeſchrieben. Im Sinne des vorſtehenden Artikels 
werden unter Beſitz und Eigen um des Deutſchen Reiches und der 
deuiſchen Bundes ſtaaten das geſamte Eigentum der Krone, des Reiches, 
der Bundesſtaaten, der Privatbeſitz des früheren deutichen Kaiſers und 
der anderen Mitglieder des Königlichen Hauſes gerechnet. 

In Anbetracht der Bedingungen, unter denen Elſaß⸗Lothringen 1871 
an Deutſchland abgetreten wurde, wird Frankreich betreffs Elſaß⸗ 
Lothringens von jeder Zahlung oder Leiſtung zugunſten Deutſchlands für 
den Wert des unter dieſen Artikel fallenden Beſitzes und Eigentums 
befreit, die dem Deutſchen Reiche oder den deutſchen Bundesſtaaten 
gehören und in Elſaß⸗Lothringen gelegen ſind. 

Ebenſo wird Belgien von jeder Bezahlung oder Leiſtung zugunſten 
Deutſchlands bezüglich des Beſitzes und Eigentums befreit, die dem 
Deutſchen Reich oder den deutſchen Bundesſtaaten gehören und in den 
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Gebietsteilen liegen, die auf Grund dieſes Vertrages durch Belgien er⸗ 
worben werden. 
Artikel 257. 

Was die früheren deutſchen Gebietsteile anbelangt, einſchließlich der 
Kolonien, Schutzgebiete und Nebenländer (dependances), die gemäß 
Artikel 22, Teil I (Völkerbund) dieſes Vertrages verwaltet werden 
übernimmt weder das Gebiet ſelbſt noch die Mandatarmacht irgendeinen 
Teil des Schuldendienſtes des Deutſchen Reiches oder der deutſchen 
Bundesſtaaten. 

Aller Beſitz und alles Eigentum, die dem Deutſchen Reich oder den 
deutſchen Bundesſtaaten gehören und in dieſen Gebietsteilen liegen, 
gehen gleichzeitig mit den Gebietsteilen ſelbſt auf die Mandatarmacht 
in ihrer Eigenſchaft als ſolche über; für dieſen Übergang erfolgt 
keinerlei Zahlung und keinerlei Gutſchrift zugunſten der abtretenden 
Regierungen. 

Im Sinne des vorſtehenden Arkikels werden unter Beſitz und Eigen⸗ 
tum des Deutſchen Reiches und der deutſchen Bundesſtaaten das ge⸗ 
ſamte Eigentum der Krone, des Reiches, der Bundesſtaaten, der Privat⸗ 
beſitz des früheren deutſchen Kaiſers und der anderen Mitglieder des 
Königlichen Hauſes gerechnet. 

Artikel 28. 

Deutſchland verzichtet auf jede, ihm oder ſeinen Reichsangehörigen 
durch Verträge, Konventionen oder Abmachungen irgendwelcher Art 
zugebilligte Vertretung oder Teilnahme an der Kontrolle oder Ver⸗ 
waltung von Kommiſſionen, Staatsbanken, Agenturen oder anderen 
finanziellen oder wirtſchaftlichen Organiſationen internationalen Charakters, 
die Kontroll- oder Verwaltungsbefuniſſe agusüben und die in irgend⸗ 
einem der alliierten oder aſſoziierten Staaten, in Oſterreich, Ungarn, 
Bulgarien oder der Türkei oder in den Beſitzungen und Nebenländern 
dieſer Staaten oder im früheren ruſſiſchen Reiche beſtehen. 

Artikel Bg. 

1. Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb eines Monats vom 
Inkrafttreten dieſes Vertrages ab auf die durch die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte zu bezeichnenden Behörden die 
Summe zu übertragen, welche bei der Reichsbank im Namen 
des Verwaltungsrats der türkiſchen Staatsſchuldenverwaltung 
als Garantie für die erſte Papiergeldemiſſion der türkiſchen 
Regierung in Gold zu hinterlegen war.“ 

. Deutſchland erkennt feine Verpflichtung an, jährlich während 
einer Zeitdauer von 12 Jahren die Zahlungen in Gold zu 
leiſten, welche auf den deutſchen Schatzanweiſungen zugeſagt ſind 


*) Frühere Faſſung: „hinterlegt iſt“. 
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die von Deutſchland zu verſchiedenen Zeitpunkten auf den 
Namen des Verwaltungsrats der türkiſchen Staatsſchulden⸗ 
verwaltung als Garantie für die zweite und die nachfolgenden 
Papiergeldemiſſionen der türkiſchen Regierung hinterlegt ſind. 


„Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb eines Monats vom 


Inkrafttreten dieſes Vertrages ab an die durch die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte zu bezeichnenden Behörden das Gold 
auszuzahlen, das bei der Reichsbank oder anderweit für den 
Reſt des am 5. Mai 1915 vom Verwaltungsrat der türkiſchen 
Staatsſchulden verwaltung der Kaiſerlich Ottomaniſchen Re⸗ 
gierung zugeſagten Goldvorſchuſſes hinterlegt iſt. 

Deutſchland verpflichtet ſich, auf die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte ſeine etwaigen Rechte auf die Summe in Gold 
und Silber zu übertragen, welche Deutſchland dem türkiſchen 
Finanzminiſterium im November 1918 als Deckung für die 
im Mai 1919 fälligen Zahlungen für den Dienſt der inneren 
türkiſchen Anleihe überwieſen hat. 


„ Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb eines Monats vom 


Inkrafttreten dieſes Vertrages ab auf die alliierten und aſſo⸗ 
zierten Hauptmächte alle Goldſummen zu übertragen, die Deutſch⸗ 
land oder ſeine Reichsangehörigen als Pfand oder Sicherheit für 
Darlehen empfangen haben, die Deutſchland oder ſeine Reichs⸗ 
angehörigen der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung gewährt 
haben. 


Ohne Beeinträchtigung des Artikels 292, Teil X (wirtſchaft⸗ 


liche Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrages beſtätigt 
Deutſchland ſeinen, im Artikel 15 des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages vom 11. November 1918 vorgeſehenen Verzicht auf 
alle, in den Verträgen von Bukareſt, Breſt⸗Litowſk und deren 
Zuſatzverträgen feſtgeſetzten Vorteile. 

Deutſchland verpflichtet ſich, auf Rumänien oder auf die 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte alle Zahlungsmittel, 
Bargeld, Effekten, handelsfähigen Papiere oder Erzeugniſſe 
jeglicher Art zu überſchreiben, die es in Ausführung der oben 
erwähnten Verträge erhalten hat. 


. Über alle Bargeldbeträge und Zahlungsmittel, Effekten, Werte 


und Erzeugniſſe jedweder Art, die gemäß den Beſtimmungen 

dieſes Artikels geliefert, bezahlt oder übertragen werden müſſen, 

werden die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte gemäß den 

von dieſen ſpäter zu treffenden Beſtimmungen verfügen. 
Artikel 280 


Unbeſchadet der Verzichtleiſtungen auf Rechte, welche Deutſchland 
für ſich oder ſeine Reichsangehörigen auf Grund der Beſtimmungen 


dieſes Vertrages auszuſprechen hat, kann die Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion innerhalb eines Jahres vom Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages ab verlangen, daß die deutſche Regierung alle Rechte und 
Intereſſen erwirbt, welche deutſche Reichsangehörige an irgendeiner öffent⸗ 
lichen Unternehmung oder an irgendeiner Konzeſſion in Rußland, in 
China, in Oſterreich, in Ungarn, in Bulgarien, in der Türkei, in den Be⸗ 
ſitzungen und Nebenländern dieſer Staaten oder in einem Gebietsteile be⸗ 
ſitzt, welcher bisher Deutſchland oder feinen Alliierten gehörte und welcher 
von Deutſchland oder ſeinen Alliierten an irgendeine Macht abgetreten 
oder gemäß dem vorliegenden Vertrage von einem Mandatar verwaltet 
werden muß. Andererſeits muß die deutſche Regierung binnen 6 Monaten 
von der Stellung der Forderung ab alle dieſe Rechte und Intereſſen und 
alle gleichartigen Rechte und Intereſſen, die die deutſche Regierung ſelbſt 
beſitzt, auf die Wiedergutmachungskommiſſion übertragen. 

Deutſchland hat ſeine derart enteigneten Reichsangehörigen ſchadlos 
zu halten. Die Wiedergutmachungskommiſſion ſchreibt Deutſchland auf 
das Schuldkonto für Wiedergutmachungen die Summen gut, welche dem 
Werte der übertragenen Rechte und Intereſſen entſprechen, wie ihn die 
Wiedergutmachungskommiſſion feſtſetzen wird. Die deutſche Regierung 
hat binnen 6 Monaten vom Inkrafttreten dieſes Vertrages ab der Wieder⸗ 
gutmachungskommiſſion die Liſten aller fraglichen Rechte und Intereſſen 
mitzuteilen, welche erworben, ſchwebend oder noch nicht ausgeübt ſind. 
Es verzichtet zugunſten der alliierten und aſſoziierten Mächte in feinem 
Namen und in dem feiner Reichs angehörigen auf alle derartigen Rechte 
und Intereſſen, welche nicht in dieſer Liſte aufgeführt ſind. 

Artikel 261. 

Deutſchland verpflichtet ſich, auf die alliierten und aſſoziierten 
Mächte alle feine Anſprüche an Oſterreich, Ungarn, Bulgarien und die 
Türkei zu übertragen, insbeſondere ſolche, die ſich aus der Erfüllung 
von Verpflichtungen ergeben oder ergeben werden, welche Deutſchland 
während des Krieges gegenüber dieſen Mächten übernommen hat. 

Artikel 262. 

Jede Verpflichtung Deutſchlands zu Barzahlungen in Goldmark 
auf Grund des vorliegenden Vertrages iſt nach Wahl der Gläubiger 
zahlbar in Pfund Sterling, zahlbar in London, Golddollars der 
Vereinigten Staaten von Amerika, zahlbar in New⸗York, Gold⸗ 
franken, zahlbar in Paris, und Goldliren, zahlbar in Rom. Zur 
Erfüllung dieſes Artikels iſt für dieſe Goldmünzen das Gewicht und 
der Feingehalt nach den für jede von ihnen am 1. Januar 1914 geſetz⸗ 
mäßig geweſenen Beſtimmungen maßgebend. 

Artikel 263. 

Deutſchland verpflichtet ſich der braſilianiſchen Regierung gegenüber, 

alle bei dem Bankhauſe Bleichröder in Berlin hinterlegten Summen, 
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die aus dem Verkauf von Kaffee herrühren, der als Eigentum des 
Staates Sao Paulo in den Häfen von Hamburg, Bremen, Antwerpen 
und Trieſt lagerte, zuzüglich der oben ausgemachten Zinſen und 
Zinſeszinſen) vom Tage der Hinterlegung an zurückzuzahlen. Da 
Deutschland ſich der rechtzeitigen Übermeifung der fraglichen Summen 
an den Staat Sao Paulo widerſetzt hat, übernimmt es die Verpflichtung 
der Rückzahlung zum Markkurſe am Tage der Hinterlegung. 


X. Teil. 
Wirtſchaftliche Beſtimmungen. 
Erſter Abſchnitt. Handels beziehungen. 


Kapitel 1. 
Zoll⸗Beſtimmungen, Zoll⸗Tarif, Zoll⸗Beſchränkungen. 
Artikel 264. 

Deutſchland verpflichtet ſich, Waren, Rohſtoffe oder Fabrikat 
irgen deines der alliierten oder aſſoziierten Staaten, die in deutſches 
Gebiet eingeführt werden, ohne Rückſicht auf ihren Herkunftsort, keinen 
anderen oder höheren Zollſätzen oder Gebühren leinſchließlich innerer 
Abgaben) zu unterwerfen als ſolchen, denen dieſelben Waren, Roh⸗ 
ſtoffe oder Fabrikate irgendeines anderen der erwähnten Staaten oder 
eines anderen fremden Landes unterworfen ſind. 

Deutſchland darf auf alle Waren, Rohſtoffe oder Fabrikate aus 
Gebieten irgendeines der alliierten oder aſſoziierten Staaten, ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihren Herkunftsort, kein Verbot oder keine Beſchränkung bei der 
Einfuhr in deutſches Gebiet aufrechterhalten oder erlaſſen, die nicht in 
gleicher Weiſe auf die Einfuhr derſelben Waren, Rohſtoffe oder Fabrikate 
von irgendeinem anderen dieſer Staaten oder irgendeinem anderen fremden 
Lande gelegt ſind. 

Artikel 265. 

Was die Einfuhrbeſtimmungen anbelangt, ſo verpflichtet ſich Deutſch⸗ 
land, keine unterſchiedliche Behandlung zuungunſten des Handels irgendeines 
der alliierten oder afjoziierten Staaten gegenüber einem anderen dieſer 
Staaten oder irgendeinem anderen fremden Lande herbeizuführen, auch 
nicht durch indirekte Mittel, wie Zollbeſtimmungen oder Zollmaßnahmen, 
Prüfungs» oder Unterſuchungs⸗Methoden, Bedingungen der Zollzahlungen, 
Tariſabſtufungen oder Auslegung von Tarifen oder endlich die Aus⸗ 
übung von Monopolen. 


8 ) Früherer Text: „5 Prozent Zinſen.“ 
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Artikel 266. 

Was die Ausfuhr betrifft, jo verpflichtet ſich Deutſchland, Waren, 
Rohſtoffe oder Fabrikate, die aus deutſchem Gebiet nach den Ge⸗ 
bieten irgendeines der alliierten oder afjoziierten Staaten ausgeführt 
werden, keinen anderen oder höheren Zollſätzen oder Gebühren lein⸗ 
ſchließlich innerer Abgaben) zu unterwerfen, als ſolchen, die bei der 
Ausfuhr derſelben Waren in einen anderen dieſer Staaten oder irgendein 
anderes fremdes Land entrichtet werden. 

Deutſchland darf für irgendwelche Waren, die aus deutſchem Gebiet 
in irgendeinen der alliierten oder aſſoziierten Staaten ausgeführt werden, 
ein Verbot oder keine Einſchränkung der Ausfuhr aufrecht erhalten 
oder erlaſſen, die nicht in gleicher Weiſe auf die Ausfuhr derſelben 
Waren, Rohſtoffe oder Fabrikate nach irgendeinem anderen dieſer Staaten 
oder nach irgendeinem anderen fremden Land gelegt ſind. 


Artikel 267. 

Alle Begünſtigungen, Befreiungen oder Vorrechte in bezug auf Ein⸗ 
fuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Waren, die von Deutſchland irgend⸗ 
einem der alliierten oder afjoziierten Staaten oder irgendeinem anderen 
fremden Lande gewährt werden, werden gleichzeitig und bedingungslos 
ohne diesbezügliche Aufforderung und ohne Gegenleiſtung auf alle 
alliierten und aſſoziierten Staaten ausgedehnt. 


Artikel 268. 

Die Beſtimmungen der Artikel 264 bis 267 dieſes Kapitels und 
des Artikels 323 des Teils XII (Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen) 
dieſes Vertrages ſind folgenden Ausnahmen unterworfen: 

a) Während einer Dauer von fünf Jahren vom Inkrafttreten 
dieſes Vertrages ab werden Rohſtoffe oder Fabrikate, welche 
entweder aus dem mit Frankreich wieder vereinigten Gebiet von 
Elſaß⸗Lothringen ſtammen oder von dort eingeführt werden, 
bei ihrer Einfuhr in deutſches Zollgebiet volle Zollfreiheit 
genießen. Die franzöſiſche Regierung wird“) alljährlich durch 
einen der deutſchen Regierung zu übermittelnden Erlaß die 
Art und Menge der Erzeugniſſe, die dieſe Befreiung genießen 
bekanntgeben. 

Die Mengen jedes Erzeugniſſes, die auf ſolche Weiſe jährlich 
nach Deutſchland eingeführt werden können, ſollen den Jahres⸗ 
durchſchnitt der im Laufe der Jahre 1911 und 1913 ver⸗ 
ſandten Mengen nicht überſteigen. 

Während des erwähnten Zeitraumes verpflichtet ſich die 
deutſche Regierung ferner, die freie Ausfuhr aus Deutſchland und 
die freie Wiedereinfuhr nach Deutſchland ohne alle Zollabgaben 


2 *) Frühere Faſſung: „behält ſich vor“. 
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und andere Gebühren (einſchließlich innerer Abgaben) von 
Garnen, Geweben und anderen Webſtoffen oder Textilwaren 
aller Art und in jeder Beſchaffenheit zuzulaſſen, die von Deutſch⸗ 
land in das Gebiet von Elſaß⸗Lothringen geſandt werden, 
um dort irgendeinem Verarbeitungsprozeß unterworfen zu 
werden, wie Bleichen, Färben, Bedrucken, Verarbeitung zu 
Kurzwaren, Gaze, Zwirn oder Appretieren. 

b) Während eines Zeitraumes von drei Jahren von dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Vertrages ab werden die Rohſtoffe oder Fabrikate, 
welche aus den vor dem Kriege zu Deutſchland gehörenden 
polniſchen Gebieten ſtammen oder von dort eingeführt werden, 
bei ihrer Einfuhr in deutſches Gebiet volle Zollfreiheit genießen. 

Die polnische Regierung wird“) alljährlich durch einen 
der deutſchen Regierung zu übermittelnden Erlaß die Art und 
Menge der Erzeugniſſe, die dieſe Befreiung genießen, bekannt⸗ 
geben. 

Die Mengen jedes Erzeugniſſes, die auf ſolche Weiſe jährlich 
nach Deutſchland eingeführt werden können, ſollen den Jahres⸗ 
durchſchnitt der im Laufe der Jahre 1911 und 1913 ver⸗ 
ſandten Mengen nicht überſteigen. 

e) Die alliierten und aſſoziierten Mächte behalten ſich das 
Recht vor, Deutſchland die Verpflichtung aufzuerlegen, für die 
Rohſtoffe und Fabrikate, welche aus dem Großherzogtum 
Luxemburg ſtammen oder von dort eingeführt werden, 
für einen Zeitraum von fünf Jahren von dem Inkrafttreten 
dieſes Vertrages ab bei ihrer Einfuhr in das deutſche Zoll⸗ 
gebiet völlige Zollfreiheit zu gewähren. 

Die Art und Menge der Erzeugniſſe, welche dieſe Vorzugsbehand⸗ 
lung erfahren ſollen, werden der deutſchen Regierung alljährlich mit⸗ 
geteilt werden. 

Die Mengen aller Erzeugniſſe, die auf ſolche Weiſe jährlich nach 
Deutſchland eingeführt werden können, ſollen den Jahresdurchſchnitt der 
im Laufe der Jahre 1911 und 1913 verſandten Mengen nicht überſteigen. 

Artikel 269. 

Während einer Friſt von 6 Monaten von dem Inkrafttreten 
dieſes Vertrages ab dürfen die von Deutſchland auf Einfuhren der 
alliierten und aſſoziierten Staaten gelegten Abgaben nicht höher fein 
als die Meiſtbegünſtigungsſätze, welche auf Einfuhren nach Deutſch⸗ 
land am 31. Juli 1914 in Geltung waren. 

Während eines weiteren Zeitraumes von 30 Monaten nach Ablauf 
der erſten 6 Monate bleibt dieſe Beſtimmung ausſchließlich für ſolche 


) Frühere Faſſung: „behält ſich vor“. 
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Erzeugniſſe in Geltung, die im erſten Abſchnitt, Unterabſchnitt A, des 
deutſchen Zolltarifs vom 25. Dezember 1902 enthalten ſind und am 
31. Juli 1914 auf Grund von Verträgen durch Abmachung mit den 
alliierten und aſſoztierten Regierungen feſtgeſetzte Rechte genoſſen, 
ferner alle Arten von Weinen und Pflanzenölen, von Kunſtſeide, von 
gewaſchener und entfetteter Wolle, ob ſie vor dem 31. Juli 1914 
Gegenſtand beſonderer Abmachungen waren oder nicht. 


Artikel 270. 
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Kapitel 2. Schiffahrt. 
Artikel 271. 

Was Seefiſcherei, Küſtenſchiffahrt und Schleppſchiffahrt anbelangt, 
ſollen Schiffe der alliierten und afjoziierten Mächte in deutſchen 
Hoheitsgewäſſern die Behandlung der Schiffe und Fahrzeuge der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation genießen. 

Artikel 272. 

Deutſchland erklärt ſich damit einverſtanden, daß ungeachtet aller 
entgegenſtehenden Beſtimmungen, die in den Konventionen über Fiſcherei 
und Spirituoſenhandel in der Nordſee enthalten find, alle Rechte der 
Beaufſichtigung und Polizei, wenn es ſich um Fiſchereifahrzeuge der 
alliierten Mächte handelt, ausſchließlich durch Fahrzeuge der letzteren 
ausgeübt werden. 

Artikel 273. 

Alle Zeugniſſe und Urkunden, die ſich auf Schiffe der alliierten und 
afjoziterten Mächte beziehen und vor dem Kriege von Deutſchland als 
gültig anerkannt wurden, oder welche künftig von den Hauptſeemächten 
als gültig anerkannt werden, erkennt Deutſchland als gültig und gleich⸗ 
berechtigt mit den entſprechenden Zeugniſſen an, die für deutſche Schiffe 
vorgeſchrieben ſind. 

Ebenſo werden die Schiffszeugniſſe und Urkunden anerkannt, die 
von den Regierungen der neuen Staaten ausgeſtellt ſind, ob dieſe eine 
Seeküſte haben oder nicht, unter der Bedingung, daß dieſe Zeugniſſe 
und Urkunden entſprechend den bei den Hauptſeemächten beſtehenden 
Gebräuchen ausgeſtellt ſind. 

Die hohen vertragſchließenden Mächte verpflichten ſich, die Flagge 
der Schiffe jeder alliierten und aſſoztierten Macht anzuerkennen, die keine 
Seeküſte hat, wenn dieſe Schiffe an irgendeinem beſtimmten, in ihrem 


137 


Gebiete liegenden Orte eingetragen find; dieſer Oct ſoll als der Regiſter⸗ 
hafen ſolcher Schiffe dienen. 


Kapitel 3. Unlauterer Wettbewerb. 
Artikel 274. 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle erforderlichen Geſetzes⸗ oder Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen zu treffen, um die Rohſtoffe oder Fabrikate irgend⸗ 
eines der alliierten oder afjoziierten Staaten gegen jede Form von uns 
lauterem Wettbewerb in Handelsgeſchäften zu ſchützen. 

Deutſchland verpflichtet ſich, in ſeinem Gebiet die Ein⸗ und Ausfuhr, 
die Herſtellung und den Vertrieb, den Verkauf und die Ausſtellung zum 
Verkauf von allen Erzeugniſſen und Waren zu verbieten und durch Be⸗ 
ſchlagnahme und andere geeignete Mittel unmöglich zu machen, die an 
ſich oder in ihrer Aufmachung oder Verpackung irgendwelche Marken, 
Namen, Auſſchriften oder ſonſtige Zeichen tragen, die mittelbar oder 
unmittelbar falſche Angaben über die Herkunft, die Art, Gattung oder 
beſondere Eigenſchaft dieſer Erzeugniſſe bedeuten. 

Artikel 275. 

Unter der Bedingung der Gegenſeitigkeit verpflichtet ſich Deutſchland 
zur Beachtung der Geſetze oder Verwaltungs⸗ und Gerichtsentſchei⸗ 
dungen auf Grund dieſer Geſetze, die in einem alliierten oder aſſo⸗ 
ätierten Lande in Kraft find und Deutſchland durch die zuſtändigen 
Behörden ordnungsmäßig bekannt gegeben ſind, und die das Recht 
einer örtlichen Herkunftsbezeichnung feſtſetzen oder regeln für Weine 
oder Spirituoſen, die aus dem Lande ſtammen, zu welchem dieſe 
Ortlichkeit gehört, oder die Bedingungen feſtſetzen oder regeln, unter 
welchen die Anwendung einer ſolchen örtlichen Herkunftsbezeichnung 
erlaubt iſt. Die Ein⸗ und Ausfuhr, die Herſtellung und der Vertrieb, 
der Verkauf und die Ausſtellung zum Verkauf von Erzeugniſſen oder 
Waren, welche örtliche Herkunftsbezeichnungen tragen, die den oben auf⸗ 
geführten Geſetzen und Beſtimmungen zuwiderlaufen, ſollen von Deutſchland 
unterſagt werden und durch die im vorgehenden Artikel vorgeſchriebenen 
Mittel unmöglich gemacht werden. 


Kapitel 4. Behandlung der Staatsangehörigen der alliierten 
und aſſoziierten Mächte. 
Artikel 276. 
Deutſchland verpflichtet ſich: 

a) die Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte 
bezüglich der Ausübung von Handwerk, Beruf, Handel und 
Induſtrie keinen Ausſchlußmaßnahmen zu unterwerfen, dle 
nicht in gleicher Weiſe auf alle Ausländer ausnahmslos An⸗ 

wendung finden; 


— 


b) die Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte 
keiner Regelung oder Beſchränkung bezüglich der im Abſatz a 
erwähnten Rechte zu unterwerfen, welche mittelbar oder un⸗ 
mittelbar gegen die Beſtimmungen dieſes Abſatzes verſtoßen 
könnten, oder welche anders oder ungünſtiger wären als die, 
welche auf die Staatsangehörigen der meiſtbegünſtigten Nation 
Anwendung finden; 

c) den Staatsangehörigen der alliierten und affoziierten Mächte, 
ihrem Eigentum, ihren Rechten oder Intereſſen, einſchließlich der 
Geſellſchaften oder Vereinigungen, bei welchen ſie beteiligt ſind, 
keine andere oder höhere direkte oder indirekte Laſt, Abgabe 
oder Steuer aufzuerlegen als die, welche den deutſchen Staats⸗ 
angehörigen oder ihrem Eigentum, ihren Rechten oder Inter⸗ 
eſſen auferlegt ſind oder werden können; 

d) den Staatsangehörigen irgendeiner der alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Mächte keine Beſchränkung irgendwelcher Art aufzu⸗ 
erlegen, welche nicht am 1. Juli 1914 auf die Staatsangehörigen 
dieſer Mächte anwendbar war, falls nicht dieſelbe Beſchränkung 
in gleicher Weile ſeinen eigenen Reichsangehörigen auf⸗ 
erlegt wird. i 


Artikel 277. 

Die Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte ſollen 
auf deutſchem Gebiet für ihre Perſon, ihr Eigentum, ihre Rechte und 
ihre Intereſſen dauernden Schutz genießen und freien Zutritt zu den 
Gerichten haben. 


Artikel 278. 

Deutſchland verpflichtet ſich, die neue Staatsangehörigkeit anzu 
erkennen, welche von ſeinen Staatsangehörigen nach den Geſetzen der 
alliierten und aſſoziierten Mächte und entſprechend den Entſcheidungen der 
zuſtändigen Behörde dieſer Mächte erworben iſt oder erworben wird, ſei 
es im Wege der Naturaliſation, ſei es auf Grund einer Vertragsbeſtimmung, 
und dieſe Staatsangehörigen infolge des Erwerbes der neuen Staats⸗ 
angehörigkeit von jeder Pflicht gegenüber ihrem Herkunftsſtaat in jeder 
Hinſicht zu befreien. 

Artikel 279. 

Die alliierten und aſſoziterten Mächte können Generalkonſuln, 
Vizekonſuln und Konſularagenten in den Städten und Häfen Deutſch⸗ 
kands ernennen. Deutſchland verpflichtet ſich, die Ernennung dieſer 
Generalkonſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten, deren Namen ihm 
dekannt gegeben werden, gutzuheißen, und ſie zur Ausübung ihrer Be⸗ 
fugniſſe entſprechend den üblichen Regeln und Gebräuchen zuzulaſſen. 
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Kapitel 5. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 280. 

Die Verpflichtungen, die Deutſchland durch Kapitel I und durch 
Artikel 271 und 272 des Kapitels II auferlegt ſind, verlieren fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages ihre Wirkſamkeit, 
ſoweit ſich aus dem Wortlaut nichts Gegenteiliges ergibt oder ſofern 
nicht der Rat des Völkerbundes mindeſtens 12 Monate vor Ablauf dieſer 
Friſt beſtimmt, daß dieſe Verpflichtungen für einen weiteren Zeitraum 
mit oder ohne Anderungen aufrechterhalten bleiben. 

Artikel 276 des Kapitels IV ſoll mit oder ohne Anderung nach 
Ablauf dieſer fünf Jahre in Kraft bleiben, gegebenenfalls für einen 
weiteren Zeitraum, den die Mehrheit des Rates des Völkerbundes feſt⸗ 
ſetzen wird, jedoch nicht über fünf Jahre. 

Artikel 281. 

Wenn ſich die deutſche Regierung in internationale Handelsgeſchäfte 
einläßt, ſoll ſie in dieſer Hinſicht keine Hoheitsrechte, Privilegien oder 
Freiheiten beſitzen oder als beſitzend betrachtet werden. 


Zweiter Abſchnitt. Verträge. 
Artikel 282. 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrages ab 
und unter Vorbehalt der in ihm enthaltenen Beſtimmung werden die 
hierunter und in den nachfolgenden Artikeln aufgeführten Kollektiv⸗ 
verträge, Vereinbarungen und Abmachungen wirtſchaftlichen oder tech⸗ 
niſchen Charakters allein zwiſchen Deutſchland und denjenigen alliierten 
und aſſozlierten Mächte, die fie abſchließen, angewandt werden: 

1. Vereinbarungen vom 14. 3. 1884, 1. 12. 1886 und 23. März 
1887 und Schlußprotokoll vom 7. Juli 1887, betreffend Schutz 
von Unterſeekabeln. 

2. Vereinbarung vom 11. Oktober 1909, betreffend internationalen 
Verkehr mit Kraftwagen. 

3. Abmachungen vom 15. Mai 1886, betreffend Plombierung von 
zollpflichtigen Güterwagen, und Protokoll vom 18. Mai 1907. 

4. Abmachung vom 15. Mai 1886, betreffend die techniſche Ver⸗ 
einheitlichung der Eiſenbahnen. 

5. Vereinbarungen vom 5. Juli 1890, betreffend die Veröffent⸗ 
lichung der Zolltarife und die Organiſation einer internationalen 
Vereinigung für die Veröffentlichung der Zolltarife. 

6. Vereinbarungen vom 31. Dezember 1913, betreffend die Ver⸗ 
einheitlichung von Handelsſtatiſtiken. 

7. Vereinbarung vom 25. April 1907, betreffend die Erhöhung 

der türkiſchen Zolltarife. 
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Vereinbarung vom 14. März 1857, betreffend die Ablöſung 


der Überfahrtsgebühren im Sund und in den Belten. 


. Vereinbarung vom 22. Juni 1861 für die Ablöſung des 


Elbbrückenzolls. 


. Vereinbarung vom 16. Juli 1863 für die Ablöſung des 


Scheldebrückenzolls. 


Vereinbarung vom 29. Oktober 1888, betreffend die Aufſtellung 


einer endgültigen Vereinbarung zur Sicherung des freien 
Gebrauchs des Suezkanals. 

Vereinbarung vom 23. September 1910, betreffend die Ver⸗ 
einheitlichung gewiſſer Beſtimmungen betreffend Zuſammenſtöße 
und Rettung in Seenot. 


. Vereinbarung vom 21. Dezember 1907, betreffend die Befreiung 


von Lazaretlſchiffen von Gebühren und Abgaben in den 
Häfen. 


. Vereinbarung vom 4. Februar 1898, betreffend die Eichung 


der Binnenſchiffe. 


. Vereinbarung vom 26. September 1906 für die Abſchaffung 


der Nachtarbeit von Frauen. 


. Vereinbarung vom 26. September 1906 über die Abſchaffung 


des Gebrauchs von weißem Phosphor in der Streichholz⸗ 
fabrikation. 


Vereinbarungen vom 18. Mai 1904 und 4. Mai 1910, betreffend 


die Unterdrückung des Mädchenhandels. 


. Vereinbarung vom 4. Mai 1910, betreffend die Unterdrückung 


pornographiſcher Veröffentlichungen. 


. Sanitätsabkommen vom 30. Januar 1892, 15. April 1893, 


3. April 1894, 19. März 1897 und 3. Dezember 1903. 
Vereinbarung vom 20. Mai 1875, betreffend die Vereinheitlichung 
und Verbeſſerung des metriſchen Syſtems. 


. Vereinbarung vom 29. November 1906, betreffend die Ver⸗ 


einheitlichung von pharmazeutiſchen Formeln für ſtarkwirkende 
Medikamente. 

Vereinbarungen vom 16. und 19. November 1885, betreffend 
die Feſtſetzung einer Einheitsſtimmgabel. 


. Vereinbarung vom 7. Juni 1905, betreffend die Schaffung 


eines internationalen landwirtſchaftlichen Inſtituts in Rom. 


Vereinbarungen vom 3. November 1881 und 15. April 1889, 


betreffend Vorſichtsmaßregeln gegen die Reblaus. 


. Vereinbarung vom 19. März 1902, betreffend den Schutz von 


für die Landwirtſchaft nützlichen Vögeln. 


) Früherer Text: „von Paris und Venedig vom“. 
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26. Vereinbarung vom 12. Juni 1902, betreffend den Schutz 
der Minderjährigen. 
Artikel 283. 

Vom Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages an werden die 
hohen vertragſchließenden Teile von neuem die nachſtehend bezeichneten 
Vereinbarungen und Abmachungen, ſoweit ſie ſie betreffen, in Anwen⸗ 
dung bringen, unter der Bedingung, daß Deutſchland die beſonderen 
Beſtimmungen dieſes Artikels in Anwendung bringt. 

Poſtverträge: 
Vereinbarungen und Abmachungen des Weltpoſtvereins, unter⸗ 
zeichnet in Wien am 4. Juli 1891; 
Vereinbarungen und Abmachungen des Weltpoſtvereins, unter⸗ 
zeichnet in Waſhington am 15. Juni 1897; 
Vereinbarungen und Abmachungen des Weltpoſtvereins, unter⸗ 
zeichnet in Rom am 26. Mai 1906. 
Delegraphenverträge: 
Internationale Telegraphenvereinbarungen, unterzeichnet in St 
Petersburg am 10./ 22. VII. 1872. 
Regeln und Tarife der internationalen Telegraphenkonferenz 
in Liſſabon vom 11. Juli 1908. 

Deutſchland verpflichtet ſich, ſeine Einwilligung zum Abſchluß von 
beſonderen Abmachungen mit den neuen Staaten nicht zu verſagen, 
wie ſie in den Vereinbarungen und Abmachungen betreffs des Weltpoſt⸗ 
vereins und der internationalen Telegraphen⸗Union, dem die neuen 
Staaten angehören oder beitreten werden, vorgeſehen ſind. 

Artikel 284. 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages an 
werden die vertragſchließenden Mächte, inſoweit es ſie angeht, die inter⸗ 
nationale radiotelegraphiſche Vereinbarung vom 5. Juli 1912 von 
neuem anwenden, unter der Bedingung, daß Deutſchland diejenigen vor⸗ 
läufigen Bedingungen befolgt, die ihm durch die alliierten und aſſoztierten 
Mächte bezeichnet werden. 

Wenn innerhalb von fünf Jahren nach Jukrafttreten dieſes 
Vertrages eine Vereinbarung zur Regelung des internationalen radio⸗ 
telegraphiſchen Verkehrs als Erſatz für die Vereinbarung vom 5. Juli 
1912 abgeſchloſſen wird, ſo iſt dieſe neue Vereinbarung auch für 
Deutſchland bindend, ſelbſt für den Fall, daß Deutſchland ſich geweigert 
hat, bei der Faſſung der Vereinbarung mitzuarbeiten oder dieſelbe zu 
unterſchreiben. 

Dieſe neue Vereinbarung wird gleichfalls die beſtehenden vorläufigen 
Beſtimmungen erſetzen. 


*) Frühere Faſſung: „Wird eine neue“. 
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Artikel 285. 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages 
ab werden die Vertragſchließenden, ſoweit es ſie angeht, und unter den 
im Artikel 272 feſtgeſetzten Bedingungen die nachſtehenden Verein⸗ 
barungen von neuem anwenden: 

1) Die Vereinbarungen vom 6. Mai 1882 und 1. Februar 1889, 
betreffend die Fiſcherei in der Nordſee außerhalb der Hoheits⸗ 

gemäſſer; 

2) die Vereinbarungen und Protokolle vom 16. November 1867, 
14. Februar 1893 und 11. April 1894, betreffend Spirituoſen⸗ 
handel in der Nordſee. 


Artikel 286. 
Das internationale Pariſer Abkommen vom 20. März 1883 zum 
Schutze des induſtriellen Eigentums, revidiert in Waſhington 
1 am 2. Juni 1911; *) 
und die internationale Vereinbarung von Bern vom 9. September 
1886 für den Schutz von Literatur⸗ und Kunſtwerken, 
revidiert in Berlin am 13. November 1908 und vervoll⸗ 
ſtändigt durch das Zuſatzprotokoll, unterzeichnet in Bern am 
20. März 1914 
treten wiederum in Kraft und Wirkſamkeit vom Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des vorliegenden Vertrages ab, ſoweit ſie nicht durch Ausnahmen 
und Einſchränkungen, die aus dieſem Vertrage herrühren, beeinflußt 
oder abgeändert werden. 
Artikel 287. 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrages an 
werden die vertragſchließenden Mächte, ſoweit es ſie angeht, das 
Haager Abkommen vom 17. Juli 1905, betreffend den Zivilprozeß, au⸗ 
wenden. Dieſe Wiederanwendung erſtreckt ſich indeſſen nicht auf Frank⸗ 
reich, Portugal und Rumänien. 

Artikel 288. 

Die beſonderen Rechte und Vorrechte, die Deutſchland durch Ar⸗ 
tikel III der Vereinbarung vom 2. Dezember 1899 betreffs der 
Samoa⸗Inſeln eingeräumt find, 123850 mit dem 4. Auguſt 1914 
als erloſchen betrachtet. 

Artikel 289. 

Von den allgemeinen Grundſätzen oder Sonderbeſtimmungen des 

vorliegenden Vertrages ausgehend, wird jede der alliierten und aſſoziierten 
N Be — aa Dar Beirefienb die internationale 
Eintragung von Fabrik- und Handelsmarken; 


die Vereinbarung vom 14. April 1891, betreffend die Unterdrückung 
von falſchen Angaben über das Urſprungsland von Waren.“ 
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Mächte Deutſchland die gegenfeitigen Vereinbarungen oder Verträge 
angeben, deren Wiederinkrafttreten gegenüber Deutſchland die alliierten 
oder afjoziierten Mächte fordern. 

Die in dieſem Artikel vorgeſehene Notifizierung wird entweder 
unmittelbar oder durch die Vermittlung einer anderen Macht bewirkt. 
Deutſchland hat den Empfang ſchriftlich zu beſtätigen. Das Datum 
der Notifizierung iſt das des Wiederinkrafttretens. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte verpflichten ſich untereinander, 
nur die Vereinbarungen oder Verträge mit Deutſchland wieder in Kraft 
treten zu laſſen, die mit den Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages 
im Einklang find. 

Die Notifizierung wird gegebenenfalls diejenigen Beſtimmungen der 
betreffenden Vereinbarungen und Verträge erwähnen, welche mit den 
Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages nicht im Einklang ſtehen 
und daher als nicht wieder in Kraft tretend zu betrachten ſind. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten wird die Entſcheidung des Völker⸗ 
bundes angerufen. 

Den alliierten und aſſoziierten Mächten wird eine Friſt von 
6 Monaten vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an zur 
Notifizierung gegeben. Nur die gegenſeitigen Verträge und Verein⸗ 
barungen, die Gegenſtand einer ſolchen Notifizierung geweſen ſind, treten 
zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Mächten und Deutſchland wieder 
in Kraft; alle anderen ſind und bleiben gekündigt. 

Die obigen Beſtimmungen erſtrecken ſich auf alle gegenſeitigen 
Verträge und Vereinbarungen, die zwiſchen den alliierten und aſſoziierten 
Mächten, die den vorliegenden Vertrag unterzeichnen, und Deutſchland 
beſtehen, ſelbſt wenn die betreffenden alliierten und afjoziierten Mächte 
ſich nicht im Kriegszuſtand mit Deutſchland befunden haben. 

Artikel 290. 

Deutſchland erkennt an, daß durch den vorliegenden Vertrag alle 
Verträge, Abmachungen oder Vereinbarungen, welche es mit Oſterreich, 
Ungarn, Bulgarien und der Türkei ſeit dem 1. Auguſt 1914 bis zum 
Inkrafttreten dieſes Vertrages geſchloſſen hat, aufgehoben ſind und 


bleiben. 
Artikel 291. 

Deutſchland verpflichtet ſich, den alliierten und aſſoztierten Mächten 
ſowie den Beamten und Staatsangehörigen der genannten Mächte ohne 
weiteres den Genuß aller Rechte und Vorteile, welcher Art es auch ſei, 
zuzuſichern, welche es Oſterreich, Ungarn, Bulgarien oder der Türkei 
oder den Beamten und Staatsangehörigen dieſer Staaten durch Ver⸗ 
träge, Abmachungen oder Vereinbarungen zugeſtanden hat, welche vor 
dem 1. Auguſt 1914 geſchloſſen ſind, ſolange, als dieſe Verträge, Ab⸗ 
machungen oder Vereinbarungen in Kraft bleiben. 
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Die alliierten und aſſoztierten Mächte behalten ſich vor, die Wohl⸗ 
tat dieſer Rechte und Vorteile anzunehmen oder abzulehnen. 
Artikel 292. 

Deutſchland erkennt an, daß alle Verträge, Abmachungen und Ver⸗ 
einbarungen aufgehoben ſind und aufgehoben bleiben, welche es mit 
Rußland oder irgendeinem Staate oder irgendeiner Regierung, deren Gebiet 
ehemals einen Teil Rußlands bildete, ebenſo mit Rumänien vor dem 
1. Auguſt 1914 oder ſeit dieſem Datum bis zum Inkrafttreten dieſes 
Vertrages geſchloſſen hat. 

Artikel 293. 


Falls ſeit dem 1. Auguſt 1914 eine alliierte oder aſſoztierte 
Macht, Rußland, oder ein Staat oder eine Regierung, deren Gebiet 
ehemals einen Teil Rußlands bildete, infolge militäriſcher Be⸗ 
ſetzung oder durch irgend ein anderes Mittel oder aus irgend einem 
anderen Grunde genötigt geweſen iſt, durch eine, von irgend einer 
öffentlichen Behörde ausgehende Maßnahme Konzeſſionen, Vorrechte 
oder Vorteile jeglicher Art an Deutſchland oder an einen deutſchen 
Staatsangehörigen zu bewilligen oder bewilligen zu laſſen, ſo ſind dieſe 
Konzeſſionen, Vorrechte und Vorteile durch den vorſtehenden Vertrag 
ohne weiteres aufgehoben. 

Alle Verpflichtungen oder Entſchädigungen, welche etwa aus 
dieſer Aufhebung herrühren könnten, werden keinesfalls durch die 
alliierten oder aſſoziierten Mächte getragen, noch durch die Mächte, 
Staaten, Regierungen oder öffentlichen Behörden, welche dieſer Artikel 
von ihren Verpflichtungen entbindet. 

Artikel 294. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrages verpflichtet ſich Deutſch⸗ 
land ohne weiteres, den alliierten und aſſoziierten Mächten ebenſo 
wie ihren Staatsangehörigen die Rechte und Vorteile jeglicher Art 
zuzubilligen, welche es ſeit dem 1. Auguſt 1914 bis zum Inkrafttreten 
dieſes Vertrages durch Verträge, Abmachungen und Vereinbarungen 
nicht kriegführenden Staaten oder deren Staatsangehörigen bewilligt 
hat, ſolange dieſe Verträge, Abmachungen und Vereinbarungen in 
Kraft bleiben. 

Artikel 29%. 


Diejenigen unter den hohen vertragſchließenden Mächten, die das 
Haager Opium⸗Abkommen vom 23. Januar 1912 noch nicht unter⸗ 
zeichnet oder, wenn auch unterzeichnet, noch nicht ratifiziert haben, ſind 
bereit, dies Abkommen in Kraft treten zu laſſen und zu dieſem Zweck 
die notwendigen Geſetze ſobald als möglich zu erlaſſen, ſpäteſtens binnen 
12 Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien kommen außerdem überein, 
daß für diejenigen unter ihnen, die das beſagte Abkommen noch nicht 
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ratifiziert haben, die Ratifizierung des gegenwärtigen Vertrages in 
jeder Beziehung dieſer Ratifizierung und der Zeichnung des Spezial⸗ 
protokolls gleichkommt, das im Haag auf Grund der Beſchlüſſe der 
dritten Opium⸗Konferenz vom Jahre 1914 zur Inkraftſetzung des ge⸗ 
nannten Abkommens aufgeſetzt wurde. 

Die Regierung der Franzöſiſchen Republik wird der Regierung der 
Niederlande eine beglaubigte Abſchrift des Protokolls über die Nieder⸗ 
legung der Ratifikation dieſes Vertrages übermitteln und die Regierung 
der Niederlande einladen, dieſe Urkunde als Ratifikationsniederlegung des 
Abkommens vom 23. Januar 1912 und als Unterzeichnung des Zuſatz⸗ 
protokolls von 1914 anzunehmen und zu bewahren. 


Dritter Abſchnitt. Schulden. 
Artikel 296. 

Jede der hohen vertragſchließenden Parteien wird in einer Friſt 
von drei Monaten von der weiter unten beim Buchſtaben e vorgeſehenen 
Notifikation an gerechnet, Prüfungs⸗ und Ausgleichsämter einrichten, 
und dieſe werden die folgenden Gruppen von Zahlungsverpflichtungen · 
regeln: 

1. Die Schulden, die vor dem Kriege fällig waren und von Ange⸗ 
hörigen einer der vertragſchließenden Mächte geſchuldet wurden, die 
im Gebiete dieſer Macht wohnen, an Angehörige einer gegneriſchen 
Macht, die im Gebiete dieſer Macht wohnen. 

2. Die Schulden, die während des Krieges fällig geworden ſind 
und Angehörigen einer der vertragſchließenden Mächte geſchuldet werden, 
die im Gebiet dieſer Macht wohnen und mit Angehörigen einer 
gegneriſchen Macht, die im Gebiete dieſer Macht wohnen, Geſchäfte oder 
Kontrakte abgeſchloſſen haben, deren geſamte oder teilweiſe Ausführung 
infolge der Kriegserklärung aufgehoben worden ſind. 

3. Die vor und während dem Kriege fällig gewordenen und einem 
Angehörigen einer der vertragſchließenden Mächte geſchuldeten Zinſen aus 
Wertpapieren, die von einer feindlichen Macht ausgegeben worden find, 
vorausgeſetzt, daß die Zahlung dieſer Zinſen an die Angehörigen 
dieſer Macht oder an Neutrale während des Krieges nicht aufgehoben 
worden war. 

4. Die Kapitalien, die während des Krieges zurückzuzahlen waren, 
ſoweit ſie an Angehörige einer der vertragſchließenden Mächte zahlbar 
waren und ſoweit es ſich um Werte handelt, die von einer gegneriſchen 
Macht ausgegeben waren, vorausgeſetzt, daß die Zahlung dieſer Kapi⸗ 
talien an die Angehörigen dieſer Macht oder an Neutrale während des 
Krieges nicht aufgehoben worden war. Die Erträgniſſe der Liquidation 
von feindlichen Gütern, Rechten oder Intereſſen, die in Abſchnitt IV 
und ſeiner Anlage bezeichnet ſind, werden von den Prüfungs⸗ und Aus⸗ 
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gleichsämtern in dem Gelde und zu dem Kurſe in Anrechnung gebracht, 
der beim untenſtehenden Buchſtaben d vorgeſehen iſt, und von ihnen unter 
Bedingungen angewieſen, die in den genannten Abſchnitten und ihren 
Anlagen vorgeſehen ſind. 

Die im vorliegenden Artikel vorgeſehenen Beſtimmungen werden 
nach den folgenden Grundſätzen und entſprechend der Anlage zu dieſem 
Abſchnitt ausgeführt. 

a) Jeder der hohen vertragſchließenden Parteien ſind vom In⸗ 
krafttreten dieſes Vertrages ab alle Zahlungen und Zahlungs⸗ 
annahmen und überhaupt jeder auf die Regelung der genannten 
Schulden bezügliche Verkehr zwiſchen den beteiligten Parteien 
verboten, außer durch Vermittlung der Prüfungs⸗ und Aus⸗ 
gleichsämter. 

b) Jede der hohen vertragſchließenden Parteien iſt demgemäß verant⸗ 
wortlich für die Bezahlung der genannten Schulden ihrer Staats⸗ 
angehörigen, mit Ausnahme des Falles, daß der Schuldner ſich 
vor dem Kriege in Konkurs, Vermögensverfall oder im Zuſtand 
erklärter Zahlungsunfähigkeit befunden hat, oder wenn die 
Schuldnerin eine Geſellſchaft war, deren Geſchäfte während des 
Krieges gemäß der Ausnahmegeſetzgebung des Krieges liquidiert 
worden ſind. Deſſenungeachtet werden die Schulden der Ein⸗ 
wohner der vom Feinde vor dem Waffenſtillſtand eroberten oder 
beſetzten Gebiete von den Staaten, zu denen dieſe Gebiete ge⸗ 
hören, nicht garantiert. 

e) Die den Angehörigen einer der vertragſchließenden Mächte von 
den Angehörigen einer gegneriſchen Macht geſchuldeten Summen 
werden auf das Schuldkonto des Prüfungs⸗ und Ausgleichs⸗ 
amts des Landes des Schuldners gebucht und dem Gläubiger 
durch das Amt des Landes dieſes letzteren ausgezahlt. 

d) Die Schulden werden bezahlt oder gutgeſchrieben in der Geldart 
der betreffenden alliierten und aſſoziierten Macht leinſchließlich 
der Kolonien und der Protektorate der alliierten Mächte, der 
britiſchen Dominions und Indiens). Wenn die Schulden in 
einer anderen Geldart bezahlt werden müſſen, ſo geſchieht dies 
in der Geldart der betreffenden alliierten oder aſſoziierten Macht 
(Kolonie, Protektorat, britiſche Dominions oder Indiens). Die 
Umrechnung findet nach dem vor dem Kriege geltenden Wechſel⸗ 
kurs ſtatt. Für die Anwendung dieſer Vorſchrift wird der vor 
dem Kriege geltende Wechſelkurs als gleich angenommen mit 
dem mittleren telegraphiſchen Überweiſungskurſe der betreffenden 
alliierten oder aſſoziierten Macht während des Monats, der 
der Eröffnung der Feindſeligkeiten zwiſchen dieſer Macht und 

Deutſchland vorausging. 
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Beſtimmt ein Vertrag ausdrücklich einen beſtimmten Wechſel⸗ 
kurs für die Umrechnung des Geldes, in dem die Verpflichtung 
ausgedrückt ift, in die Geldart der betreffenden alliieıten oder 
aſſoziierten Macht, fo iſt die obige Beſtimmung bezüglich des 
Umrechnungskurſes nicht anwendbar. 

Bezüglich der neu geſchaffenen Mächte werden die Geldart 
und die Wechſelkurſe, die für die zu zahlenden oder gutzu⸗ 
ſchreibenden Schulden anzuwenden ſind, von der in Teil VIII 
vorgeſehenen Wiedergutmachungskommiſſion feſtgeſetzt. 

e) Die Vorſchriften des vorliegenden Artikels und der beigefügten 
Anlage ſind nicht anwendbar zwiſchen Deutſchland einerſeits 
und irgendeiner der alliierten oder aſſoziierten Mächte, ihren 
Kolonien und Protektoraten oder irgendeinem der britiſchen 
Dominions oder Indiens andererſeits, es ſei denn, daß in einer 
Friſt von einem Monat nach der Ratifikation dieſes Ver⸗ 
trages durch die in Frage ſtehende Macht oder der Rati⸗ 
fifation auf Rechnung dieſer Dominions oder Indiens“) 
an keine entſprechende Nolifikation an Deutſchland ſeitens der 
Regierungen dieſer alliierten und aſſoziierten Mächte oder 
britiſcher Dominions oder Indiens je nach dem Falle erfolgt iſt 

1) Die alliierten und aſſoziierten Mächte, die den vorliegenden 
Artikel und die folgende Anlage angenommen haben, können 
untereinander die Anwendung dieſer Beſtimmungen auf ihre 
Staatsangehörigen, die auf ihrem Gebiete anſäſſig find, ver⸗ 
einbaren, ſoweit es ſich um die Beziehung dieſer Staats⸗ 
angehörigen zu deutſchen Reichsangehörigen handelt. In dieſem 
Falle werden die Zahlungen, die in Anwendung der vorliegen⸗ 
den Beſtimmung gemacht werden, zwiſchen den beteiligten 
Prüfungs⸗ und Ausgleichsämtern der alliierten und afjoziierten 
Mächte geregelt. 


Anlage. 


8 1. 

| Jede der hohen vertragſchließenden Parteien richtet binnen dreier 
Monate von der in Artikel 296 Abſatz e vorgeſehenen Notifikation ab 
ein Prüfungs- und Ausgleichsamt für die Zahlung und Deckung der 
feindlichen Schulden ein. Es können örtliche Amter für einen Teil der 
Gebiete der hohen vertragſchließenden Parteien geſchaffen werden. Dieſe 
| Amter verfahren in diefen Gebieten wie die Zentralämter doch hat jeder 
Verkehr mit den in den feindlichen Ländern errichteten Amtern durch 
Vermittlung des Zentralamtes ſtattzufinden. 


*) Frühere Faſſung: ‚ſechs Monaten von Inkrafttreten dieſes Vertrages“. 
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In der vorliegenden Anlage werden als „feindliche Schulden“ die 
Zahlungsverpflichtungen bezeichnet, die im erſten Abſatz des Artikels 296 
bezeichnet ſind, als „feindliche Schuldner“ die Perſonen, die dieſe Summen 
ſchulden, als „feindliche Gläubiger“ die Perſonen, denen ſie geſchuldet 
werden, als „Gläubigeramt“ das Prüfungs⸗ und Ausgleichsamt im Lande 
des Gläubigers und als „Schuldneramt“ das Prüfungs⸗ und Ausgleichs⸗ 
amt im Lande des Schuldners. 


83. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien werden die Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Beſtimmungen von Abſatz a des Artikels 296 
mit den Strafen ahnden, die gegenwärtig in ihrer Geſetzgebung für den 
Handel mit dem Feinde vorgeſehen ſind. Ebenſo unterſagen ſie auf 
ihrem Gebiet jedes Rechtsverfahren, das ſich auf die Zahlung der feind⸗ 
lichen Schulden bezieht, außer in den Fällen, die in den vorliegenden 
Beſtimmungen vorgeſehen ſind. 

4. 


8 

Die in Abſatz b des Artikels 296 vorgeſehene Bürgſchaft von ſeiten 
der Regierung tritt ein, wenn die Deckung aus irgendeiner Urſache nicht 
bewirkt werden kann, außer in dem Falle, wo nach der Geſetzgebung 
des Landes des Schuldners die Schuld in dem Augenblick der Kriegs⸗ 
erklärung verjährt war, oder wenn ſich in dieſem Augenblick der 
Schuldner in Konkurs, in Vermögensverfall oder im Zuſtand erklärter 
Zahlungsunfähigkeit befunden hat, oder wenn die Schuldnerin eine 
Geſellſchaft war, deren Geſchäfte infolge der Ausnahmegeſetzgebung der 
Kriegszeit liquidiert worden ſind. In dieſem Falle wird das in den 
vorliegenden Beſtimmungen vorgeſehene Verfahren auf die Zahlung der 
Verteilungsſumme angewandt. 

Die Ausdrücke „in Konkurs“, „in Vermögensverfall“ find im Sinne 

der Geſetzgebungen angewandt, die dieſe Rechtslage vorſehen. 

Der Ausdruck „im Zuſtande erklärter Zahlungsunfähigkeit“ entſpricht 
der Bezeichnung des engliſchen Rechts. 


8 5. 

Die Gläubiger melden dem Gläubigeramt binnen 6 Monaten von 
ſeiner Errichtung die Schulden an, die ihnen geſchuldet werden, und 
liefern dieſem Amt alle Urkunden und Auskünfte, die von ihnen er⸗ 
fordert werden. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien werden alle geeigneten 
Maßnahmen ergreifen, um heimliche Verſtändigungen zwiſchen feindlichen 
Gläubigern und Schuldnern zu verfolgen und zu beſtrafen. Die Amter 
teilen ſich alle Angaben und Auskünfte mit, die zur Aufdeckung und 
Beſtrafung ſolcher heimlichen Verſtändigungen führen können. 
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Die hohen vertragſchließenden Parteien erleichtern auf Koſten der 
Parteien und durch Vermittlung der Amter ſoweit als möglich den 
Poſt⸗ und Telegraphenverkehr zwiſchen den Schuldnern und Gläubigern, 
die zu einer Einigung über die Höhe ihrer Schulden zu kommen 
wünſchen. 

Das Gläubigeramt teilt dem Schuldneramt alle Schulden mit, 
die bei ihm angemeldet ſind. Das Schuldneramt teilt dem Gläubiger⸗ 
amt zu gegebener Zeit mit, welche Schulden anerkannt und welche 
beſtritten ſind. Im letzteren Falle hat das Schuldneramt die Gründe 
für die Nichtanerkennung der Schuld anzugeben. 

8 6. 

Wird eine Schuld ganz oder teilweiſe anerkannt, ſo ſchreibt das 
Schuldneramt den Betrag der anerkannten Schuld dem Gläubigeramt 
gut und teilt ihm zugleich dieſes Guthaben mit. 


8 7. 

Die Schuld wird als völlig anerkannt betrachtet und der Betrag ſofort 
dem Gläubigeramt gutgeſchrieben, ſofern das Schuldneramt nicht binnen 
3 Monaten vom Empfang der ihm gemachten Mitteilung ab die 
Nichtanerkennung der Schuld mitteilt (es ſei denn, daß das Gläubiger⸗ 
amt die Verlängerung dieſer Friſt gutheißt). 

f 8 8. 

Falls die Schuld im ganzen oder teilweiſe nicht anerkannt wird, 
prüfen beide Amter die Angelegenheit gemeinſam und verſuchen, die 
Parteien zur Einigung zu bringen. 


89. 

Das Gläubigeramt zahlt an die einzelnen Gläubiger die Summen, 
die ihm gutgeſchrieben ſind, und benutzt zu dieſem Zweck die Mittel, 
die ihm von der Regierung ſeines Landes zur Verfügung geſtellt ſind. 
Es richtet ſich nach den Bedingungen, die von dieſer Regierung feſt⸗ 
geſetzt ſind, und behält namentlich alle Beträge zurück, die für Riſiko, 
Koſten ode Kommiſſionsgebühren notwendig erſcheinen. 


8 10. 

Jede Perſon, die Zahlung einer feindlichen Schuld gefordert hat, 
deren Höhe ganz oder zum Teil nicht anerkannt iſt, bezahlt dem Amt 
als Geldſtrafe 5 Prozent der nichtanerkannten Schuldſumme. Des⸗ 
gleichen muß jede Perſon, die ungerechtfertigt die Anerkennung einer 
von ihr geforderten Schuld oder eines Teils derſelben verweigert hat, 
als Geldſtrafe 5 Prozent von dem Betrag zahlen, hinſichtlich deſſen die 
Weigerung nicht als gerechtfertigt anerkannt worden iſt. Dieſe Zinſen 
werden geſchuldet von dem Tage des Ablaufes der im 8 7 vor 
geſehenen Friſt bis zu dem Tage, wo der Anſpruch als ungerechtfertigt 
anerkannt oder die Schuld bezahlt iſt. 
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Die obengenannten Gelditrafen werden von den zuſtändigen Ämtern 
beigetrieben. Sie find verantwortlich in dem Falle, wo die Strafen 
nicht beigetrieben werden können. | 

Die Strafen werden dem Amt der Gegenſeite gutgeſchrieben, das 
ſie als Beihilfen zu den Koſten der Durchführung der vorliegenden 
Beſtimmungen einbehält. 9 1 


Der Rechnungsausgleich zwiſchen den Amtern wird jeden Monat 
hergeſtellt und das Saldo wird von dem Schuldnerſtaat innerhalb von 
8 Tagen durch Barzahlung beglichen. 

Deſſen unbeſchadet werden die Beträge, die etwa von einer oder 
mehreren der alliierten und aſſoziierten Mächte geſchuldet werden, bis zur 
vollen Bezahlung der Summen, die den alliierten und den afjoziierten 
Mächten oder ihren Staatsangehörigen für den Krieg geſchuldet werden, 
zurückbehalten. 9 12 


Um den Geſchäftsgang zwiſchen den Amtern zu erleichtern, hält 
ledes von ihnen in der Stadt, wo das andere tätig iſt, einen Vertreter. 
8 13. 

Liegen nicht beſondere Ausnahmegründe vor, jo werden die Ver⸗ 
handlungen ſoweit als möglich in den Geſchäftsräumen des Schuldner⸗ 


amtes geführt. 
8 14. 


In Anwendung des Artikels 296 b find die hohen vertragſchließenden 
Parteien für die Zahlung der feindlichen Schulden ihrer ſchuldneriſchen 
Staatsangehörigen verantwortlich. 

Das Schuldneramt muß daher dem Gläubigeramt alle anerkannten 
Schulden gutſchreiben, ſelbſt wenn die Beitreibung bei den einzelnen 
Schuldnern unmöglich wäre. Die Regierungen müſſen trotzdem ihrem 
Amt jede alle nötige Vollmacht geben, um die Beitreibung der an⸗ 
erkannten Beträge zu verfolgen. Ausnahmsweiſe werden die anerkannten 
Schulden ſolcher Perſonen, die Kriegsſchäden erlitten haben, dem Gläubiger⸗ 
amt nur dann gutgeſchrieben, wenn die ihnen für dieſe Schäden etwa 
geſchuldete Entſchädigung gezahlt iſt. 

8 15. 

Jede Regierung ſteht für die Koſten des in ihrem Gebiete einge⸗ 

richteten Amts, einſchließlich der Gehälter des Perſonals ein. 
8 16. 

Im Falle von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen zwei Amtern 
über die Rechtmäßigkeit einer Schuld oder im Falle eines Streits zwiſchen 
dem Schuldner und dem feindlichen Gläubiger oder zwiſchen den Amtern 
wird der Streit entweder einem Schiedsgericht unterworfen (wenn die 
Parteien dem zuſtimmen und unter den Bedingungen, die von ihnen 
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gemeinſam feſtgeſetzt werden), oder der Streit wird vor das gemiſchte 
Schiedsgericht gebracht, das im Abſchnitt VI weiter unten vorgeſehen 
iſt. Die Sache kann aber auch auf Antrag des Gläubigeramts bei den 
ordentlichen Gerichten am Wohnſitz des Schuldners vorgebracht werden. 


8 17. 

Die Beträge, die von dem gemiſchten Schiedsgericht, von den 
ordentlichen Gerichten oder von dem Schiedsgericht zugeſprochen ſind, 
werden durch Vermittlung der Amter beigetrieben, als wenn dieſe 
Summen von dem Schuldneramt als geſchuldet anerkannt wären. 


§ 18. 

Die beteiligten Regierungen beſtimmen einen Beamten, dem die 
Erhebung der Klagen bei dem gemiſchten Schiedsgericht für Rechnung 
feines Amtes obliegt. Dieſer Beamte übt eine allgemeine Aufſicht 
über die Vertreter oder Anwälte der Angehörigen ſeines Landes aus. 

Das Gericht urteilt auf Grund der Akten. Es kann jedoch die 
Parteien anhören, wenn ſie perſönlich erſcheinen oder ſich nach ihrem 
Belieben vertreten laſſen, ſei es durch Beauftragte, die von den beiden 
Regierungen genehmigt find, ſei es durch den oben genannten Beamten, 
der die Vollmacht hat, für eine Partei einzutreten oder den von der Partei 
aufgegebenen Rechtsſtreit wieder aufzunehmen und aufrechtzuerhalten. 


8 19. 

Die beteiligten Amter liefern dem gemiſchten Schiedsgericht alle 
Auskünfte und Urkunden, die ſie im Beſitz haben, damit das Gericht 
über die ihm unterbreiteten Angelegenheiten ſchnell zu entſcheiden vermag. 


8 20. 

Legt eine der beiden Parteien gegen die gemeinſame Entſcheidung 
beider Amter Berufung ein, ſo hat der Berufungskläger eine Summe 
zu hinterlegen, die nur zurückgegeben wird, wenn die erſte Entſcheidung 
zugunſten des Berufenden umgeſtoßen wird, und nur in dem Maße, wie 
er obſiegt. In dieſem Fall wird ſein Gegner im gleichen Verhältnis 
zur Tragung der Koſten und Ausgaben verurteilt. Die Hinterlegung 
kann durch eine vom Gericht angenommene Bürgſchaft erſetzt werden. 

Eine Abgabe in Höhe von 5% der Streitſumme wird bei allen, 
dem Gericht unterbreiteten Angelegenheiten erhoben. Falls das Gericht 
nicht anders entſcheidet, wird dieſe Summe von der unterliegenden Partei 
getragen. Dieſe Abgabe iſt unabhängig von der obengenannten Hinter⸗ 
legungsſumme, ebenſo von der Bürgſchaft. Das Gericht kann einer 
der Parteien Schade nerſatz bis zur Höhe der Prozeßkoſten zuſprechen. 
Alle auf Grund dieſes Paragraphen geſchuldeten Beträge werden dem 
Amt der obſiegenden Partei gutgeſchrieben und bilden den Gegenſtand 
eines Separatkontos. 
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821. 

Zur ſchnellen Abwicklung der Geſchäfte ift bei der Auswahl des 
Perſonal der Ämter und der gemifchten Schiedsgerichte darauf zu ſehen, 
daß das Perſonals die Sprache des gegneriſchen Landes kennt. 

Die Amter können unter ſich frei korreſpondieren und ſich Urkunden 
in ihrer Sprache zuſchicken. 

8 22. 

Vorbehaltlich anderweitiger Übereinkunft zwiſchen den beteiligten 
N werden die Schulden unter den folgenden Bedingungen 
verzinſt: 

Auf die Beträge, die als Dividenden, Zinſen oder andere periodiſche 
Leiſtungen geſchuldet werden, die eine Kapitalverzinſung darſtellen, find 
feine Zinſen zu zahlen. 

Der jährliche Zinsſatz beträgt 5 Prozent, außer wenn der Gläubiger 
durch Vertrag, Geſetz oder Ortsgebrauch einen anderen Zinsſatz genießen 
ſollte. In dieſem Falle wird dieſer Zinsſatz angewendet. 

Die Zinſen laufen von dem Tage der Eröffnung der Feindſeligkeiten 
oder dem Tage der Fälligkeit, wenn die zu deckende Schuld im Laufe 
des Krieges fällig geworden iſt, und bis zu dem Tage, wo der Betrag 
der Schuld dem Gläubigeramt gutgeſchrieben iſt. 

Soweit Zinſen geſchuldet werden, gelten fie als von den Amtern 
anerkannte Schulden und werden unter denſelben Bedingungen dem 
Gläubigeramt gutgeſchrieben. 

8 33. 

Wird auf Grund einer Entſcheidung der Amter oder des gemiſchten 
Schiedsgerichtes ein Anſpruch nicht zu den im Artikel 296 vorgeſehenen 
Fällen gerechnet, ſo kann der Gläubiger die Beitreibung ſeiner Forderung 
vor den ordentlichen Gerichten oder auf jedem anderen Rechtswege ver⸗ 
folgen. Der bei dem Amt geſtellte Antrag unterbricht die Verjährung. 


9 24. 

Die hohen vertragſchließenden Teile kommen überein, die Ent⸗ 
ſcheidungen des gemiſchten Schiedsgerichtshofes als endgültige anzu⸗ 
ſehen und fie für ihre Staatsangehörigen verpflichtend zu machen.“ 

8 B. 

Wenn ein Gläubigeramt ſich weigert, dem Schuldneramt eine 
Forderung zu notifizieren oder ein Rechtsverfahren vorzunehmen, das in 
der vorſtehenden Anlage vorgeſehen iſt, um einen Anſpruch, der ihm 
amtlich notifiziert iſt, ganz oder teilweiſe zur Geltung zu bringen, ſo 
iſt es verpflichtet, dem Gläubiger eine Beſcheinigung auszuſtellen, die die 


60 Frübere Faſſung: „verpflichten ſich, die auf Grund der Anwendung des 
vorſtehenden Anhanges getroffenen Entſcheidungen als endgültig und bindend 
anzuſehen und ihre Vollſtreckung ihren Staatsangehörigen gegenüber zu ſichern.“ 
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beanipruchte Summe angibt. Der betreffende Gläubiger kann dann die 
Beitreibung der Forderung vor den ordentlichten — oder auf 
jedem anderen Rechts wege verfolgen. 


Vierter Abſchnitt. Eigentum, Rechte und Intereſſen⸗ 
Artikel 297. 

Die Frage des privaten Eigentums, der privaten Rechte und 
privaten Intereſſen im feindlichen Ausland wird gemäß den in dieſem 
Abſchnitt niedergelegten Grundſätzen und nach den Beſtimmungen der 
ihm beigefügten Anlage geregelt. 

a) Die von Deutſchland getroffenen außerordentlichen Kriegsmaß⸗ 
nahmen und Verfügungsmaßnahmen, wie fie in der beigefügten Anlage 
8 3 definiert ſind, hinſichtlich des Eigentums, der Rechte und Intereſſen 
der Angehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte, einſchließlich der 
Geſellſchaften und Vereinigungen, an denen dieſe Angehörigen beteiligt 
waren, werden unverzüglich aufgehoben oder eingeſtellt, wenn die Liqui⸗ 
dation noch nicht beendet iſt. Das Eigentum, die Rechte und Intereſſen, 
um die es ſich handelt, werden den Berechtigten zurückerſtattet, die 
wieder ihren vollen Genuß nach den im Artikel 298 feſtgeſetzten Bedingungen 
haben ſollen. 

b) Unter dem Vorbehalt entgegenſtehender Beſtimmungen, die ſich 
aus dem gegenwärtigen Vertrage ergeben könnten, behalten ſich die 
alliierten und aſſoziierten Mächte das Recht vor, alles Eigentum, alle 
Rechte und Intereſſen, die ſich am Tage des Inkrafttretens des 
Vertrags auf deutſche Reichsangehörige beziehen oder auf“) von 
ihnen beaufſichtigte Geſellſchaften, die auf ihrem Gebiet, in ihren 
Kolonien, Beſitzungen und Schutzgebieten einſchließlich der ihnen auf 
Grund des gegenwärtigen Vertrages abgetretenen Gebiete liegen, zurück⸗ 
zubehalten und zu liquidieren. 

Die Liquidation findet nach den Geſetzen des betreffenden alliierten 
oder aſſoziierten Staates ſtatt. Der deutſche Eigentümer kann ohne die 
Einwilligung dieſes Staates nicht über ſein Eigentum, ſeine Rechte und 
Intereſſen verfügen, noch ſie irgendwie belaſten. 

Nicht als deutſche Reichsangehörige im Sinne dieſes Paragraphen 
werden diejenigen Deutſchen betrachtet, die ohne weiteres die Staats⸗ 
angehörigkeit einer alliierten oder afjoziierien Macht auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrages erwerben. 

c) Die Preife oder Entfhädigungen, die ſich bei der Ausübung 
des im Abſatz b vorgeſehenen Rechtes ergeben, werden feſtgeſetzt nach 
dem Modus der Abſchätzung oder Liquidation, der durch die Geſetzgebung 
des Landes feſtgeſetzt iſt, in dem das Eigentum zurückgehalten oder 
liquidiert worden iſt. 


) Frühere Faſſung: „der deutſchen abt be oder der". 
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ch) In den Beziehungen zwiſchen den alliierten und afjoziierten 
Mächten oder ihren Staatsangehörigen einerſeits und Deutſchland und feinen 
Reichsangehörigen andererſeits werden alle außerordentlichen Kriegs⸗ 
maßnahmen oder Verfügungsmaßnahmen, ſowie auf Grund ſolcher 
Maßnahmen vorgenommene oder noch vorzunehmende Handlungen, wie 
ſie in 88 1 und 3 der beigefügten Anlage bezeichnet ſind, als endgültig 
und für jedermann bindend angeſehen, jedoch mit den in dieſem Vertrag 
vorgeſehenen Vorbehalten. a 

e) Die Angehörigen der alliierten oder aſſoziierten Mächte 
haben Anſpruch auf Entſchädigung für die Schäden oder Nachteile, 
die infolge Anwendung der außerordentlichen Kriegsmaßnahmen und der 
Verfügungsmaßnahmen, die den Gegenſtand der SS 1 und 3 der bei⸗ 
gefügten Anlage bilden, ihrem Eigentum, ihren Rechten oder ihren 
Intereſſen zugefügt ſind, einſchließlich der Geſellſchaften oder der Vereini⸗ 
gungen, an denen ſie auf deutſchem Gebiet beteiligt waren, ſowie es 
am 1. Auguſt 1914 beſtanden hat. Die von dieſen Staatsangehörigen 
geltend gemachten diesbezüglichen Anſprüche werden geprüft und die Höhe 
der Entſchädigung durch das gemiſchte Schiedsgericht feſtgeſetzt, das in 
Abſchnitt VI vorgeſehen iſt, oder durch einen Schiedsrichter, der durch 
das beſagte Gericht bezeichnet wird. Die Entſchädigungen fallen zu 
Laſten Deutſchlands und können im voraus gedeckt werden aus dem 
Eigentum der deutſchen Reichsangehörigen, die ſich auf dem Gebiete 
oder unter der Aufſicht des Staates befinden, dem der Berechtigte an⸗ 
gehört. Dies Eigentum kann als Pfand für die feindlichen Verpflichtungen 
genommen werden, unter den Bedingungen, die in 8 4 der beigefügten 
Anlage feſtgelegt ſind. Die Zahlung dieſer Entſchädigungen kann 
durch die alliierte oder aſſoziierte Macht erfolgen und der Betrag zu 
Laſten Deutſchlands geſchrieben werden. N 

1) In allen Fällen, wo ein Staatsangehöriger einer der alliierten 
oder aſſoztierten Mächte als Eigentümer eines Gegenſtandes, Rechtes 
oder Intereſſes, über die auf deutſchem Gebiet irgendeine Verfügung 
getroffen iſt, den Wunſch ausdrückt, wird er auf Grund des in Abſatz e 
vorgeſehenen Anſpruches, falls der Gegenſtand noch in Natur vorhanden 
iſt, durch Rückgabe des Gegenſtandes befriedigt. 

In dieſem Fall muß Deutſchland alle Maßnahmen ergreifen, die 
notwendig ſind, um den enteigneten Eigentümer wieder in ſein Eigen⸗ 
tum einzuſetzen, frei von allen Laſten oder Auflagen, mit denen er etwa 
nach der Liquidation belaſtet worden iſt, und jeden Dritten, der durch 
die Rückerſtattung des Eigentums geſchädigt iſt, ſchadlos halten. 

Kann die im vorliegenden Paragraphen vorgeſehene Rückerſtattung 
des Eigentums nicht erfolgen, ſo können beſondere Abmachungen zwiſchen 
den beteiligten Mächten oder den in der Anlage zu Abſchnitt III vor⸗ 
geſehenen Prüfungs⸗ und Ausgleichsämtern getroffen werden, um die 
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Entſchädigung ficherzuftellen, die der Angehörige einer alliierten oder 
aſſoziierten Macht für den in Abſatz e vorgeſehenen Schaden zu fordern 
hat, und zwar durch die Zuſprechung von Vorteilen oder gleichwertigen 
Gegenſtänden, die er anzunehmen ſich bereit erklärt an Stelle des Eigen⸗ 
tums, der Rechte oder Intereſſen, die ihm entzogen worden ſind. 

Hinſichtlich der Rückerſtattungen, die gemäß dieſem Artikel ſtatt⸗ 
gefunden haben, werden die in Anwendung von Abſatz e feſtgeſetzten 
Preiſe oder Entſchädigungen um den gegenwärtigen Wert des zurück⸗ 
erſtatteten Gutes vermindert, unter Anrechnung der Entſchädigung für 
die entzogene Nutznießung oder Abnutzung. 

g) Die in Abſatz f vorgeſehene Befugnis ift den Eigentümern 
vorbehalten, die Angehörige der alliierten und aſſoziierten Mächte find, 
auf deren Gebiet geſetzliche Maßnahmen, die die allgemeine Liquidation 
der ſeindlichen Güter, Rechte und Intereſſen anordneten, vor der Unter⸗ 
zeichnung des Waffenſtillſtandes nicht angewendet worden waren. 

h) Außer dem Falle, wo in Anwendung des Abſatzes f Natural 
rückgabe ſtattgefunden hat, wird der Barerlös der Liquidation von 
Eigentum, Rechten und Intereſſen der Feinde, wo immer ſie ſich befunden 
haben, ſei es, daß dieſe Liquidation auf Grund der Ausnahmegeſetzgebung 
des Krieges oder in Anwendung des gegenwärtigen Artikels ſtattgeſunden 
hat, und überhaupt alle feindlichen Barguthaben wie folgt verwendet: 

1. Was die Mächte betrifft, die den Abſchnitt III und die an⸗ 
gefügte Anlage annehmen, fo werden die genannten Erlöſe und 
Guthaben der Macht, deren Staatsangehöriger der Eigentümer 
iſt, durch Vermittlung des Prüfungs⸗ und Ausgleichamts gut⸗ 
geſchrieben, die in dem genannten Abſchnitt und ſeiner Anlage 
vorgeſehen ſind. Der Saldo, der ſich zugunſten Deutſchlands 
ergibt, wird entſprechend dem Artikel 243 behandelt. 

Im Falle von Liquidationen in den neuen Staaten, die 
als Signatare des vorliegenden Vertrages als alliierte und 
aſſoziierte Mächte gelten, oder in ſolchen Staaten, welche 
an dem von Deutſchland zu zahlenden Schadenerſatz nicht 
teilhaben, ſoll das Ergebnis der von der Regierung ge⸗ 
nannter Staaten ausgeführten Liquidationen, doch unter 
Vorbehalt der Rechte der Schadenerſatzkommiſſion des 
vorliegenden Vertrages, beſonders der Artikel 235 und 260, 
direkt an die Eigentümer ausgeſchüttet werden. Weiſt 
der Eigentümer vor dem in Abſchnitt VI des vorliegenden 
Teiles vorgeſehenen Gemiſchten Schiedsgerichtshof oder 
vor einem von dieſem Gericht eingeſetzten Schiedsrichter 
nach, daß die Bedingungen des Verkaufs oder Maß⸗ 
nahmen, die die Regierung des betreffenden Staates 
außerhalb ihrer allgemeinen Geſetzgebung verfügt hat, 
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den Preis ungerechterweiſe beeinträchtigt haben, jo ſoll 

das Gericht oder der Schiedsrichter befugt ſein, dem 

Berechtigten eine angemeſſene, von dem betreffenden Staat 
zu zahlende Entſchädigung zuzuerkennen. 

2. Was die Mächte anbetrifft, die den Abſchnitt III und die An⸗ 

lage nicht annehmen, ſo wird der Erlös des Eigentums, der 
Rechte und Intereſſen und werden die von Deutſchland zurück⸗ 
gehaltenen Barguthaben der Angehörigen der alliierten und 
afjoziierten Mächte unmittelbar an den Berechtigten oder an ſeine 
Regierung gezahlt. Jede alliierte oder aſſoziierte Macht kann über 
den Erlös des Eigentums, der Rechte und Intereſſen und über 
die Barguthaben der deutſchen Reichsangehörigen verfügen, die 
ſie nach ihren Geſetzen und Verordnungen beſchlagnahmt hat, 
und kann ihn zur Zahlung der Anſprüche und Forderungen ver⸗ 
wenden, die in dem gegenwärtigen Artikel oder im $ 4 der Ans 

; lage feſtgeſetzt find. Jedes Eigentum, Recht oder Intereſſe oder 
der Erlös der Liquidation dieſes Eigentums oder jedes Bar⸗ 
guthaben, über das nicht nach dem eben Geſagten verfügt wird, 
kann von der betreffenden alliierten oder aſſoziierten Macht 
zurückgehalten werden. In dieſem Falle wird ſein Barwert 
nach Artikel 243 behandelt. 

i) Deutſchland verpflichtet ſich, ſeine Reichsangehörigen hinſichtlich 
der Liquidation oder der Zurückhaltung ihres Eigentums, ihrer Rechte 
oder Intereſſen in alliierten oder aſſoziierten Ländern zu entſchädigen. 

j) Der Betrag von Abgaben und Kapitalſteuern, die von 
Deutſchland von dem Eigentum, den Rechten und Intereſſen von 
Staatsangehörigen der alliierten oder aſſoziierten Mächte ſeit 
dem 11. November 1918 bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages erhoben worden ſind 
oder noch erhoben werden können, oder, wenn es ſich um Eigentum, 
Rechte und Intereſſen handelt, die außerordentlichen Kriegs⸗ 
maßnahmen unterworfen waren, bis zu der von dieſem Vertrage 
beſtimmten Wiedererſtattung, muß den Berechtigten zurück⸗ 
erſtattet werden. 

Artikel 298. 


Hinſichtlich des Eigentums, der Rechte und Intereſſen, die gemäß 
Artikel 297, Abſatz a oder f, den Angehörigen der alliierten oder 
aſſoziierten Mächte zurückzuerſtatten find, einſchließlich der Geſellſchaften 
und Vereinigungen, an denen dieſe Angehörigen beteiligt waren, ver⸗ 
pflichtet ſich Deutſchland: 

a) Vorbehaltlich der in dieſem Vertrag ausdrücklich vorgeſehenen 
Ausnahmen, das Eigentum, die Rechte und Intereſſen der Angehörigen 
der alliierten oder aſſoziierten Mächte wieder in den Rechtszuſtand zu 
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verſetzen und darin zu erhalten, in dem ſich kraft der vor dem Kriege 
geltenden Geſetze das Eigentum, die Rechte und Intereſſen der deutſchen 
Reichsangehörigen befanden. 

b) Das Eigentum, die Rechte und Intereſſen der Angehörigen der 
alliierten und aſſoziierten Mächte keiner Maßnahme hinſichtlich des 
Eigentums zu unterwerfen, die nicht gleichzeitig auf Eigentum, Rechte 
und Intereſſen der deutſchen Reichsangehörigen angewendet werden, und 
einen angemeſſenen Schadenserſatz zu zahlen, wo eine ſolche Maßnahme 
getroffen ſein ſollte. 

Anlage. 
8 1. 

In den Beſtimmungen des Artikels 297, Abſatz d, wird die Gültig⸗ 
keit aller Maßnahmen zur Zuteilung von Eigentum, aller Veror nungen 
über die Liquidation von Unternehmungen oder Geſellſchaften oder aller 
anderen Verordnungen, Beſtimmungen und Anordnungen ausgeſprochen, 
die von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde einer der 
hohen vertragſchließenden Parteien in Anwendung der Kriegsgeſetzgebung 
hinſichllich des Eigentums, der Rechte und Intereſſen des Feindes ge⸗ 
troffen ſind oder als getroffen zu gelten haben. Die Intereſſen aller 
Perſonen werden fo angeſehen, als ob fie rechtsgültig Gegenſtand aller 
Geſetze, Verordnungen und Verfügungen hinſichtlich des Eigentums 
geweſen wären, an welchem dieſe Intereſſen beſtehen, gleichgültig, ob dieſe 
Intereſſen in den genannten Geſetzen, Verordnungen oder Verfügungen 
ausdrücklich erwähnt worden ſind oder nicht. 


Es wird keine Anfechtung erhoben werden hinſichtlich der Rechtmäßig⸗ 
keit einer Übertragung von Eigentum, Rechten und Intereſſen, die 
auf Grund von ſolchen Verordnungen, Geſetzen, Beſtimmungen oder 
Verfügungen bewirkt worden find. Es wird gleichfalls die Gültig⸗ 
keit aller Maßnahmen beſtätigt, die hinſichtlich von Eigentum, Unter⸗ 
nehmungen oder Geſellſchaften getroffen worden ſind, ſei es, daß es ſich 
um Unterſuchung, Sequeitration, zwangsweiſe Verwaltung, Nutzung, 
Requifition, Überwachung oder Liquidation, Verkauf oder Verwaltung 
von Eigentum, Rechten oder Intereſſen, Beitreibung oder Bezahlung 
von Schulden, Bezahlung von Koſten, Laſten, Ausgaben oder irgendwelche 
ſonſtige Maßnahmen handelt, die in Ausführung der Geſetze, Ver⸗ 
ordnungen, Beſtimmungen und Verfügungen getroffen worden find, die 
von den Gerichten oder Verwaltungsbehörden der vertragichließenden 
Mächte in Anwendung der Ausnahmegeſetzgebung des Krieges über das 
Eigentum, die Rechte und Intereſſen der Feinde erlaſſen oder ausgeführt 
ſind, oder als erlaſſen oder ausgeführt zu gelten haben, vorausgeſetzt, 
daß die Beſtimmungen dieſes Paragraphen den Eigentumsrechten keinen 
Abbruch tun, die von Angehörigen der alliierten und afjoziierten Mächte 
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vorher im guten Glauben und zu angemeſſenen Preiſen erworben find, 
gemäß dem Recht des Ortes, wo ſich das Eigentum befindet. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Paragraphen finden keine 
Anwendungen auf diejenigen oben genannten Maßnahmen, die Deutſch⸗ 
land in dem von ihm eroberten oder beſetzten Gebiet getroffen hat, 
ebenſowenig auf ſolche oben erwähnte Maßnahmen, die von 
Deutſchland oder deutſchen Behörden ſeit dem 11. November 1918 
getroffen ſind, da alle dieſe Maßnahmen ungültig ſind. 

8 2. 

Kein Erſatzanſpruch und keine Klage Deutſchlands oder ſeiner Reichs⸗ 
angehörigen, an welchem Orte ſie auch ihren Wohnſitz haben, kann an⸗ 
gebracht werden gegen eine aſſoztierte oder alliierte Macht oder gegen 
irgend eine Perſon, die im Namen oder auf Anweiſung irgendeiner 
Gerichtsbarkeit oder Verwaltung der beſagten alliierten oder aſſoztierten 
Macht handelt, hinſichtlich jeder Handlung oder Unterlaſſung in bezug 
auf Eigentum, Rechte oder Intereſſen der deutſchen Reichsangehörigen, 
ſoweit ſie während des Krieges oder im Hinblick auf die Vorbereitung 
des Krieges begangen worden ſind. Ebenſo kann kein Erſatzanſpruch 
und keine Klage angebracht werden gegen alle Perſonen hinſichtlich aller 
Handlungen oder Unterlaſſungen, die ſich aus außerordentlichen Kriegs⸗ 
maßnahmen, aus Kriegsgeſetzen und sverordnungen einer alliierten und 
aſſoziierten Macht herleiten. 


In Artikel 297 und der vorliegenden Anlage umfaßt der Ausdruck 
„außerordentliche Kriegsmaßnahmen“ die Maßnahmen jedweder Art, 
geſetzliche, verwaltungsmäßige, gerichtliche oder andere, die hinſichtlich des 
feindlichen Eigentums getroffen ſind oder ſpäter getroffen werden und die 
zum Zweck hatten und zum Zweck haben werden, den Eigentümern das 
Verfügungsrecht über ihr Eigentum zu nehmen, ohne das Eigentum ſelbſt 
anzugreifen, insbeſondere Maßnahmen der Überwachung, der zwangs⸗ 
weiſen Verwaltung, der Sequeſtration oder die Maßnahmen, die 
zum Zweck hatten oder haben werden, das feindliche Eigentum zu 
beſchlagnahmen, zu verwenden oder zu ſperren, aus welchem Grunde, 
in welcher Form und an welchem Orte es auch ſei. Als Handlungen 
dieſer Art ſind anzuſehen alle Erlaſſe, Verordnungen, Verwaltungsmaß⸗ 
nahmen oder gerichtliche Anordnungen, die dieſe Maßnahmen auf 
feindliches Eigentum anwenden, ſowie alle Handlungen aller Perſonen, 
die mit der Verwaltung oder Überwachung des feindlichen Eigentums, 
wie Zahlung von Schulden, Einziehung von Forderungen, Zahlung von 
Koſten, Gebühren und Ausgaben, Einziehung von Honoraren betraut 
waren. 

Die „Verfügungsmaßnahmen“ find diejenigen, die das Eigentum 
an feindlichem Vermögen betroffen haben oder betreffen werden, indem 
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fie es im ganzen oder zum Teil auf eine andere Perſon als den feind⸗ 
lichen Eigentümer ohne ſeine Zuſtimmung übertragen, insbeſondere die 
Maßnahmen, die den Verkauf, die Liquidation, die Übertragung des 
feindlichen Eigentums, die Nichtigkeitserklärung von Rechtsanſprüchen oder 
Wertpapieren anordnen. 


84. 

Das Eigentum, die Rechte und Intereſſen der deutſchen Reichs⸗ 
angehörigen in den Gebieten einer alliierten und aſſoziierten Macht, ebenſo 
wie der Reinertrag ihres Verkaufs, ihrer Liquidation oder anderer Ver⸗ 
fügungsmaßnahmen können von der betreffenden alliierten und aſſoziierten 
Macht belaſtet werden, in erſter Linie mit der Zahlung der Entſchädigungen, 
die aus den Forderungen der Angehörigen dieſer Macht hinſichtlich ihres 
Eigentums, ihrer Rechte und Intereſſen herrühren, einſchließlich der Ge⸗ 
ſellſchaften oder Vereinigungen, an denen dieſe Staatsangehörigen auf 
deutſchem Gebiet beteiligt waren, oder der Schuldforderungen, die ſie 
gegen deutſche Staatsangehörige haben, ebenſo mit der Zahlung der 
Schadenserſatzanſprüche auf Grund von Handlungen der deutſchen 
Regierung oder einer deutſchen Behörde nach dem 31. Juli 1914, und 
bevor dieſe alliierte oder aſſozüerte Macht an dem Kriege teilnahm. 
Der Betrag dieſer Art von Entſchädigungen kann durch einen 
von M. Guſtavr Aſtor beſtimmten Schiedsrichter feſtgeſetzt 
werden, wenn dieſer dazu bereit iſt, oder, wenn nicht, durch den 
im Abſchnitt VI vorgeſehenen gemiſchten Schiedsgerichtshof. 
Sie können in zweiter Linie belaſtet werden mit der Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigungen, die geſchuldet werden auf Grund der Forderungen von 
Angehörigen der alliierten oder afjoztierten Macht hinſichtlich ihres Eigen⸗ 
tums, ihrer Rechte und Intereſſen im Gebiet der anderen feindlichen 
Mächte,“) ſoweit dieſe Entſchädigungen nicht auf andere Weiſe beglichen 
worden ſind. 

8 5. 

Unbeſchadet der Beſtimmungen des Art. 207 ſoll, wenn unmittelbar 
vor Beginn des Krieges eine in einem alliierten oder aſſoztierten Staate zus 
gelaſſene Geſellſchaft gemeinſam mit einer von ihr kontrollierten und in 
Deutſchland zugelaſſenen Geſellſchaft in einem anderen Lande Verwertungs⸗ 
rechte von Fabrik⸗ oder Handelsmarken hatte, oder wenn ſie mit dieſer 
Geſellſchaft zuſammen ein beſonderes Herſtellungsverfahren von Waren 
oder Artikeln zum Verkaufe in anderen Ländern hatte, die erſtere Geſell⸗ 
ſchaft allein zur Verwertung dieſer Fabrikmarken in anderen Ländern 
berechtzgt ſein, unter Ausſchluß der deutſchen Geſellſchaft. Die gemein⸗ 
ſamen Herſtellungsverfahren werden der erſten Geſellſchaft überlaſſen, 


*) Hier ift gegen früher in Wegfall gekommen: „oder der Schuldforde- 
. — die fie gegen die Angehörigen dieſer Mächte haben“, „oder Schuld⸗ 
orderungen“. 
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unbeſchadet aller Maßnahmen der deutſchen Kriegsgeſetzgebung hinſichtlich 
der zweiten Geſellſchaft oder ihrer Intereſſen, ihres Geſchäftsvermögens 
oder ihrer Aktien. Nichtsdeſtoweniger wird die erſte Geſellſchaft, wenn 
ſie darum erſucht wird, der zweiten Geſellſchaft die Modelle übergeben, 
die ihr die Herſtellung von Waren ermöglicht, die in Deutſchland ver⸗ 
braucht werden ſollen. 

8 6. 

Bis zu dem Augenblick, wo die Rückerſtattung gemäß Artikel 297 
durchgeführt werden kann, iſt Deutſchland verantwortlich für die Er⸗ 
haltung des Eigentums, der Rechte und Intereſſen der Angehörigen 
der alliierten und aſſoziierten Mächte einſchließlich der Geſellſchaften und 
Vereinigungen, an denen dieſe Staatsangehörigen beteiligt waren, die 
von ihm einer außerordentlichen Kriegsmaßnahme unterworfen waren. 

8 7. 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte werden innerhalb eines Jahres 
von dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages ab das Eigentum, 
die Rechte und Intereſſen bekannt geben, auf die ſie das in Artikel 297 
Abſatz t vorgeſehene Recht auszuüben beabſichtigen. 

8 8. 

Die durch Artikel 297 vorgeſehenen Zurückerſtattungen erfolgen auf 
Anordnung der deutſchen Regierung oder der an ihre Stelle getretenen 
Behörden. Aber die Führung der Verwaltung müſſen die deutſchen 
Behörden nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages den Inter⸗ 
eſſenten auf ihren Antrag hin jederzeit genaue Auskunft erteilen. 

8 9. 

Bis zur Durchführung der durch Artikel 297 Abſatz b vorgeſehenen 
Liquidation unterliegen Eigentum, Rechte und Intereſſen der deutſchen 
Staatsangehörigen weiterhin den außerordentlichen Kriegs maßnahmen, 
welche bereits dagegen eingeleitet ſind oder noch eingeleitet werden. 


8 10. 

Binnen ſechs Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertroges übergibt 
Deutſchland jeder alliierten oder aſſoziierten Macht alle Verträge, Be⸗ 
ſcheinigungen, Urkunden oder andere Beſitztitel, die ſich in Händen 
deutſcher Reichsangehöriger befinden und ſich auf Eigentum, Rechte und 
Intereſſen im Gebiete der betreffenden alliierten oder aſſozlierten Macht, 
beziehen, einſchließlich aller Aktien, Schuldverſchreibungen, Obligationen 
oder anderer Wertpapiere aller durch die Geſetzgebung des betreffenden 
Landes zugelaſſenen Geſellſchaften. 

Deutſchland iſt des weiteren verpflichtet, jederzeit auf Verlangen 
einer alliierten oder aſſoziierten Macht jede erforderliche Aus kunft zu ers 
teilen über Eigentum, Rechte und Intereſſen deutſcher Reichsangehöriger 
die fi) im Gebiet der betreffenden Macht befinden, ſowie über die Über⸗ 
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tragungen dieſes Eigentums, dieſer Rechte und Intereſſen, die ſeit dem 
1. Juli 1914 erfolgt ſind. 3 1 


Der Ausdruck „Barguthaben“ umfaßt alle Depoſiten und Gut⸗ 
haben, die vor oder nach der Kriegserklärung begründet wurden, ſowie 
alle Guthaben, die aus Depoſiten, Renten oder Einkünften herrühren, die 
von Verwaltern, Sequeſtratoren oder anderen aus Werten eingezogen 
ſind, die auf Banken oder anderswo hinterlegt ſind, mit Ausnahme aller 
Geldſummen, die den alliierten oder aſſoziierten Mächten oder ihren 
Einzelſtaaten, Provinzen oder Gemeinden gehören. 

8 12. 

Alle Anlagen jedweder Art, in welchen Barguthaben der An⸗ 
gehörigen der vertragſchließenden Mächte, einſchließlich von Geſell⸗ 
ſchaften und Vereinigungen, an denen dieſe Angehörigen beteiligt ſind, 
von den mit der Verwaltung oder Aufſicht über feindliches Eigentum 
betrauten Perſonen oder auf deren Veranlaſſung angelegt ſind, werden 
für nichtig erklärt. Die Verrechnung dieſer Barguthaben erfolgt ohne 
Rückſicht auf ſolche Anlagen. 15 


Binnen eines Monats nach Jakrafttreten des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages, beziehungsweiſe jederzeit auf Verlangen, iſt Deutſchland ver⸗ 
pflichtet, den alliierten und afjoziierten Mächten alle Rechnungen, Belege, 
Regiſter, Urkunden und ſonſtiges Material jeglicher Art herauszugeben, 
welche ſich in deutſchem Gebiet befinden und Eigentum, Rechte und 
Intereſſen von Angehörigen dieſer Mächte betreffen, einſchließlich der Ge⸗ 
ſellſchaften und Vereinigungen, an denen dieſe Angehörigen beteiligt ſind, 
ſofern dies Eigentum, dieſe Rechte und Intereſſen Gegenſtand einer außer⸗ 
ordentlichen Kriegsmaßnahme oder Verfügungsmaßnahme in Deutſchland 
oder in den von Deutſchland oder ſeinen Verbündeten beſetzten Gebieten waren. 

Die Verwalter, Auffichtsbeamten, Sequeſtratoren, Liquidatoren und 
Kuratoren ſind unter Haftung der deutſchen Regierung perſönlich ver⸗ 
antwortlich für die ſofortige volle Herausgabe der genannten Rechnungen 
und Urkunden ſowie für ihre Richtigkeit. 

§ 14. 

Die Beſtimmungen des Artikels 297 und dieſer Anlage über im 
feindlichen Gebiet befindliches Eigentum, Rechte und Intereſſen ſowie 
den Ertrag ihrer Liquidation finden gleichfalls Anwendung auf Schulden, 
Forderungen und Abrechnung, da Abſchnitt III ſich lediglich auf die 
Zahlungsweiſe bezieht. 

Für die Regelung der in Artikel 297 erwähnten Angelegenheiten 
zwiſchen Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten Mächten, ihren 
Kolonien und Schutzgebieten, oder einem der britiſchen Dominions oder 
Indien, ſoweit von dieſen Staaten die Annahme der Beſtimmungen 
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des Abſchnitts III nicht ausgeſprochen ift, ſowie zwiſchen den Angehörigen 
dieſer Staaten gelten die Beſtimmungen des Abſchnitts III über die 
Währung, in der die Zahlung zu leiſten iſt, und über die Koſten des 
Wechſelns und der Intereſſen, ſofern nicht die Regierung der beteiligten 
alliierten oder aſſoziierten Macht binnen ſechs Monaten nach Inkraft⸗ 
treten des gegenwärtigen Vertrages dem Deutſchen Reiche mitteilt, daß 
die genannten Vorſchriften nicht gelten ſollen. 


8 15. 

Die Beſtimmungen des Artikels 297 und dieſer Anlage finden 
Anwendung auf die Rechte des gewerblichen, literariſchen und künſtleriſchen 
Eigentums, die in die Liquidation des Eigentums, der Rechte, Inter⸗ 
eſſen, Geſellſchaften oder Unternehmungen einbegriffen find oder fein 
werden, die von den alliierten oder aſſoziierten Mächten oder auf Grund 
der Beſtimmungen des Artikels 297, Paragraph b, in Anwendung der 
Ausnahmegeſetzgebung des Krieges vorgenommen wird. 


Fünfter Abſchnitt. Verträge, Verjährung, Urteile. 
Artikel 299. 

a) Verträge, die zwiſchen den Angehörigen kriegführender Mächte 
abgeſchloſſen ſind, ſollen von dem Zeitpunkt an als aufgehoben gelten, 
in dem irgendwelche zwei Parteien in das Verhältnis der Feindſchaft 
eintraten. Dies gilt jedoch nicht in bezug auf Geldſchulden und andere 
Verpflichtungen zur Leiſtung in Geld, welche durch eine auf Grund 
der genannten Verträge vorgenommene Handlung oder Zahlung begründet 
ſind. Vorbehalten bleiben ferner die in dieſem Abſchnitt und in der 
nachfolgenden Anlage vorgeſehenen Ausnahmen und beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen hinſichtlich beſtimmter Verträge und Vertragsarten. 

b) Von der Aufhebung gemäß dieſem Artikel bleiben ferner aus⸗ 
geſchloſſen ſolche Verträge, deren Erfüllung im allgemeinen Intereſſe 
binnen ſechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
von den alliierten oder afjoziierten Regierungen gefordert wird, deren 
Angehörige eine der Vertragsparteien iſt. 

Erwächſt durch die Erfüllung derart aufrecht erhaltener Verträge 
infolge der veränderten Handelsverhältniſſe einem der vertragſchließenden 
Teile ein erheblicher Nachteil, ſo kann das in Abſchnitt VI vorgeſehene 
gemiſchte Schiedsgericht der geſchädigten Partei eine angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung zuſprechen. 

c) Mit Rückſicht auf die Verfaſſungs⸗ und Rechtsbeſtimmungen der 
Vereinigten Staaten von Amerika, Braſiliens und Japans bleiben die 
Vorſchriften dieſes Artikels ſowie des Artikels 300 und der Anlage zu 
dieſem Abſchnitt von der Anwendung auf Verträge zwiſchen Angehörigen 
dieſer Staaten einerſeits und deutſchen Reichsangehörigen andererjeits 
ausgeſchloſſen; desgleichen iſt der Artikel 305 auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika und deren Staatsangehörige nicht anwendbar. 
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d) Dieſer Artikel und die folgende Anlage finden keine Anwendung 
auf Verträge, deren Parteien dadurch Feinde geworden ſind, daß eine von 
ihnen Einwohnerin eines Gebiets war, das den Staatsverband wechſelt, 
ſofern dieſe Partei durch Anwendung dieſes Vertrages die Staats⸗ 
angehörigkeit einer alliierten oder aſſoziierten Macht erworben hat. Er 
findet ferner keine Anwendung auf Verträge zwiſchen Angehörigen der 
alliierten oder aſſoziierten Mächte, zwiſchen denen der Handel verboten 
war, weil einer der Vertragſchließenden ſich im Gebiet einer alliierten 
oder afjoziierten Macht befand, das vom Feinde beſetzt war. 

e) Die Beſtimmungen dieſes Artikels ſowie der Anlage zu dieſem 
Abſchnitt heben keine Rechtshandlungen auf, die auf Grund eines zwiſchen 
den Angehörigen feindlicher Mächte geſchloſſenen Vertrages rechtmäßig 
erfolgt ſind, wenn dieſer Vertrag von einer der kriegführenden Mächte 
genehmigt iſt. 

Artikel 300. 

a) Die Friſten für die Verjährung oder den Verfall von Rechten 
zwiſchen Angehörigen feindlicher Staaten, welche vor oder nach Ausbruch 
des Krieges zu laufen begonnen haben, ſollen in Gebiete der hohen ver⸗ 
tragſchließenden Mächte als während der Dauer des Krieges außer Kraft 
geſetzt gelten. Sie ſollen früheſtens drei Monate nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages wieder zu laufen beginnen. Das gleiche gilt 
für Friſten zur Vorlegung von Zinsſcheinen und Gewinnanteilſcheinen 
ſowie von ausgeloſten oder ſonſt zahlbar gewordenen Wertpapieren. 

b) Sind während des Krieges zum Nachteile eines Angehörigen 
einer der alliierten oder aſſozlierten Mächte auf deutſchem Gebiete Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln wegen Nichterfüllung irgendeiner Handlung oder 
einer Formvorſchrift vorgenommen worden, ſo ſoll über den Anſpruch 
des Betroffenen, ſofern die Sache nicht zur Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte einer alliierten oder aſſoziierten Macht gehört, das in Abſchnitt VI 
vorgeſehene gemiſchte Schiedsgericht entſcheiden. 

c) Auf Antrag einer beteiligten Partei, welche einer alliierten oder 
aſſoziierten Macht angehört, ſoll das gemiſchte Schiedsgericht die 
Wiederherſtellung der Rechte anordnen, die durch Vollſtreckungsmaß⸗ 
regeln im Sinne des Paragraphen b beeinträchtigt worden ſind, ſofern 
dieſe Wiederherſtellung möglich iſt und mit Rückſicht auf die beſonderen 
Umſtände des Falles billig erſcheint. Erſcheint die Wiederherſtellung 
unbillig oder iſt fie nicht möglich, jo kann das gemiſchte Schieds⸗ 
gericht der benachteiligten Partei eine Entſchädigung zuſprechen, die von 
der deutſchen Regierung zu zahlen iſt. 

d) Iſt ein Vertrag zwiſchen Feinden wegen Nichterfüllung einer 
Vertragsbeſtimmung oder auf Grund eines durch den Vertrag gewährten 
Rechtes aufgehoben worden, ſo kann die durch die Aufhebung benach⸗ 
teiligte Partei beim gemiſchten Schiedsgericht um Entſchädigung nach⸗ 
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ſuchen. Das Gericht ift in ſolchen Fällen ermächtigt, gemäß Paragraph e 
zu verfahren. 

e) Die Beſtimmungen der vorhergehenden Paragraphen dieſes Artikels 
finden Anwendung, wenn Angehörige der alliierten oder aſſoziierten 
Mächte durch Maßnahmen der obenerwähnten Art beeinträchtigt worden 
ſind, die in von Deutſchland eroberten oder beſetzten Gebieten angeordnet 
wurden, ſofern der Betroffene nicht auf andere Weiſe entſchädigt worden iſt. 

) Deutſchland iſt verpflichtet, jede Perſon zu entſchädigen, die durch 
eine vom gemiſchten Schiedsgericht gemäß den Vorſchriften der vorher⸗ 
gehenden Paragraphen dieſes Artikels angeordnete Wiederherſtellung 
oder Wiedereinſetzung geſchädigt iſt. 

g) Mit Bezug auf Handelspapiere ſoll die in Paragraph a vorge⸗ 
ſehene dreimonatliche Friſt erſt von dem Tage an laufen, an dem die 
Ausnahmebeſtimmungen, welche bezüglich ſolcher Handelspapiere im Ge⸗ 
biete der beteiligten Macht erlaſſen ſind, endgültig außer Kraft getreten ſind. 

Artikel 301. 

Im Verkehr zwiſchen Angehörigen feindlicher Mächte ſollen Handels⸗ 
papiere, die vor dem Kriege ausgeſtellt worden ſind, nicht lediglich aus 
dem Grunde als unwirkſam angeſehen werden, weil die Friſt zur 
Präſentation zwecks Annahme oder zwecks Zahlung oder die Friſt für 
die Erklärung der Nichtannahme oder Nichtzahlung an den Ausſteller 
oder Indoſſanten nicht eingehalten oder ein Proteſt nicht ergangen iſt, oder 
weil irgendeine Formvorſchrift während des Krieges nicht erfüllt wurde. 

Iſt bei Handelspapieren die Friſt zur Präſentierung zwecks An⸗ 
nahme oder zwecks Zahlung oder die Friſt für die Erklärung der 
Nichtannahme oder Nichtzahlung an den Ausſteller oder Indoſſanten 
oder die Proteſtfriſt von dem zur Vornahme dieſer Handlung Ver⸗ 
pflichteten während des Krieges verſäumt worden, ſo ſoll ihm eine 
weitere Friſt von mindeſtens drei Monaten nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages zur Nachholung der Präſentation, der Erklärung 
der Nichtannahme oder Nichtzahlung oder des Proteſtes gewährt werden. 

Artikel 302. 

Urteile, welche die ordentlichen Gerichte einer der alliierten oder 
aſſoziierten Mächte in Rechtssachen gefällt haben, die nach dem gegen⸗ 
wärtigen Vertrage zu ihrer Zuſtändigkeit gehören, ſollen in Deutſchland 
als endgültig anerkannt werden und daſelbſt ohne Erlaß eines Voll⸗ 
ſtreckungsurteils vollſtreckbar ſein. 

Iſt in irgendeinem Rechtsſtreit während des Krieges von einem 
deutſchen Gerichte ein Urteil gegen den Angehörigen einer alliierten 
oder aſſoziierten Macht ergangen, ohne daß der Betroffene in der Lage 
war, ſich zu verteidigen, ſo ſoll dieſer, ſofern er dadurch einen Nachteil 
erlitten hat, Anſpruch auf eine Entſchädigung haben, welche von dem in 
Abſchnitt VI vorgeſehenen gemiſchten Schiedsgericht feſtzuſetzen iſt. 
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Die oben genannte Entſchädigung kann auf Antrag eines Ans 
gehörigen einer alliierten oder aſſoziierten Macht von dem gemiſchten 
Schiedsgericht, ſofern es möglich iſt, dadurch herbeigeführt werden, daß 
die Parteien in die Lage zurückverſetzt werden, in der fie ſich befanden, 
ehe das Urteil des deutſchen Gerichtshofes erging. 

Die gleiche Entſchädigung kann vom gemiſchten Schiedsgericht An⸗ 
gehörigen der alliierten oder aſſoziierten Mächte auch gewährt werden, 
wenn ſie durch gerichtliche Maßnahmen in den eroberten oder beſetzten 
Gebieten Nachteile erlitten haben, ſofern ſie nicht auf andere Weiſe 
entſchädigt worden ſind. 

Artikel 303. 

Im Sinne der Abſchnitte III, IV, V und VII bedeutet der Aus» 
druck „während des Krieges“ für die einzelnen alliierten und aſſoziierten 
Mächte den Zeitraum zwiſchen dem Beginn des Kriegszuſtandes zwiſchen 
der betreffenden Macht und Deutſchland und dem Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages. 


Anlage. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 

Im Sinne der Artikel 299, 300 und 301 ſollen die Vertragsparteien 
dann als im Verhältnis der Feindſchaft befindlich angeſehen werden, 
wenn der Handelsverkehr zwiſchen ihnen verboten oder ſonſtwie geſetz⸗ 
widrig geworden iſt auf Grund von Geſetzen, Verfügungen oder Ver⸗ 
ordnungen, denen eine Partei unterworfen war. Das Verhältnis der 
Feindſchaft gilt in ſolchen Fällen als an dem Tage eingetreten, an dem 
der Handelsverkehr verboten oder ſonſtwie geſetzwidrig geworden iſt. 

8 2. 

Die nachſtehenden Vertragsarten ſind von der Aufhebung gemäß 
Artikel 299 ausgeſchloſſen und bleiben in Kraft, unbeſchadet der 
durch Artikel 297 b des Abſchnitts IV beſtimmten Rechte, ſowie unter 
Vorbehalt der von den alliierten oder aſſoziierten Mächten für das 
Inland erlaſſenen Geſetze, Verfügungen und Verordnungen und der 
jeweiligen Vertragsbeſtimmungen: 

a) Verträge betreffs Übertragung von unbeweglichem oder beweg⸗ 
lichem Eigentum, ſofern dieſes bereits übergegangen oder der Gegenſtand 
übergeben worden iſt, ehe die Parteien in das Verhältnis der Feind⸗ 
ſchaft eintraten; 

b) Pachtverträge und Vorverträge über Pacht von Grundſtücken 
und Gebäuden; 

c) Hypotheken⸗ und Pfandverträge; 

d) Verträge über Ausbeutung von Bergwerken, Steinbrüchen und 
Ablagerungen; 
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e) Verträge zwiſchen Einzelperſonen oder Geſellſchaften einerſeits und 

Staatsregierungen, Provinzial: oder Stadtverwaltungen oder ähnlichen Ver⸗ 

waltungs körperſchaften andererſeits ſowie Konzeſſionen, die von ſolchen Bes 

hörden oder anderen entſprechenden juriſtiſchen Perſonen erteilt worden find. 
83. 

Iſt gemäß den Vorſchriften des Artikels 299 ein Vertrag teilweiſe 
aufgehoben, ſo ſollen die übrigen Beſtimmungen des Vertrages, ſofern ſie 
ſich trennen laſſen, vorbehaltlich der im Sinne des § 2 für das Inland 
erlaſſenen Vorſchriften in Kraft bleiben. Iſt eine Trennung nicht möglich, 
ſo ſoll der ganze Vertrag als aufgehoben gelten. 


II. Beſondere Beſtimmungen über beſtimmte Vertragsarten. 
Verträge an Effekten⸗ und Produktenbörſen. 


8 4. 

a) Die von anerkannten Effekten⸗ und Produktenbörſen während des 
Krieges erlaſſenen Beſtimmungen über die Liquidierung von Verträgen, die 
vor dem Kriege mit feindlichen Ausländern geſchloſſen wurden, werden von 
den hohen vertragſchließenden Mächten beſtätigt; desgleichen alle auf Grund 
ſolcher Beſtimmungen erfolgten Maßnahmen, unter der Vorausſetzung: 

1. daß der Vertrag die Unterwerfung unter die Beſtimmungen 
der betreffenden Börſen ausdrücklich vorſah; 

2. daß dieſe Beſtimmungen auf alle Beteiligten anwendbar 
waren; 

3. daß die Bedingungen der Liquidierung gerecht und billig waren. 

b) Die obige Beſtimmung gilt nicht hinſichtlich ſolcher Maßnahmen, 
die von Handelsbörſen während einer feindlichen Beſetzung des 
betreffenden Gebietes erlaſſen worden ſind. 

) Die durch Entſchließung der Liverpooler Baumwollvereinigung 
vom 31. Juli 1914 angeordnete Aufhebung der Termingeſchäfte über 
Lieferung von Baumwolle wird ebenfalls beſtätigt. 


Verpfändung. 
8 5. 

Der Verkauf eines Pfandes für die nicht bezahlte Schuld eines 
feindlichen Ausländers ſoll auch bei unterbliebener Anzeige an den 
Schuldner als rechtswirkſam angeſehen werden, wenn der Gläubiger 
in gutem Glauben handelte und angemeſſene Sorgfalt und Vorſicht 
anwandte; dem Schuldner ſoll auf Grund eines ſolchen Verkaufes 
kein Anſpruch zuſtehen. 

Dieſe Beſtimmung gilt jedoch nicht im Falle des Verkaufes von 
Pfändern durch einen feindlichen Staatsangehörigen in einem vom 
Gegner eroberten oder beſetzten Gebiete während deſſen Beſetzung. 
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Handelspapiere. 
86. 

Soweit die Mächte in Frage kommen, die den Abſchnitt III und 
die dazu gehörige Anlage angenommen haben, ſollen die Geldverpflich⸗ 
tungen zwiſchen Angehörigen feindlicher Staaten, die auf der Ausgabe 
von Handelspapieren beruhen, nach Maßgabe der Beſtimmungen der 
e wähnten Anlage durch Vermittlung der Prüfungs: und Ausgleichs⸗ 
ämier geregelt werden, wobei dieſe hinſichtlich der verſchiedenen Rechts⸗ 
mittel in die Rechte des Inhabers eintreten. 

8 7. 

Hat ſich jemand vor oder während dem Kriege zur Zahlung eines 
Handelspapiers verpflichtet und iſt derjenige, demgegenüber er ſich dazu 
verpflichtet hat, fpäter zum Feinde geworden, fo iſt letzterer trotz des 
Kriegsausbruchs verpflichtet, den erſteren hinſichtlich ſeiner Verpflichtung 
ſchadlos zu halten. 


III. Verſicherungsverträge. 
8 8. 
Verſicherungsverträge, bei denen zwiſchen den vertragſchließenden 
Teilen nachträglich das Verhältnis der Feindſchaft eingetreten iſt, ſollen 
gemäß den nachſtehenden Paragraphen behandelt werden. 


Feuerverſicherung. 
9 


Verlräge über die Verſicherung von Eigentum gegen Feuer zwiſchen 
einer an dem verſicherten Gut beteiligten Perſon und einer anderen, welche 
nachträglich zum Feinde geworden iſt, ſollen weder durch die Tatſache des 
Kriegsausbruches noch dadurch, daß der eine Vertragsteil zum Feinde 
geworden iſt oder während des Krieges und während eines Zeitraumes 
von drei Monaten nach Kriegsende ſeinen vertraglichen Verpflichtungen 
nicht nachgekommen iſt, als aufgehoben gelten. Dagegen ſollen ſolche 
Verträge beim erſten Fälligwerden der Jahrespräm ie nach Ablauf einer 
Friſt von drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertrages aufgehoben 
werden. 

Abrechnung ſoll erfolgen hinſichtlich der während des Krieges fällig 
gewordenen, aber nicht gezahlten Prämien ſowie hinſichtlich fällig 
gewordener Entſchädigungsforderungen. 

8 10. 

Iſt durch eine Verwaltungs⸗ oder geſetzgeberiſche Maßnahme eine 
vor dem Kriege abgeſchloſſene Feuerverſicherung während des Krieges 
von dem urfprünglichen Verſicherer auf einen anderen übertragen 
worden, ſo wird dieſe Übertragung anerkannt und die Haftbarkeit 
des urſprünglichen Verſicherers vom Tage der Übertragung ab als 
hinfällig angeſehen. Der urſprüngliche Verſicherer ſoll jedoch auf 
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feinen Antrag berechtigt fein, über die Bedingungen der Übertragung 
volle Aufklärung zu erhalten und, falls dieſe Bedingungen unbillig 
erſcheinen, zu fordern, daß ſie, ſoweit erforderlich, nach dem Geſichts⸗ 
punkte der Billigkeit abgeändert werden. 

Ferner ſoll der Verſicherte vorbehaltlich der Zuſtimmung des ur⸗ 
ſprünglichen Verſicherers berechtigt ſein, den Vertrag von dem Zeit⸗ 
punkte an, zu dem der dahingehende Antrag geſtellt iſt, auf den urſprüng⸗ 
lichen Verſicherer zurück zu übertragen. 


Lebensverſicherung. 
8 11. 

Lebensverſicherungsverträge, bei denen der Verſicherungsnehmer 
nachträglich zum Feind geworden iſt, ſollen durch den Kriegs⸗ 
ausbruch oder durch den Eintritt des Verhältniſſes der Feindſchaft als 
nicht aufgehoben gelten. 

Während des Krieges fällig gewordene Forderungen auf Grund 
eines nach der vorſtehenden Beſtimmung als nicht aufgehoben geltenden 
Vertrages können nach Beendigung des Krieges geltend gemacht werden, 
zuzüglich fünf Prozent jährlicher Zinſen vom Tage der Fälligkeit der 
Forderung bis zum Zahlungstage. 

Iſt ein ſolcher Vertrag während des Krieges wegen Nichtzahlung 
von Prämien verfallen oder wegen Nichterfüllung der Vertrags⸗ 
bedingungen unwirkſam geworden, ſo ſoll der Verſicherte oder ſeine 
Vertreter oder Rechtsnachfolger jederzeit berechtigt ſein, innerhalb von 
zwölf Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages vom 
Verſicherer den Wert der Verſicherung vom Tage des Verfalles oder 
der Ungültigkeit zu fordern. 

Iſt ein Vertrag während des Krieges wegen Nichtzahlung von 
Prämien infolge von Kriegsmaßnahmen verfallen, ſo iſt der Verſicherte, 
ſeine Vertreter oder Rechtsnachfolger berechtigt, binnen drei Monaten 
nach Jakcafttreten des gegenwärtigen Vertrages die Wiederherſtellung 
des Verſicherungsvertrags zu fordern, gegen Zahlung der rückſtändigen 
Prämien zuzüglich fünf Prozent Zinſen jährlich. 

8 12. 

Jede alliierte oder aſſoziierte Macht iſt berechtigt, innerhalb dreier 
Monate nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags alle Verſiche⸗ 
rungsverträge, die zwiſchen einer deutſchen Verſicherungsgeſellſchaft und 
Angehörigen der betreffenden Macht geſchloſſen find, unter ſolchen Be 
er aufzuheben, welche ihre Angehörigen vor allen Nachteilen 

ützen. 

Zu dieſem Zwecke wird die betreffende deutſche Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft der betreffenden alliierten oder aſſoziierten Regierung den 
Teil ihres Vermögens übertragen, welcher den auf dieſe Weile aufs 


169 


| 
\ 
) 
) 
4 


gehobenen Verſicherungen entſpricht; fie wird hinſichtlich dieſer Verſiche⸗ 
rungen von jeder Verpflichtung befreit. Die Höhe des auf dieſe Weiſe 
zu übertragenden Vermögens wird durch einen vom gemiſchten Schieds⸗ 
gericht ernannten Rechnungsbeamten beſtimmt. 

8 13. 

Lebensverſicherungsverträge, die bei der Zweigniederlaſſung einer 
Lebeneverſicherungsgeſellſchaft in einem ſpäter zu Feindesland ge 
wordenen Gebiet abgeſchloſſen ſind, ſollen mangels entgegenſtehender 
Beſtimmungen des Vertrages nach dem am Orte der Zweignieder⸗ 
laſſung geltenden Rechte behandelt werden, doch ſoll der Verſicherer 
befugt ſein, vom Verſicherungsnehmer oder ſeinem Rechtsnachfolger die 
Rückerſtattung ſolcher Beträge zu fordern, deren Zahlung auf Grund 
von Kriegsmaßnahmen geltend gemacht oder erfolgt iſt, ſofern die Geltend⸗ 
machung und Vollſtreckung ſolcher Forderungen gegen die Bedingungen 
des Vertrages ſelber oder gegen die bei Abſchluß des Vertrages geltenden 
Geſetze und Verträge verſtieß. 


Iſt nach dem auf den Vertrag anwendbaren Rechte der Verſicherer 
auch bei Nichtzahlung der Prämien an den Vertrag gebunden, bis er 
dem Verſicherungsnehmer gekündigt hat, ſo ſoll der Verſicherer, ſofern 
er durch den Krieg an der Kündigung verhindert war, berechtigt ſein, 
die rückſtändigen Prämien zuzüglich von fünf Prozent Zinſen jährlich vom 
Verſicherungsnehmer zu fordern. 9 15 


Als Lebensverſicherungsverträge im Sinne der Paragraphen 11 
bis 14 gelten Verſicherungsverträge, wenn ſie zur Berechnung der 
gegenſeitigen Verpflichtungen die Wahrſcheinlichkeit der menſchlichen 
Lebensdauer und den Zinsfuß als Grundlage haben. 


Seeverſicherung. 
8 16. 

Seeverſicherungsverträge, einſchließlich der auf Zeit abgeſchloſſenen 
Verſicherungen und der Reiſeverſicherungen, bei denen der Verſicherungs⸗ 
nehmer ſpäter zum Feinde wurde, ſollen mit dem Zeitpunkte, in dem 
das Verhältnis der Feindſchaft eintrat, als aufgehoben gelten, es ſei 
denn, daß die im Vertrage vorgeſehene Gefahr vor dem genannten Zeit⸗ 
punkte begonnen hatte. ‘ 

Hat die Gefahr noch nicht begonnen, fo iſt der Verſicherer zur 
Rückerſtattung gezahlter Prämien oder ſonſt gezahlter Beträge ver⸗ 
pflichtet. Hat die Gefahr begonnen, ſo ſoll der Vertrag unbeſchadet 
des Eintritts des Verhältniſſes der Feindſchaft beſtehen bleiben, und die 
auf Grund des Vertrages in Geſtalt von Prämien oder Entſchädigungen 
fälligen Zahlungen können nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages gefordert werden. 
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Iſt für Forderungen, die vor dem Kriege zwiſchen Angehörigen 
friegführender Mächte fällig geworden und nach dem Kriege gezahlt 
worden ſind, eine Verzinſung vertraglich vereinbart, ſo ſoll dieſe Ver⸗ 
zinſung bei Schadensforderungen auf Grund von Seeverſicherungs⸗ 
verträgen erſt nach Ablauf eines Jahres nach dem Schabensfalle beginnen. 

8 17. 

Seeverſicherungsverträge, bei denen der Verſicherungsnehmer nach⸗ 
träglich zum Feinde geworden iſt, haben keine Geltung, wenn der ein⸗ 
getretene Schaden durch kriegeriſche Handlungen der Macht verurſacht 
iſt, welcher der Verſicherer angehört, oder durch kriegeriſche Handlungen 
der Alliierten oder Aſſoziierten einer ſolchen Macht. 

8 18. 

In den Fällen, in denen ein Verſicherungsnehmer vor Ausbruch des 
Krieges mit einem nachträglich zum Feinde gewordenen Verſicherer einen 
Vertrag über Seeverſicherung abgeſchloſſen hat, aber nach Ausbruch des 
Krieges über den gleichen Gegenſtand mit einem nichtfeindlichen Ver⸗ 
ſicherer einen neuen Vertrag geſchloſſen hat, ſoll der alte Vertrag mit 
dem Tage des Abſchluſſes des neuen Vertrages durch dieſen als erſetzt 
angeſehen werden, und die fälligen Prämien ſollen in der Weiſe ver⸗ 
rechnet werden, daß der erſte Verſicherer aus dem Vertrage nur bis zum 
Zeitpunkt des Abſchluſſes des neuen Vertrages haftet. 

Anderweite Verſicherungsverträge. 
8 19. 

Verſicherungsverträge, die vor dem Kriege abgeſchloſſen ſind und 
bei denen der Verſicherungsnehmer nachträglich zum Feinde wurde, ſollen, 
ſofern ſie nicht unter die Beſtimmungen der 88 9 bis 18 fallen, ebenſo 
behandelt werden wie Feuerverſicherungsverträge zwiſchen denſelben 
Perſonen gemäß den in den genannten Paragraphen erlaſſenen Be⸗ 


ſtimmungen. 
Rückverſicherung. 
N 8 20. 

Rückverſicherungsverträge, bei denen der Rückverſicherer zum Feinde 
geworden iſt, ſollen mit dem Eintritt des Verhältniſſes der Feindſchaft 
als aufgehoben angeſehen werden. Bei Lebens⸗ und Feuerverſicherungen 
aber ſollen, ſofern die Gefahr vor dem Kriege begonnen hatte, die auf 
Grund der Gefahr entſtandenen Forderungen nach dem Kriege vollſtreck⸗ 
bar ſein. 

Iſt aber infolge feindlicher Beſetzung der Rückverſicherte nicht in der 
Lage geweſen, einen neuen Rückverſicherer zu finden, ſo ſoll der Ver⸗ 
trag bis zum Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrages gültig bleiben. 

Wird ein Rückverſicherungsvertrag auf Grund der Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen aufgehoben, ſo ſoll eine Abrechnung zwiſchen den 
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Parteien ſtattfinden hinſichtlich der gezahlten und noch fälligen Prämien 
ſowie hinſichtlich der Haftbarkeit für Verluſte auf Grund von Lebens⸗ 
oder Seegefahren, welche vor dem Kriege begonnen hatten. Bei 
Verſicherungen gegen andere als die in 88 11 bis 18 aufgeführten 
Gefahren ſoll für die Abrechnung zwiſchen den Parteien der Tag des 
Eintritts des Verhältniſſes der Feindſchaft als Stichtag gelten, ohne 
Rückſicht auf etwaige nach dieſem Tage entſtandene Schadens forderungen. 
8 21. 

Die Beſtimmungen des vorhergehenden Paragraphen ſind auch auf 
ſolche Rückverſicherungsverträge anwendbar, welche zur Zeit des Eintritts 
der Feindſchaft zwiſchen den Vertragſchließenden beſtanden und ſich auf 
beſondere Gefahren beziehen, die in einem anderen als Lebens⸗ oder See⸗ 
verſicherungsvertrage übernommen wurden. 

8 22. 

Rückverſicherung von Lebensverſicherungen, die durch beſondere Ver⸗ 
träge und nicht durch einen allgemeinen Vertrag bewirkt ſind, bleiben 
in Kraft. Die Beſtimmungen des 8 12 find auf ſolche Rückverſiche⸗ 
rungen von Lebensverſicherungen anwendbar, in denen der Rückverſicherer 
eine feindliche Geſellſchaft iſt. 


Bei Rückverſicherungen von Seeverſicherungen, die vor dem Kriege 
erfolgt ſind, ſoll die Abtretung einer Gefahr an den Rückverſicherer 
wirkſam bleiben, ſofern die Gefahr vor Ausbruch des Krieges be⸗ 
gann, und der Vertrag ſoll unbeſchadet des Kriegsausbruchs aufrecht⸗ 
erhalten bleiben. Auf Grund des Rückverſicherungsvertrages fällige 


Prämien⸗ oder Schadens forderungen können nach dem Kriege gefordert 


werden. 
8 24. 
Die Vorſchriften der Paragraphen 17 und 18 und des letzten Teils 
von Paragraph 16 find auf Verträge über die Rückverſicherung von 
Seeverſicherungen anwendbar. 


Sechſter Abſchnitt. Gemiſchte Schiedsgerichte. 
Artikel 304. 

5 a) Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages ſoll zwiſchen jeder der alliierten und aſſozlierten Mächte einer⸗ 
ſeits und Deutſchland andererſeits ein gemiſchtes Schiedsgericht 
errichtet werden. Jedes ſolches Gericht beſteht aus drei Mitgliedern. 
Jede der beteiligten Regierungen ernennt eines dieſer Mitglieder. Der 
Vorſitzende wird auf Grund von Vereinbarungen zwiſchen den beiden 
beteiligten Regierungen gewählt. 

Im Falle der Nichteinigung ſollen der Vorſitzende des Gerichts 
und zwei andere Perſonen, von denen jede nötigenfalls an die Stelle 
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des Vorſitzenden treten kann, von dem Rat des Völkerbundes gewählt 
werden, beziehungsweiſe bis zu deſſen Bildung von Herrn Guſtav Ador, 
ſofern dieſer Herr dazu bereit iſt. Die genannten Perſonen ſollen Mächten 
angehören, die während des Krieges die Neutralität gewahrt haben. 

Wenn im Falle der Erledigung einer Richterſtelle die beteiligte 
Regierung nicht binnen einem Monat für die oben genannte Ernennung 
eines Nachfolgers ſorgt, ſo wird der Nachfolger durch die gegneriſche 
Regierung aus den zwei oben genannten Perſonen ausſchließlich des 
Vorſitzenden ernannt. 

Das Gericht entſcheidet mit der Mehrheit ſeiner Mitglieder. 

b) Die gemäß Paragraph a eingerichteten gemiſchten Schieds⸗ 
gerichte ſollen alle gemäß Abſchnitt III, IV, V und VII zu ihrer 
Zuſtändigkeit gehörigen Streitfragen entſcheiden. Außerdem ſollen alle 
Streitfragen, welcher Art ſie auch ſein mögen, die ſich auf Verträge 
beziehen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
zwiſchen Angehörigen der alliierten und aſſozlierten Mächte und deut⸗ 
ſchen Reichsangehörigen geſchloſſen find, von den gemiſchten Schieds⸗ 
gerichten entſchieden werden. Ausgenommen ſind jedoch ſolche 
Streitfälle, die nach den Geſetzen einer alliierten, aſſoziierten oder 
neutralen Macht zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte dieſer Macht 
gehören. Dieſe Streitfälle ſollen unter Ausſchluß des gemiſchten Schieds⸗ 
gerichts von den ordentlichen Gerichten des betreffenden Staates ent⸗ 
ſchieden werden. Angehörige von alliierten oder aſſoziierten Mächten 
können trotzdem jede Streitfrage vor dem gemiſchten Schiedsgericht zur 
Entſcheidung bringen, ſofern dies nicht durch die Landesgeſetze ver⸗ 
boten iſt. 

c) Wenn die Zahl der zur Entſcheidung ſtehenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten es erfordert, ſo können weitere Mitglieder des gemiſchten Schieds⸗ 
gerichts ernannt werden. In dieſem Fall gliedert ſich das Gericht in Ab⸗ 
teilungen. Jede Abteilung wird entſprechend den obigen Vorſchriften beſetzt. 

d) Die gemiſchten Schiedsgerichte beſtimmen das von ihnen an⸗ 
zuwendende Verfahren, ſoweit es nicht in der Anlage zu dieſem Abſchnitt 
feſtgeſetzt iſt. Desgleichen ſind ſie befugt, die von der unterlegenen 
Partei zu zahlenden Koſten und Prozeßgebühren feſtzuſetzen. 

e) Jede Regierung zahlt die Gehälter der von ihr ernannten 
Mitglieder des Schiedsgerichts, ebenſo die von ihr zu ihrer Vertretung 
vor dem Gericht berufenen Bevollmächtigten. Das Gehalt des Vor⸗ 
ſitzenden wird durch beſondere Abmachung zwiſchen den beteiligten Re⸗ 
gierungen feſtgeſetzt. Dies Gehalt und die gemeinſamen Koſten jedes 
Gerichts werden von den beiden beteiligten Regierungen zu gleichen 
Teilen getragen. 

1) Die hohen vertragſchließenden Parteien machen ſich ver⸗ 
bindlich, daß ihre Gerichtshöfe und Behörden den gemiſchten 
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Schiedsgerichtshöfen alle in ihrer Macht ſtehende Hilfe leiſten, be⸗ 
ſonders hinſichtlich der übermittelung von Ratiſikationen und des 
Sammelns von Beweiſen. 

g) Die hohen vertragſchließenden Mächte vereinbaren, die Ent⸗ 
ſcheidungen des gemiſchten Schiedsgerichts als endgültig anzuſehen und 
ihnen gegenüber den eigenen Staatsangehörigen Rechlsverbindlichkeit 
zu verleihen. 


Anlage. 
8 1. 

Im Falle des Todes, der Verabſchiedung oder ſonſtigen Be⸗ 
hinderung eines Mitgliedes des Gerichts iſt zu ſeiner Erſetzung das 
gleiche Verfahren anzuwenden wie bei ſeiner Beſtellung. 

§ 2. 

Das Gericht regelt ſein Verfahren nach den Grundſätzen von 
Recht und Billigkeit. Es entſcheidet die Reihenfolge und die Friſten, 
in denen die Parteien ihre Anträge einzubringen haben, und gibt Vor⸗ 
ſchriften über die Beweisaufnahme. 

8 3. 

Die Anwälte und Beiräte beider Parteien ſind ermächtigt, ihre 
Beweisführung vor dem Gericht ſchriftlich und mündlich vorzubringen. 
8 4. 

Das Gericht bewahrt die Akten über die von ihm verhandelten 
Fälle und die Art des Verfahrens mit Angabe des Datums. 

8 5. 

Jede beteiligte Macht kann einen Sekretär ernennen. Dieſe Sekre⸗ 
täre bilden das gemiſchte Sekretariat des Gerichts und unterſtehen ſeinen 
Anordnungen. Das Gericht kann nach Bedarf für die Erfüllung ſeiner 
Aufgaben weitere Beamte ernennen. 

8 6. 

Grundlage der Entſcheidung des Gerichts ſind die von den 

Parteien vorgebrachten Beweiſe, Zeugenausſagen und Auskünfte. 
8 7. 

Deutſchland ſichert den Gerichten jedwede Erleichterung und Aus⸗ 

kunft zu, die zur Durchführung der Erhebungen erforderlich ſind. 
8 8. 

Die Verhandlungsſprache ſoll, wenn gegenteilige Vereinbarung 
fehlt, Engliſch, Franzöſiſch, Italieniſch oder Japaniſch ſein, je nach⸗ 
dem die intereſſierte alliierte oder aſſoziierte Macht es beſtimmt.“ 


) Die Be aſſung von 8 8 lautete: „Die Verhandlungsſprache wird 
von der beteiligten alliierten oder aſſoziierten Regierung beſtimmt.“ 
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89. 

Ort und Zeit der Sitzungen des Gerichts werden von dem Vor⸗ 

ſitzenden des Gerichtshofs beſtimmt.“) 
Artikel 305. 

Iſt von einem zuſtändigen ordentlichen Gerichtshof in einer der in 
den Abſchnitten III, IV, V oder VII aufgeführten Rechtsſachen ein 
Urteil ergangen, welches den Vorſchriften der genannten Abſchnitte nicht 
entſpricht, ſo kann die durch das Urteil benachteiligte Partei eine 
Entſchädigung fordern, welche von dem gemiſchten Schledsgerichtshof 
feſtzuſetzen iſt. Auf Antrag eines Angehörigen einer alliierten oder 
aſſoziierten Macht kann das gemiſchte Schiedsgericht die hiernach zu⸗ 
ſtändige Entſchädigung, ſofern dies möglich iſt, dadurch gewähren, daß 
die Parteien wieder in den Stand eingeſetzt werden, in dem ſie ſich 
vor Erlaß des deutſchen Urteils befanden. 


Siebenter Abſchnitt. Gewerbliches Eigentum. 
Artikel 306. 

Unter Vorbehalt der Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrags 
werden die Rechte des gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigen⸗ 
tums, ſo wie ſie durch die in Artikel 286 erwähnten internationalen 
Abmachungen von Paris und Bern beſtimmt werden, vom Augenblick 
des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrags ab in den Gebieten der 
hohen vertragſchließenden Mächte zugunſten der Perſonen, die in dem 
Augenblick, als der Kriegszuſtand eintrat, Anſpruch auf ihren Genuß 
hatten, oder zugunſten ihrer Rechtsnachfolger wieder in Kraft treten. 
Ebenſo ſollen Rechte, welche, wenn der Krieg nicht ſtattgefunden hätte, 
während der Dauer des Krieges infolge eines Antrags auf Schutz des 
gewerblichen Eigentums oder der Veröffentlichung eines literariſchen 
oder künſtleriſchen Werkes hätten erworben werden können, mit dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages zugunſten der Perſonen, die 
Rechtsanſprüche darauf hätten, anerkannt und feſtgeſetzt werden. 

Die Handlungen jedoch, welche auf Grund der beſonderen Maß⸗ 
nahmen vollzogen ſind, die während des Krieges eine geſetzgebende, aus⸗ 
führende oder Verwaltungsbehörde einer alliierten oder aſſoziierten 
Macht hinſichtlich der Rechte der deutſchen Reichsangehörigen an gewerb⸗ 
lichem, literariſchem oder künſtleriſchem Eigentum getroffen hat, bleiben 
gültig und behalten weiterhin ihre volle Wirkung. 

Deutſchland oder deutſche Reichsangehörige haben keinerlei Erſatz⸗ 
anſpruch oder Klagerecht wegen der Nutznießung von Rechten gewerb⸗ 
lichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentums, welche während der 
Kriegsdauer von ſeiten der Regierung einer alliierten oder aſſoziierten 


5) Die frühere Faſſung: „Ort und Zeit der Sitzungen des Gerichts 
werden von der beteiligten alliierten oder aſſoziierten 1 —.— beſtimmt.“ 
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Macht oder irgendeiner Perſon auf Rechnung dieſer Regierung oder 
mit ihrer Zuſtimmung erfolgt ſein ſollte, noch auch wegen des Verkaufs, 
des Verkaufsangebots oder der Verwendung von Erzeugniſſen, Apparaten, 
Artikeln oder Gegenſtänden beliebiger Art, auf welche dieſe Rechte ihre 
Anwendung fanden. 

Sollte die Geſetzgebung einer der alliierten oder aſſoziierten Mächte 
mit Gültigkeit zum Zeitpunkte der Unterzeichnung dieſes Vertrags 
nicht anders darüber verfügt haben, ſo ſollen die Summen, die auf 
Grund irgendeiner Handlung oder Maßnahme geſchuldet oder bezahlt ſind, 
die ſich aus der Ausführung der in Abſatz 1 dieſes Artikels erwähnten 
beſonderen Maßregeln ergibt, in derſelben Weiſe behandelt werden, wie 
andere Schuldforderungen deutſcher Reichsangehöriger, gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen des vorliegenden Vertrages. Die Summen, die durch 
beſondere Maßnahmen der deutſchen Regierung in betreff der Rechte 
gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentums der Staats⸗ 
angehörigen der alliierten oder afjoziierten Mächte erlangt worden find, 
ſollen wie alle übrigen Schulden der deutſchen Reichsangehörigen be⸗ 
trachtet und behandelt werden. 

Jede der alliierten oder aſſoziierten Mächte behält ſich das Recht 
vor, auf die Rechte des gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigen⸗ 
tums (mit Ausnahme der Fabrik⸗ oder Handelsmarken), welche vor dem 
Kriege oder während des Krieges erworben worden ſind oder welche 
ſpäterhin durch deuifche Reichsangehörige auf Grund ihrer Geſetzgebung 
erworben werden ſollten, ſei es, indem ſie dieſe Rechte ſelbſt ausbeutet, 
ſei es, indem ſie Lizenzen zu ihrer Ausbeutung gewährt, ſei es, indem ſie 
ſich die Aufſicht über dieſe Ausbeutung vorbehält, oder ſei es in anderer 
Weiſe, diejenigen Beſchränkungen, Bedingungen oder Einſchränkungen 
anzuwenden, die als notwendig erachtet werden könnten für die Be⸗ 
dürfniſſe der nationalen Verteidigung oder als im öffentlichen Intereſſe 
liegend oder zur Sicherung einer gerechten Behandlung der auf deutſchem 
Reichsgebiete durch ihre Staatsangehörſgen innegehabten Rechte gewerb⸗ 
lichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentums oder zur Verbürgung 
der vollſtändigen Erfüllung aller von Deutſchland auf Grund dieſes 
Vertrages eingegangenen Verpflichtungen. 

Bezüglich der nach Inkrafttreten dieſes Vertrages erworbenen 
induſtriellen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentumsrechte kann 
das obenerwähnte, den alliierten und aſſoziierten Mächten vor⸗ 
behaltene Recht nur in ſolchen Fällen ausgeübt werden, in denen 
die Friſtbeſchränkungen, Bedingungen oder Vorbehalte als erforder⸗ 
lich für die nationale Verteidigung oder das öffentliche Intereſſe 
zu erachten ſind. 

Für den Fall daß, die alliierten und aſſoziierten Mächte die 
vorſtehenden Verfügungen zur Anwendung bringen, ſollen ange⸗ 


176 


— 


meſſene Entihädigungen oder Abgaben gezahlt werden, die gemäß 
den Beſtimmungen dieſes Vertrages in gleicher Weiſe verwendet 
werden, wie alle anderen, deutſchen Untertanen geſchuldeten Summen. 

Jede der alliierten oder aſſo lierten Mächte behält ſich die Befugnis 
vor, als null und nichtig und als wirkungslos zu betrachten jegliche 
volle oder teilweiſe Abtretung und jegliche Verleihung wirtſchaft⸗ 
licher, literariſcher oder künſtleriſcher Eigentumsrechte, welche ſeit 
dem 1. Aaguſt 1914 etwa bewirkt worden ſein ſollte oder welche 
in Zukunft bewirkt würde und ein Hindernis für die Anwendung 
der Beſtimmungen des gegenwärtigen Artifels bilden könnte. 

Die Beſtimmungen des vorliegenden Artikels find nicht auf die 
gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentumsrechte von Geſell⸗ 
ſchaften oder Unternehmungen anwendbar, welche durch die alliierten oder 
aſſoziierten Mächte in Gemäßheit der Kriegsausnahmegeſetzgebung 
liquidiert find oder kraft Artikel 297 Abſatz b noch liquidiert werden. 

Artikel 307. 

Eine Mindeſtfriſt von einem Jahr von dem Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages ab ohne Nachſteuer noch Strafgebühr irgendwelcher 
Art ſoll den Staatsangehörigen jeder der hohen vertragſchließenden 
Mächte gewährt werden zum Vollzug jeder Handlung, zur Erfüllung 
leglicher Formalität, zur Zahlung jeglicher Steuer und überhaupt zur 
befriedigenden Erfüllung jeglicher Verpflichtung, die durch die Geſetze 
und Beſtimmungen eines jeden Staates vorgeſchrieben ſind, um die 
Rechte gewerblichen Eigentums zu wahren oder zu erlangen, die am 
1. Auguſt 1914 bereits erworben waren oder die, falls der Krieg nicht 
ſtattgefunden hätte, von dieſem Zeitpunkt ab zufolge eines vor dem 
Kriege oder während ſeiner Dauer geſtellten Antrages hätten erworben 
werden können, ſowie auch zur Echebung von Elnſprüchen gegen ſolche 
Rechte. Indeſſen verleiht dieſer Artikel keinerlei Recht auf die Wieder⸗ 
aufnahme eines Einſpruchsverfahrens in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, in welchem die Schlußoberhandlung ſtattgefunden haben 
ſollle. 

Die gewerblichen Elgentumsrechte, die zufolge der Nichtvornahme 
einer Handlung, der Nichtausführung einer Formalität oder der Nicht⸗ 
zahlung einer Steuer etwa verfallen ſein ſollten, treten wieder in Kraft, 
jedoch hinſichtlich der Patente und Muſter mit dem Vorbehalt, daß 
jede alliierte oder aſſoziierte Macht die Maßregeln treffen kann, die ſie 
billigerweiſe für notwendig erachten ſollte zur Wahrung der Rechte von 
Dritten, die Patente oder Muſter während der Zeit, wo ſie verfallen 
waren, ausgebeutet oder verwendet haben ſollten. Ferner ſollen die 
Erfindungspatente oder Muſter im Beſitze deutſcher Reichsangehöriger, 
welche derart wieder in Kraft treten, hinſichtlich der Lizenzgebühr 
den Bedingungen unterworfen bleiben, die während des Krieges auf 
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fie anwendbar geweſen wären, ſowie auch allen Beſtimmungen des vor- 
liegenden Vertrages. 

Der Zeitraum zwiſchen dem 1. Auguſt 1914 und dem Datum 
des Inkrafttretens des vorliegenden Vertrages ſoll nicht in Be⸗ 
tracht kommen bei der vorgeſehenen Friſt für die Ausnutzung eines 
Patentes oder für den Gebrauch von Fabrik⸗ oder Handelsmarken oder 
Muſtern. Es wird überdies vereinbart, daß kein Patent, keine Fabrik⸗ 
oder Handelsmarke und kein Muſter, die am 1. Auguſt 1914 noch in 
Kraft waren, für hinfällig oder null und nichtig erklärt werden können 
aus dem bloßen Grunde der Nichtausbeutung oder der Nichtbenutzung 
vor Ablauf einer zweijährigen Friſt vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des vorliegenden Vertrages ab gerechnet. 


Artikel 308. 

Die Prioritätsfriften, vorgeſehen durch Artikel 4 des internationalen 
Pariſer Abkommens vom 20. März 1883, das im Jahre 1911 in Waſhington 
revidiert wurde, oder durch jede andere in Kraft befindliche Abmachung 
oder Geſetzesbeſtimmung für die Einreichung oder Eintragung der Geſuche 
um Erfindungspatente oder Gebrauchsmuſter, Fabrik⸗ oder Handels» 
marken, Muſter und Modelle, die am 1. Auguſt 1914 noch nicht ab⸗ 
gelaufen waren, und diejenigen Friſten, welche während des Krieges 
etwa begonnen haben oder hätten beginnen können, falls der Krieg nicht 
eingetreten wäre, werden von jeder der hohen vertragſchließenden Mächte 
zugunſten aller Angehörigen der anderen hohen vertragſchließenden Mächte 
bis zum Ablauf einer ſechsmonatigen Friſt vom Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages an verlängert. 

Keinen Eintrag jedoch tut dieſe Friſtverlängerung den Rechten jeder 
hohen vertragſchließenden Macht oder jeder Perſon, die im Augenblick 
des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrags in gutem Glauben im 
Beſitze von Rechten gewerblichen Eigentums ſein ſollte, die mit den durch 
die Verlängerung der Prioritätsfriſt erlangten Rechten in Wider ſpruch 
ſtehen. Sie behalten den Genuß ihrer Rechte, ſei es perſönlich, ſei es 
durch Agenten oder Konzeſſionsinhaber, denen ſie dieſelben vor dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrags abgetreten haben ſollten, ohne 
daß ſie in irgendwelcher Weiſe als Nachahmer beläſtigt oder verfolgt 
werden können. 

Artikel 309. 


Kein Prozeß ſoll anhängig gemacht und kein Anſpruch ſoll 
geltend gemacht werden können einerſeits durch deutſche Reichs⸗ 
angehörige oder durch Perſonen, die in Deutſchland anſäſſig ſind oder 
ihr Gewerbe ausüben, und andererſeits durch Staatsangehörige der 
alliierten oder aſſoziierten Mächte oder durch Perſonen, welche auf dem 
Gebiete dieſer Mächte anſäſſig ſind oder ihr Gewerbe aus⸗ 
üben, noch auch durch diejenigen dritten Perſonen, an 
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welche dieſe Perſönlichkeiten ihre Rechte während des Krieges 
etwa abgetreten haben auf Grund von Tatſachen, die auf dem Gebiete 
der anderen Partei zwiſchen dem Zeitpunkt der Kriegserklärung und 
demjenigen des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages eingetreten 
fein ſollten und welche dafür angeſehen werden können, daß fie Rechte 
des gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentums verletzen, 
welche in irgend einem Augenblick während des Krieges beſtanden haben 
oder welche in Gemäßheit der vorſtehenden Artikel 307 und 308 wieder⸗ 
hergeſtellt werden. 

Ebenfalls ſoll keinerlei Prozeßanhängigmachung zuläſſig ſein von 
ſeiten derſelben Perſonen wegen Verletzung der Rechte des gewerblichen 
oder künſtleriſchen Eigentums zu irgend einem Zeitpunkt aus Anlaß 
des Verkaufes oder Verkaufsangebotes während eines Jahres von dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages ab auf den Hoheitsgebieten 
der alliierten oder aſſoziierten Mächte einerſeits oder Deutſchlands 
andererſeits, ſoweit es ſich um Rohſtoffe oder Fabrikate oder um litera⸗ 
riſche oder künſtleriſche Werke handelt, die während des Zeitraums zwiſchen 
der Kriegserklärung und dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages 
hergeſtellt oder veröffentlicht ſind, noch auch aus Anlaß ihrer Erwerbung 
und ihrer Verwendung oder ihres Gebrauches. Indeſſen verſteht es ſich, 
daß dieſe Verfügung keine Anwendung findet, wenn die Inhaber der 
Rechte ihren Wohnſitz oder ihre gewerblichen oder Handelsbetriebe in 
den von Deutſchland im Laufe des Krieges beſetzten Gegenden hatten. 

Dieſer Artikel gilt nicht für die Beziehungen zwiſchen den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika einerſeits und Deutſchland andererſeits. 

Artikel 310. 

Die Kontrakte über die Verwertung von Rechten gewerblichen 
Eigentums oder der Vervielfältigung literariſcher oder künſtleriſcher Werke, 
welche vor der Kriegserklärung zwiſchen Angehörigen der alliierten oder 
aſſoztierten Mächte oder auf ihrem Gebiet anſäſſigen oder daſelbſt ihr 
Gewerbe ausübenden Perſonen einerſeits und deutſchen Reichsangehörigen 
andererſeits geſchloſſen find, gelten vom Zeitpunkt der Kriegserklärung 
ab zwiſchen Deutſchland und der alliierten oder aſſoziierten Macht als auf⸗ 
gehoben. In jedem Fall aber hat der urſprüngliche Nutznießer eines Kon⸗ 
traktes dieſer Art das Recht, innerhalb einer ſechsmonatigen Friſt vom 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages ab von dem Inhaber der 
Rechte die Überlaſſung einer neuen Lizenz zu verlangen. Ihre Bedin⸗ 
gungen werden bei Ausbleiben einer Einigung zwiſchen den Parteien 
von dem hierfür zuſtändigen Gerichtshof des Landes feſtgeſetzt, unter 
deſſen Geſetzgebung die Rechte erworben worden ſind, außer im Falle von 
Lizenzen, welche kraft der unter deutſcher Geſetzgebung erworbenen Rechte 
erworben worden ſind. In dieſem Falle werden die Bedingungen von dem 
gemiſchten Schiedsgericht feſtgeſetzt, das in Abſchnitt VI des vorliegenden 
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Vertrages vorgeſehen wird. Der Gerichtshof kann, falls Anlaß dazu 
vorliegt, den Betrag der Gebührniſſe feſtſetzen, die ihm wegen der Aus⸗ 
nutzung der Rechle während der Kriegsdauer gerechtfertigt erſchienen. 

Die Lizenzen für Rechte des gewerblichen, literariſchen oder künſt⸗ 
leriſchen Eigentums, die gemäß der beſonderen Kriegsgeſetzgebung einer 
alliierten oder aſſoziierten Macht zugeſtanden worden find, dürfen nicht 
berührt werden durch die Fortdauer einer ſchon vor dem Kriege beſtehenden 
Lizenz, ſondern fie bleiben gültig und behalten ihre volle Wirkſamleit. 
Falls eine dieſer Lizenzen dem urſprünglichen Nutznießer eines vor dem 
Kriege abgeſchloſſenen Lizenzvertrages bewilligt fein ſollte, ſoll fie als an 
deſſen Stelle tretend betrachtet werden. 

Wenn Summen während des Krieges bezahlt worden ſein ſollten 
kraft irgendeines vor dem Kriege abgeſchloſſenen Vertrages oder einer 
Lizenz zur Natzung der Rechte gewerblichen Eigentums oder zur Ver⸗ 
vielfältigung oder Aufführung literariſcher, dramatischer oder künſtleriſcher 
Werke ſo ſollen dieſe Summen in gleicher Weiſe verwandt werden wie 
die anderen Schulden oder Schuldforderungen der deutſchen Reichs⸗ 
angehörigen in Gemäßheit des gegenwärtigen Vertrages. 

Dieſer Artikel gilt nicht für die Beziehungen zwiſchen den Vereinigten 
Staaten von Amerika einerseits und Deutſchland andererſeits. 

Artikel 311. 

Die Bewohner der kraft des vorliegenden Vertrages von Deutich- 
land abgetrennten Gebiete ſollen ungeachtet dieſer Trennung und des 
ſich daraus ergebenden Wechſels der Staatsangehörigkeit in Deutſchland 
die volle und uneingeſchränkte Nutznießung aller Rechte gewerblichen, 
literariſchen und kün tleriichen Eigentums behalten, die fie gemäß der 
deutſchen Geſetzgebung im Augenblick jener Abtrennung beſaßen. 

Die induſtriellen, literariſchen und künſtleriſchen Eigentums⸗ 
rechte, die in dem nach dieſem Vertrage von Deutſchland abge⸗ 
trennten Ländergebiet zur Zeit der Abtrennung gültig find oder 
durch Anwendung von § 306 dieſes Vertrages wieder eingeführt 
oder erneuert werden, ſollen von dem Staate, dem das betreffende 
Gebiet abgetreten wird, für die ihnen nach dem deutſchen Geſetz 
zuſtehende Zeitdauer anerkannt werden. 


Achter Abſchnitt. Soziale und ſtaatliche Verſicherungen in den 
abgetretenen Gebieten. 
Artikel 312. 

Unbeſchadet der in anderen Beſtim mungen des vorliegenden Vertrages 
enthaltenen Beſtimmungen verpflichtet ſich die deutſche Regierung, der⸗ 
jenigen Macht welcher deutſche Gebiete in Europa abgetreten werden, oder 
der Macht, die frühere deulſche Gebiete als Mandatar kraft Artikel 22 von 
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Teil I (Völkerbund) verwaltet, den Teil der von Regierungen des Reiches 
oder der deutſchen Bundesſtaaten oder der unter ihrer Aufſicht tätigen 
öffentlichen oder privaten Körperſchaften angeſammelten Reſerven zu über⸗ 
tragen, die dazu beſtimmt ſind, den Fortgang aller ſozialen und ſtaat⸗ 
lichen Verſicherungen in dieſen Gebieten zu ermöglichen. 

Die Mächte, auf welche dieſe Gelder übertragen werden, ſind ver⸗ 
pflichtet, ſie zur Ausführung der aus dieſen Verſicherungen herrührenden 
Verpflichtungen zu verwenden. 

Die Bedingungen dieſer Übertragung werden durch beſondere 
Abmachungen zwiſchen der deutſchen Regierung und den in Frage 
kommenden Regierungen geregelt. 

Im Falle, daß dieſe Sonderverträge nicht dem vorigen Abſchnitt 
entſprechend binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trages abgeſchloſſen würden, ſollen die Übertragungsbedingungen 
in jedem einzelnen Falle einer Kommiſſion von fünf Mitgliedern 
unterbreitet werden; eines derſelben wird von der deutſchen 
Regierung, eines von der anderen beteiligten Regierung ernannt, 
drei ernennt der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits⸗ 
amtes aus Untertanen der anderen Staaten. Dieſe Kommiſſion 
ſoll in den drei Monaten nach ihrer Einſetzung dem Rat des 
Völkerbundes durch Stimmenmehrheit gefaßte Vorſchläge unter⸗ 
breiten; die Entſcheidungen des Rates ſind von Deutſchland und 
dem anderen beteiligten Staate unverzüglich als bindend anzuſehen. 


XI. Teil. 
Luftſchiffahrt. 


Artikel 313. 

Die den alliierten und aſſoziierten Mächten gehörigen Luſtſchiffe 
ſollen volle Freiheit des Überfliegens und der Landung auf dem Gebiet 
und in den Hoheitsgewäſſern Deutſchlands haben und ſollen dieſelben 
Vorteile wie die deutſchen Luftſchiffe genießen, beſonders im Falle der 
Not zu Lande oder zu Waſſer. 


Artikel 314. 

Die den alllierten und aſſozilerten Mächten gehörigen Luftſchiffe 
ſollen auf dem Durchflug nach einem beliebigen fremden Lande 
das Recht genießen, das Gebiet und die Hoheitsgewäſſer Deutſchlands 
ohne Landung zu überfliegen, unter Vorbehalt der Beſtimmungen, welche 
Deutſchland feſtſetzen kann und welche in gleicher Weise auf die Luft⸗ 
ſchiffe Deutſchlands und auf die der alliierten und aſſoziierten Länder 
anwendbar ſein ſollen. 
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Artikel 315. 

Die in Deutſchland beſtehenden und dem nationalen öffentlichen 
Luftverkehr dienenden Flugplätze ſollen den den alliierten und aſſoziierten 
Mächten gehörigen Luftfahrzeugen zur Verfügung ſtehen. Dieſe ſollen 
darin in Hinſicht der Abgaben aller Art mit Einſchluß der Landungs⸗ 
und Unterbringungsgebühren ebenſo behandelt werden wie deutſche 
Luftfahrzeuge. 

Artikel 316. 

Uater Vorbehalt der gegenwärtigen Anordnungen iſt das Recht der 
Durchfahrt, des Überfliegens und der Landung, das in den Artikeln 313, 
314 und 315 vorgeſehen iſt, der Beobachtung der Beſtimmungen unter⸗ 
worfen, welche zu verordnen Deutſchland für nötig erachten kann, 
wobei es ſich verſteht, daß dieſe Beſtimmungen ohne Unterſchied auf die 
deutſchen Luftfahrzeuge und auf die der alliierten und aſſozilerten Länder 
anzuwenden ſein werden. 

Artikel 317. 


Die Nationalitäts⸗ und Fährerzeugniſſe, die Befähigungs⸗ und 
Erlaubnisſcheine, welche von irgendeiner der alliierten und afjoziierten 
Mächte ausgehändigt oder für gültig anerkannt werden, ſollen in Deutſch⸗ 
land als gültig und wie die in Deutſchland ausgeſtellten Zeugniſſe und 
Erlaubnisſcheine angeſehen werden. 


Artikel 318. 
Die Luftfahrzeuge der alliierten und aſſozüierten Mächte ſollen, was 
den inneren Handels⸗Luftoerkehr anbetrifft, in Deutſchland die gleiche 
Behandlung wie die meiſtbegünſtigte Nation genießen. 


Artikel 319. 

Deutſchland verpflichtet ſich, durch geeignete Maßregeln ſicher⸗ 
zuſtellen, daß deutſche Luftfahrzeuge über deulſchem Gebiet die Regeln 
über Lichter und Signale, Flug⸗ und Luftverkehrsregeln auf und in 
der Nähe von Flugplätzen beobachten, welche in der zwiſchen den 
alliierten und aſſoziierten Mächten geſchloſſenen Konvention über Luft⸗ 

iffahrt feſtgeſetzt find. 
ſchiffahrt feſtgeſetzt fi De 


Die durch die vorſtehenden Beſtimmungen auferlegten Verpflichtungen 
ſollen bis zum 1. Januar 1923 in Kraft bleiben, es fei denn, daß 
Deuifchland bis dahin in den Völkerbund aufgenommen oder durch die 
Zuſtimmung der alliierten oder aſſozlierten Mächte ermächtigt ſein ſollte, 
der zwiſchen dieſen Mächten geſchloſſenen Konvention über Luftſchiffahrt 
beizutreten. 


— — ee 


* 


XII. Teil. 


Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen. 
Erſter Abſchnitt. Allgemeine Veſtimmungen. 
Artikel 321. 

Deutſchland verpflichtet ſich, Perſonen, Gütern, See⸗ oder Fluß⸗ 
ſchiffen, Eiſenbahnwagen und dem Poſtverkehr von oder nach den Gebieten 
irgendeiner der alliierten und aſſoztierten Mächte, gleichviel, ob fie 
an Deutſchland angrenzen oder nicht, die freie Durchfuhr durch ſein 
Gebiet auf den für den internationalen Verkehr geeignetſten Transport 
wegen, auf Eiſenbahnen, ſchiffbaren Waſſerläufen oder Kanälen zu ge⸗ 
währen; zu dieſem Zweck wird die Durchfahrt quer durch Hoheits⸗ 
gewäſſer geſtattet. Die Perſonen, Güter, See⸗ oder Flußſchiffe, Per⸗ 
ſonenwagen, Güterwagen und der Poſtverkehr werden keinem unnötigen 
Durchfuhrzoll noch unnötigen Aufenthalten und Einſchränkungen unter⸗ 
worfen und haben in Deutſchland ein Anrecht auf gleiche Behandlung 
wie der innerdeutſche Verkehr in bezug auf Gebühren und Erleichte⸗ 
rungen, ebenſo wie in jeder anderen Hinſicht. 

Die Durchgangs züter find von allen Zoll» oder ähnlichen Ab⸗ 
gaben befreit. 

Alle den Durchgangsverkehr belaſtenden Gebühren oder Abgaben 
müſſen den Verkehrsbedingungen entſprechend mäßig berechnet werden. 
Weder mittelbar noch unmittelbar darf die Belaſtung, Erleichterung oder 
Einſchränkung von der Eigenſchaft des Eigentümers oder der Staats⸗ 
zugehörigkeit des Schiffes oder der anderen Transportmittel, die auf irgend⸗ 
einem Teile des geſamten Transportweges benutzt worden ſind oder 
benutzt werden ſollen, abhängig gemacht werden. 

Artikel 322. 

Deutſchland verpflichtet ſich, den Transportunternehmungen für 
Auswanderer, welche ſein Gebiet kreuzen, bei der Hin⸗ und Rückfahrt 
keinerlei Kontrolle aufzuerlegen noch eine ſolche aufrechtzuerhalten, außer 
den Maßnahmen, welche zur Feſtſtellung notwendig ſind, daß die 
Reiſenden wirklich auf der Durchreiſe ſind. Es wird keiner Schiffahrts⸗ 
unternehmung oder anderen Körperſchaft, Geſellſchaft oder Privatperſon, 
die an der Durchfuhr beteiligt iſt, geſtatten, in irgendeiner Form an 
einem zu dieſem Zweck eingerichteten Verwaltungsdienſt teilzunehmen 
oder in dieſer Hinſicht einen mittelbaren oder unmittelbaren Einfluß 
auszuüben. 

Artikel 323. 

Deutſchland verzichtet darauf, unmittelbar oder mittelbar eine unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung oder eine Bevorzugung eintreten zu laſſen 
bezüglich der Zölle, Abgaben und Verbote für die Einfuhr in ſein 
Gebiet oder die Ausfuhr aus ſeinem Gebiet, und vorbehaltlich der 


183 


beſonderen Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages bezüglich der 
Bedingungen und Preiſe des Transportes von Gütern oder Perſonen, 
welche nach ſeinem Gebiet beſtimmt ſind oder aus dieſem kommen, ſei dies 
nun an der Ein⸗ oder Ausgangsgrenze oder auf Grund der Beſchaffen⸗ 
heit, des Eigentums oder der Flagge der verwendeten Transportmittel (ein- 
ſchließlich Lufttransporte), ſei es wegen des urſprünglichen oder unmittel⸗ 
baren Herkunftsortes des See⸗ oder Flußſchiffes, des Eiſenbahnwagens, 
des Luftfahrzeuges oder anderen Transportmittels, ſeines endgültigen 
oder Zwiſchenbeſtimmungsortes, des eingeſchlagenen Transportweges 
oder der Umladungsplätze, ſei es auch, daß der Hafen, durch deſſen Ver⸗ 
mittlung die Güter eingeführt oder ausgeführt werden, ein deutſcher 
oder irgendein fremder Hafen iſt, ſei es auch deshalb, weil die Waren 
auf dem Meer, zu Lande oder auf dem Luftwege eingeführt oder aus⸗ 
geführt werden. 

Deutſchland verzichtet insbeſondere darauf, zum Nachteil von 
Häfen, für See- oder Flußſchiffe irgendeiner der alliierten oder aſſoziierten 
Mächte eine Zuſchlagsgebühr, eine direkte oder indirekte Prämie auf die 
Ausfuhr oder die Einfuhr über die deutſchen Häfen oder durch die 
deutſchen See⸗ oder Flußſchiffe oder diejenigen einer anderen Macht 
feſtzuſetzen, insbeſondere unter der Form kombinierter Tarife. 

Deutſchland verzichtet ferner darauf, Perſonen oder Güter, die 
einen Hafen irgendeiner der alliierten oder afjoziierten Mächte benutzen, 
oder die ein See⸗ oder Flußſchiff dieſer Mächte benutzen, irgendwelchen 
Formalitäten oder Aufenthalten zu unterwerfen, denen dieſe Per ſonen 
oder Güter nicht unterworfen wären, wenn ſie durch einen deutſchen 
Hafen oder den Hafen einer anderen Macht führen, oder wenn ſie ein 
deutſches Schiff oder das Schiff einer anderen Macht benutzten. 

Artikel 324. 

Um den Übergang von Gütern über die deutſchen Grenzen ſovlel 
wie möglich zu beſchleunigen und um von den beſagten Grenzen ab die 
Abfertigung und Weiterbeförderung dieſer Güter unter denſelben ſach⸗ 
lichen Bedingungen ſicher zu ſtellen — insbeſondere hinſichtlich der 
Schnelligkeit und der Sorgfalt der Beförderung —, wie ſie Güter 
gleicher Art genießen würden, die auf deutſchem Gebiet unter ähnlichen 
Transportbetingungen befördert werden, müſſen alle zweckdienlichen Vers 
waltunge⸗ und techniſchen Maßnahmen getroffen werden, ohne Unterſchied, 
ob die Güter aus den Gebieten der alliierten und aſſoziierten Mächte 
kommen oder dorthin gehen, oder als Durchgangsgüter nach oder von 
dieſen Gebieten befördert werden. 

Insbeſondere ſoll die Beförderung leicht verderblicher Waren raſch 
und regelmäßig vor ſich gehen; die Zollformalitäten ſollen ſo ſchnell 
abgewickelt werden, daß die unmittelbare Weiterführung dieſer Güter⸗ 
transporte mit den Anſchlußzügen ermöglicht wird. 
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Artikel 325.) 

Die Seehäfen der alliierten und aſſozlierten Mächte genießen alle 
Vergünſtigungen und Vorzugstarife, welche auf den deutſchen Eiſen⸗ 
bahnen und Waſſerſtraßen zugunſten der deutſchen Häfen oder irgend⸗ 
eines Hafens einer anderen Macht gewährt werden. 

Artikel 326. 

Deutſchland kann es nicht ablehnen, an Tarifen oder Tarifverbin⸗ 
dungen teilzunehmen, welche den Zweck haben, den Häfen einer der 
alliierten und aſſoziierten Mächte gleiche Vorteile zu ſichern, wie es 
ſie ſeinen eigenen Häfen oder denen einer anderen Macht gewähren wird. 


Zweiter Abſchnitt. Schiffahrt. 
Kapitel 1. Freiheit der Schiffahrt. 
Artikel 327. 

Die Angehörigen der alliierten und afjoztierten Mächte wie auch deren 
Güter, See⸗ und Flußſchiffe ſollen in allen deutſchen Häfen und auf den Bin⸗ 
nenwaſſerſtraßen Deutſchlands in jeder Hinſicht dieſelbe Behandlung genießen 
wie die deutſchen Reichsangehörigen, deren Güter, See und Flußſchiffe. 

Insbeſondere ſollen die See⸗ und Flußſchiffe irgendeiner der 
alliierten und aſſoziierten Mächte berechtigt ſein, Güter jeder Art und 
Paſſagiere nach oder von allen Häfen oder Plätzen in deutſchem Gebiet, 
zu welchem deutſche Schiffe Zugang haben, zu Bedingungen zu be⸗ 
fördern, welche nicht ungünſtiger ſein ſollen als diejenigen, welche auf 
deutſche Schiffe Anwendung finden. Ste ſollen ebenſo behandelt werden 
wie die eigenen Schiffe, was Erleichterungen, Hafen⸗ und Kaigebühren 
jeder Art betrifft, einſchließlich der Erleichterungen für Lagerung, Ladung 
oder Löſchen, Tonnagegebühren, Hafen⸗ und Lotſen⸗, Leuchtturm⸗ 
und Quarantänegebühren und alle ähnlichen Abgaben und Un⸗ 
koſten, welcher Art ſie auch ſein mögen, die im Namen und zum 
Vorteil der Regierung, öffentlicher Behörden, Privatperſonen, Geſell⸗ 
ſchaften oder Unternehmungen irgendwelcher Art erhoben werden. 

Falls Deutſchland irgendeiner der alliierten und aſſoziierten 
Mächte oder irgendeiner fremden Macht eine vorzugsweiſe Behandlung 


zugeſtehen ſollte, ſoll dieſe Behandlung unverzüglich und eee 


auf alle alliierten und afjoziierten Mächte ausgedehnt werden. Dr? 

Andere Behinderungen im Perſonen⸗ und Schiffsverkehr als 
dieſenigen, welche auf Vorſchriften betreffend Zölle, Polizei, Geſund⸗ 
heitsweſen, Auswanderung und Einwanderung ſowie auf Ein⸗ und 
Ausfuhr von verbotenen Waren beruhen, dürfen nicht ſtattfinden. 
Dieſe Anordnungen müſſen ſachgemäß und gleichmäßig ſein und 
dürfen den Verkehr nicht unnötigerweiſe ana 

) Hier iſt folgender Abſatz — fein: chland nr auf alle 


Maßnahmen, die geeignet wären, den Verkehr 1 — 1 von ſeinem normalen 
Wege zugunſten ſeiner eigenen Transportwege abzulen 
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Kapitel 2. Freizonen in Häfen. 
Artikel 328. 
Die Freizonen, welche in den deutſchen Häfen am 1. Auguſt 1914 
beſtanden, werden aufrechterhalten. Dieſe Freizonen und diejenigen, 


welche auf deutſchem Gebiet gemäß dem vorliegenden Vertrage ein⸗ 


gerichtet werden, ſollen den Verordnungen unterſtehen, welche in den 
folgenden Artikeln vorgeſehen ſind. 

Waren, die in die Freizone eingehen oder aus ihr kommen, 
werden keinerlei Ein⸗ oder Ausfuhrzoll unterworfen, außer in dem Falle, 
der im Artikel 330 vorgeſehen iſt. 

Die in die Freizone eintretenden Schiffe und Waren können den 
Abgaben unterworfen werden, die zur Deckung der Verwaltungs⸗, Unter⸗ 
haltungs⸗ und Verbeſſerungskoſten des Hafens dienen, ebenſo den Ge⸗ 
bühren für die Benutzung verſchiedener Einrichtungen, vorausgeſetzt, daß 
dieſe Gebühren den entſtandenen Unkoſten entſprechen und daß ſie unter 
den Bedingungen völliger Gleichheit, wie dieſe im Artikel 327 vorgeſehen 
ſind, eingezogen werden. 

Die Waren dürfen keiner anderen Abgabe unterworfen werden als 
einer ſtatiſtiſchen Gebühr, welche 1 pro Mille vom Wert nicht überſteigen 
darf und ausſchließlich dazu dienen ſoll, die Ausgaben des Amtes zu 
beſtreiten, das mit der Aufſtellung eines Verzeichniſſes über den Hafen⸗ 
verkehr beauftragt iſt. 

Artikel 329. 

Die Erleichterungen, welche für die Anlage von Speichern ſowie für 
das Verpacken und Auspacken von Waren gewährt werden, müſſen den 
augenblicklichen Handelsbedürfniſſen Rechnung tragen. Alle Erzeugniſſe, 
deren Verbrauch in der Freizone erlaubt iſt, ſollen von Verbrauchs⸗ 
ſteuern und jeder anderen Abgabe, mit Ausnahme der ſtatiſtiſchen Gebühr, 
wie ſie in Artikel 328 vorgeſehen iſt, befreit ſein. 

In bezug auf ſämtliche Vorſchriflen des vorliegenden Artikels darf 
kein Unterſchied zwiſchen den Angehörigen verſchiedener Nationen oder 
zwiſchen Waren verſchiedenen Urſprungs und verſchiedener Beſtimmung 
gemacht werden. 

Artikel 330. 

Einfuhrzölle dürfen von Gütern erhoben werden, die aus der Frei⸗ 
zone ausgehen, um dem Verbrauch des Landes zugeführt zu werden, 
in deſſen Gebiet ſich der Hafen befindet. Umgekehrt dürfen Ausfuhr⸗ 
zölle auf die Güter gelegt werden, die aus dem Lande herrühren 
und in die Freizone gebracht werden. Dieſe Ein⸗ und Ausfuhrzölle müſſen 
auf derſelben Grundlage und nach denſelben Sätzen erhoben werden, 
wie ähnliche Zölle an anderen Zollgrenzen des betreffenden Landes. 
Andererſeits verzichtet Deutſchland, unter welcher Benennung auch immer, 
irgendwelche Einfuhr⸗, Ausfuhr⸗ oder Durchgangszölle auf Waren zu er⸗ 
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heben, die zu Lande oder zu Waſſer durch deutſches Gebiet befördert 
werden und für die Freizone oder irgendeinen anderen Staat beſtimmt 
find oder von dort herkommen. 

Deutſchland wird die nötigen Anordnungen treffen, um dieſe freie 
Durchfahrt auf denjenigen Schienen⸗ und Waſſerwegen ſeines Gebietes 
zu gewährleiſten und ſicherzuſtellen, welche normalerweiſe zur Freizone 
führen. 

Kapitel 3. Beſtimmungen, betreffend die Elbe, die Oder, den 

Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen) und die Donau. 

1. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 331. 

Es werden für international erklärt: 

die Elbe (Labe) von der Mündung der Vltava (Moldau) ab und 
die Vltava (Moldau) von Prag ab; 

die Oder (Odra) von der Mündung der Oppa ab; 

der Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen) von Grodno ab; 

die Donau von Ulm ab; 

und jeder ſchiffbare Teil dieſer Flußgebiete, welche als natürlicher 
Zugang zum Meer mit oder ohne Umladung von einem Schiff zum 
anderen für mehr als einen Staat dienen, ebenſo wie die Seitenkanäle 
und Fahrtrinnen, welche gebaut werden, um entweder die von Natur 
ſchiffbaren Abſchnitte der genannten Flußgebiete zu vermehren oder zu 
verbeſſern oder um zwei von Natur ſchiffbare Abſchnitte des gleichen 
Waſſerlaufes zu verbinden. 

Das gleiche trifft für die Schiffahrtsverbindung Rhein — Donau zu, 
falls dieſe unter den in Artikel 353 vorgeſehenen Bedingungen gebaut 
werden ſollte. 

Artikel 332. 


Auf den im vorhergehenden Artikel als international erklärten 
Waſſerſtraßen ſollen die Staatsangehörigen, das Eigentum und die 
Flaggen aller Mächte völlige Gleichberechtigung genießen und zwar ſo, daß 
zum Nachteile der Staatsangehörigen, des Eigentums oder der Flagge 
irgend einer dieſer Mächte kein Unterſchied gemacht wird zwiſchen dieſen 
und den Staatsangehörigen, dem Eigentum oder der Flagge des Ufer⸗ 
ſtaats ſelbſt oder der am meiſten begünſtigten Nation. 

Indeſſen können deutſche Schiffe regelmäßige Schiffsverbindungen 
für Reiſende und Güter zwiſchen den Häfen einer alliierten oder 
aſſoziierten Macht nur mit deren beſonderen Ermächtigung unterhalten. 

Artikel 333. 

Abgaben, welche auf den verſchiedenen Flußabſchnitten wechſeln 
können, dürfen von den Schiffen erhoben werden, welche den Waſſerweg 
oder ſeine Zugänge benutzen, ſoweit aus einer ſchon beſtehenden Ver⸗ 
einbarung ſich keine gegenteiligen Beſtimmungen ergeben. Die Ab⸗ 
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gaben ſollen ausſchließlich dazu beſtimmt fein, um in angemeſſener Weife 
die Koſten für die Unterhaltung der Schiffbarkeit oder der Regulierung 
des Fluſſes und ſeiner Zugänge zu decken oder Unkoſten zu beſtreiten, 
die für die Zwecke der Schiffahrt gemacht ſind. Der Tarif iſt dieſen 
Unkoſten entſprechend zu berechnen und in den Häfen auszuhängen. 
Dieſe Abgaben ſind ſo feſtzuſetzen, daß ſie keine ins einzelne gehende 
Prüfung der Ladung erforderlich machen, es ſei denn, daß der Ver⸗ 
dacht des Betrugs oder einer Übertretung vorliegt. 
Artikel 334. 

Die Durchfahrt von Reiſenden, Schiffen und Gütern hat ent⸗ 
ſprechend den in Abſchnitt 1 feſtgelegten allgemeinen Beſtimmungen 
zu erfolgen. 

Wenn beide Ufer eines internationalen Fluſſes demſelben Staat 
angehören, können die Durchgangsgüter verſiegelt oder unter Bewachung 
von Zollbeamten geſtellt werden. Wenn der Fluß die Grenze bildet, 
werden Durchgangsgüter und Durchreiſende von jeder Zollformalität 
befreit; die Ein⸗ und Ausladung von Gütern, ebenſo wie die Ein⸗ und 
Ausſchiffung von Reiſenden können nur in den vom Uferſtaat beſtimmten 
Häfen erfolgen. 

Artikel 335. 

Auf dem ganzen Laufe wie an der Mündung der erwähnten Flüſſe 
dürfen andere Gebühren irgend welcher Art nicht erhoben werden, als 
die in dem vorliegenden Abſchnitt vorgeſehenen. 

Dieſe Beſtimmung hindert nicht, daß die Uferſtaaten Zollabgaben 
ſowie örtliche und Verbrauchsgebühren erheben oder nach den öffent⸗ 
lichen Tarifen angemeſſene und einheitliche Gebühren in den Häfen für 
die Benutzung der Krane, Elevatoren, Kais, Magazine uſw. feſtlegen. 


Artikel 336. 

In Ermangelung einer beſonderen Einrichtung für die Aus⸗ 
führung der Unterhaltungs⸗ und Regulierungsarbeiten auf dem inter⸗ 
nationalen Abſchnitt eines ſchiffbaren Flußgebietes iſt jeder Uferſtaat 
verpflichtet, in angemeſſener Weiſe die nötigen Maßregeln zu treffen, 
um alle Hinderniſſe oder Gefahren für die Schiffahrt zu be⸗ 
1 und die Aufrechlerhaltung guter Schiffahrtsverhällniſſe ſicher⸗ 
zuſtellen. 

Wenn ein Staat es unterläßt, dieſer Verpflichtung nachzukommen, 
kann jeder Uferſtaat oder jeder bei der internationalen Kommiſſion ver⸗ 
tretene Staat gegebenenfalls den zu dieſem Zweck durch den Völkerbund 
eingerichteten Gerichtshof anrufen. 

Artikel 337. 

Falls ein Uferſtaat Arbeiten unternimmt, welche die Schiffahrt 
auf dem internationalen Teil beeinträchtigen können, wird in gleicher 
Weiſe verfahren. Das im vorhergehenden Artikel vorgeſehene Gericht 
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kann die Unterbrechung oder völlige Einſtellung dieſer Arbeiten vor- 
ſchreiben. Es hat bei feinen Entſcheidungen auf die Rechte Rückſicht 
zu nehmen, die ſich auf die Bewäſſerung, die Waſſerkraft, die Fiſcherei 
und andere nationale Intereſſen beziehen. Dieſe ſollen im Falle der 
Zuſtimmung aller Uferſtaaten oder aller in der etwa beſtehenden inter⸗ 
nationalen Kommiſſion vertretenen Staaten gegenüber den Bedürfniſſen 
der Schiffahrt vorgehen. 


Die Anrufung des Gerichts des Völkerbundes hat keine aufſchiebende 


Wirkung. 
Artikel 338. 

Hinſichtlich der Waſſerſtraßen, deren internationaler Charakter durch 
eine allgemeine Vereinbarung der alliierten und aſſoziierten Mächte an⸗ 
erkannt wird, tritt an Stelle der in den Artikeln 332 bis 337 feſtgeſetzten 
Ordnung eine andere, die durch die genannte Vereinbarung zu treffen 
und vom Völkerbund zu genehmigen iſt. Dieſe Vereinbarung wird 
ausdrücklich auf die geſamten obenerwähnten Flußgebiete der Elbe 
(Labe), der Oder (Odra), des Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen) 
und der Donau oder einen Teil von ihnen Anwendung finden, ebenſo 
wie auf die anderen Teile der genannten Flußgebiete, die unter allge⸗ 
meinen Geſichtspunkten darin einbegriffen werden können. 

Deutſchland verpflichtet ſich, entſprechend den Beſtimmungen des 
Artikels 379, der beſagten allgemeinen Vereinbarung beizutreten, ebenſo 
wie allen Anderungsvorſchlägen der in Kraft befindlichen internationalen 
Übereinkommen und Vorſchriften, wie ſie gemäß dem nachfolgenden 
Artikel 343 aufgeſtellt werden. 


Artikel 339. 

Deutſchland tritt an die beteiligten alliierten und aſſozlierten Mächte 
innerhalb einer Friſt von höchſtens 3 Monaten nach der ihm darüber 
zugegangenen Mitteilung einen Teil der Schlepper und Schiffe ab, die 
nach Abzug der für Erſatz oder Wiedergutmachung abzugebenden noch 
in den Häfen der in Artikel 331 genannten Flußgebiete eingetragen 
verbleiben. Ebenſo tritt Deutſchland das Material aller Art ab, deſſen 
die beteiligten alliierten und aſſoziierten Mächte für die Ausnutzung 
dieſer Flußſyſteme bedürfen. 

Die Zahl der abzutretenden Schlepper und Schiffe ſowie die 
Menge des Materials ebenſo wie deren Verteilung werden durch einen 
oder mehrere von den Vereinigten Staaten von Amerika bezeichneten 
Schiedsrichler beſtimmt werden, unter Berückſichtigung der berechtigten 
Bedürfniſſe der beteiligten Parteien und insbeſondere des Schiffsverkehrs 
auf der Grundlage der letzten 5 Jahre vor dem Kriege. 

Alle abgetretenen Fahrzeuge müſſen mit ihrer Takelage und Aus⸗ 
rüſtung verſehen, in gutem Zuſtande, zur Güterbeförderung geeignet 
ſein und aus den letzten Neubauten ausgewählt werden. 
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Die in dieſem Artikel vorgeſehenen Abtretungen bedingen eine Ent 


ſchädigung, deren Pauſchalbetrag durch den oder die Schiedsrichter feſt⸗ 
gelegt wird. Er darf in keinem Fall den Betrag für den Anſchaffungs⸗ 
wert des abgetretenen Materials überſteigen und iſt auf den Betrag 
der von Deutſchland geſchuldeten Summen anzurechnen; infolgedeſſen 
liegt die Entſchädigung der Eigentümer Deutſchland ob. 


2. Beſondere Beſtimmungen für die Elbe, die Oder und 
den Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen). 


Artikel 340. 

Die Elbe (Labe) wird der Verwaltung einer internationalen Kom⸗ 

miſſion unterſtellt, zuſammengeſetzt aus: 

4 Vertretern der deutſchen Uferſtaaten, 

2 Vertretern des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates, 

1 Vertreter Großbritanniens, 

1 Vertreter Frankreichs, 

1 Vertreter Italiens, 

1 Vertreter Belgiens. 
Ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Mitglieder hat jede Ab⸗ 
ordnung eine Stimmenzahl, die der Zahl der ihr zukommenden Vertreter 
entſpricht. 

Wenn einige dieſer Vertreter beim Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrages nicht ernannt werden können, ſind die Entſcheidungen der 
Kommiſſion trotzdem rechtsgültig. 

Artikel 341. 

Die Oder (Odra) wird der Verwaltung einer internationalen Kom⸗ 

miſſion unterſtellt, zuſammengeſetzt aus: 

1 Vertreter Polens, 

3*) Vertreter Preußens, 

1 Vertreter des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates, 

1 Vertreter Großbritanniens, 

1 Vertreter Frankreichs, 

1 Vertreter Dänemarks, 

1 Vertreter Schwedens. 
Wenn einige dieſer Vertreter beim Inkrafttreten des vorliegenden Ver⸗ 
trages nicht ernannt werden können, ſind die Entſcheidungen der 
Kommiſſion trotzdem rechtsgültig. 

Artikel 342. 

Auf einen bei dem Völkerbund geſtellten Antrag ſeitens eines der 
Uferſtaaten wird der Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen) der Ver⸗ 
waltung einer internationalen Kommiſſion unterſtellt, die ſich aus je 


) Urſprünglich 1 Vertreter Preußens. 
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einem Vertreter der Uferſtaaten und drei Vertretern anderer, vom Völker⸗ 
bund bezeichneter Staaten zuſammenſetzt. 


Artikel 343. 

Die in den Artikeln 340 und 341 vorgeſehenen internationalen 
Kommiſſionen teten innerhalb 3 Monaten vom Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages ab zuſammen. Die in Artikel 342 vorgeſehene inter⸗ 
nationale Kommiſſion tritt innerhalb 3 Monaten nach Stellung des An⸗ 
trages durch einen Uferſtaat zuſammen. Jede dieſer Kommiſſionen wird 
unverzüglich zur Ausarbeitung eines Entwurfs zur Nachprüfung der in 
Kraft befindlichen internationalen Vereinbarungen und Beſtimmungen 
ſchreiten. Dieſer Entwurf wird entſprechend der in Artikel 338 erwähnten 
allgemeinen Vereinbarung aufgeſtellt, wenn dieſe Vereinbarung bereits zu⸗ 
ſtandegekommen iſt; andernfalls wird der Entwurf zur Nachprüſung ent⸗ 
ſprechend den oben in Art. 332—337 ſeſtgelegten Grundſätzen aufgeſtellt. 


Artikel 344. 
Die im vorſlehenden Artikel genannten Entwürfe ſollen insbeſondere 

a) den Sitz der internationalen Kommiſſion beſtimmen und {die 
Art der Ernennung ihres Vorſitzenden feſtſetzen; 

b) den Umfang ihrer Befugniſſe beſtimmen, insbeſondere betreffend 
die Ausführung der Arbeiten für Inſtandhaltung, Herrichtung 
und Regulierung des Flußnetzes, die finanzielle Verwaltung, die 
Feſtſetzung und Erhebung der Gebühren, die Vorſchriften für 
die Schiffahrt; 

c) die Abſchnitte des Fluſſes oder ſeiner Zuflüſſe abgrenzen, auf 
die die internationale Verwaltung Anwendung zu finden hat. 


Artikel 345. 

Die internationalen Vereinbarungen und die Beſtimmungen, welche 
zurzeit die Schiffahrt auf der Elbe (Labe), der Oder (Odra) und dem 
Niemen (Rußſtrom, Memel, Niemen) regeln, bleiben bis zur Ratifizierung 
der obenerwähnten Nachprüfungs⸗Entwürfe vorläufig in Kraft. Indeſſen 
gehen in allen Fällen, wo die Vereinbarungen und Beſtimmungen den 
Feſtſetzungen der Artikel 332—337 oder der abzuſchließenden allgemeinen 
Vereinbarung widerſprechen, dieſe letzteren vor. 


3. Beſondere Beſtimmungen für die Donau. 
Artikel 346. 


Die europäiſche Donaukommiſſion übt wieder die Rechte aus, die ſie 
vor dem Kriege hatte. Indeſſen werden zunächſt die Vertreter Groß⸗ 
britanniens, Frankreichs, Italiens und Rumäniens allein an dieſer 
Kommiſſion teilnehmen. 
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Artikel 347. 

Von dem Zeitpunkte ab, wo die Zuſtändigkeit der europäiſchen 
Kommiſſion aufhört, wird das in Art. 331 bezeichnete Stromgebiet der 
Donau unter die Verwaltung einer internationalen, wie folgt zuſammen⸗ 
geſetzten Kommiſſion geſſellt: 

2 Vertreter der deutſchen Uferſtaaten, 

je 1 Vertreter der anderen Uferſtaaten, 

je 1 Vertreter der in Zukunft in der europätfchen Donau 
kommiſſion vertretenen Nichtuferſtaaten. 

Wenn einige dieſer Vertreter beim Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrags nicht ernannt werden können, ſind die Entſcheidungen der 
Kommiſſion trotzdem rechtsgültig. 

Artikel 348. 

Die im vorhergehenden Artikel vorgeſehene internationale Kommiſſion 
tritt ſobald wie möglich nach Inkrafttreten des vorliegenden Vertrags 
zuſammen und übernimmt vorläufig die Verwaltung des Stromes 
gemäß den Beſtimmungen der Artikel 332—337, bis eine endgültige 
Donauakte durch die von den alliierten und aſſoziierten Mächten be⸗ 
ſtimmten Mächte aufgeſtellt iſt. 

Artikel 349. 

Deutſchland verpflichtet ſich zur Anerkennung der Verwaltungs⸗ 
ordnung, die für die Donau durch eine Konferenz der von den alliierten 
und aſſoziierten Mächten beſtimmten Mächte beſtimmt wird; dieſe 
Konferenz, an der Vertreter Deutſchlands teilnehmen können, wird 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorliegenden Vertrags 


zuſammentreten. 
Artikel 350. 


Die durch Artikel 57 des Berliner Vertrags vom 13. Juni 1878 
an Oſterreich⸗Ungarn übertragene und von dieſem an Ungarn ab⸗ 
getretene Vollmacht für die Ausführung der Arbeiten am Eiſernen Tor 
tritt außer Kraft. Die mit der Verwaltung diejes Teiles des Stroms 
beauftragte Kommiſſion wird über die Rechnungslegung beſchließen, vor⸗ 
behaltlich der finanziellen Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages. 
Etwa erforderliche Gebühren werden keinesfalls von Ungarn vereinnahmt. 


Artikel 351. 

Falls der tſchecho⸗flowakiſche Staat, Serbien oder Rumänien auf 
Grund einer Vollmacht oder eines Auftrages der internationalen Kom⸗ 
miſſion Arbeiten für Herrichtung, Regulierung, Stauung oder andere 
Zwecke auf einem die Grenze bildenden Teile des Stromgebietes in An⸗ 
griff nehmen, genießen dieſe Staaten auf dem gegenüberliegenden Ufer 
ebenſo wie auf dem außerhalb ihres Gebietes liegenden Teil des Strom⸗ 
bettes alle erforderlichen Erleichterungen für die Vorarbeiten, die Aus⸗ 
führung und die Unterhaltung dieſer Arbeiten. 
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Artikel 352. 

Deulſchland iſt gegenüber der europäiſchen Donaukommiſſion zu allen 
Wiedergutmachungen, Wiederherſtellungen und Entſchädigungen für die 
Sch iden verpflichtet, welche dieſe Kommiſſion während des Krieges erlitten hat. 

Artikel 353.“ 

Im Falle der Schaffung eines Großſchiffahrtsweges Rhein — 
Donau verpflichtet ſich Deutſchland, auf dieſen Schiffahrtsweg die 
in Artikel 332 bis 338 vorgeſehene Verwaltungsform anzuwenden. 


Kapitel IV. Beſtimmungen, betreffend den Rhein und die Moſel. 
Artikel 354. 

Von dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages ab wird die 
Rheinſchiffahrt durch die Mannheimer Rheinſchiffahrtsakte vom 17. Ok⸗ 
tober 1868 einſchließlich ihres Schlußprotokolls wieder unter den nach⸗ 
ſtehend feftgelenten Bedingungen geregelt. 

Bei etwaigen Widerſprüchen zwiſchen gewiſſen Beſtimmungen der 
genannten Akte und den Beſtimmungen der oben in Artikel 338 ge 
nannten allgemeinen Vereinbarung, die ſich auf den Rhein beziehen, gehen 
die Beſtimmungen der allgemeinen Vereinbarung vor. Innerhalb von 
ſpäteſtens 6 Monaten vom Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages ab 
tritt die in Artikel 355 erwähnte Zentralkommiſſion zuſammen, um 
einen Entwurf zur Nachprüfung der Mannheimer Rheinſchiffahrtsakte 
aufzuſtellen. Dieſer Entwurf muß entiprehend den Beſtimmungen der 
all jemeinen Vereinbarung abgefaßt werden, wenn fie zu dieſem Zeit⸗ 
punkt ins Leben getreten iſt, und wird den in der Zentralkommiſſion 
vertretenen Mächten unterbreitet. 

Deulſchland erklärt ſchon jetzt ſeine Zuſtimmung zu dem Entwurf, 
der auf die oben angegebene Weite aufgeſtellt wird. 


) Artikel 353 hatte urſprünglich folgenden Inhalt: „Falls die Geſamtheit 
der in der Zentral⸗Rheinkommiſſion oder der für die Verwaltung der oberen 
Donau zuſtändigen internationalen Kommilfton vertretenen alliierten und ae 
ziierten Mächte innerhalb 25 Jahren vom Inkrafttreten des vorliegenden Ver⸗ 
trages ab die Schaffung eines Großſchiffahrtsweges Rhein — Donau beſchliaßt, 
iſt Deutſchland verpflichtet, dieſen Weg nach den Plänen zu bauen, welche ihm 
die genannten Mächte mitteilen werden. 

Die Zentral⸗Rheinkommiſſion hat zu dieſem Zweck das Recht, alle nötigen 
Vorarbeiten vorzunehmen. 5 4 ; 

m Falle der ganzen oder teilweiſen Nichtausführung der Arbeiten durch 
Deutſchland iſt die Zentral⸗Rheinkommiſſion befugt, ſie an ſeiner Stelle aus⸗ 
führen zu laſſen. a ; 5 5 

Zu dieſem Zweck kann ſie das nötige Baugelände beſtimmen und abgrenzen 
und den Grund und Boden 2 Monate nach e er Benachrichtigung in Beſitz 
nehmen, wobei fie die Entſchädigungen, welche Deutſchland zu zahlen bat, feſtſtellt. 

Dieſer Schiffahrtsweg wird derſelben Verwaltungsordnung unterſtellt, wie 
der Rhein ſelbſt; die Verkeilung der Anlagekoſten auf die beteiligten Mächte 
einſchließlich der obenerwähnten Entſchädigungen geſchieht durch einen vom Rat 
des Völkerbundes ernannten Gerichtshof.“ 
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Im übrigen werden die in den folgenden Artikeln behandelten 
Abänderungen ſofort in die Mannheimer Akte aufgenommen. 

Die alliierten und afjoziierten Mächte behalten ſich das Recht vor, 
ſich deshalb mit den Niederlanden zu verſtändigen. 

Deutſchland verpflichtet ſich ſchon jetzt, ſich jeder derartigen Ver⸗ 
einbarung auf Anfordern anzuſchließen. 

Artikel 355. 
Die durch die Mannheimer Rheinſchiffahrtsakte vorgeſehene Zentral⸗ 
kommiſſion wird ſich aus 19 Mitgliedern zuſammenſetzen, nämlich: 
2 Vertreter der Niederlande, 
2 Vertreter der Schweiz, 
4 Vertreter der deutſchen Uferſtaaten, 
4 Vertreter Frankreichs, welches außerdem den Vorſitzenden 
der Kommiſſion ernennt, 
2 Vertreter Großbritanniens, 
2 Vertreter Italiens, 
2 Vertreter Belgiens. 

Der Sitz der Zentralkommiſſion iſt Straßburg. 

Ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Mitglieder hat jede Abord⸗ 
nung eine Stimmenzahl, die der Zahl der ihr zukommenden Vertreter entſpricht. 

Wenn einige dieſer Vertreter beim Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrages nicht ernannt werden können, ſind die Entſcheidungen der 
Kommiſſion trotzdem rechtsgültig. 

Artikel 356. 

Die Schiffe aller Nationen und ihre Ladungen genießen alle Rechte 
und Vorrechte, die den zur Rheinſchiffahrt gehörigen Schiffen und ihren 
Ladungen gewährt ſind. 

Der freien Schlffahrt der Schiffe und Beſatzungen jeder Nationalität 
auf dem Rhein und den Waſſerſtraßen, auf die ſich die genannten Ver⸗ 
träge beziehen, darf keine der in den Artikeln 15—20 und 26 der oben⸗ 
erwähnten Mannheimer Akte und im Artikel 4 des Schlußprotokolles 
oder in ſpäteren Verträgen enthaltenen Beſtimmungen entgegenſtehen, 
vorbehaltlich der Einhaltung der von der Zentralkommiſſion erlaſſenen 
Beſtimmungen, betreffend den Lotſendienſt und andere polizeiliche 
Maßnahmen. 

Die Beſtimmung des Artikels 22 der Mannheimer Akte und des 
Artikels 5 des Schlußprotokolls werden nur auf die für die Rhein⸗ 
ſchiffahrt eingetragenen Schiffe angewendet. Die Zentralkommiſſion wird 
für die Prüfung, ob die anderen Schiffe den allgemeinen, für die Rhein⸗ 
ſchiffahrt gültigen Vorſchriften entſprechen, Maßnahmen feſtſetzen. 

Artikel 357. 

Im Verlauf von längſtens drei Monaten nach der ihm darüber 

zugegangene Mitteilung tritt Deutſchland an Frankreich einen Teil der 
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Schlepper und Schiffe ab, die nach Abzug der für Erja oder Wieder⸗ 
gutmachung abgetretenen in den deulſchen Rheinhäfen eingetragen bleiben 
oder Anteile an den deutſchen Rheinſchiffahrtsgeſellſchaften. 

Im Falle der Abtretung von Schiffen und Schleppern müſſen dieſe 
mit ihrer Takelage und Ausrüſtung verſehen, in gutem Zuſtande, für 
den Güterverkehr auf dem Rhein geeignet ſein und unter den letzten 
Neubauten ausgewählt werden. 

Unter den gleichen Bedingungen tritt Deutſchland an Frankreich ab: 

1. die Einrichtungen, Liege⸗ und Ankerplätze, Lagerplätze, Docks, 
Magazine, Werkzeuge uſw., welche deutſche Reichsangehörige oder deutſche 
Geſellſchaften im Hafen von Rotlerdam am 1. Auguſt 1914 beſaßen; 

2. die Anteile oder Intereſſen, welche Deutſchland oder ſeine Reichs⸗ 
angehörigen zum gleichen Zeitpunkt an den genannten Einrichtungen hatten. 

Der Wert und die Einzelheiten dieſer Abtretungen werden mit 
Rückſicht auf die berechtigten Bedürfniſſe der beteiligten Parteien durch 
eine oder mehrere von den Vereinigten Staaten von Amerika beſtimmte 
Schiedsrichter im Verlaufe eines Jahres nach Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages befiimmt. 

Die in dieſem Artikel vorgeſehenen Abtretungen bedingen eine 
Entſchädigung, deren Pauſchalbetrag durch den oder die Schiedsrichter 
feſtgelegt wird. Er darf in keinem Falle den Betrag für den An- 
ſchaffungswert der abgetretenen Materialien und Einrichtungen über⸗ 
ſchreiten und iſt auf den Betrag der von Deutſchland geſchuldeten Sum⸗ 
men anzurechnen. Die Entihädigung der Eigentümer liegt Deutſchland ob. 

Artikel 358. 

Auf Grund der Verpflichtung, den Beſtimmungen der Mannheimer 
Akte oder der an ihre Stelle tretenden Konvention, ebenſo wie den 
Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages nachzukommen, hat Frankreich 
auf dem ganzen Laufe des Rheines innerhalb ſeiner Grenzen 

a) das Recht, Waſſer aus dem Rhein zu entnehmen für die 

Speiſung der ſchon gebauten oder noch zu bauenden Schiff⸗ 
fahrts⸗ und Bewäſſerungskanäle oder für jeden anderen Zweck 
und auf dem deutſchen Ufer alle für die Ausübung dieſes 
Rechtes erforderlichen Arbeiten auszuführen, 

b) das aueſchließliche Recht auf die durch die Regulierung des 
Stromes erzeugte Waſſerkraft unter dem Vorbehalt, daß die 
Hälſte des Wertes der tatſächlich gewonnenen Kraft an 
Deutſchland vergütet wird. Dieſe Vergütung hat entweder 
in Geld oder in Kraft zu erfolgen. Der errechnete Betrag 
wird unter Berückſichtigung der Koſten der für die Kraft⸗ 
gewinnung nötigen Arbeiten durch Schiedsſpruch beſtimmt, falls 
eine Vereinbarung nicht zuſtande kommt. Zu dieſem Zweck 
wird Frankreich allein berechtigt ſein, in dieſem Teile des 
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2. 


Stromes alle Regulierungs⸗, Stau⸗ oder ſonſtigen Arbeiten 
auszuführen, die es zur Gewinnung von Kraft für erforderlich 


*) Urſprünglich: „Kanals.“ 


hält. Das Recht, Waſſer aus dem Rhein zu entnehmen, wird 
auch Belgien zum Zwecke der Speiſung des weiter unten 
vorgeſehenen Rhein⸗Maas⸗Schiffahrtsweges) zuerkannt. 


Die Ausübung der in den Paragraphen a und b vorliegenden Ar⸗ 
tikels erwähnten Rechte darf weder die Schiffbarkeit ſchädigen, noch die 
Schiffahrt beeinträchtigen, ſei es im Strombett des Rheins, ſei es in den 
Abzweigungen, die an ſeine Stelle treten ſollten; auch darf ſie keine 
Erhöhung der Gebühren nach ſich ziehen, die bisher gemäß der in Kraft 
befindlichen Vereinbarung erhoben wurden. Alle Bauentwürfe ſind der 
Zentralkommiſſion mitzuteilen, um ihr die Feſtſtellungen zu ermöglichen, 
5 daß dieſe Bedingungen erfüllt. find. 
! Um die gute und getreuliche Ausführung der in obigen Abſätzen 
a und b enthaltenen Beſtimmungen zu gewährleiſten, verpflichtet ſich 
Deutſchland: 


weder den Bau eines Seitenkanals noch einer anderen Ab⸗ 
zweigung auf dem rechten Ufer des Stroms gegenüber der 
franzöſiſchen Grenze zu unternehmen oder zuzulaſſen; 
Frankreich das Bau⸗ und Verkehrsrecht in allen rechts⸗ 
rheiniſchen Gebieten zuzuerkennen, die für die Vor⸗ 
arbeiten, die Anlage und Ausnutzung der Staueinrichtungen er⸗ 
forderlich ſind, deren Bau Frankreich ſpäter mit Zuſtimmung 
der Zentralkommiſſion anordnen wird. Gemäß dieſer Zu⸗ 
ſtimmung iſt Frankreich befugt, das nötige Gelände zu 
beſtimmen und abzugrenzen. Es darf den Grund und Boden 
zwei Monate nach einfacher Benachrichtigung in Beſitz nehmen, 
unter Bezahlung von Entſchädigungen an Deutſchland, deren 
Geſamtbetrag durch die Zentralkommiſſion feſtzuſetzen iſt. 
Deutſchland liegt es ob, die Eigentümer dieſer mit dieſen Laſten 
belegten oder durch die Arbeiten endgültig in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Grundſtücke zu entſchädigen. 

Wenn die Schweiz es verlangt und die Zentralkommiſſion 
ihre Zuſtimmung dazu gibt, werden dieſelben Rechte ihr für 
den Teil des Stromes gewährt, welcher ihre Grenze mit den 
anderen Uferſtaaten bildet; 


. der franzöſiſchen Regierung in dem Monat, der dem Jakraft⸗ 


treten des vorliegenden Veriruges folgt, alle Pläne, Vorar⸗ 
beiten, Konzeſſionsentwürfe und Koſtenaufſtellungen übergeben, 
welche die Ausnutzung des Rheins für irgendeinen Zweck be⸗ 
treffen und von der Regierung Elſaß⸗Lothringens oder des 
Großherzogtums Baden aufgeſtellt oder ihnen zugegangen ſind. 


9 Artikel 359. 

‘ In den Abſchnitten des Rheines, welche die Grenze zwiſchen Frank⸗ 
fi reich und Deutſchland bilden, darf unter Vorbehalt der vorhergehenden 
Beſtimmungen keine Arbeit in dem Strombett oder auf einem der 
beiten Flußufer ohne vorherige Zuſt'mmung der Zen tralkommiſſion 
oder ihrer Vertreter ausgeführt werden. 

Artikel 360. 

Frankreich behält fi das Recht vor, in die Verträge und Ver⸗ 
| pflichtungen einzutreten, die ſich aus den Vereinbarungen zwiihen den 


Regierungen Elſaß⸗Lothringens und des Großherzogtums Baden für die 
auf dem Rhein auszuführenden Arbeiten ergeben. Es kann dieſe Verein⸗ 
barungen im Verlauf von 5 Jahren nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrages auch kündigen. 
Ebenſo hat Frankreich die Befugnis, die Arbeiten ausführen zu _ 
lafjen, welche von der Zentralkommiſſion für die Aufrechterhaltung oder 
Verbeſſerung der Schiffbarkeit des Rheines oberhalb Mannheims als 
erforderlich anerkannt werden. 
Artikel 361. 
Falls im Verlauf von W Jahren nach dem Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages Belgien ſich entſchließt, einen Großſchiffahrtsweg 
Rhein — Maas in Höhe von Ruhrort zu chaffen, iſt Deutſchland ver⸗ 
pflichtet, den auf ſeinem Gebiet gelegenen Teil dieſes Schiffahrtsweges 
nach den ihm von der belgiſchen Regierung mitgeteilten Plänen und 
nach Zuſtimmung der Zentralkommiſſion zu bauen. 
In dieſem Falle hat die belgiſche Regierung das Recht, im Ge⸗ 
lände alle nötigen Vorarbeiten zu machen. 
Falls Teuifchland dieſe Arbeiten ganz oder teilweiſe nicht ausführt, 
iſt die Zentralkommiſſion befugt, ſie an ſeiner Stelle ausführen zu 
laſſen; zu dieſem Zweck kann fie das nötige Baugelände beſtimmen und 
abgrerzen und den Grund und Boden zwei Monate nach einfacher 
Benachrichtigung in Beſitz nehmen, wobei ſie die Entſchädigungen, welche ! 
Deutſchland zu zahlen hat, feſtſtellt. a 
Dieſer Schiffahrtsweg wird derſelben Verwa tungsordnung unterſtellt f 
1 wie der Rhein ſelbſt. Die Verteilung der An'agekoſten auf die von 
dem Kanal durchſchnittenen Staaten einſchließlich der obener wähnten 
Entſchädigungen erfolgt durch die Zentralkommiſſion. 
Artikel 362. 
Deutſchland verpflichtet ſich ſchon jetzt, keine Einwendungen gegen 
irgendwelche Vorſchläge der Zentral⸗Rheinkommiſſion zu erheben, die 
die Ausdehnung ihrer Zuſtändigkeit bezwecken: 
1. auf die Moſel von der franzöſiſch⸗li xemburgeſchen Grenze bis b 
zum Rhein, unter Vorbehalt der Zufiimmung Luxemburge; 
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2. auf den Rhein oberhalb Baſel bis zum Bodenſee unter Vor; 
behalt der Zuſtimmung der Schweiz; 

3. auf die Seitenkanäle und Fahrtrinnen, welche gebaut werden, 
um von Natur ſchiffbare Abſchnitte des Rheins oder der Moſel 
zu vermehren oder zu verbeſſern, oder um zwei von Natur 
ſchiffbare Abſchnitte dieſer Waſſerläufe zu verbinden; desgleichen 
auf alle anderen Teile des Stromgebiets des Rheins, die 
unter die in Artikel 338 vorgeſehene allgemeine Vereinbarung 
fallen können. 


Kapitel V. Beſtimmungen, die dem tſchecho⸗flowakiſchen Staat 
den Gebrauch der nördlichen Häfen gewährleiſten. 
Artikel 363. 

In den Häfen Hamburg und Stettin verpachtet Deutſchland für 
einen Zeitraum von 99 Jahren an den tſchecho⸗ſlowakiſchen Staat Plätze, 
die unter die allgemeine Verwaltungs ordnung der Freizonen geſtellt werden 
und dem unmittelbaren Durchgangsverkehr der Güter von und nach 
dieſem Staat dienen. 

Artikel 364. 

Die Begrenzung dieſer Plätze, ihre Einrichtung, die Art ihrer 
Ausnutzung und überhaupt alle Bedingungen für ihre Verwendung, 
einſchließlich des Pachtpreiſes, werden durch eine wie folgt zuſammen⸗ 
geſetzte Kommiſſion beſtimmt: ein Vertreter Deutſchlands, ein Vertreter 
des tſchecho⸗flowakiſchen Staates und ein Vertreter Großbritanniens. 
3 Bedingungen können alle zehn Jahre in der gleichen Weiſe revidiert 
werden. 

Deutſchland erklärt im voraus ſeine Zuſtimmung zu den ſo gefaßten 
Beſchlüſſen. 


Dritter Abſchnitt. Eiſenbahnen. 
Kapitel 1. Beſtimmungen über internationale Transporte. 
Artikel 365. 

Diejenigen Güter, die aus den Gebieten der alliierten und aſſoziierten 
Mächte kommen und nach Deutſchland beſtimmt find, ebenſo wie bie 
jenigen Güter, die im Durchgangsverkehr durch Deutſchland von Gebieten 
der alliierten und aſſoziierten Mächte kommen oder dorthin gehen, genießen 
auf den deutſchen Eiſenbahnen hinſichtlich der Gebühren (unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Prämien und Rückvergütungen), ohne weiteres 
alle Erleichterungen und in jeder andern Hinſicht die günſtigſte Be⸗ 
handlung, die für Güter derſelben Art gelten, welche auf irgendeiner 
deutſchen Strecke, ſo vohl im Binnenverkehr wie bei der Ausfuhr, 
Einfuhr oder Durchfuhr, unter gleichen Bedingungen, beſonders 
hinſichtlich der Länge des Transportweges, befördert werden. Die 
gleiche Regel ſoll auf Verlangen einer oder mehrerer alliierter und 
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afjoztierter Mächte auch für von dieſen Mächten namentlich bezeichnete 
Güter gelten, die aus Deutſchland kommen und für ihre Gebiete be⸗ 
ſtimmt ſind. 

Internationale Tarife, welche nach den im vorhergehenden Abſatz 
angegebenen Sätzen aufgeſtellt ſind und direkte Begleitpapiere vorſehen, 
ſollen geſchaffen werden, wenn eine der alliierten und aſſoziierten Mächte 
es von Deutſchland verlangt. 


Artikel 366. 

Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages ab erneuern die 
hohen vertragſchließenden Parteien, ſoweit es fie betrifft und unter den 
Vorbehalten von Paragraph 2 dieſes Artikels, die Vereinbarungen und 
Übereinkünfte über die Beförderung von Gütern auf Eiſenbahnen, die 
in Bern am 14. Oktober 1890, 20. September 1893, 16. Juli 1895, 
16. Juni 1898 und 19. September 1905 geſchloſſen worden ſind. 

Wenn binnen 5 Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages eine neue Übereinkunft über die Eiſenbahnbeförderung von 
Perſonen, Gepäck und Gütern an Stelle der Berner Konvention vom 
14. Oktober 1890 und ihrer obenangeführten Nachträge geſchloſſen wird, 
ſoll dieſe neue Übereinkunft ebenſo wie deren Zuſatzbeſtimmungen über 
den internationalen Eiſenbahnverkehr Deutſchland binden, ſelbſt wenn 
dieſe Macht ſich weigert, an der Vorbereitung der Übereinkunft teil⸗ 
zunehmen oder ſich ihr anzuſchließen. Bis zum Abſchluß einer neuen 
Übereinkunft ſoll Deutſchland ſich nach den Vorſchriften der Berner 
Konvention und ihrer obenangeführten Nachträge ebenſo wie nach den 
Ergänzungsbedingungen richten. 


Artikel 367. 

Deutſchland iſt verpflichtet, an der Einrichtung des Verkehrs mit 
direkten Fahrſcheinen für Perſonen und Gepäck mitzuwirken, die von 
einer oder mehreren der alliierten und aſſoziierten Mächte verlangt wird, 
um die Verbindung dieſer Mächte unterein mder oder mit andern Ländern 
mittels Eiſenbahn durch das deutſche Gebiet zu ſichern. Insbeſondere 
muß Deutſchland zu dieſem Zweck die Züge und Wagen, die aus dem 
Gebiele der alliierten und aſſoziierten Mächte kommen, übernehmen und 
mit einer Schnelligkeit weiterbefördern, die mindeſtens derjenigen feiner 
beſten Durchgangszüge auf denielben Strecken gleichkommt. In keinem 
Fall dürſen die Fahrpreiſe für dieſen direkten Verkehr höher ſein als die 
Fahrpreiſe, welche im innern deutſchen Verkehr auf derſelben Strecke bei 
gleicher Geſchwindigkeit und Bequemlichkeit erhoben werden. 

Die Tarife, die bei gleicher Geschwindigkeit und Bequemlichkeit auf 
die Beförderung von Auswanderern aıf den deutſchen Eiſenbahnen nach 
oder von Häfen der alliierten und afjoziierien Mächte Anwendung finden, 
dürfen keinesfalls nach einem höheren Kilometerſatz berechnet ſein, 
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als demjenigen der günſtigſten Tarife (Prämien und Rückvergütungen 
inbegriffen), welche Auswanderern auf den genannten Eiſenbahnen nach 
oder von irgendwelchen andern Häfen gewährt werden. 

Artikel 368. 

Deutſchland verpflichtet ſich, für dieſen Durchgangsverkehr oder für 
die Beförderung von Auswanderern von oder nach den Häfen der 
alliierten und aſſoziierten Mächte keine techniſchen, fiskaliſchen oder 
Verwaltungsmaßregeln, wie z. B. Zollreviſion, allgemeine polizei⸗ 
liche, geſundheitspolizeiliche und Kontroll⸗Maßnahmen zu treffen, durch 
welche dieſer Verkehr behindert oder verzögert würde. 

Artikel 369. 

Findet die Beförderung teilweiſe durch Eiſenbahn und teilweiſe durch 
Binnenſchiffahrt mit oder ohne direkte Begleitpapiere ſtatt, ſo finden 
vorſtehende Beſtimmungen auf den mit der Eiſenbahn zurückgelegten 
Beförderungsteil Anwendung. 


Kapitel 2. Rollendes Material. 
Artikel 370. 

Deutſchland verpflichtet ſich, die deutſchen Wagen mit Einrichtungen 
zu verſehen, die es ermöglichen: 

1. ſie in Güterzüge einzuſtellen, die auf den Linien derjenigen 
alliierten und afjoziierten Mächte verkehren, die Mitglieder der 
Berner Konvention vom 15. Mai 1886, abgeär dert am 18. Mai 
1907, find, ohne die Einrichtung der durchgehenden Bremſe zu 
hindern, die in dieſen Ländern in den erſten 10 Jahren nach In⸗ 
krafttreten des gegenwärtigen Vertrages eingeführt werden könnte; 

2. die Wagen dieſer Mächte in alle Güterzüge einzuſtellen, welche 
auf den deutſchen Linien verkehren. 

Das rollende Material der alliierten und aſſozilerten Mächte fol 
auf den deutſchen Linien dieſelbe Behandlung wie das deutſche rollende 
Material hinſichtlich der Verwendung, der Unterhaltung und Inſtand⸗ 
ſetzung erfahren. 


Kapitel 3. Abtretung von Eiſenbahnlinien. 


Artikel 371. 
Vorbehaltlich beſonderer Beſtimmungen bezüglich der Abtretung von 


Häfen, Waſſerwegen und Eiſenbahnen in den Gebieten, in denen Deutſch⸗ 


land ſeine Gebietshoheit aufgibt, ſowie der finanziellen Beſtimmungen 

bezüglich der Unternehmer und der Penſionsbezüge des Perſonals, 

erfolgt die Abtretung von Eiſenbahnen unter den folgenden Bedingungen: 

1. Die Anlagen und Einrichtungen aller Eiſenbahnen werden voll⸗ 
ſtändig und in gutem Zuſtand übergeben. 
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2. Wenn ein Eiſenbahnnetz mit eigenem rollenden Material im 
ganzen von Deutſchland an eine der alliierten und aſſoziierten 
Mächte abgetreten wird, iſt dieſes Material vollſtändig nach 
der letzten Beſtandaufnrahme vor dem 11. November 1918 und 
in normalem Unterhaltungszuſtand abzutreten. 

3. Bei Linien ohne beſonderes rollendes Material werden Kom⸗ 
miſſionen von Sachverſtän digen, die durch die alliierten und 
aſſoziierten Mächte zu beſtimmen find und in denen Deulſch⸗ 
land vertreten ſein wird, den abzulieſernden Teil des Materials 
des betreffenden Eiſenbahnnetzes, zu dem dieſe Linien gehören, ö 
feitll: gen. Dieſe Kommilſionen ollen hierbei den Umfang des 
Materials, das auf dieſen Linien in die letzte Beſtand⸗ 
anfnahme vor dem 11. November 1918 eingetragen 
iſt, die Länge der Strecken leinſchließlich der Neben⸗ 
gleife), die At und den Umfang des Verkehrs bes 
rückſichtigen. Dieſe Kommiſſionen haben ferner die Lolo⸗ 
motiven, Perſonen⸗ und Güterwagen zu beſtimmen, welche in 
jedem einzelnen Fall ab utreten find, die Über nahne⸗ 
bedingungen feſtzuſetzen und die einſtweiligen Anordnungen zu 
treffen, die notwendig find, um ihre Inſtandſetzung in deutſchen g 
Werlſtätten ſicherzuſtellen. 

4. Vorräte, Einrichtungsgegenſtände und Werkzeuge ſind nach den⸗ 
ſelben Bedingungen wie das rollende Material zu übergeben. 


Die Vorſchriften der vorſtehenden Ziffern 3 und 4 finden auf die 
Linien des einſtigen ruſſiſchen Polen Anwendung, die ron Deutſch⸗ 
land auf deutſche Srurweite abgeändert worden find; diele Lin en 
werden wie Teile betrachtet, die von dem Netz der preußiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen abgetrennt find. | 


Kapitel 4. Vorſchriften über beſtimmte Eiſenbahnlinien. 
Artikel 372. 

Wenn infolge der Feſtſetzung neuer Grenzen eine Eiſenbahn⸗ 
linie, die zwei Teile des ſelben Landes verbindet, ein anderes Land 
durchquert, oder eine Zweiglinie, die aus einem Land kommt, ihren End⸗ 
punkt in einem anderen Land hat, ſollen ihre Betriebsbedingungen unter 
Vorbehalt der beſonderen, in vorliegendem Vertrag enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen durch Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen feſtgeſetzt werden. Wenn die Verwaltungen ſich über die 
Bedingungen dieſer Vereinba ung nicht einigen können, ſoll der Streit 
von Sachverſtändigenkommiſſionen entihi:den werden, deren Zuſammen⸗ 
ſetzung ſich noch den Vorfchriften des vorhergehenden Artikels regelt. 
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Artikel 373.) 

Binnen fünf Jahren, gerechnet vom Inkrafttreten des vor⸗ 
liegenden Vertrages, kann der tſchecho⸗ſlowakiſche Staat den Bau 
einer Eiſenbahn verlangen, die auf deutſchem Gebiet die Stationen 
Schlauney und Nachod verbindet. Die Baukoſten hat der tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Staat zu tragen. 


Artikel 374. 

Deutſchland verpflichtet ſich, innerhalb einer Friſt von 10 Jahren 
vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages auf Antrag der Schweizer 
Regierung, die ſich mit der italieniſchen Regierung ins Benehmen zu 
ſetzen hat, die Kündigung der internationalen Übereinkunft vom 13. Ok⸗ 
tober 1909 über die Gotthardbahn anzunehmen. Mangels eines Ein⸗ 
verſtändniſſes über die Bedingungen der Kündigung erklärt ſich Deutſch⸗ 
land ſchon jetzt bereit, die Entſcheidung eines durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika zu bezeichnenden Schiedsrichters anzunehmen. 


Kapitel 5. Uebergangsbeſtimmungen. 


Artikel 375. 

Deutſchland hat die Anweiſungen auszuführen, die ihm hinſichtlich 
der Beförderung durch eine im Namen der alliierten und aſſoziierten 
Mächte handelnde Behörde gegeben werden, nämlich: 

1. für die Beförderung von Truppen, die in Ausführung des 
gegenwärtigen Vertrages bewerkſtelligt wird, ebenſo wie für 
die Beförderung von Material, Munition und Proviant für 
den Bedarf der Armeen; 


2. vorübergehend für die Beförderung von Nahrungsmitteln für 
beſtimmte Gegenden, für die möglichſt ſchnelle Wiederherſtellung 
normaler Beförderungsverhältniſſe und für die Einrichtung von 
Poſt⸗ und Telegraphenverbindungen. 


) Artikel 373 — Bee folgende Faſſung: „Mangels beſonderer 
ngen iſt Deutſchland innerhalb eines Fe von 25 Jahren von 
Inkrafttreten des speriirigen Vertrages. ab 2 wenn eine der alliierten 
oder M unter Zuſtimmung des 15 kerbundes den Antrag — 
und die Koſten je —— trägt, auf ſeinem Gebiet die Herſtellung oder 
beſſerung von Bahnlinien zu geftatten, die für die — eines guten 
rchgangsverkehrs oder für die Verb eferung der Verbindung zwiſchen dem 
iet der den Antrag ee Macht und dem irgendeiner anderen Macht 
benötigt werden können. 
edoch können durch beſondere cl en des gegenwärtigen * — 
oder deren E n ctlich der Anlage oder Verbe derung 


aber beſonders zu aeg ri die Jule koſten zwischen 

en Mäch en der ihnen erwachſenden tele bertel 
— Manet eines Ginverftänbnifes zwiſchen den beteiligten —— er 
folgt dieſe Verteilung durch einen vom Völkerbund zu ernennenden Schiedsrichter.“ 


ten im V 
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Vierter Abſchnitt. Entſcheidung von Streitfragen und 
Abänderung der Dauerbeſtimmungen. 
Artikel 376. 

Streitigkeiten, die zwiſchen beteiligten Mächten über die Auslegung 
und Anwendung der vorſtehenden Vorſchriften entſtehen könnten, werden 
in der vom Völkerbund vorgeſehenen Weiſe geregelt. 

Artikel 377. 

Zu jeder Zeit kann der Völkerbund die Abänderung derjenigen 
vorhergehenden Artikel vorſchlagen, welche auf dauernde Verwaltungs 
regelungen Bezug haben. 

Artikel 378. 

Nach Ablauf einer Friſt von 5 Jahren vom Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages ab können die Vorſchriften der Artikel 321 
bis 330, 332, 365, 367 bis 369 jederzeit durch den Rat des Völker⸗ 
bundes abgeändert werden. 

Mangels einer Abänderung kann nach Ablauf der im vorſtehenden 
Abſatz vorgeſehenen Friſt von 5 Jahren der Vorteil irgendeiner der Vor⸗ 
ſchriften, die in den vorſtehend aufgezählten Artikeln enthalten find, von 
keiner der alliierten und aſſoziierten Mächte zugunſten eines Teils ihrer 
Gebiete in Anſpruch genommen werden, für den keine Gegenſeitigkeit 
zugeſtanden wird. Die Friſt von 5 Jahren, während der die Gegen- 


ſeitigkeit nicht verlangt werden kann, kann vom Rat des Völkerbundes 
verlängert werden. 


Fünfter Abſchnitt. Beſondere Beſtimmung. 
Artikel 379. 

Unbeſchadet der beſonderen Verpflichtungen, die Deutſchland durch 
den gegenwärtigen Vertrag zugunſten der alliierten und aſſoziierten Mächte 
auferlegt ſind, verpflichtet ſich Deutſchland, jeder allgemeinen Über⸗ 
einkunft über die internationale Regelung des Durchgangsverkehrs, der 
Schiffahrtswege, der Häfen und der Eiſenbahnen beizutreten, die zwiſchen 
den alliierten und aſſoziierten Mächten mit Zuſtimmung des Völker⸗ 
bundes binnen einer Friſt von 5 Jahren vom Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärligen Vertrages ab geſchloſſen werden ſollten. 


Sechſter Abſchnitt. Beſtimmungen über den Kieler Kanal. 
Artikel 380. 
Der Kieler Kanal und ſeine Zugänge ſollen allen mit Deutſchland 
im Frieden befindlichen Nationen für ihre Handels⸗ und Kri:gsichiffe 
gleichberechtigt frei- und offenſtehen. 
Artikel 381. 
Angehörige, Eigenium und Schiffe aller Mächte ſollen den Kanal 
ſowohl in bezug auf Abgaben und Erleichterungen als auch in jeder 
anderen Hinſicht in vollſter Gleichberechtigung benutzen können. Es darf 
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fein Unterſchied zuungunſten von Angehörigen, Eigentum und Schiffen 
irgendeiner Macht gegenüber Angehörigen, Eigentum und Schiffen 
Deutſchlands oder einer meiſtbegünſtigten Nation gemacht werden. Der 
Verkehr von Perſonen oder Schiffen darf keinen anderen Beſchränkungen 
unterworfen werden als ſolchen, die ſich aus Polizei⸗, Zoll-, Sanitäts⸗, 
Aus⸗ oder Einwanderungsvorſchriften ergeben, oder aus Vorſchriften, die 
ſich auf Ein⸗ und Ausfuhr von verbotenen Gütern beziehen. Dieſe 
Vorſchriften müſſen angemeſſen und einheitlich ſein und dürfen den Ver⸗ 
kehr nicht unnötig behindern. 
Artikel 382. 

Für Benutzung des Kanals und ſeiner Zugänge dürfen nur ſolche 
Abgaben erhoben werden, die dem Zweck dienen, die Koſten für die Auf⸗ 
rechterhaltung der Schiffbarkeit des Kanals und ſeiner Zugänge oder deren 
Verbeſſerung in gerechter Weiſe zu decken, oder um die Ausgaben zu 
beſtreiten, die im Intereſſe der Schiffahrt gemacht werden. Der Ab⸗ 
gabentarif iſt nach dieſen Unkoſten zu berechnen und in den Häfen an⸗ 
zuſchlagen. 

Die Abgaben ſollen in einer Weiſe erhoben werden, daß jegliche 
Einzelunterſuchung von Ladungen unnötig wird, ausgenommen in Fällen, 
in denen Verdacht des Betruges oder von Übertretung beſteht. 


Artikel 383. 

Güter im Durchgangsverkehr können verfiegelt oder unter Aufficht 
von Zollbeamten geſtellt werden; das Ein⸗ und Ausladen von Gütern 
und die Ein⸗ oder Ausſchiffung von Reiſenden ſoll nur in den von 
Deutſchland bezeichneten Häfen ſtattfinden. 

Artikel 384. 

Außer den in dieſem Vertrag vorgeſehenen Abgaben ſollen keine 
anderen Abgaben irgendwelcher Art im Kanal oder ſeinen Zugängen 
erhoben werden. 

Artikel 385. 


Deutſchland iſt verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Beſeitigung 
von Hinderniſſen oder Gefahren für die Schiffahrt zu treffen und die 
Aufrechterhaltung guter Schiffahrtsbedingungen ſicherzuſtellen. Deutſch⸗ 
land darf keine Arbeit irgendwelcher Art ausführen, welche die Schiffahrt 
im Kanal oder an ſeinen Zugängen behindern könnte. 

Artikel 386. 

Im Falle der Verletzung irgendeiner der Bedingungen der Ar⸗ 
tikel 380 bis 386 oder des Streites über Auslegung dieſer Artikel kann 
jede beteiligte Macht das Gericht in Anſpruch nehmen, das zu dieſem 
Zweck vom Völkerbund eingeſetzt wird.“) 


VJ Hier 1125 iſt in Wegfall gekommen: „und die Bildung einer internationalen 
Kommiffton verlangen.“ 
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Um zu vermeiden, daß der Völkerbund mit unwichtigen Fragen be⸗ 
faßt wird, wird Deutſchland in Kiel eine lokale Behörde ſchaffen, die 
berufen ift, in erſter Inſtanz über Streitigkeiten zu entſcheiden und nach 
Möglichkeit Klagen abzuſtellen, die durch die konſulariſchen Vertreter der 
intereſſierten Macht vorgebracht werden. 


XIII. Teil. 


Arbeit. 


Erſter Abſchnitt. Organiſation der Arbeit. 

Da der Völkerbund die Begründung des Weltfriedens zum Ziele 

hat und ein ſolcher Friede nur auf dem Boden der ſozialen Gerechtigkeit 
begründet werden kann; und da ferner Arbeitsbedingungen beſtehen, 

welche für eine große Zahl von Menſchen Ungerechtigkeit, Elend un) 
Entbehrungen mit ſich bringen, durch die eine derartige Unzufriedenheit 
erzeugt wird, daß der Weltfriede und die Welteintracht in Gefahr ge⸗ 
raten, und eine Verbeſſerung dieſer Verhältniſſe dringend erforderlich iſt, 
3. B. in bezug auf die Regelung der Arbeitszeit, die Feſtlegung eines 
Marimalarbeitsiages und einer Maximalarbeitswoche, die Regelung des 
Arbeitsmarktes, die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, die Sicherſtellung 
eines Lohnes, der angemeſſene Daſeinsbedingungen gewährleiſtet, den 
Schutz der Arbeiter gegen allgemeine und Berufskrankheiten und Arbeits⸗ 
unfälle, den Schutz der Kinder, Jugendlichen und Frauen, die Alters⸗ 
und Invalidenrenten, den Schutz der Intereſſen der im Auslande be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter, die Anerkennung des Grundſatzes der Koalitions⸗ 
freiheit, die Organiſation der beruflichen und techniſchen Fortbildung 
und andere gleichartige Maßnahmen; 

da endlich die Nichtannahme wirklich menſchenwürdiger Arbeits⸗ 
bedingungen durch einen Staat ein Hindernis für die Bemühungen der 
anderen Nationen bedeutet, welche — Los der Arbeiter ihrer eigenen 
Länder zu beſſern wünſchen, 

ſo haben die hohen ve rtragfchließenben Parteien, bewegt darch Ger 
fühle der Gerechtigkeit und der Menſchlichkeit, wie auch durch den Wunſch, 
einen dauernden Weltfrieden zu ſichern, folgendes vereinbart: 


Kapitel 1. Organiſation. 
Artikel 387. 
Um an der Verwirklichung des in der Einleitung niedergelegten 
Programms zu arbeiten, wird eine ſtändige Organiſation begründet. 
Die urſprünglichen Mitglieder des Völkerbundes ſollen die erſten 
Mitglieder dieſer Organiſation ſein. Spiter ſoll die Mitgliedſchaft im 
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Völkerbunde die Mitgliedſchaft in der genannten Organiſation zur Folge 
haben. 
Artikel 388. 
Die ſtändige Organiſation ſoll umfaſſen: 


1. eine allgemeine Konferenz der Vertreter der Mitglieder, 


2. ein internationales Arbeitsamt unter Leitung des im 
Artikel 393 vorgeſehenen Verwaltungsrats. 


Artikel 389. 

Die allgemeine Konferenz der Vertreter der Mitglieder tritt nach 
Bedarf zuſammen, mindeſtens jedoch einmal im Jahre. Sie ſetzt ſich 
zuſammen aus je 4 Vertretern der Mitglieder, von denen 2 die 
Delegierten der Regierungen ſind, während von den beiden anderen 
je einer die Arbeitgeber bzw. die Arbeiter der betreffenden Mitglieder 
vertritt. 

Jeder Delegierte kann von techniſchen Beratern begleitet ſein, deren 
Zahl zwei für jeden der einzelnen auf der Tagesordnung der betreffenden 
Sitzung ſtehenden Punkte nicht überſchreiten darf. Wenn Fragen in 
der Konferenz zur Verhandlung gelangen ſollen, die beſonders Frauen 
betreffen, ſo muß mindeſtens eine der als techniſche Berater beſtimmten 
Perſonen eine Frau ſein. 

Die Mitglieder verpflichten ſich, die Delegierten und techniſchen 
Berater, die nicht der Regierung angehören, im Einvernehmen mit den 
hervorragendſten Berufsorganiſationen der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer des betreffenden Landes zu beſtimmen, vorausgeſetzt, daß ſolche 
Organiſationen beſtehen. 

Die techniſchen Berater können das Wort nur auf Verlangen des 
Delegierten ergreifen, dem ſie beigeordnet ſind, und mit beſonderer 
Ermächtigung des Vorſitzenden der Konferenz. An Abſtimmungen können 
ſie nicht teilnehmen. 

Ein Delegierter kann durch eine an den Vorſitzenden gerichtete 
ſchriftliche Mitteilung einen ſeiner techniſchen Berater als ſeinen Stell⸗ 
vertreter bezeichnen. Dieſer kann dann als ſolcher an den Verhandlungen 
und Abſtimmungen teilnehmen. 

Die Namen der Delegierten und ihrer techniſchen Berater ſind 
dem internationalen Arbeitsamt durch die Regierung eines jeden Mit⸗ 
gliedes mitzuteilen. 

Die Vollmachten der Delegierten und ihrer techniſchen Berater 
unterliegen der Prüfung durch die Konferenz. Dieſe kann durch Zweidrittel⸗ 
mehrheit der abgegebenen Stimmen der anweſenden Delegierten die 
Zulaſſung eines jeden Delegierten oder techniſchen Beraters ablehnen, 


der nach ihrem Urteil nicht nach den Vorſchriften dieſes Artikels 
ernannt iſt. 
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Artikel 390. 

Jeder Delegierte hat das Recht, ſelbſtändig über alle den Beratungen 
der Konferenz unterbreiteten Fragen ſeine Stimme abzugeben. 

Wenn eines der Mitglieder einen der nicht der Regierung angehörenden 
Delegierten, auf den es Anſpruch hat, zu ernennen unterließ, ſo ſteht dem 
anderen nicht der Regierung angehörenden Delegierten das Recht zur 
Teilnahme an den Verhandlungen der Konferenz zu, jedoch hat er kein 
Stimmrecht. 

Wenn die Konferenz auf Grund der ihr durch Artikel 389 über⸗ 
tragenen Vollmacht die Zulaſſung eines Delegierten eines Mitgliedes 
ablehnt, ſo finden die Beſtimmungen dieſes Artikels Anwendung, als 
ob der betreffende Delegierte nicht ernannt worden wäre. 

Artikel 391. 

Die Sitzungen der Konferenz finden am Sitze des Völkerbundes 
ſtatt oder an einem anderen Orte, den die Konferenz in einer früheren 
Sitzung mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen der an⸗ 
weſenden Delegierten beſtimmt hat. 

Artikel 392. 

Das internationale Arbeitsamt wird am Sitze des Völkerbundes 

errichtet und bildet einen Beſtandteil des Bundes. 
Artikel 393. 

Das internationale Arbeitsamt unterſteht der Leitung eines Ver⸗ 
waltungs rates von 24 Perſonen, die nach folgenden Vorſchriften be⸗ 
ſtimmt werden: 

Der Verwaltungsrat des internationalen Arbeitsamtes ſetzt ſich 
wie folgt zuſammen: 

12 Perſonen als Vertreter der Regierungen, 

6 Perſonen, die von den Vertretern der Arbeitgeber in der Kon⸗ 
ferenz gewählt ſind, 

6 Perſonen, die von den Vertretern der Angeſtellten und Arbeiter 
in der Konferenz gewählt werden. 

Von den 12 Regierungsvertretern werden 8 von den Mitgliedern 
ernannt, denen die größte induſtrielle Bedeutung zukommt, und 4 von 
den Mitgliedern, die von den Regierungsvertretern in der Konferenz, 
mit Ausnahme der vorhin genannten 8 Mitglieder, zu dieſem Zwecke 
beſtimmt werden. 

Etwaige Meinungsverſchiedenheiten über die Frage, welchen Mit⸗ 
gliedern die größte induſtrielle Bedeutung zukommt, werden vom Nate 
des Völkerbundes entſchieden. 

Die Mandatsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates erſtreckt 
ſich auf 3 Jahre. Die bei der Beſetzung erledigter Sitze und bei anderen 
Fragen gleicher Art zu befolgende Methode iſt durch den Verwaltungsrat, 
vorbehaltlich der Zuſtimmung der Konferenz, feſtzulegen. 
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Der Verwaltungsrat wählt eines feiner Mitglieder zum Vorſitzenden 
und ſetzt ſeine Geſchäftsordnung feſt. Er tritt zu den von ihm 
ſelbſt beſtimmten Zeitpunkten zuſammen. Eine außerordentliche Sitzung 
hat ſtattzufinden, ſobald mindeſtens 10 Mitglieder des Rates einen 
diesbezüglichen ſchriftlichen Antrag geſtellt haben. 

Artikel 394. 

An die Spitze des internationalen Arbeitsamtes tritt ein Direktor. 
Er wird vom Verwaltungsrat ernannt, von dem er ſeine Anweiſungen 
erhält und dem gegenüber er für den Geſchäfts zang wie für die Er⸗ 
füllung aller ihm übertragenen Aufgaben verantwortlich iſt. 

Der Direktor oder ſein Stellvertreter nehmen an allen Sitzungen 
des Verwaltungsrates teil. 

a Artikel 395. 

Das Perſonal des internationalen Arbeitsamtes wird durch den 
Direktor angeſtellt. Soweit es mit dem Ziele möglichſt großer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit vereinbar iſt, beſtimmt er hierzu Perſonen verſchiedener 
Nationalitäten. Eine gewiſſe Anzahl dieſer Perſonen müſſen Frauen ſein. 


Artikel 396. 

Die Aufgaben des internationalen Arbeitsamtes umfaſſen die 
Zentralifierung und Verteilung aller Auskünfte in bezug auf die 
internationale Regelung der Arbeiterverhältniſſe und Arbeitsbedingungen, 
insbeſondere die Bearbeitung der Fragen, welche der Konferenz zum 
Zwecke des Abſchluſſes internationaler Abkommen vorgelegt werden 
follen, ſowie die Ausführung aller durch die Konferenz beſchloſſenen bes 
ſonderen Ermittlungen. 

Es hat die Aufgabe, die Tagesordnung der Konferenzſitzungen vor⸗ 
zubereiten. 

Entſprechend den Vorſchriften dieſes Teiles des gegenwärtigen 
Vertrages hat es die ihm bei allen internationalen Streitigkeiten zu⸗ 
fallenden Obliegenheiten zu erfüllen. 

Das Amt verfaßt und veröffentlicht in franzöſiſcher und engliſcher 
wie auch in jeder anderen Sprache, welche der Verwaltungsrat für an⸗ 
gebracht hält, eine Zeitſchrift, die ſich mit dem Studium von Fragen 
der Induſtrie und Arbeit von internationalem Intereſſe beſchäftigt. 

Im allgemeinen ſoll es, neben den in dieſem Artikel genannten 
Aufgaben, alle anderen Befugniſſe und Aufgaben haben, welche die 
Konferenz ihm zu erteilen für nützlich erachtet. 

Artikel 397. 

Die Miniſterien der Mitglieder, welche ſich mit Arbeiterfragen 
beſchäftigen, können mit dem Direktor durch die Vermittlung des 
Vertreters ihrer Regierung im Verwaltungsrat des internationalen 
Arbeitsamtes direkt verkehren, in Ermangelung eines ſolchen Vertreters 
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durch die Vermittlung eines anderen Beamlen, der von der betreffenden 
Regierung für die en Zweck beſonders bevollmächtigt und ernannt wurde. 
Artikel 398. 

Das internationale Arbeitsamt kann die Mitwirkung des General⸗ 
ſekrelärs des Völkerbundes bei allen Fragen erbitten, für welche fie 
geleinet werden kann. 

Artikel 399. 

Jedes Mitglied trägt die Reiſe⸗ und Aufenthaltskoſten feiner 
Delegierten und ihrer techniſchen Rugeber wie auch feiner an den 
Sitzungen der Konferenz und des Verwaltungsrates von Fall zu Fall 
teilnehmenden Vertreter. 

Alle anderen Koſten des internationalen Arbeitsamtes, der Sitzungen 
der Konferenz oder des Verwaltungsrates werden dem Direktor durch 
den Generalſekretär des Völkerbundes aus dem allgemeinen Haushalt 
des Bundes erſtattet. 

Der Direktor iſt dem Generalſekretär des Völkerbundes gegenüber 
für die Verwendung aller ihm nach den Beſtimmungen dieſes Artikels 
ausgezahlten Summen verantwortlich. 


Kapitel 2. Geſchäftsordnung. 
Artikel 400. 

Der Verwaltungsrat ſetzt die Tagesordnung für die Sitzungen der 
Konferenz feit, nachdem er alle Vorſchläge geprüft hat, die durch die 
Regierung eines der Mitglieder oder durch irgendeine andere im 
Artikel 389 bezeichnete Organiſation für die in die Tagesordnung aufs 
zunehmenden Punkte gemacht find. 

Artikel 401. 

Der Direktor fungiert als Sekretär der Konferenz. Er hat die 
Tagesordnung einer jeden Sitzung 4 Monate vor ihrer Eröffnung an 
alle Mitglieder und durch deren Vermittlung an die nicht zur Negierung 
gehörenden Delegierten, ſobald dieſe letzteren beſtimmt ſind, gelangen 
zu laſſen. 

Artikel 402. 

Jede der Regierungen, die Mitglieder ſind, hat das Recht, die Auf⸗ 
nahme eines oder mehrerer der vorge e enen Punkte in die Tagesord ung 
der Sitzung abzulegnen. Die Begrundung für dieſe Ablehnung iſt in einer, 
an den Direktor zu richtenden, erklärenden Denkſchrift auseinanderzufegen. 
Dieſer hat fie den Mitgliedern der ſtändigen Organisation mitzuteilen. 

Die beanftandeten Punkte bleiben trotzdem auf der Tagesordnung, 
wenn die Konferenz mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen 
der anweſenden Delegierten ſo beſchließt. 

Alle Fragen, deren Prüfung die Konfere iz mit der gleichen Zwei⸗ 
drittelmeh heit beſchließt, find (abweichend vom vorhergehenden Abſatz) 
auf die Tagesordnung der nächten Sitzung zu ſetzen. 
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Artikel 403. 

Die Konferenz ſetzt ihre Geſchäftsordnung ſelbſt feſt. Sie wählt 
ihren Vorſitzenden. Sie kann Kommiſſionen einſetzen mit dem Auftrage, 
Berichte über alle Fragen vorzulegen, deren Prüfung ihr ratſam erſcheint. 

Die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen der in der 
Konferenz anweſenden Mitglieder iſt in allen Fällen entſcheidend, wenn 
nicht ausdrücklich durch andere Artikel des vorliegenden Teiles dieſes 
Vertrages eine größere Mehrheit vorgeſchrieben iſt. Die Abſtimmung 
iſt ungültig, wenn die Zahl der abgegebenen Stimmen geringer iſt als 
die Hälfte der in der Sitzung anweſenden Delegierten. 

Artikel 404. 

Die Konferenz kann den von ihr eingeſetzten Kommiſſionen techniſche 

Ratgeber mit beratender, aber nicht beſchließender Stimme beiordnen. 
Artikel 405. 

Wenn die Konferenz ſich für die Annahme von Anträgen 
in bezug auf einen Punkt der Tagesordnung ausipricht, jo hat fie 
feſtzuſtellen, ob dieſe Anträge die Form haben ſollen: a) eines 
„Vorſchlages“, welcher der Prüfung der Mitglieder zu unterbreiten iſt, 
damit er in der Form eines Landesgeſetzes oder anderweitig ausgeführt 
werde, b) des Entwurfs zu einem durch die Mitglieder zu ratifizierenden 
internationalen Abkommen. 

In beiden Fällen iſt eine Zweidrittelmehrheit der anweſenden Dele⸗ 
gierten erforderlich, damit ein Vorſchlag oder der Entwurf eines Ab⸗ 
kommens endgültig durch die Konferenz angenommen wird. 

Wenn die Konferenz einen Vorſchlag oder den Entwurf eines Ab⸗ 
kommens allgemeiner Art beſchließt, fo tat fie auf diejenigen Länder 
Rückſicht zu nehmen, in denen das Klima, die ungenügende Entwicklung 
der induſtriellen Organiſation oder andere beſondere Umſtände die 
induſtriellen Bedingungen weſentlich verſchieden geſtalten. Sie hat in 
ſolchen Fällen diejenigen Abänderungen vorzuſchlagen, welche fie angeſichts 
der beſonderen Verhältniſſe dieſer Länder für notwendig erachtet. 

Ein Exemplar des Vorſchlags oder des Entwurfs des Abkommens 
wird durch den Vorſitzenden der Konferenz und durch den Direktor 
unterzeichnet und dem Generalſekretär des Völkerbundes übergeben. Diefer 
hat eine beglaubigte Abſchrift des Vorſchlags oder des Entwurfs des 
Abkommens an alle Mitglieder mitzuteilen. 

Alle Mitglieder verpflichten ſich, innerhalb eines Jahres vom Tage 
der Beendigung der Konferenz ab (oder wenn es infolge außergewöhn⸗ 
licher Umſtände innerhalb eines Jahres unmöglich iſt, ſobald wie möglich, 
jedoch nie ſpäter als 18 Monate nach Schluß der Konferenz) den Vor⸗ 
ſchlag oder den Entwurf eines Abkommens der oder den Stellen zu unter⸗ 
breiten, unter deren Zuſtändigkeit die betreffende Frage fällt, damit fie 
zum Geſetz erhoben oder Maßnahmen anderer Art getroffen werden. 
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Wenn es fih um einen Vorſchlag handelt, jo haben die Mitglieder 
den Generalſekretär über die getroffenen Maſ noh men zu unterrichten. 

Wenn es ſich um den Entwurf eines Ablem mers handelt, fo hot 
das Mitglied, das die Zuſtimmung der zuſtändigen Stelle oder Stellen 
erhält, die förmliche Beſtätigung des Abkommens dem Generalſekrelär 
mitzuteilen und alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Vor⸗ 
ſchriften des genannten Abkommens durchzuführen. 

Wenn ein Vorſchlag keine geſetzlichen oder andere Maßnahmen zur 
Folge hat, welche dieſen Vorſchlag wirkſam machen, oder auch, wenn 
der Entwurf eines Abkommens nicht die Zuſtimmung der bier für zu⸗ 
ſtändigen Stelle oder Stellen findet, ſo hat das Mitglied keine weitere 
Verpflichtung. 

Falls es ſich um einen Bundesſtaat handelt, deſſen Recht zum 
Beitritt zu einem Abkommen, betreffend Arbeite fragen, gewiſſen 
Beſchränkungen unterworfen iſt, ſo hat die Regierung das Recht, 
den Entwurf eines Abkommens, auf den dieſe Beſchränkungen zutreffen, als 
einfachen Vorſchlag zu betrachten. In dieſem Falle gelangen die Vorſchriften 
des vorliegenden Artikels in bezug auf die Vorſchläge zur Anwendung. 

Obiger Artikel iſt nach folgendem Grundſatz auszulegen: 

In keinem Falle kann von einem der Mitglieder infolge der durch 
die Konferenz erfolgten Annahme eines Vorſchlags oder des Entwurfs 
eines Abkommens gefordert werden, den ſchon durch ſeine Geſetzgebung 
den betreffenden Arbeitern gewährten Schutz zu vermindern. 


Artikel 406. 

Jedes derart ratifizierte Abkommen wird vom Generalſekretär des 
Völkerbundes eingetragen, bindet aber nur diejenigen Mitglieder, die es 
ratifiziert haben. 

Artikel 407. 


Jeder Entwurf, der in der endgültigen Geſamtabſtimmung nicht 
die Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen der anweſenden Mit⸗ 
glieder erhält, kann Gegenſtand eines beſonderen Abkommens zwiſchen den⸗ 
jenigen Mitgliedern der ſtändigen Organiſationen werden, die dies wünſchen. 

Jede beſondere derartige Abmachung iſt durch die beteiligten 
Regierungen dem Generalſekretär des Völkerbundes, der ſie eintragen 
läßt, mitzuteilen. 

Artikel 408. 

Alle Mitglieder verpflichten ſich, dem internationalen Arbeitsamt 
einen jährlichen Bericht über die Maßnahmen zu unterbreiten, die ſie 
zur Durchführung derjenigen Abkommen getroffen haben, denen ſie bei⸗ 
getreten ſind. Dieſe Berichte ſind in einer vom Verwaltungsrate feſt⸗ 
geſetzten Form abzufaſſen und ſollen die von dieſem letzteren verlangten 
Einzelheiten enthalten. Der Direktor hat einen Auszug aus dieſen 
Berichten in der nächſten Sitzung der Konferenz vorzulegen. 
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Artikel 409. 

Jede von einer Berufsorganiſation der Arbeitnehmer oder Arbeit⸗ 
geber an das internationale Arbeitsamt gerichtete Beſchwerde darüber, 
daß irgendein Mitglied die Durchführung eines Abkommens, dem es 
beigetreten iſt, nicht in genügender Weiſe ſichergeſtellt habe, kann durch 
den Verwaltungsrat der betroffenen Regierung übermittelt werden. Dieſe 
Regierung kann aufgefordert werden, in der Angelegenheit eine von ihr 
als angemeſſen erachtete Erklärung abzugeben. 


Artikel 410. 

Wenn von der betroffenen Regierung innerhalb einer angemeſſenen 
Friſt keinerlei Erklärung eingeht, oder wenn die eingegangene Erklärung 
dem Verwaltungsrate nicht zufriedenſtellend erſcheint, ſo hat dieſer das 
Recht, die eingegangene Beſchwerde, nötigenfalls auch die erteilte Ant⸗ 
wort, zu veröffentlichen. 

Artikel 411. 

Jedes Mitglied kann dem internationalen Arbeitsamte eine Be⸗ 
ſchwerde gegen ein anderes Mitglied unterbreiten, das nach ſeiner An⸗ 
ſicht in nicht genügender Weiſe die Durchführung eines Abkommens 
ſicherſtellt, welches beide Mitglieder auf Grund der vorhergehenden 

Artikel ratifiziert haben. 
Wenn der Verwaltungsrat es für angemeſſen erachtet, kann er 
mit der betroffenen Regierung, wie in Artikel 409 angegeben, in Ver 
bindung ſetzen, ehe er ſich in der nachfolgend vorgeſchriebenen Weiſe an 
eine Unterſuchungskommiſſion wendet. 

Wenn der Verwaltungsrat es nicht für notwendig erachtet, die 
Beſchwerde der betroffenen Regierung mitzuteilen, oder wenn nach dieſer 
Mitteilung keine dem Verwaltungsrat genügend erſcheinende Antwort 
innerhalb einer angemeſſenen Friſt eingeht, ſo kann der Rat die Bildung 
einer Unterſuchungskommiſſion veranlaſſen, welche die Aufgabe hat, die 
ſtrittige Frage zu prüfen und darüber einen Bericht zu erſtatten. 
Dias nämliche Verfahren kann der Rat von Amts wegen oder auf 
die Beſchwerde eines Delegierten der Konferenz hin einſchlagen. 

Wenn eine durch die Anwendung der Artikel 410 oder 411 auf⸗ 
geworfene Frage vor den Verwaltungsrat kommt, ſo hat die be⸗ 
troffene Regierung, wenn ſie nicht ſchon einen Vertreter im Ver⸗ 
waltungsrate hat, das Recht, einen Delegierten zur Teilnahme an den 
diesbezüglichen Beratungen des Rates zu beſtimmen. Das für dieſe 
Verhandlungen beſtimmte Datum iſt der betroffenen Reglerung recht⸗ 
zeitig mitzuteilen. 

Artikel 412. 


Die Unterſuchungskommiſſion wird in folgender Weiſe zuſammen⸗ 
geſetzt: 
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Jedes Mitglied iſt verpflichtet, innerhalb von 6 Monaten nach dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages drei für induſtrielle Fragen 
maßgebende Perſonen zu beſtimmen, von denen die erſte die Arbeitgeber, 
die zweite die Arbeitnehmer vertritt und die dritte von beiden unabhängig 
iſt. Alle dieſe Perſonen werden auf eine Liſte geſetzt, aus der die Mit⸗ 
glieder der Unterſuchungskommiſſion zu wählen ſind. 

Der Verwaltungsrat hat das Recht, die Mandate der genannten 
Perſonen zu prüfen und mit Zweidrittelmehrheit der von den ans 
weſenden Vertretern abgegebenen Stimmen die Ernennung derjenigen 
abzulehnen, deren Mandate den Vorſchriften des vorliegenden Artikels 
nicht entſprechen. 

Auf Antrag des Verwaltungsrates beſtimmt der Generalſekretär 
des Völkerbundes drei Perſonen, und zwar je eine aus jeder der drei 
Klaſſen der Liſte, zur Bildung der Unterſuchungskommiſſion. Er beſtimmt 
ferner eine dieſer drei Perſonen zum Vorſitzenden der genannten Kom⸗ 
miſſion. Keine der drei ſo gewählten Perſonen darf von einem an der 
Beſchwerde unmittelbar beteiligten Mitgliede abhängig fein. 


Artikel 413. 

Falls eine Beſchwerde auf Grund des Artikels 411 an eine Unter⸗ 
ſuchungskommiſſion verwieſen wird, ſo verpflichten ſich alle Mitglieder, 
einerlei, ob ſie an der Beſchwerde unmittelbar beteiligt ſind oder nicht, 
der Kommiſſion alle Auskünfte zur Verfügung zu ſtellen, die ſich in bezug 
auf den Beſchwerdefall in ihrem Beſitze befinden. 


Artikel 414. 

Nach gründlicher Prüfung der Beſchwerde verfaßt die Unterſuchungg⸗ 
kommiſſion einen Bericht, in den fie ihre Feſiſtellungen über alle Tat⸗ 
ſachen aufnimmt, welche die Beurteilung des Streltfalles ermöglichen, 
ſowie die ihr nötig ſcheinenden Vorſchläge bezüglich der zu treffenden Maß⸗ 
nahmen, um der beſchwerdeführenden Regierung Genüge zu tun, und 
bezüglich der Friſten, innerhalb welcher dieſe Maßnahmen getroffen 
werden ſollen. 

Dieſer Bericht ſoll gegebenenfalls auch die wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen gegen die betroffene Regierung angeben, welche die Kommiſſion 
für angebracht erachtet und deren Anwendung durch die anderen Regie⸗ 
rungen ihr gerechtfertigt erſcheint. 

Artikel 415. 

Der Generalſekretär des Völkerbundes teilt den Bericht der Unter⸗ 
ſuchungskommiſſion allen an dem Streitfall beteiligten Regierungen mit 
und veranlaßt deſſen Veröffentlichung 

Jede der beteiligten Regierungen muß dem Generalſekretär des 
Völkerbundes ſpäteſtens innerhalb eines Monates zur Kenntnis bringen, 
ob fie die in dem Verichte der Kommiſſion enthaltenen Vorſchläge auf 
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nimmt oder nicht und, falls fie dieſelben nicht annimmt, ob fie den 
Streitfall dem ſtändigen internationalen Gerichtshof des Völkerbundes 
zu unterbreiten wünſcht. 

Artikel 416. 

Falls ein Mitglied in bezug auf einen Vorſchlag oder den Entwurf 
eines Abkommens die im Artikel 405 vorgeſchriebenen Maßnahmen nicht 
ergreift, hat jedes andere Mitglied das Recht, den Fall dem 
ſtändigen internationalen Gerichtshof vorzulegen. 


Artikel 417. 
Gegen die Entſcheidung des ſtändigen internationalen Gerichtshofes 
über eine Beſchwerde oder eine ihm auf Grund der Artikel 415 oder 416 
unterbreitete Frage iſt eine Berufung nicht zuläffig. 


Artikel 418 
Die Beſchlüſſe oder etwalgen Vorſchläge der Unterſuchungskommiſſion 
können durch den ſtändigen internationalen Gerichtshof beſtätigt, abge⸗ 
ändert oder aufgehoben werden. Dieſer hat gegebenenfalls die wirtſchaft⸗ 
lichen Mißnahmen anzugeben, welche er gegenüber der ſchuldigen Re⸗ 
gierung für angebracht erachtet und deren Anwendung durch die anderen 
Reglerungen ihm gerechtfertigt erſcheint. 


Artikel 419. 

Wenn irgendein Mitglied innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt die 
Vorſchläge nicht befolgt, die entveder in dem Bericht der Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion oder in dem Beſchluß des ſtändigen internationalen Gerichts⸗ 
hofes enthalten ſind, ſo kann jedes andere Mitglied gegen das erſt⸗ 
erwähnte Mitglied die wirtſchaftlichen Maßnahmen anwenden, welche 
der Kommiſſionsbericht oder die Gerichtsentſcheidung als in dieſem Falle 
anwendbar bezeichnet. 

Artikel 420. 

Die ſchuldige Regierung kann zu jeder Zeit dem Verwaltungsrat mit⸗ 
tellen, daß ſie die notwendigen Maßnahmen ergriffen hat, um entweder 
den Vorſchlägen der Uaterſuchungskommiſſion, oder denen, welche in der 
Entſcheldung des ſtändigen internationalen Gerichtshofes enthalten find, 
Folge zu leiſten. Auch kann ſie den Rat bitten, daß der Generalſekretär 
des Völkerbundes eine mit der Nachprüfung ihrer Angaben beauftragte 
Unterſuchungskommiſſion einſetzt. In dieſem Falle finden die Beſtim⸗ 
mungen der Artikel 412, 413, 414, 415, 417 und 418 Anwendung. 
Wenn der Bericht der Unterſuchungskommiſſion oder die Entſcheidung des 
ſtändigen internationalen Gerichtshofes zugunſten der ſchuldigen Regierung 
ſpricht, ſo haben die anderen Regierungen ſofort die wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen, welche ſie gegen den genannten Staat ergriffen haben, rückgängig 
zu machen. 
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Kapitel 3. Allgemeine Vorſchriften. 


Artikel 421. 

Die Mitglieder verpflichten ſich, die Abmachungen, denen ſie bei⸗ 
getreten find, entiprediend den Vorſchriſten dieſes Teiles des gegen- 
wärtigen Vertrages auf ihre Kolonien oder Beſitzungen und auf ihre 
Protektorate, die ſich nicht vollſtändig ſelbſt regieren, anzuwenden, jedoch 
unter folgenden Vorbehalten: 

1. daß die Abmachung durch die örtlichen Verhältniſſe nicht un⸗ 
durchführbar gemacht wird; 

2. daß die Abänderungen eingefügt werden, welche notwendig ſind, 
um die Abmachung den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſen. 

Jedes Mitglied hat dem internationalen Arbeitsamte die Ent⸗ 
ſchließung mitzuteilen, welche es in bezug auf jede ſeiner Kolonien oder 
Beſitzungen oder jedes ſeiner Proteklorate, das ſich nicht vollſtändig 
ſelbſt regiert, zu treffen beabſichtigt. 

Artikel 422. 

Die durch Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen der au- 
weſenden Delegierten der Konferenz beſchloſſenen Abänderungen zu dieſem 
Teile des gegenwärtigen Vertrages werden rechtsgültig, ſobald ſie von 
den Staaten, deren Vertreter den Rat des Völkerbundes bilden, ſowie 
von Dreivierteln der Mitglieder ratifiziert ſind. 

Artikel 423. 

Alle Fragen oder Schwierigkeiten in bezug auf die Auslegung 
dieſes Teiles des gegenwärtigen Vertrages und der ſpäter von den 
Mitgliedern auf Grund desſelben abgeſchloſſenen Vereinbarungen unter⸗ 
liegen der Entſcheidung des ſtändigen internationalen Gerichtshofes. 


Kapitel 4. Uebergangsbeſtimmungen. 

Die erſte Sitzung der Konferenz findet im Oktober 1919 ſtatt. Ort 
und Tagesordnung der Sitzung ſind in der beigefügten Anlage 
ſeſtgelegt. 

Die Einberufung und die Organiſation dieſer erſten Sitzung werden 
durch die zu dieſem Zwecke in der vorgenannten Anlage beſtimmten 
Regierungen ſichergeſtellt. Bei der Vorbereitung des Aktenmaterials 
wird dieſe Regierung durch eine internationale Kommiſſion unterſtützt, 
deren Mitglieder im gleichen Protokolle genannt ſind. 

Die Koſten dieſer erſten Sitzung, wie auch jeder ſpäteren Sitzung 
werden bis zu dem Augenblick, wo die notwendigen Kredite in den Haushalt 
des Völkerbundes aufgenommen ſind, mit Ausnahme der Reiſe⸗ und 
Aufenthallskoſten der Delegierten und der techniſchen Ratgeber, auf die 
Mitglieder in dem für das internationale Bureau des Weltpo ſtvereins 
feſtgeſetzten Verhältnis verteilt. 
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Artikel 48. 

Bis zur Gründung des Völkerbundes find alle Mitteilungen, 
welche auf Grund der vorhergehenden Artikel an den Generalſekretär 
des Bundes zu richten ſind, von dem Direktor des internationalen 
Arbeitsamtes aufzubewahren, der ſie dem Generalſekretär zur Kenntnis 
zu bringen hat. 

Artikel 426. 

Bis zur Errichtung des ſtändigen internationalen Gerichtshofes 
ſind die ihm auf Grund dieſes Teiles des gegenwärtigen Vertrages zu 
unterbreitenden Streitfragen einem Gericht vorzulegen, das aus drei 
vom Rate des Völkerbundes beſtimmten Perſonen beſtehl. 


Anlage. 

Erſte Tagung der Arbeitskonferenz 1919. 

Verſammlungsort der Konferenz iſt Washington. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten wird gebeten, die Konferenz 
einzuberufen. 

Das internationale Organiſationskomitee beſteht aus ſieben Perſonen, 
von denen je eine durch die Regierungen der Vereinigten Staaten, Groß⸗ 
britanniens, Frankreichs, Italiens, Japans, Belgiens und der Schweiz 
ernannt werden. Das Komitee kann, wenn es dies für notwendig er⸗ 
achtet, weitere Mitglieder auffordern, Vertreter zu ernennen. 

Die Tagesordnung iſt folgende: 

1. Anwendung des Grundſatzes des Achtſtundentages oder der 
48⸗Stunden⸗Woche. 

2. Fragen in bezug auf die Mittel zur Verhinderung der Arbeits⸗ 
loſigkeit und zur Beſeitigung ihrer Folgen. 

3. Beſchäftigung von Frauen: 

a) vor oder nach der Niederkunft leinſchließlich der Frage, 
betreffend die Entſchädigung während des Wochenbettes), 

b) Nachtarbeit, 

c) geſundheitsſchädliche Arbeiten. 

4. Beſchäftigung von Kindern: 

a) Altersgrenze für die Zulaſſung zur Arbeit, 

b) Nachtarbeit, 

e) geſundheitsſchädliche Arbeiten. 

5. Ausdehnung und Anwendung der in Bern 1906 angenommenen 
internationalen Vereinbarungen über das Verbot der Nachtarbeit 
der in der Induſtrie beſchäftigten Frauen und auf das Verbot der 

Verwendung des weißen (gelben) Phosphors in der Zündholz⸗ 
induſtrie. 


Zweiter Abſchnitt. Allgemeine Grundfäte, 


Artikel 427. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien haben in Anerkennung des 
Umſtandes, daß das körperliche, ſittliche und geiſtige Wohlergehen der 
induſtriellen Lohnarbeiter aus internationalen Geſichtspunkten von weſent⸗ 
licher Bedeutung iſt, zur Erreichung dieſes hohen Zieles die in Abſchnitt I 
vorgeſehene ſtändige Einrichtung geſchaffen und ſie dem Völkerbunde 
angeſchloſſen. 

Sie erkennen an, daß die Verſchiedenheiten des Klimas, der Sitten 
und Gebräuche, der wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit und der induſtriellen 
Gewohnheiten es ſchwer machen, ſofort die vollſtändige Einheitlichkeit in 
den Arbeitsbedingungen herbeizuführen. In der Überzeugung jedoch, 
daß die Arbeit nicht einfach als Handelsware betrachtet werden darf, 
glauben ſie, daß es für die Regelung der Arbeitsbedingungen Methoden 
und Grundſätze gibt, um deren Anwendung alle induſtriellen Gemein⸗ 
ſchaften ſich bemühen ſollten, ſoweit die beſonderen Umſtände, in denen 
ſie ſich befinden, dies geſtatten. 

Unter dieſen Methoden und Grundſätzen erſcheinen den hohen vertrag⸗ 
ſchließenden Parteien die folgenden als beſonders wichtig und dringend: 

1. Der oben ausgeſprochene Leitſatz, daß die Arbeit nicht einfach 
als eine Ware oder als ein Handelsartikel betrachtet werden darf. 

2. Das Recht der Vereinigung zu allen nicht den Geſetzen wider⸗ 
ſprechenden Zwecken, ſowohl für die Arbeitnehmer wie auch für 
die Arbeitgeber. 8 

3. Die Bezahlung eines Lohnes an die Arbeiter, der ihnen eine 
angemeſſene Lebenshaltung nach der Auffaſſung ihrer Zeit und 
ihres Landes ſichert. 

4. Die Annahme des Achtſtundentages oder der 48⸗Stunden⸗ 
Woche als Ziel, das überall angeſtrebt werden ſoll, wo es noch 
nicht erreicht wurde. 

5. Die Annahme eines wöchentlichen Ruhetages von mindeſtens 
24 Stunden, der ſo oft wie möglich den Sonntag einſchließen ſoll. 

6. Die Beſeitigung der Kinderarbeit und die Verpflichtung, für 
die Arbeit der Jugendlichen beider Geſchlechter die zur Fort⸗ 
führung ihrer Ausbildung und zur Sicherung ihrer körperlichen 
Entwicklung notwendigen Beſchränkungen anzuwenden. 

7. Der Grundſatz des gleichen Lohnes, ohne Unterſchied des Ge⸗ 
ſchlechtes, für Arbeit gleichen Wertes. 

8. Die in jedem Lande in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
erlaſſenen Vorſchriften müſſen allen Arbeitern, die in dem 
betreffenden Lande ihren rechtmäßigen Wohnſitz haben, die 
gleiche wirtſchaftliche Behandlung zufichern. 
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9. Jeder Staat hat einen Aufſichtsdienſt einzurichten, an dem 
auch Frauen beteiligt ſein müſſen, um die Durchführung der 
zum Schutze der Arbeiter erlaſſenen Geſetze und Verordnungen 
ſicherzuſtellen. 

Ohne zu behaupten, daß dieſe Grundſätze und dieſe Methoden voll⸗ 
ſtändig oder endgültig ſeien, ſind die hohen vertragſchließenden Parteien 
der Anſicht, daß dieſelben geeignet ſind, der Politik des Völkerbundes 
als Richtſchnur zu dienen, und daß ſie, wenn ſie durch die induſtriellen 
Gemeinſchaften, welche dem Völkerbunde als Mitglieder angehören, an⸗ 
genommen und in der Praxis durch entſprechende Aufſichtsorgane auf⸗ 
recht erhalten werden, unſchätzbare Wohltaten über die Lohnarbeiter der 
Welt ausbreiten werden. 


XIV. Teil. 
Sicherheiten für die Ausführung. 
Erſter Abſchnitt. Weſteuropa. 
Artikel 428. 

Als Sicherheit für die Ausführung des vorliegenden Vertrages durch 
Deutſchland werden die deutſchen Gebiete weſtlich des Rheins einſchließlich 
der Brückenköpfe durch die Truppen der alliierten und afjoziierten Mächte 
während eines Zeitraums von 15 Jahren beſetzt, der mit dem Inkraft⸗ 
treten des gegenwärtigen Vertrages beginnt. 

Artitel7429. 

Wenn die Bedingungen des gegenwärtigen Vertrages durch Deutſch⸗ 
land getreulich erfüllt werden, ſo ſoll die im Artikel 428 vorgeſehene 
Beſetzung nach und nach in folgender Weiſe eingeſchränkt werden: 

1. Nach Ablauf von 5 Jahren werden geräumt: der Brückenkopf 
von Cöln und die Gebiete nördlich einer Linie, die dem Laufe 
der Ruhr, dann der Eiſenbahnlinie Jülich —-Düren — Euskirchen. 
Rheinbach, ferner der Straße von Rheinbach nach Sinzig 
folgt, und die den Rhein bei dem Einfluß der Ahr trifft, 
wobei die vorhin genannten Straßen, Eiſenbahnen und Orte 
außerhalb der beſagten Räumungszone bleiben. 

2. Nach Ablauf von 10 Jahren werden geräumt: der Brückenkopf 
von Coblenz und die Gebiete nördlich einer Linie, die an dem 
Schnittpunkte der Grenzen Belgiens, Deutſchlands und Hollands 
beginnt, etwa 4 Kilometer ſüdlich Aachen verläuft, dann bis 
zur Höhe von Vorſt⸗Gemünd verläuft, dann öſtlich der Eiſen⸗ 

bahnlinie des Urftales, dann über Blankenhain, Waldorf, 
Dreis, Ulmen bis zur Moſel, dieſem Fluſſe von Bremm bis 


7 2 
e stadt, e 


re 
ere. 


2 4 
N Ri 
AN ale. Giessen 


Zain Pu" 
Be 4.5 


Bensheim e 
22 * 


12833 Werden.) 
4 Aae Que | burg. 


ih Sreuden., 
u 


P AETTT Sanmamuer. 71/° 777 
5 


Die beſetzten Gebiete im Weſten 
i abzutreten + Saarbecken // beſetztes Gebiet Volksabſtimmung, wieweit 
an Belgien fallend. 


219 


Nehren folgt, dann über Kappel und Simmern der Höhenlinie 
zwiſchen Simmern und dem Rhein folgt und dieſen Fluß bei 
Bacherach erreicht, wobei alle genannten Orte, Täler, Straßen 
und Eiſenbahnen außerhalb der Räumungszone bleiben. 

3. Nach Ablauf von 15 Jahren werden geräumt: der Brückenkopf 
von Mainz, der Brückenkopf von Kehl und der Reſt des beſetzten 
deutſchen Gebiets. 

Wenn zu dieſem Zeitpunkte die Sicherheiten gegen einen nicht 
herausgeforderten Angriff Deutſchlands von den alliierten und afjoziierten 
Regierungen nicht als ausreichend betrachtet werden, ſo kann die Ent⸗ 
fernung der Beſatzungstruppen in dem Maße aufgeſchoben werden, wie 
dies zur Erreichung der genannten Bürgſchaften für nötig erachtet wird. 

Artikel 430. 5 

Falls die Wiedergutmachungskommiſſion während der Beſetzung 
oder nach Ablauf der im Vorhergehenden genannten 15 Jahre feſtſtellt, 
daß Deutſchland gar nicht oder nur teilweiſe die Verpflichtungen erfüllt 
hat, die ihm aus dem vorliegenden Vertrage erwachſen, ſo werden die im 
Artikel 429 genannten Gebiete ganz oder teilweiſe ſofort von neuem 
durch die alliierten und aſſozlierten Truppen beſetzt. 

Artikel 431. 

Wenn Deutſchland vor dem Ablauf des Zeitraums von 15 Jahren 
alle Verpflichtungen erfüllt hat, welche ihm aus dem gegenwärtigen Ver⸗ 
trage erwachſen, ſo werden die Beſatzungstruppen ſofort zurückgezogen. 

Artikel 432. 

Die durch die Belegung und den fetzigen Vertrag nicht erledigten 
Fragen werden Gegenſtand ſpäterer Vereinbarungen ſein, welche anzu⸗ 
erkennen Deutſchland ſich ſchon jetzt verpflichtet. 


Zweiter Abſchnitt. Oſteuropa. 
Artikel 433. 

Als Sicherheit für die Ausführung der Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages, durch welche Deutſchland endgültig die Aufhebungen 
des Vertrages von Breſt⸗Litowsk wie auch aller Verträge, Konventionen 
und Vereinbarungen anerkennt, die es mit der maximaliſtiſchen 
Regierung in Rußland abgeſchloſſen hat, wie auch um die Wiederher⸗ 
ſtellung des Friedens und einer guten Regierung in den baltiſchen 
Provinzen und in Litauen zu ſichern, ſollen die deutſchen Truppen, welche 
ſich zurzeit in den genannten Gebieten befinden, innerhalb der 
Grenzen Deutſchlands zurückkehren, ſobald die Regierungen der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte den Zeitpunkt mit Rückſicht auf die innere 
Lage dieſer Gebiete für gekommen erachten. Dieſe Truppen haben ſich 
jeder Beitreibung, Beſchlagnahme, wie auch aller anderen Zwangsmaß⸗ 
nahmen zu enthalten, deren Zweck wäre, Lieferungen für Deutſchland zu 
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erhalten, und dürfen ſich in keiner Weiſe in die nationalen Verteidigungs⸗ 
maßnahmen einmiſchen, welche die proviſoriſchen Regierungen von Eſtland, 
Livland und Litauen treffen. 

Keine andere deutſche Truppe wird in die genannten Gebiete bis 
zu deren Räumung oder nach ihrer vollſtändigen Räumung zugelaſſen. 


XV. Teil. 


Verſchiedene Beſtimmungen. 


Artikel 434. 

Deutſchland verpflichtet ſich, die volle Gültigkeit der Friedensver⸗ 
träge und Zuſatzabkommen anzuerkennen, welche von den alliierten 
und afjoztierten Mächten mit den Mächten geſchloſſen werden, die auf 
ſeiten Deutſchlands gekämpft haben, und ſich mit den Beſtimmungen ein⸗ 
verſtanden zu erklären, welche bezüglich der Gebiete der ehemaligen öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie, des Königreichs Bulgarien und des 
Ottomaniſchen Reiches getroffen werden, auch die neuen Staaten innerhalb 
der Grenzen, die auch auf dieſe Weiſe feſtgelegt wurden, anzuerkennen. 


Artikel 435. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien erkennen zwar die zugunſten 
der Schweiz in den Verträgen von 1815 und insbeſondere in der Akte 
vom 20. November 1815 feſtgeſetzten Bürgſchaften an, welche die inter⸗ 
nationalen Verpflichtungen für die Aufrechterhaltung des Friedens feſtlegen, 
ſtellen aber feſt, daß die Beſtimmungen dieſer Verträge und Verein⸗ 
barungen, Erklärungen und anderen Zuſatzakte in bezug auf die neu⸗ 
traliſierte Zone von Savoyen, wie ſie im Abſatz 1 des Artikels 92 der 
Schlußakte des Wiener Kongreſſes und durch Abſatz 2 des Artikels 3 des 
Pariſer Vertrages vom 20. November 1815 feſtgelegt ſind, mit den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen nicht länger übereinſtimmen. Infolgedeſſen 
nehmen die hohen vertragſchließenden Parteien die zwiſchen der fran⸗ 
zöſiſchen und der Schweizer Regierung getroffene Vereinbarung zur Kenntnis, 
wodurch die dieſe Zone betreffenden Beſtimmungen aufgehoben werden 
und bleiben. 

Ebenſo erkennen die hohen vertragſchließenden Parteien an, daß die 
Beſtimmungen der Verträge von 1815 und der anderen Ergänzungsakte, 
betreffend die Freizonen von Hoch⸗Savoyen und dem Gebiete von Gex, 
der gegenwärtigen Lage nicht mehr entſprechen, und daß es Sache 
Frankreichs und der Schweiz iſt, durch eine Verſtändigung untereinander 
die Rechtslage dieſer Gebiete zu den von beiden Ländern für angemeſſen 
erachteten Bedingungen zu regeln. 
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Anlage. 

| Der Schweizer Bundesrat hat die franzöſiſche Regierung am 

| 5. Mai 1919 davon unterrichtet, daß er nach Prüfung der Beſtimmungen 

des Artikels 435 im gleichen Geiſte aufrichtiger Freundſchaft ſich freue, 

zu dem Schluß gekommen zu ſein, daß es ihr möglich ſei, dieſen 

Beſtimmungen unter folgenden Bedingungen und Vorbehalten zuzuſtimmen: 
1. Neutralifierte Zone von Hoch⸗Savoyen: 

a) Es gilt als vereinbart, daß, ſolange der Bundesrat das zwiſchen 
den beiden Regierungen erreichte Übereinkommen über die 
Abſchaffung der auf die neutrale Zone von Savoyen bezüglichen 
Beſtimmungen nicht ratifiziert hat, beiderſeits in dieſer An⸗ 
gelegenheit nichts Endgültiges abgemacht iſt. 

b) Die von der Schweizer Regierung zu der Aufhebung der oben 
erwähnten Beſtimmungen gegebene Zuſtimmung ſetzt im Ein⸗ 
klang mit dem angenommenen Wortlaut die Anerkennung der 
zugunſten der Schweiz durch die Verträge von 1815, insbeſondere 
durch die Erklärung vom 20. November 1815 formulierten 
Bürgſchaften voraus. 

e) Das Übereinkommen zwiſchen der franzöſiſchen und der Schweizer 
Regierung zwecks Aufhebung der oben genannten Beſtimmungen 
wird nur dann als gültig anerkannt, wenn es dieſen Artikel in 
der gegenwärtigen Faſſung enthält. Außerdem müſſen die den 
Friedensvertrag abſchließenden Parteien die Zuſtimmung der⸗ 
jenigen Signatarmächte der Verträge von 1815 und der Erklärung 
vom 20. November 1815 zu erlangen ſuchen, welche nicht 
Unterzeichner des gegenwärtigen Friedensvertrages ſind. 

2. Die freie Zone von Hoch⸗Savoyen und das Gebiet von Gex: 

a) Der Bundesrat macht die ausdrücklichſten Vorbehalte in bezug 
auf die Auslegung, welche dem letzten Paragraphen des obigen 
Artikels bei Aufnahme in den Friedensvertrag gegeben werden 
ſoll, wo geſagt wird, daß „die Beſtimmungen der Verträge 
von 1815 und der andern Ergänzungsakte, betreffend die 
Freizonen von Hoch⸗Savoyen und des Gebietes von Ger 
der gegenwärtigen Lage nicht mehr entſprechen“. Der 
Bundesrat möchte auf keinen Fall, daß aus ſeinem Beitritt zu 
dieſem Wortlaut geſchloſſen werden könnte, daß er dadurch der 
Unterdrückung einer Einrichtung zuſtimmen würde, die den Zweck 
hat, benachbarten Gebieten den Vorteil einer beſonderen Rechtslage 
zukommen zu laſſen, die ihrer geographiſchen und wirtſchaftlichen 
Lage angepaßt iſt und ſich bewährt hat. Nach der Auffaſſung des 
Bundesrats würde es ſich dabei nicht um eine Anderung des Zoll 
ſyſtems der Zonen handeln, wie es durch die obenerwähnten Ver⸗ 
träge feſtgeſetzt iſt, ſondern einzig und allein darum, den Güter⸗ 
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aus tauſch zwiſchen den in Frage ſtehenden Gebieten in einer den 
jetzigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen beſſer angepaßten Form zu 
regeln. Zu den obigen Bemerkungen iſt der Bundesrat durch 
das Studium des Eninurfs eines Übereinkommens, betr. die 
zukünftige Verfaſſung der Zonen, gebracht worden, der den An⸗ 
hang zu der franzöſichen Note vom 26. April bildete. Unter 
obigen Vorbehalten erklärt der Bundesrat ſich dazu bereit, in 
freundſchaftlichſtem Geiſſe alle diejenigen Vorſchläge zu prüfen, die 
die franzöſiſche Regierung hierzu zu machen für gut befinden werd. 

b) Zugeſtanden wird, daß die Beſtimmungen der Verträge von 1815 
und der an deren Zuſatzalte über die Freizonen bis zu dem Zeit⸗ 
punkt in Kraft bleiben, wo eine neue Vereinbarung zwiſchen der 
Schweiz und Frankreich getroffen wird, um die Rechtslage 
dieſer Gebiete zu regeln. 

Die franzöſiſche Regierung hat unter dem 18. Mai 1919 an die 
Schweizer Regierung folgende Note als Antwort auf die im vorigen 
Paragraphen wiedergegebene Mitteilung gerichtet: 

Durch eine vom 5. Mai d. J. datierte Note hatte die Schweizer 
Geſandtſchaft in Paris die Güte, der Regierung der franzöſiſchen 
Republik zur Kenntnis zu bringen, daß die Bundesregierung der 
Aufnahme des vorgeſchlagenen Artikels in den Friedensvertrag 
zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Mächten einerſeits und 
Deutſchland andererſeits zuſtimme. 

Die franzöſiſche Regierung hat gern von der jo erzielten 
Übereinſtimmung Notiz genommen, und auf ihr Verlangen iſt der 
vorgeſchlagene Artikel, den die alliierten und aſſoziierten Re⸗ 
gierungen angenommen haben, unter Nr. 435 in die den deutſchen 
Bevollmächtigten vorgelegten Friedensbedingungen aufgenommen 
worden. 

Die Schweizer Regierung hat in ihrer Note vom 5. Mai über 
dieſen Gegenſtand verſchiedene Erwägungen und Vorbehalte zum 
Ausdruck gebracht. 

Soweit ſich dieſe Bemerkungen auf die Freizonen von Ober⸗ 
Savoyen und der Landſchaft Gex beziehen, hat die franzöſiſche 
Regierung die Ehre, zu bemerken, daß die Beſtimmung, welche 
der letzte Abſchnitt des Artikels 435 zum Gegenſtand hat, ſo klar 
gefaßt iſt, daß keinerlei Zweifel über ihre Tragweite entſtehen 
kann, beſonders in ihrer Betonung der Tatſache, daß künftig keine 
andere Macht als Frankreich und die Schweiz an dieſer Frage 
intereſſiert iſt. 

Die Regierung der franzöſiſchen Republik iſt auf die Wahrung 
der Intereſſen der betreffenden franzöſiſchen Gebiete bedacht und 
zieht in dieſer Hinſicht ihre eigenartige Lage in Betracht; daher 
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vergißt fie nicht, wie wünſchenswert es wäre, ihnen ein geeignetes 
Zollregime zu ſichern und die Formen der Handelsbeziehungen 
zwiſchen dieſen Gebieten und den benachbarten Schweizer Gebieten 
auf eine den gegenwärtigen Umſtänden beſſer entſprechende Art, 
unter Beobachtung der gegenſeitigen Intereſſen, zu regeln. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dies in keiner Weiſe das Recht 
Frankreichs beeinträchtigen kann, in dieſer Gegend ſeine Zollgrenze 
an ſeine politiſche Grenze zu legen, wie es an den anderen Teilen 
ſeiner Landesgrenzen der Fall iſt, und wie die Schweiz es ſelbſt 
ſeit langer Zeit an ihren eigenen Grenzen in dieſer Gegend ge⸗ 
halten hat. 

Die Regierung der Republik nimmt gern Notiz von dem 
freundſchaftlichen Verhalten, mit dem die Schweizer Regierung 
ſich zur Prüfung der franzöſiſchen Vorſchläge bereit erklärt, die 
einen Erſatz des gegenwärtigen Regimes genannter Freizonen 
betreffen und die die franzöſiſche Regierung in gleich freundſchaft⸗ 
lichem Geiſte zu formulieren beabſichtigt. 

Audererſeits zweifelt die Regierung der Republik nicht daran, 
daß die proviſoriſche Aufrechterhaltung des Regimes von 1815, 
wie ſie bezüglich der genannten Freizonen in jenem Abſatz der 
Note der Schweizer Geſandtſchaft vom 5. Mai erwähnt iſt, und die 
offenbar den Zweck hat, den Übergang von dem gegenwärtigen 
Syſtem zu dem vertragsmäßigen leichter herbeizuführen, keinerlei 
Urſache zur Verzögerung in der Einführung der von den beiden 
Regierungen für erforderlich erachteten Neuorduung der Dinge 
bilden wird. Dieſelbe Bemerkung bezieht ſich auch auf die 
Ratiſikation durch die eidgenöſſiſchen Kammern, mit der ſich 
Abſatz la der Schweizer Note vom 5. Mai unter der Rubrik 
„neutraliſierte Zone Ober⸗Savohens“ beſchäftigt. 


Artikel 436. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien erklären, daß ſie von dem 
zwiſchen der franzöſiſchen Republik und Seiner Hoheit dem Fürſten von 
Monaco am 17. Juli 1918 unterzeichneten Vertrage über die Beziehungen 
zwiſchen Frankreich und dem Fürſtentum Kenntnis genommen haben. 


Artikel 437. 

Die hohen vertragſchließenden Parteien kommen überein, daß in Er⸗ 
mangelung ſpäterer entgegengeſetzter Beſtimmungen der Vorſitzende ſeder 
durch den gegenwärtigen Vertrag eingeſetzten Kommiſſion das Recht haben 
ſoll, für den Fall der Stimmengleichheit eine zweite Stimme abzugeben. 

Artikel 438. 

Die alliierten und affoztierten Mächte kommen überein, daß, wo chriſtliche 

religiöſe Miſſionen von deutſchen Geſellſchaften oder Perſonen in Gebieten 
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unterhalten wurden, die ihnen gehören oder ihrer Negierung, gemäß dem 
gegenwärtigen Vertrag, anvertraut find, das Eigentum dieſer Miffionen 
oder Miſſionsgeſellſchaften einſchließlich des Eigentums der Handels⸗ 
geſellſchaften, deren Gewinn zum Unterhalt der Miſſionen beſtimmt 
iſt, ihre Beſtimmung als Miſſionen beibehalten ſollen. Um die 
richtige Ausführung dieſer Beſtimmung zu gewährleiſten, werden die 
alliierten und aſſoziierten Regierungen das genannte Eigentum Ver⸗ 
waltungsräten überweiſen, welche von den Regierungen ernannt oder 
anerkannt werden und ſich aus Perſonen zuſammenſetzen, „welche“) 
das religiöſe Bekenntnis der Miſſion haben, um deren Eigentum 
es ſich handelt. 

Die alliierten und aſſoziierten Regierungen werden, indem ſie 
auch fernerhin volle Kontrolle über das ausüben, was die dieſe 
Miſſionen leitenden Perſonen anbelangt, die Intereſſen dieſer 
Miſſionen ſchützen.“ 

Deutſchland nimmt von den obenſtehenden Beſtimmungen Kenntnis 
und erklärt, alle bisherigen und künftigen Maßnahmen der alliierten 
und aſſoziierten Regierungen für die Weiterführung des Werkes der ge⸗ 
nannten Miſſionen oder Handelsgeſellſchaften zu billigen. Es enthält ſich 
aller diesbezüglichen Anſprüche. 

Artikel 439. 

Unter Vorbehalt der Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages ver⸗ 
pflichtet ſich Deutſchland, weder unmittelbar noch mittelbar gegen irgendeine 
der alliierten und aſſoziierten, den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnenden 
Mächte, einſchließlich derſenigen, welche ohne Kriegserklärung ihre 
diplomatiſchen Beziehungen zum Deutſchen Reiche abgebrochen haben, 
Geldforderungen auf Grund von Tatſachen zu erheben, die vor Inkraft⸗ 
treten des gegenwärtigen Vertrages liegen. 

Die gegenwärtige Abmachung ſchließt den vollſtändigen und end⸗ 
gültigen Verzicht aller Forderungen dieſer Art ein. Sie ſind nunmehr 
erloſchen, wer auch immer die Beteiligten ſein mögen. 


Artikel 440. 

Deutſchland nimmt an und erkennt als gültig und bindend alle Ent 
ſcheidungen und Verfügungen an, welche die deutſchen Schiffe und die 
deutſchen Waren betreffen, ebenſo alle Entſcheidungen und Verfügungen, 
die ſich auf die Bezahlung von Koſten beziehen und durch irgend ein 


*) Die urſprüngliche Faſſung lautete: „welche der chriſtlichen Religion 
angehören. Dieſe Verwaltungsräte werden damit beauftragt, darüber zu wachen, 
daß das Eigentum dauernd ſeine Miſſionsbeſtimmungen beibehält. 

Die Verpflichtungen, welche die alliierten und aſſoziierten Regierungen 
durch die gegenwärtige Beſtimmung übernehmen, berühren in keiner Weiſe die 
Überwachung und die Machtbefugniſſe der genanten Regierungen gegenüber den 
Perſonen, welche dieſe Miſſionen leiten.“ 
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Priſengericht der alliierten und afjoziierten Mächte getroffen find, und 
verpflichtet ſich, keine Anſprüche im Namen ſeiner Reichsangehörigen in 
bezug auf dieſe Entſcheidungen und Verfügungen zu erheben. 

Die alliierten und aſſoztierten Mächte behalten ſich das Recht vor, 
alle Entſcheidungen und Verfügungen deutſcher Priſengerichte in einer 
von ihnen zu beſtimmenden Weiſe zu prüfen, ſei es, daß die Ent⸗ 
ſcheidungen und Verfügungen die Eigentumsrechte der Staatsangehörigen 
der genannten Mächte oder Neutraler berühren. Deutſchland verpflichtet 
ſich, die Abſchriften ſämtlicher das Aktenmaterial dieſer Angelegenheiten 
bildenden Schriftſtücke einſchließlich der getroffenen Entſcheidungen und 
Verfügungen herauszugeben und die Anweiſungen anzunehmen und zur Aus⸗ 
führung zu bringen, die ihm nach der genannten Prüfung zugeſtellt werden. 

Der gegenwärtige Vertrag, deſſen franzöſiſcher und engliſcher Text 
authentiſch iſt, ſoll ratifiziert werden. 

Die Niederlegung der Ratifikationsurkunden ſoll fo bald wie möglich 
in Paris erfolgen. 

Die Mächte, deren Regierungsſitz ſich außerhalb Europas befindet, 
ſollen berechtigt ſein, ſich darauf zu beſchränken, der Regierung der fran⸗ 
zöſiſchen Republik durch ihren diplomatiſchen Vertreter in Paris mitzu⸗ 
teilen, daß die Ratifikation erfolgt ſei. In dieſem Falle ſollen ſie die 
Ratifikationsurkunden ſo bald wie möglich übermitteln. 

Ein erſtes Protokoll über die Niederlegung der Ratifikations⸗ 
urkunden wird ausgefertigt, ſobald der Vertrag durch Deutſchland einer⸗ 
ſeits und durch drei der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte anderer⸗ 
ſeits ratifiziert ſein wird. 

Von der Aufſtellung des erſten Protokolls an tritt der Vertrag 
zwiſchen den hohen vertragsſchließenden Parteien, die ihn ratifiziert haben, 
in Kraft. Für die Berechnung aller im gegenwärtigen Vertrag vor⸗ 
geſehenen Friſten iſt dieſes Datum der Tag des Inkrafttretens. 

In jeder andern Beziehung tritt der Vertrag für jede Macht am 
Tage der Niederlegung ihrer Ratifikationsurkunde in Kraft. 

Die franzöſiſche Regierung wird allen Signatarmächten eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift des Protokolls über die Niederlegung der Ratifikations⸗ 
urkunde zuſtellen. 


Zu Urkund deſſen haben die oben erwähnten Bevoll⸗ 
mächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet. 


Gegeben in Verſailles in einem einzigen Exemplar, welches in den 
Archiven der Regierung der franzöſiſchen Republik niedergelegt bleiben 
wird und von dem jeder Signatarmacht authentiſche Ausfertigungen 
überreicht werden. 
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Anlage. 


Ausführungsgejehe zum Friedensverttage 


Erlaß, betreffend Bildung einer deutſchen Kriegslaſten⸗ 


Kommiſſion. 
Vom 31. Juli 1919. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1363.) 


Zur Ausführung des Teils 8 des Friedensvertrags, betreffend die 
Wiedergutmachung, wird eine deutſche Kriegslaſten⸗Kommiſſion gebildet. 
Sie beſteht aus Vertretern des Reichsfinanzminiſteriums, des Aus⸗ 
wärtigen Amtes, des Reichswirtſchaftsminiſteriums, des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums und des Reichsſchatzminiſteriums und aus der erforder⸗ 
lichen Zahl von wirtſchaftlichen Sachverſtändigen. Den Vorſitz führt 
der Vertreter des Reichsfinanzminiſteriums. Der Vorſitzende und die 
ſtändigen Mitglieder werden vom Reichspräſidenten berufen. 

Der Vorſitzende der Kriegslaſten⸗Kommiſſion kann für einzelne Auf⸗ 
gaben weitere Sachverſtändige als zeitweilige Mitglieder hinzuziehen. 

Die Kriegslaſten⸗Kommiſſion hat die Aufgabe, die Verhandlungen 
mit der interalliierten Wiedergutmachungskommiſſion unter Beteiligung 
des Auswärtigen Amtes zu führen und die Tätigkeit der beteiligten 
deutſchen Behörden für die Wiedergutmachung zuſammenzufaſſen. Die 
Zuſtändigkeit der Reichszentralbehörden, insbeſondere die Zuſtändigkeit 
des Auswärtigen Amtes zur Geſamtleitung der Ausführung des 
Friedensvertrags, wird hierdurch nicht berührt. 

Schwarzburg, den 31. Juli 1919. 

Der Reichspräſident. 
5 Ebert. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Erzberger. 


Geſetz über Enteignungen und Entſchädigungen aus 
Anlaß des Friedensvertrages zwiſchen Deutſchland und 


den alliierten und affoziierten Mächten. 
Vom 31. Auguſt 1919. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1527.) 


Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung hat das 
folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 
verkündet wird: : 

8 


Die Reichsregierung wird ermächtigt, Gegenſtände, welche auf 
Grund des Friedensvertrags oder ergänzender Abkommen den alliierten 
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und aſſoziierten Regierungen oder einer von ihnen oder einem An⸗ 
gehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte zu übertragen ſind, für 
das Reich zu enteignen. 

Soweit die Reichsregierung nicht ein anderes beſtimmt, wird die 
Befugnis zur Enteignung von jedem Reichsminiſter für ſeinen Geſchäfts⸗ 
bereich ſelbſtändig unmittelbar oder durch eine von ihm zu bezeichnende 
Stelle ausgeübt (Enteignungsbehörde). 


8 2. 

Die Enteignung erfolgt ohne beſonderes Verfahren möglichſt nach 
Anhörung der Beteiligten durch Beſcheid an den Eigentümer, falls dieſer 
nicht ermittelt werden kann, an den Beſitzer der zu enteignenden Sache 
oder an den Inhaber des zu enteignenden Rechtes. Zur Zuſtellung ge- 
nügt die Überſendung mittels eingeſchriebenen Briefes gegen Rückſchein. 
Die Enteignung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

Das Reich erwirbt den Gegenſtand mit der Zuſtellung des Ent⸗ 
eignungsbeſcheids, im Falle der Enteignung durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung mit dem Ablauf des Tages nach Ausgabe des Blattes, in 
welchem die öffentliche Bekanntmachung ergeht. Rechte Dritter an dem 
Gegenſtand erlöſchen, ſoweit die Enteignungsbehörde nicht ein anderes 
beſtimmt. 

Die enteigneten Gegenſtände ſind pfleglich zu behandeln. 


8 3. 

Die Beſitzer der enteigneten Sachen ſowie die Inhaber von 
Urkunden über die enteigneten Rechte und über die Eigentumsverhält⸗ 
niſſe an den enteigneten Sachen ſind zur Herausgabe verpflichtet. Die 
Enteignungsbehörde kann nähere Vorſchriften erlaſſen. 


8 4. 

Jedermann iſt verpflichtet, der Enteignungsbehörde auf Verlangen 
die von ihr für erforderlich erachteten Auskünfte zu erteilen. Die Aus- 
kunft kann durch öffentliche Bekanntmachung oder durch Anfrage bei 
dem einzelnen zur Auskunft Verpflichteten erfordert werden. 

Die Enteignungsbehörden oder die von ihnen Beauftragten ſind be⸗ 
fugt, zur Ermittlung richtiger Angaben die Geſchäftsbriefe, Geſchäfts⸗ 
bücher und ſonſtigen Urkunden einzuſehen ſowie Räume zu beſichtigen 
und zu unterſuchen, in denen Gegenſtände oder Urkunden ſich befinden 
oder zu vermuten ſind, über welche Auskunft verlangt wird. - 

Die Beauftragten (Abſ. 2) find vorbehaltlich der dienſtlichen Be⸗ 
richterftattung und der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten verpflichtet, über 
die Einrichtungen und Geſchäftsverhältniſſe, die durch ihre Tätigkeit zu 
ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und ſich der 
—— oder Verwertung der Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe zu 
enthalten. 

Das Ergebnis der Auskünfte oder Ermittlungen darf nicht zu 
ſteuerlichen Zwecken verwendet werden. 
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8 5. 
Die Enteignungsbehörden ſind befugt, Gegenſtände, welche der 
Enteignung unterliegen, zu beſchlagnahmen. Die Beſchlagnahme er⸗ 
folgt durch Mitteilung an den Beſitzer der zu enteignenden Sache oder 
an den Inhaber des zu enteignenden Rechtes. Zur Zuſtellung genügt 
die Überſendung mittels eingeſchriebenen Briefes gegen Rückſchein. Die 
Beſchlagnahme kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß ohne Zuſtimmung der 
Enteignungsbehörde die Vornahme von Veränderungen an den von der 
Beſchlagnahme betroffenen Gegenſtänden verboten iſt und daß rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügungen über ſie verboten und nichtig ſind. Den rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen gleich, die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. Die Beſchlag⸗ 
nahme endet mit dem freihändigen Erwerbe durch das Reich, mit der 
Enteignung oder mit der Freigabe. 

Die beſchlagnahmten Gegenſtände ſind pfleglich zu behandeln. 

86. 

Die Enteignung erfolgt gegen angemeſſene Entſchädigung. Ebenfo 
kann für Vermögensnachteile, die eine Beſchlagnahme zur Folge hat, 
= fie nicht zur Enteignung führt, angemeſſene Entſchädigung gewährt 
werden. 

Im einzelnen ſtellt, falls nicht im Sonderfall ein beſonderes Geſetz 
ergeht, der zuſtändige Reichsminiſter im Einvernehmen mit den Reichs⸗ 
miniſtern der Finanzen und der Juſtiz für Art und Umfang der Ent- 
ſchädigung Richtlinien auf. Dieſe Richtlinien bedürfen der Zuſtimmung 
des Reichsrats und eines von der Nationalverſammlung zu wählenden 
Ausſchuſſes von 15 Mitgliedern. 

Der Ausſchuß der Nationalverſammlung hat das Recht, Auskunft 
über die Handhabung der Enteignungs⸗ und Entſchädigungsverfahren 
zu verlangen. 8 

1 


Die Entſchädigung wird von der Enteignungsbehörde oder einer 
anderen von dem zuſtändigen Reichsminiſter zu bezeichnenden Stelle feſt⸗ 
geſetzt. Kann die Feſtſetzung oder die Auszahlung nicht ſofort erfolgen, 
ſo — in Anrechnung auf die Entſchädigung ein Vorſchuß bewilligt 
werden. 

Gegen die Feſtſetzung der Entſchädigung kann binnen ſechs Monaten 
von der Zuſtellung des Feſtſetzungsbeſcheids an die Entſcheidung des 
Reichswirtſchaftsgerichts nachgeſucht werden, welches endgültig über die 
Art und den Umfang der Entſchädigung befindet. 

Sind Rechte Dritter gemäß 8 2 Abſ. 2 erloſchen, fo gelten für die 
Anſprüche an der Entſchädigung die Vorſchriften der Artikel 52 und 53 
— „ zum Bürgerlichen Geſetzbuch, auch ſoweit Rechte 
enteignet ſind. 


8 8. 
Die Vorſchriften der 88 6 und 7 finden entſprechende Anwendung, 
ſoweit die Entziehung oder Beeinträchtigung von Gegenſtänden zugunſten 
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der alliierten und aſſoziierten Regierungen oder einer von ihnen oder 
zugunſten eines Angehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte in 
dem Friedensvertrage ſelbſt ausgeſprochen oder als wirkſam anerkannt 
iſt oder auf Grund des Friedensvertrags durch die alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Regierungen oder eine von ihnen erfolgt. 

8 9. 

Wird von der Enteignung ein Gegenſtand betroffen, für den von 
einer deutſchen Behörde ein zur Eintragung des Berechtigten beſtimmtes 
Buch oder Regiſter geführt wird, ſo iſt die Enteignungsbehörde befugt, 
dieſe Behörde um die Berichtigung des Buches oder des Regiſters zu 
erſuchen. 

8 10. 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
einhunderttauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird, ſofern nicht 
nach allgemeinen Strafgeſetzen höhere Strafen verwirkt ſind, beſtraft, 
wer vorſätzlich 

1. den Vorſchriften des 8 2 Abſ. 2 oder des § 5 Abſ. 3, der Ver⸗ 

pflichtung des 8 3 oder den Verboten des 8 5 Abſ. 2 Satz 1 
zuwiderhandelt, 

2. die von ihm auf Grund des § 4 Abſ. 1 geforderte Auskunft 

nicht oder nicht innerhalb der ihm beſtimmten Friſt oder unrichtig 
0 oder unvollſtändig gibt, 
3. der Vorſchrift des 8 4 Abſ. 2 zuwider die Einſicht in feine Ge⸗ 
ſchäftsbriefe, Geſchäftsbücher oder ſonſtigen Urkunden oder die 
Beſichtigung oder Unterſuchung ſeiner Räume verweigert. 


8 11. 
= Mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark wird beſtraft, wer fahr- 


äſſig 
1. den Vorſchriften des 8 2 Abſ. 3 oder des § 5 Abſ. 3, der Ver⸗ 
pflichtung des 8 3 oder den Verboten des 8 5 Abſ. 2 Satz 1 
zuwiderhandelt, 
2. die von ihm auf Grund des § 4 Abſ. 1 geforderte Auskunft 
nicht oder nicht innerhalb der ihm beſtimmten Friſt oder unrichtig 
oder unvollſtändig gibt. 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
fünfzehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer 
den Vorſchriften des 8 4 Abſ. 3 zuwider Verſchwiegenheit nicht beob⸗ 
achtet oder der Mitteilung oder Verwertung von Geſchäfts⸗ oder Be⸗ 
triebsgeheimniſſen ſich nicht enthält. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Dresden, den 31. Auguſt 1919. 

Der Reichspräſident. 
bert. 
Der Reichsminiſter * Auswärtigen. 
ller. 
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Ausführungsgeſetz zum Friedensvertrag. 
E Vom 31. Auguſt 1919. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1530.) 


Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung hat das 
folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 
verkündet wird: 


Ausführungsgeſetz zum Friedensvertrage. 


Überſicht über die Abſchnitte: 


L Regelung von Geldverbindlichkeiten (88 1 bis 3). 
II. Anforderung von Leiſtungen (88 4 bis 14). 
III. Gewerbliche Schutzrechte (88 15 bis 17). 
IV. Rechtsverhältniſſe der Hypothekenbanken ($ 18). 
V. Ausgabe von Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen 
durch das Reich (88 19 bis 21). 
VI. Zwangs- und Strafmaßnahmen (88 22 bis 24). 
VII. Elſaß⸗Lothringiſche Angelegenheiten (§S W und 28). 
VIII. Aufhebung von Kriegsmaßnahmen ($ 27). * 
IX. Ermächtigung zu weiteren Ausführungsbeſtimmungen (§ 28). 
X. Schlußvorſchrift (8 29). 


I. Abſchnitt. 
Regelung von Geldverbindlichkeiten. 
8 1. 

In Anſehung feindlicher Forderungen und Schulden (Artikel 296 
Abſ. 1, § 2 der Anlage zu Artikel 296, Artikel 72, 303 des Friedens⸗ 
vertrags) iſt die Zahlung, die Zahlungsannahme ſowie jeder andere auf 
die Schuldenregelung bezügliche Verkehr zwiſchen den Beteiligten ver⸗ 
boten, es ſei denn, daß der Verkehr durch Vermittlung der Prüfungs⸗ 
und Ausgleichsämter erfolgt. 

Die im Abſ. 1 bezeichneten Forderungen dürfen gerichtlich nur 
geltend gemacht werden, wenn dem Gläubiger die im 8 W der Anlage 
1 hen 296 des Friedensvertrags vorgeſehene Beſcheinigung er⸗ 
teilt iſt. 

8 2. 


Wer wiſſentlich einem der Verbote des 8 1 zuwiderhandelt, wir 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu fünfzig⸗ 
iauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Ebenſo werden Gläubiger und Schuldner beſtraft, die im Einver⸗ 
ſtändniſſe miteinander Maßnahmen treffen, um ein Prüfungs⸗ und Aus⸗ 
gleichsamt zu umgehen oder zu täuſchen. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
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8 3. 

Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten mit dem auf die Ver⸗ 
kündung dieſes Geſetzes folgenden Tage in Kraft. Sobald feſtſteht, 
daß eine der alliierten und aſſoziierten Mächte ſich nicht für die An⸗ 
wendung des Artikels 296 des Friedensvertrags und ſeiner Anlage 
entſchieden hat, iſt dieſes vom Reichswirtſchaftsminiſter im Reichs⸗ 
Geſetzblatt bekanntzumachen. Mit dem Ablauf des Tages dieſer Be- 
kanntmachung treten die Vorſchriften der 88 1, 2 inſoweit außer Kraft. 


II. Abſchnitt. 
Anforderung von Leiſtungen. 
8 4. 

Die Reichsregierung wird ermächtigt, Leiſtungen land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlicher, gewerblicher und kaufmänniſcher Betriebe, insbeſondere 
Lieferungen und Dienſtleiſtungen anzufordern, die zur Ausführung des 
Friedensvertrags oder ergänzender Abkommen erforderlich ſind. 

Soweit die Reichsregierung nicht ein anderes beſtimmt, wird die 
im Abſ. 1 bezeichnete Befugnis von jedem Reichsminiſter für ſeinen 
Geſchäftsbereich unmittelbar oder durch eine von ihm zu beſtimmende 
Behörde ausgeübt (Anforderungsbehörde). 
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8 5. 
Die Anforderung kann auch an einen Leiſtungsverband (Land-, 
3 Gemeinde⸗ oder beſonders beſtimmte Verbände) 
ergehen. 


8 6. 

Die Leiſtungsverbände können allgemein oder im einzelnen Falle 
ermächtigt werden, die von ihnen aufzubringenden Leiſtungen von 
Unterverbänden oder von den Inhabern der Betriebe anzufordern. Sie 
können ferner ermächtigt werden, zur Erfüllung ihrer Leiſtungspflicht 
Gegenſtände zu beſchlagnahmen und zu enteignen. Auf die Beſchlag⸗ 
nahme und die Enteignung finden die Vorſchriften des Geſetzes über 
Enteignungen und Entſchädigungen aus Anlaß des Friedensvertrags 
zwiſchen Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten Mächten ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


a 8 7. 

Die Anforderung erfolgt ohne beſonderes Verfahren möglichſt nach 
Anhörung des Leiſtungsverbandes oder des Betriebsinhabers durch 
Beſcheid an dieſe. Zur Zuſtellung genügt die überſendung mittels ein⸗ 
geſchriebenen Briefes gegen Rückſchein. 

Der Beſcheid hat Art und Umfang ſowie Ort und Zeit der ange⸗ 
forderten Leiſtung zu beſtimmen. Er ſoll ausdrücklich darauf hinweiſen, 
daß die Leiſtung zur Erfüllung des Friedensvertrags oder ergänzender 
Abkommen beſtimmt iſt. 


8 8. 
Für die Leiſtung iſt eine angemeſſene Vergütung zu gewähren. 
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Die Vergütung wird von der Anforderungsbehörde oder von einer 
anderen durch den zuſtändigen Reichsminiſter zu bezeichnenden Stelle 
feſtgeſetzt. Auf die Vergütung können Vorſchüſſe bewilligt werden. 

Gegen die Feſtſetzung der Vergütung kann binnen ſechs Monaten 
von der Zuſtellung des Feſtſetzungsbeſcheids an die Entſcheidung des 
Reichswirtſchaftsgerichts nachgeſucht werden, das endgültig über die 


Vergütung befindet. 
8 9. 

Soweit nicht im Sonderfall ein beſonderes Geſetz ergeht, erläßt 
der zuſtändige Reichsminiſter im Einverſtändnis mit den Reichsminiſtern 
der Finanzen und der Juſtiz die näheren Beſtimmungen zur Durch⸗ 
führung der in den SS 4 bis 8 bezeichneten Maßnahmen. Insbeſondere 
ſind Beſtimmungen darüber zu treffen, wie die gleichmäßige Verteilung 
der Leiſtungen auf die Länder gewährleiſtet wird, welche Verbände für 
die einzelnen Arten von Leiſtungen als Leiſtungsverbände gelten, 
ferner über die Unterverteilung der den Leiſtungsverbänden auferlegten 
Leiſtungen auf Unterverbände, über die Herbeiführung der Leiſtung, 
über Art und Umfang der Vergütung, über das bei ihrer Feſtſetzung 
zu beobachtende Verfahren und über den Ausgleich zwiſchen dem Reiche 
und den Leiſtungsverbänden. 

Die Beſtimmungen bedürfen der Zuſtimmung des Reichsrats ſowie 
eines von der Nationalverſammlung zu wählenden Ausſchuſſes von 
15 Mitgliedern. 

§ 10. 

Zur Durchführung dieſes Geſetzes und der gemäß 8 9 erlaſſenen 
Beſtimmungen find die Reichsregierung und die im 8 4 Abſ. 2 bezeich⸗ 
neten Behörden berechtigt, über Preisverhältniſſe und Vorräte ſowie 
über die Leiſtungsfähigkeit und die Arbeitsverhältniſſe von Verbänden, 
Unternehmern und Betrieben jederzeit Auskunft zu verlangen. Die 
gleiche Befugnis ſteht den Leiſtungsverbänden, die gemäß § 6 zur 
3 ermächtigt ſind, zur Durchführung des Anforderungs⸗ 
rechts zu. 

Die Auskunft kann durch öffentliche Bekanntmachung oder durch 
Anfrage bei den einzelnen zur Auskunft Verpflichteten erfordert werden. 

Zur Auskunft ſind verpflichtet: 


1. Perſonen, die Sachen, über die Auskunft verlangt wird, in 
Gewahrſam haben oder gehabt haben oder auf Lieferung 
ſolcher Sachen Anſpruch haben, 

2. landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gewerbliche Unter⸗ 
nehmer ſowie die Inhaber kaufmänniſcher Betriebe, 

3. öffentlich-rechtliche Körperſchaften und Verbände ſowie die 
gemäß 8 5 beſtimmten beſonderen Verbände. f 

Wollen die zuftändigen Stellen von der Befugnis des Abi. 1 
gegenüber ftaatlihen Betrieben oder Einrichtungen Gebrauch machen, 
ſo iſt die Landeszentralbehörde um die Auskunft zu erſuchen. 
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Die zuftändigen Stellen und die von ihnen Beauftragten find 
befugt, zur Ermittlung richtiger Angaben Geſchäftspapiere, Geſchäfts⸗ 
bücher und ſonſtige Urkunden, insbeſondere auch die Unterlagen für 
Preisberechnungen und Preisangebote ſowie für die Beurteilung der 
Arbeitsverhältniſſe und der Leiſtungsfähigkeit der Betriebe einzuſehen, 
— Betriebseinrichtungen und Räume zu beſichtigen und zu unter⸗ 
ſuchen. 

Die von den zuſtändigen Stellen Beauftragten ſind vorbehaltlich 
der dienſtlichen Berichterſtattung und der Anzeigen von Geſetzwidrig⸗ 
keiten verpflichtet, über die Einrichtungen und Geſchäftsverhältniſſe, die 
durch ihre Tätigkeit zu ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu 
beobachten und ſich der Mitteilung oder Verwertung der Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſe zu enthalten. 

Das Ergebnis der Auskünfte und Ermittlungen darf nicht zu 
ſteuerlichen Zwecken verwendet werden. 


8 U. 

Mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu zweihunderttauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer vorſätzlich den 
zur Durchführung der Vorſchriften der in 88 4 bis 9 erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen zuwiderhandelt. 

8 12. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu ein⸗ 
hunderttauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer 
vorſätzlich 

1. die von ihm auf Grund des S 10 geforderte Auskunft nicht 
oder nicht innerhalb der ihm beſtimmten Friſt oder unrichtig 
oder unvollſtändig gibt, 

2. der Vorſchrift des § 10 Abſ. 5 zuwider die Einſicht in feine 
Geſchäftspapiere, Geſchäftsbücher und ſonſtigen Urkunden oder 
die Beſichtigung oder Unterſuchung ſeiner Betriebseinrich⸗ 
tungen oder Räume verweigert. 


818. 

Mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark wird beſtraft, wer fahr: 
läſſig die von ihm auf Grund des $ 10 geforderte Auskunft nicht oder 
nicht innerhalb der von ihm beſtimmten Friſt oder unrichtig oder unvoll- 
ſtändig gibt. 

8 14. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
fünfzehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer 
den Vorſchriften des § 10 Abſ. 6 zuwider Verſchwiegenheit „nicht 
beobachtet oder ſich der Mitteilung oder Verwertung von Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſen nicht enthält. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
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II. Abſchnitt. 
Gewerbliche Schutzrechte. 


§ 15. 

Die geſetzlichen Friſten für die Vornahme der zur Begründung 
oder Erhaltung gewerblicher Schutzrechte erforderlichen Handlungen 
werden, ſoweit ſie nicht ſchon am 1. Auguſt 1914 abgelaufen ſind oder 
erſt nach Inkrafttreten des Friedensvertrags begonnen haben, bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten des Friedensvertrags ver⸗ 
längert. Zuſchlags⸗ oder Nachholungsgebühren ſind bei Zahlungen, die 
hiernach rechtzeitig geleiſtet werden, nicht zu entrichten. 

Gewerbliche Schutzrechte, die nach den bisher geltenden Vorſchriften 
infolge Nichtvornahme einer Handlung in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 
bis fer Inkrafttreten des Friedensvertrags erlofchen find, treten wieder 
in Kraft. 


8 16. 

Der Zeitraum zwiſchen dem 1. Auguſt 1914 und dem Inkrafttreten 
des Friedensvertrags wird auf die im § 11 Abſ. 3 des Patentgeſetzes 
vorgeſehene Friſt für die Zurücknahme eines Patents nicht angerechnet. 
Vor Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Friedensvertrags 
können Patente, die am 1. Auguſt 1914 in Kraft waren, nicht zurück⸗ 
genommen werden. 


8 17. 

Die Vorſchriften der 88 15, 16 finden zugunſten von Angehörigen 
ausländiſcher Staaten nur Anwendung, wenn in dieſen Staaten nach 
einer im Reichs⸗Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung den deutſchen 
Reichsangehörigen gleichartige Vorteile gewährt werden. 


IV. Abſchnitt. 
Rechtsverhältniſſe der Hypothekenbanken. 


8 18. 


Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes zur Deckung der 
Pfandbriefe einer deutſchen Hypothekenbank beſtimmten Hypotheken 
dürfen auch inſoweit als Deckung für Pfandbriefe benutzt werden, als 
die beliehenen Grundſtücke nach dem Friedensvertrage nicht mehr im 
Inland liegen. . 

Ebenſo dürfen Darlehen, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes von 
einer deutſchen Hypothekenbank an Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
oder gegen Übernahme der vollen Gewährleiſtung durch eine ſolche 
Körperſchaft oder an Kleinbahnunternehmungen gegen Verpfändung der 
Bahn gewährt ſind, auch inſoweit als Grundlage für Schuldverſchreibun⸗ 
gen dienen, als die Körperſchaften oder die Kleinbahnunternehmungen 
nach dem Friedensvertrage nicht mehr als inländiſche anzuſehen ſind. 
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V. Abſchnitt. 


Ausgabe von Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen 
durch das Reich. 


8 19. 

Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, zur Ausführung 
der Beſtimmungen im Artikel 232 Abſ. 3 des Friedensvertrags Schuld- 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen auf den Inhaber auszugeben, 
deren Geſamtbetrag vom Reichsrat feſtgeſetzt werden wird. 

8 20. 
Der Reichsminiſter der Finanzen wird ferner ermächtigt, zur Aus⸗ 
führung der Beſtimmungen im $ 12 der Anlage II zu Artikel 244 des 
Friedensvertrags 
1. Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen auf den Inhaber 
im Betrage von zwanzig Milliarden Mark Gold, 

2. Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen auf den Inhaber 
im Betrage von weiteren vierzig Milliarden Mark Gold aus⸗ 
zugeben und 

3. eine Verpflichtung zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen oder 

Schatzanweiſungen auf den Inhaber über weitere vierzig Mil- 
liarden Mark Gold einzugehen. 


8 21. 

Die zur Ausgabe gelangenden Schuldverſchreibungen oder Schatz ⸗ 
anweiſungen ſowie die etwa zugehörenden Zinsſcheine können ſämtlich 
oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wert⸗ 
verhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im 
Ausland zahlbar geſtellt werden. 

Die Feſtſtellung des Wertverhältniffes ſowie der näheren Bedin⸗ 
gungen für Zahlungen im Ausland bleibt dem Reichsminiſter der 
Finanzen überlaſſen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen kann über die Tilgung der 
Schuldverſchreibungen abweichend von den Vorſchriften der 88 5, 6 der 
Reichsſchuldenordnung beſondere Beſtimmungen erlaſſen. 


VI. Abſchnitt. 
Zwangs⸗ und Strafmaßnahmen. 
8 22. 

Vereine und private Unterrichtsanſtalten, die den im Artikel 177 
des Friedensvertrags enthaltenen Verboten zuwiderhandeln, unterliegen 
der Auflöſung. 

Auf das Verfahren finden die Vorſchriften des 8 2 Abſ. 2, 3 des 
— vom 19. April 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 151) An⸗ 
wendung. 


§ 23. 
Wer der Beſtimmung im Artikel 222 des Friedensvertrags zuwider 
einen Angehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte den Nach⸗ 
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forſchungen der Behörde durch Verheimlichung entzieht oder zu entziehen 
verſucht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Haft oder 
mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer es verabſäumt, den Aufenthalt eines An⸗ 
gehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte, der den Nachforſchungen 
der Behörde durch Verheimlichung entzogen wird, der Polizeibehörde an. 


zuzeigen. 
§ 24. 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Haft oder mit Geld- 
ſtrafe bis zu einhunderttauſend Mark wird beſtraft, wer den Beſtim⸗ 
mungen des Friedensvertrags zuwider in Deutſchland 

1. Kriegswaffen, Kriegsmunition oder ſonſtiges Kriegsgerät in 
anderen als den vom Reichswehrminiſter beſtimmten Werkſtätten 
oder zum Zwecke der Ausfuhr in fremde Länder herſtellt, 

2. erſtickende, giftige oder ähnlich wirkende Gaſe, Flüſſigkeiten oder 
Stoffe oder Material, das eigens für die Herſtellung, die Auf⸗ 
bewahrung oder den Gebrauch ſolcher Erzeugniſſe oder ebenſo 
wirkender Verfahrungsarten beſtimmt iſt, herſtellt, 

3. Panzerwagen, Tanks oder ähnliche Vorrichtungen, die Kriegs⸗ 
zwecken dienen können, herſtellt, 

4. wiſſentlich Maſchinen, Materialien oder andere Gegenſtände, die 
von dem Abbruch eines deutſchen Unterſeeboots oder ſonſtigen 
Kriegsſchiffs herrühren, zu anderen als induſtriellen oder Handels⸗ 
zwecken verwendet oder an das Ausland verkauft oder ſonſt über⸗ 
läßt, 

5. Unterwaſſerfahrzeuge zu Kriegs- oder Handelszwecken baut oder 
erwirbt, 

6. ohne beſondere Erlaubnis des Reichswehrminiſters Waffen, 
Munition oder ſonſtiges Material, das zur Ausrüſtung von 
Kriegsſchiffen geeignet iſt, herſtellt, 

7. innerhalb der erſten ſechs Monate nach Inkrafttreten des 
Friedensvertrags Luftfahrzeuge, Luftfahrzeugmotore oder Teile 
von ſolchen herſtellt, 

8. vor dem 1. Mai 1921 ohne Erlaubnis des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters über Gold (8 1 der Verordnung, betreffend Verbot der 
Ausfuhr und Durchfuhr von Gold, vom 13. November 1915, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 763) Verfügung trifft. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 


VII. Abſchnitt. 
Elſaß⸗Lothringiſche Angelegenheiten. 
8 B. 


Die Abwicklung der Geſchäfte der bisherigen Landesverwaltung 
von Elſaß⸗Lothringen liegt dem Reichsminiſter des Innern ob. Er 
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kann zu dieſem Zwecke die Befugniſſe ausüben, die nach den bis zum 
9. November 1918 in Elſaß⸗Lothringen geltenden Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzen dem Kaiſer ſowie dem Statthalter und den Verwaltungsbehörden 
zuſtanden. 

8 26. 

Solange bisherige elſaß⸗lothringiſche Beamte als ſolche Bezüge aus 
der Reichskaſſe erhalten, beſtimmen ſich ihre dienſtlichen Pflichten bis zur 
endgültigen geſetzlichen Regelung nach den allgemein für widerruflich 
beurlaubte Reichsbeamte geltenden Vorſchriften. Die näheren Beſtim⸗ 
mungen erläßt der Reichsminiſter des Innern. 

Als bisherige elſaß⸗lothringiſche Beamte im Sinne des Abſ. 1 
gelten die unmittelbaren und mittelbaren Landesbeamten ſowie die 
Religionsdiener und ſonſtigen aus der Landeskaſſe beſoldeten Beamten 
der in Elſaß⸗Lothringen anerkannten Religionsgemeinſchaften, ſofern ſie 
das Land vor Ablauf eines Jahres ſeit dem Inkrafttreten des Friedens⸗ 
vertrags infolge der Beſetzung oder der Abtretung verlaſſen haben. 


VIII. Abſchnitt. 
Aufhebung von Kriegsmaßnahmen. 


§ 27. 

Die Reichsregierung wird ermächtigt zu beſtimmen, wann und in 
welcher Weiſe die während des Krieges gegen das bisher feindliche Aus⸗ 
land erlaſſenen Ausnahmevorſchriften außer Kraft treten. 

Sie wird ferner ermächtigt feſtzuſtellen, wann im Sinne beſtehender 
reichsrechtlicher Vorſchriften der Kriegszuſtand als beendet anzuſehen iſt. 

Soweit die Reichsregierung nicht ein anderes beſtimmt, werden die 
in den Abſ. 1, 2 bezeichneten Befugniſſe von jedem Reichsminiſter für 
ſeinen Geſchäftsbereich ſelbſtändig ausgeübt. 


IX. Abſchnitt. 
Ermächtigung zu weiteren Ausführungsbeſtimmungen. 


8 W. 

Die Reichsregierung wird ermächtigt, ſolange die Nationalver⸗ 
ſammlung vertagt iſt, weitere geſetzliche Maßnahmen anzuordnen, die 
ſich zur Ausführung des Friedensvertrags als notwendig und dringend 
erweiſen, insbeſondere auch Anordnungen zu treffen, die erforderlich 
ſind, um die Beziehungen zwiſchen den hinſichtlich ihrer Staatszugehörig⸗ 
keit vom Friedensvertrage betroffenen deutſchen Gebieten und dem 
übrigen Teile des Deutſchen Reichs bis zur endgültigen Regelung mit 
den beteiligten Mächten zu ordnen. 

Dieſe Verordnungen bedürfen der Zuſtimmung des Reichsrats ſo⸗ 
wie eines von der Nationalverſammlung zu wählenden Ausſchuſſes von 
15 Mitgliedern. 
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X. Abſchnitt. 


Schlußvorſchrift. 
8 29. 
Dieſes Geſetz tritt, ſoweit nicht im § 3 ein anderes beſtimmt iſt, 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft. 
Dresden, den 31. Auguſt 1919. 
Der Reichspräſident. 
Ebert. 


Der Reichsminiſter des Auswärtigen. 
Müller. 


Geſetz über Ermächtigung des Juſtizminiſters und des 
Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der 
Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des 
Friedensvertrages. 
Vom 19. Juli 1919. (Preuß. Geſ. S. S. 115.) 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgen⸗ 
des Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 


8 1. 

(6) Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die mit Rückſicht auf die 
Ausführung des Friedensvertrags erforderlichen Anderungen des Sitzes 
und des Bezirks preußiſcher Gerichte ſowie die hierdurch notwendig 
werdende Aufhebung von Gerichten vorläufig vorzunehmen. 

(2) Die auf Grund dieſer Ermächtigung getroffenen Anordnungen 
ſind in der Geſetzſammlung bekannt zu machen und der Landesverſamm⸗ 
lung alsbald zur Genehmigung vorzulegen. 


8 2. 8 

Sofern bis zur Ausführung des Friedensvertrags die fortdauernde 

Beſetzung einzelner Landesteile eine vorübergehende Anordnung be⸗ 

züglich des Sitzes oder des Bezirks preußiſcher Gerichte erforderlich 

macht, kann eine ſolche zeitweilige Anordnung durch den Juſtizminiſter 
getroffen werden. 
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Artikel 2. 

() In Erweiterung der dem Juſtizminiſter durch 8 20 Abſ. 2 
Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz übertragenen Befugnis 
wird er zur Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichts in allen Fällen 
ermächtigt, in denen die fortdauernde Beſetzung von Landesteilen oder 
die Ausführung des Friedensvertrags eine ſolche Beſtimmung erforder⸗ 
lich macht, die Beſtimmung aber durch ein übergeordnetes Gericht nicht 
erfolgen kann. 

(2) Der Juſtizminiſter wird auch ermächtigt, in Fällen, in denen 
die fortdauernde Beſetzung von Landesteilen oder die Ausführung des 
Friedensvertrags es erforderlich macht, den Sitz einer Familienſtiftung 
auf Antrag des Vorſtandes zu ändern. 


Artikel 3. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt zu beſtimmen, inwieweit der 
nach elſaß⸗lothringiſchen Vorſchriften abgeleiſtete Vorbereitungsdienſt 
und die ihn abſchließende Prüfung im Sinne der 88 1, 2 und 4 des 
Geſetzes über die Dienſtverhältniſſe der Gerichtsſchreiber vom 3. März 
1879 (Geſetzſammlung ©. 99) zur Zulaſſung zum Dienſte als Gerichts- 
ſchreiber und Gerichtsſchreibergehilfe in Preußen befähigen. 


Artikel 4. 


Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, ſoweit die fortdauernde 
Beſetzung von Landesteilen oder die Ausführung des Friedensvertrags 
eine anderweite Regelung der örtlichen Zuſtändigkeiten der Verwaltungs- 
gerichte oder der Verwaltungsbeſchlußbehörden in Sachen der allge⸗ 
meinen Landesverwaltung erforderlich macht, die hierzu notwendigen 
Anordnungen vorläufig und bis zur geſetzlichen Regelung zu erlaſſen. 

Die Anordnungen ſind in den Amtsblättern der beteiligten Landes⸗ 
teile zu veröffentlichen und der Landesverſammlung mitzuteilen. 


Artikel 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 19. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
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In Kraft getreten am 11. November 1921 


Der deutſch⸗amerikaniſche 
Friedensvertrag 


vom 25. Auguſt 1921 
(Amtlicher Text nach Wolffs Bureau). 


Deutſchland und die Vereinigten Staaten 
von Amerika. 

In der Erwägung, daß die Vereinigten Staaten gemeinſchaftlich mit 
ihren Mitkriegführenden am 11. November 1918 einen Waffenſtillſtand 
mit Deutſchland vereinbart haben, damit ein Friedensvertrag abgeſchloſſen 
werden könne; 

In der Erwägung, daß der Vertrag von Verſailles am 28. Juni 
1919 unterzeichnet wurde und gemäß den Beſtimmungen des Artikels 440 
in Kraft getreten, aber von den Vereinigten Staaten nicht ratifiziert 
worden iſt; 

In der Erwägung, daß der Kongreß der Vereinigten Staaten einen 
gemeinſamen Beſchluß gefaßt hat, der von dem Präſidenten am 2. Juli 
1921 genehmigt worden iſt und im Auszug wie folgt lautet: 

„Beſchloſſen vom Senat und dem Repräſentantenhaus der 
Vereinigten Staaten von Amerika, die zum Kongreß verſammelt 
ſind, daß der durch den am 6. April 1917 genehmigten gemeinſamen 
Beſchluß des Kongreſſes erklärte Kriegszuſtand zwiſchen der kaiſerlich 
deutſchen Regierung und den Vereinigten Staaten von Amerika hiermit für 
beendet erklärt wird. 

„Sektion 2. Daß durch Abgabe dieſer Erklärung und als ein Teil 
davon den Vereinigten Staaten von Amerika und ihren 
Staats angehörigen jedwede und alle Rechte, Privilegien, 
Entſchädigungen, Reparationen oder Vorteile einſchließlich 
des Rechts, ſie zwangsweiſe durchzuführen, ausdrücklich 
vorbehalten werden, auf welche die Vereinigten Staaten 
von Amerika oder ihre Staatsangehörigen nach den am 
11. November 1918 unterzeichneten Waffenſtillſtands · 
bedingungen ſowie irgendwelchen Erweiterungen oder 
Abänderungen derſelben einen Anſpruch erworben haben; 
oder die von den Vereinigten Staaten von Amerika infolge 
ihrer Beteiligung am Kriege erworben worden ſind oder 
ſich in ihrem Beſitz befinden; oder auf die ihre Staats: 
angehörigen dadurch rechtmäßig einen Anſpruch erworben 
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haben; oder die in dem Vertrage von Verſailles zu ihren 
oder ihrer Staatsangehörigen Gunſten feſtgeſetzt worden 
find; oder auf die ſie als eine der alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächte oder kraft irgendeines vom Kongreß 
beſchloſſenen Geſetzes oder ſonſtwie einen Anſpruch haben. 

„Sektion 5. Alles Eigentum der kaiſerlich deutſchen 
Regierung oder ihres Nachfolgers oder ihrer Nachfolger 
und das Eigentum aller deutſchen Staatsangehörigen, das 
ſich am 6. April 1917 im Beſitz oder in der Gewalt der Vereinigten 
Staaten von Amerika oder eines ihrer Beamten, Vertreter oder Angeſtellten 
befand oder ſeit dieſem Tage in deren Beſitz oder Gewalt gelangt oder 
Gegenſtand einer Forderung ſeitens derſelben geweſen iſt, gleichviel aus 
welchem Urſprung oder aus welcher Tätigkeit, und alles Eigentum der 
k. und k. öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung oder ihres Nachfolgers oder 
ihrer Nachfolger und aller öſterreichiſch⸗ungariſchen Staatsangehörigen, das 
ſich am 7. Dezember 1917 im Beſitz oder in der Gewalt der Vereinigten 
Staaten von Amerika oder eines ihrer Beamten, Vertreter oder Angeſtellten 
befand oder ſeit dieſem Tage in deren Beſitz oder Gewalt gelangt oder 
Gegenſtand einer Forderung ſeitens derſelben geweſen iſt, gleichviel aus 
welchem Urſprung oder aus welcher Tätigkeit, ſoll von den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika zurückbehalten und darüber 
keine Verfügung getroffen werden, ſoweit nicht geſetzlich darüber bereits 
verfügt iſt oder im einzelnen künftig darüber verfügt wird. Dies gilt 
bis zu dem Zeitpunkt, wo die kaiſerlich deutſche Regierung bzw. 
die k. und k. öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung oder ihr Nachfolger oder 
ihre Nachfolger angemeſſene Vorkehrungen zur Befriedigung 
aller Forderungen gegen eine der genannten Regierungen 
ſeitens aller Perſonen ohne Rückſicht auf ihren Wohufitz 
getroffen haben, die zu den Vereinigten Staaten von Amerika in 
einem dauernden Treuverhältnis ſtehen, und die durch Handlungen der 
kaiſerlich deutſchen Regierung oder ihrer Vertreter oder der k. und k. öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Regierung oder deren Vertreter ſeit dem 31. Juli 
1914 Verluſt, Nachteil oder Schaden an ihrer Perſon oder ihrem Eigentum 
unmittelbar oder mittelbar, ſei es durch den Beſitz von Anteilen deutſcher, 
öſterreichiſch⸗ungariſcher, amerikaniſcher oder anderer Körperſchaften oder 
infolge von Feindſeligkeiten oder irgendwelchen Kriegshandlungen oder auf 
andere Weiſe erlitten haben, ferner ſolchen Perſonen, die zu den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika in einem dauernden Treuverhältnis ſtehen, 
das Meiſtbegünſtigungsrecht in allen Angelegenheiten, 
betreffend Niederlaſſung, Geſchäftsbetrieb, Berufsaus: 
übung, Verkehr, Schiffahrt, Handel und gewerbliche Schutz⸗ 
rechte, zugeſtanden haben, einerlei, ob dieſes Recht auf die 
Nationalität abgeſtellt oder ſonſtwie beſtimmt iſt; endlich bis die kaiſerlich 


242 


deutſche Regierung beziehungsweiſe die k. u. k. öſterreichiſch⸗ungariſche 
Regierung oder ihr Nachfolger oder ihre Nachfolger den Vereinigten 
Staaten von Amerika gegenüber alle von dieſen während des 
Krieges auferlegten oder verfügten Strafgelder, Verwir⸗ 
kungen, Bußen und Beſchlagnahmen beſtätigt haben, gleichviel ob 
dieſe Eigentum der kaiſerlich deutſchen Regierung oder deutſcher Staats⸗ 
angehöriger oder der k. u. k. öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung oder 
öſterreichiſch⸗ungariſcher Staatsangehöriger betreffen, und bis fie auf 
allen und jeden Geldanſpruch gegen die Vereinigten Staaten 
von Amerika verzichtet haben.“ 


In dem Wunſche, die freundſchaftlichen Beziehungen, die 
vor Ausbruch des Krieges zwiſchen den beiden Nationen be 
ſtanden haben, wiederherzuſtellen, 

Haben zu dieſem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten beſtellt: 
der Präſident des Deutſchen Reichs 
den Reichsminiſter des Auswärtigen, 
Herrn Dr. Friedrich Roſen 
und 

der Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika 

den Kommiſſioner der Vereinigten Staaten von Amerika in Deutſchland, 
Herrn Ellis Loring Dreſel. 


Dieſe haben nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen 
Vollmachten folgendes vereinbart: 


Artikel J. 

Deutſchland verpflichtet ſich, den Vereinigten Staaten zu gewähren 
und die Vereinigten Staaten ſollen beſitzen und genießen alle Rechte, 
Privilegien, Entſchädigungen, Reparationen oder Vorteile, die in dem 
vorgenannten gemeinſchaftlichen Beſchluſſe des Kongreſſes der Vereinigten 
Staaten vom 2. Juli 1921 näher bezeichnet ſind, mit Einſchluß aller 
Rechte und Vorteile, die zugunſten der Vereinigten Staaten in dem 
Vertrag von Verſailles feſtgeſetzt ſind und die die Vereinigten Staaten 
in vollem Umfange genießen ſollen, ungeachtet der Tatſache, daß dieſer 
Vertrag von den Vereinigten Staaten nicht ratifiziert worden iſt. 

Artikel II. 

In der Abſicht, die Verpflichtungen Deutſchlands gemäß dem vorher⸗ 
gehenden Artikel mit Beziehung auf gewiſſe Beſtimmungen des Vertrags 
von Verſailles näher zu beſtimmen, beſteht Einverſtändnis und Einigung 
zwiſchen den hohen vertragſchließenden Teilen darüber: 


1. daß die Rechte und Vorteile, die in jenem Vertrage 
zugunſten der Vereinigten Staaten feſtgeſetzt ſind und die 
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die Vereinigten Staaten beſitzen und genießen jollen, 
diejenigen ſind, die in Abſchnitt 1 des Teiles IV und in 
den Teilen V, VI, VIII, IX, X, XI, XII, XIV und XV auf: 
geführt find. 


Wenn die Vereinigten Staaten die in den Beſtimmungen jenes Vertrags 
feſtgeſetzten und in dieſem Paragraphen erwähnten Rechte und Vorteile 
für ſich in Anſpruch nehmen, werden ſie dies in einer Weiſe tun, die 
mit den Deutſchland nach dieſen Beſtimmungen zuſtehenden 
Rechten in Einklang ſteht; 

2. daß die Vereinigten Staaten nicht an die Beſtimmungen des 
Teiles I jenes Vertrags noch an irgendwelche Beſtimmungen jenes Vertrags, 
mit Einſchluß der in Nr. 1 dieſes Artikels erwähnten, gebunden ſein 
ſollen, die ſich auf die Völkerbundsſatzung beziehen, daß auch die Ver⸗ 
einigten Staaten durch keine Maßnahme des Völkerbundes, des Völker⸗ 
bundsrates oder der Völkerbundsverſammlung gebunden ſein ſollen, es 
ſei denn, daß die Vereinigten Staaten ausdrücklich ihre Zuſtimmung zu 
einer ſolchen Maßnahme geben; 

3. daß die Vereinigten Staaten keine Verpflichtungen aus den Be⸗ 
ſtimmungen des Teiles II, Teiles III, der Abſchnitte 2 bis einſchließlich 
8 des Teiles IV und des Teiles XIII des bezeichneten Vertrags oder mit 
Beziehung auf dieſe Beſtimmungen übernehmen; 

4. daß, während die Vereinigten Staaten berechtigt ſind, an der 
Reparationskommiſſion gemäß den Beſtimmungen des Teiles VIII 
jenes Vertrags und an irgendeiner anderen auf Grund des Vertrags oder 
eines ergänzenden Uebereinkommens eingeſetzten Kommiſſion teilzunehmen, 
die Vereinigten Staaten nicht verpflichtet ſind, ſich an irgendeiner ſolchen 
Kommiſſion zu beteiligen, es ſei denn, daß ſie dies wollen; 

5. daß die im Artikel 440 des Vertrags von Verſailles erwähnten 
Friſten, ſoweit ſie ſich auf eine Maßnahme oder Entſchließung der Ver⸗ 
einigten Staaten beziehen, mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags zu laufen beginnen ſollen. 


Artikel III. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll gemäß den verfaſſungsrechtlichen Formen 
der hohen vertragſchließenden Teile ratifiziert werden und ſoll ſofort mit 
Austauſch der Ratifikationsurkunden, der ſobald als möglich in 
Berlin ſtattfinden wird, in Kraft treten. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigefügt. 

Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in Berlin am 25. Auguſt 1921. 

gez. Roſen. 
gez. Ellis Loring Dreſel. 


— * 
Sachverzeichnis A 
zum Friedensvertrag. 
Die beigefügten Zahlen — Seiten dieſes Bandes. 


Aachen 22. 
Abgabe der Tiere, Maſchinen, Fabrik- 
einrichtungen uſw. 5 oder Steuer 
(wirtſchaftl. Beſt.) 1 
Abgaben (cee 187; Kieler 
Kanal 20 
aten Kontrolle 96. 
Abrüſtung 6; des deutſchen Heeres 80 ff.; 
von Befeſtigungen 87. 
Ablegen von 1 111. 
lagszahlung 1 
Ab 9 (Vols. ) 55 ff., 59 ff., 67 ff.; 
der Kommiſſion 113. 
Abtransport der Gefangenen 99. 
Aburteilung 102. 
n 216 f. 


Adl. Brieſen 19. | 

Aber, Guftu 173 

Aenne 78 f. | 
Aegyptiſche Waren 7 

2 der ene 110; oder Kon⸗ 
zeſſionsinhaber 178. 

Ahr (Räumung) 218. 

Aktien 115, 161. 

Algeciras, Generalakte 77. 

Allenſtein 56, 61. 

Alſen 69. 

Alters⸗ und Invalidenrente 205. 


Aemter des Bundes 6 

Amtsjahr der Kommiſf on 110. 
Aner rn 1 en Betrages 111. 
Angeklagte 1 

Angerburg 59. 

Ageſtellte d der Kommiſſion 110. 
Angriff zu Land, * Luft 103, 107. 
Anklage, öffentliche 102 

Anlagen in China 74 f. 

rn auf Helgoland 71; im Saar. 


gebiet 28. 
Intagevreis” (Kabelablieferung) 125. 
Annafeld 17. 
Answald 91. 
Anthracen (Lieferung) 123. 
3 5 8 Schiedegericht 174. 


Arge 208 114 ff.; nicht Ware 217. 


Arbeiter im Saargebiet 28. 
Arbeit. u. Soldatenräte, Auflöſung 55, 68. 
Arbeitsamt, n 206; erſte 


Sa | 
Arbeitsbedingungen 217. g 


16 


Auflöſung der Kommif 


Arbeitsloſigkeit, e ee 205, 216. 

Arbeitszeit 205, 2 

Archive, Surüderftatfüng 126; ulm. 
abgetretenen Gebieten 23; in Elſaß 
Lothringen 37 ff.; im Saargebiet 28. 
in Schantung 80. 


in 


Argentinien 14. 


Armee, Deutſche 8 1 ff. 


Armeekorps, Deutſche 81. 


Artillerie 81 


| Assoeies a 


icoles 77. 
Aſtronomiſche Inſtrumente, A 75. 
n 115 
E des Friedens 11: des 
ozialen und en Lebens 


Deutſchlan 
Aufſi nie, 218. 


„Augsburg“ 91. 

Außerordentl. Kriegsmaßnahme 155, 159. 

br und Einfuhr in abgetretenen 
ebieten 23; freie 135. 

Ausfuhrzölle 186. 

Aus-, Ein⸗, Durchfuhr * 198. 

Ausgaben des Bundes 1 

Ausrüſtung, Höchſtzahl 85. 


Ausſchluß (Bund) 10. 


Ausſchüſſe der Kommiſſion De 
Ausfegung auf hoher See 

Austauſch Don Rüſtungs⸗ Nachrichten 5. 
Auſtralien 1 
a Transportunternehmun g 
Ausweiſung, berſchleſien 

Azoren — ew Verf (be) 125. 


„Räumung 220. 

Buben, heinfragen 196. 

Bahnhöfe, Schantung 80. 

Baltiſche Provinz 220. 

Bärenhütte 63. 

er . 157, 162. 

Bar 0 18 114. 

Bartſ. 

Balla 19. 

Peg 1 äfte 167. 

Beamte, Deutſche, in Oberſchleſien 53 ff. 
der Kommiſſion 110; im * gg 28. 

Bedingungen, Völkerbund 10. 

Befähfgungs⸗ und 3 . 

Befeſtigungen 87, 94; Helgoland 71; 
8 und Oſtſee 93: im net: 24. 

leichung der Schuld Deutſchlands 104. 

Beger . 79; im Saar · 
8 biet 32 ff.; in es 67 ff.; in 

berſchleſte 53 

245 


Beiſitzer der Kommiſſion 109. 
ee 109, 158. 
Belgien 1 14 f., 22 f. 109, 121; 
finanzielle Deltimmungen 130; Grenze 
15; politiſche B eſtimmungen 22; Groß⸗ 
debate Sk Kohle 122; Kunſt⸗ 
82 En 22 855 iederherſtellung 103. 
e 


Beutſchen 16 f. 

Benzol, Fenn 123. 

Berent 6 

1 Saarbecken 28 ff., 36; Elſaß⸗ 
Lothringen 43; Marokko 77; Nord⸗ 
ng 121; Schantung 77; Ver⸗ 
träge 1 

ae e oberſchleſiſche 56. 

erlin 8 94; Muſeum 127. 

Berlin R 

Berliner wee vom ar Juni 1878 192; 
Generalatten 1885 

Bern, ee 
143, 175, 199, 2 

Beruftorgantfationen 212. 

Beſatzungstruppen 105, 128; Oberſchle⸗ 
ſien 54. ff.; N ilitärbehörden 99; Unter⸗ 


halt 112. 
Bei Se deutſchen Eigentums in 
ina 
Beil 110 Prüfung von der Kom⸗ 


ac Gebiet 87, 137, 147. 
ſitzrecht > „Sratgebiet 28. 
Betſche 16, 1 


— nei 
5 95 fare 82 ff.; 
e iich 95 955 itbeitand 8 
Bewege Flußf ſfabrkebeſt 189. 
Beweg — und unbewegliche Güter 115. 
Bialutten 21. 
Bibliothek von Löwen, Erſatz 126. 
Binnenverkehr, Eiſenbahn 198. 
Birkenfeld 26. 
Birnbaum 16, 17. 
Blankenhain, Räumung 218. 


e 


gen 


Bleichen Fi Bankhaus 133. 

Sen en, Färben, Verarbeitung uſw. 136. 
Böchweiler 26. 

Bodenſee 198. 

Bogdaj 16. 


Böhmen, Grenze 15. 

Bolivien 14. 

Bomben in Flugzeugen 94, 96. 

Bönſtrup 66. 

Wanna Nationalverſammlung 37. 
osnia 

Bauts, Dierick, (Bild „Das Abendmahl“) 


Yu 
Braßlien 5, 14, 163, 218. 
Bremm (Räumung) 218. 


246 


Brenno 16, 
Bea g Vertrag 72, 132, 220. 


Brũ 
Brüſſeler Generalakten 1890 74. 
Briten (ſiehe Großbritannien) 14, u ‚19. 

8 dmiralität, Helgoland 
— wald 16, 17. 

r gaz, a verbrannte) 126. 

Ferne Vertrag 132. 
Bulgarien, 79, 1855 . 144, 221. 
Bundesmitglieder 8 15 
Bundesverſammlung, VBölterbund u 
Bürgſchaften 102, 111. 
Eu, internationale 13 f. 


Busdorf 6 
1 (Kabel) 125. 
Ca 


„Caſſel“ 91. 

5 Schloß 1 

C Fee 
ez. 


kr f Kriegszwecke 85; 
Erzeugni 


iederherſtellung 105,124. 
„Chemnitz“ 
Cuil 14 (Kabel) 125. 


1 11 1 183. 

Chineſiſche Zolltarife 74. 
Chinarinde (Lieferung) 125. 
Chininſalze (Sieferungen) 125. 
Be 16, 17 


iz 
Brüdentopf Räumung) 218. 
Can 2 Fo me) 218. 
N 
„Cordoba“ 
Cuba 14. 


Czapielken 63. 


Czarnikau 17. 
Cziskowo 19. 


1 14; Grenzen 20, 66 ff.; Bürger · 
recht 70 


| Dallersdorf 16. 
Dammer 53. 


Damnitz 17. 
„Dania“ 91. 
Danzig 51, 62 ff.; Verfaſſung 64 f. 
„Danzig“ 91. 

Delegierte * 


— 
Demobiliſierun We uſche 80 f.; der 
Marine 9 Eu, 
Deportation 15 
Depots 84, 
Deutſche F. 5 Groß Station 94.; Küſte, 
Beh ungen 2 Uferſtaaten 190. 
d Inte reſſen außerhalb 
Teufel 


Deutſche — 72 ff. 
Deutſch Krone 17. 


eee 


22 = 


j 


Deutſchland⸗Klaſſe (Linienſchiffe) 89. 

Deplacement der Kriegsſchiffe 92. 

Die freie Stadt ur ff. 

„Die 3 on“ 109 

Delle 1 897 militäriſche 85. 
Diemer chutz der inge⸗ 
borenen 7 

Direktor — N e Arbeits⸗ 
amtes 3 216 

Dirſchau 6 

Site e von Gefangenen 99. 

Dividenden 153. 

Diviſionen 81. 

Docks 65, 97. 

Dokumente uſw. 28, 37, 97; in abgetre⸗ 
tenem =. 23; in Schantung 80. 

Domaſlawitz 

8 ie 4, 147 f., 162. 
Donau 187, 19 

Donauakte 192 

Donaukommi fon europäiſche 191. 

Dünkirchen bel) 125. 


Dun 
rt (Fl b 188. 
Sate ge 


urchgangsgüter 183 f. 

Durchgangsverkehr 200; Kieler Kanal 204. 

Durchgangszölle 186. 

Denar eines anderen Landes, 
Eiſenbahn 201. 

1 108. 

1 218. 


Drumond, Ste James Erie 14. 


Eckersdorf 53 
Effekten⸗ und duktenbörſen 167. 
ring Bag nnenſchiffe 141. 


a gewerbliches, literariſches, künſt⸗ 
175; privates 154; Schäden 

108; beet. 1 5 0 139; 
bewegliches, 9 Kiautſchou 
80; deutſches, in ur 73; in Li⸗ 
beria 76; in Marokko 77; als Pfand 
155; im Saargebiet 34 f. 

Sipenfumsurtunbe a 116. 

Einfuhrverbot 115 

Einfuhrzölle 186. 

Eingeborene 13, 74. 

Ein eitsſtimmgabel 161. 

Einkünfte Deutſchlands 111. 

Ein — Deutſche in Elſaß⸗L. 46. 


Gijenbaßnen 107, 118, 198 ff., 218; 

echniſche Bereinbeitlihung 140; bon 

Say; in Elſaß. Lo bringen 42; 
argebiet 29; Schantung 79. 


16* 


Eiſenbahnbeförderung, Uebereinkunft 199. 
Eiſenbahnbrücken, Rhein⸗ 41; Elſaß⸗ 
othringen 41. 
Gi hn tinienabtretung 200. 
Eiſernes Tor 192. 
Elbe (abe) "187; unterſteht einer inter- 
nationalen Kommiſſion 190; Brüden- 
‚el 1 141. 


Feeder am Rhein 42. 


Cha dothrngen 37 fl., 107, 135; Ent- 
eignung 7 Finanzielle Beſtimmun⸗ 
gen 130; echt am N Rhein 196; Berg⸗ 
werkseigentum 43; Eiſenbahnen 42 
Terug dr „franzöſiſche 46 ; Nationali⸗ 


— a Kabel) 125. 

Emden — Breſt (Kabel) 125. 

Emden — Vigo (Kabel) 125. 

Emden — Teneriffa, (Kabel) 125. 

„Emil Georg von Strauß“ 91. 

En liſche Waren 79. 

Enteignung von 5 in 
Elſaß⸗Lothringen 43 f. 

Entf gbigung 155, 157; für materielle 
Schäden 114; Abgaben 177; (Abtretung 
der Schiffe) 190; bei Nichtigfete 
erklärung von Nerkrücen 44 

Gnt\äbigumgsteitunge 108, 113; in 
Cbing 74; in Marokko 7 78. 


—.— 83 
Ergä 0 Fe (Wiedergut⸗ 


Gring de rheſtbrten Koblenber werke 123; 
m ee an 11 0 iffobrtötonnage 

; der Kriegs 
e e 105, 11: keine Deutich- 


Erſatzmannſchaften, Marine. 9 

Erwerb (wirtſchaftlicher zei) 179; 
deutſchen Beſitztums 130. 

Erziehungs⸗Anſtalten 86. 

Erzinduſtrie in Elſaß⸗Lothringen 43. 

Eſtland 221. 

Evakuierung 107. 


abrik⸗ oder Handelsmarken 160, 178. 
abrikate SET Auskünfte 106. 
1 — 4 e) 1 
ahrdorf 
Fahrrinne, 1 2, 
Kae 

älligkeits ten 412 


247 


idlin 
ilehne 17. 
inanzielle 1 109, 127; 
Kolonien 7 
Finanzielle: 155 Verwaltung 191; Lage, 
Auskünfte 106; Laſten in abgetretenem 
Gebiet 23; des tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Staates 51; Danzigs 65; bei Abtretung 
Schleswigs 71; von Polen übernom⸗ 
men 57f. 
e Liberia 76. 


e zur Wiederherſtellung 105, 123. 


inanzmaßnahmen, Auskünfte 106. 
iſcherei ee Beſtimm.) 137; 


in en ſee 
e 
u ie 115. 


a ligkeiten 11, 109. 

eldarti erie⸗Regimenter 81. 
euerverſicherung 168. 

eſtungen 87, 97. 

iſchereifahrzeuge 116. 

lagge der Schiffe (wirtſchaftliche Be⸗ 
n 137; des Uferſtaats 187. 
latow 17, 19. 


lasch e 95. 


1 China 74. 
urſchweiler 
Gene der Wiedergutmachung 111. 
ante 
Krane Frede 1871 37. 
ranzöſiſche Fahnen (Zurückerſtattung) 


126. 

Faun Protektorat 76. 
rankreich 14, 102, 109, 121, 135; in 
8 455 Kohle 121; Rechte am 
Rhein 1 
rauen, Beschäftigung 216. 


rauſtadt 16, 17. 
Freiheit des Ueberfliegens 181; des Ver⸗ 
er) 85. 


kehrs und der Durchfuhr 13. 
en en 186, 198; 
reizone (Danzi aͤfen 

von O — 228. 


248 


| 


reizonen in — und Kehl 40 f. 
5 88. 


riede 
gate Poſen) 17. 
drichſtadt (Eider) 67. 
ſten zur Vorlegung von Zinsſcheinen, 


eee Wertpapieren 


Fut der Heeresabrüſtung 81; für Ma- 
rine⸗Demobiliſieren 94. 
Friſt⸗Kontrolle durch die interalliierte 
Kontroll⸗Kommiſſion 96. 
riſt, Schuld⸗ 150. 
törup 66. 
röslee 69. 
. T. Apparate 96, 98. 


ig EN 17 in . Gbin 74. 


8 Gebiet 
Gebühren feen 188. 
Gefangenenlager 100. 
8 hung 107. 

eime 8 der Kommiſſion 110. 
Gelderhebungen 109 
er deutiche oder ausländiſche 
Geldſtrafe, Gläubigeramt 150. 
Gemeinde⸗ > Stadtpolizei 82. 
Gendarmen 8 
Generalakte je Algeciras 7 
ee des Völkerbundes 7, 8, 
Genf, 1 6. 
Genfer Börſe 43. 
Gent, Kirche St. Bavon 126. 
Geographische und wirtſchaftliche Lage, 

Berückſichtigung 60, 70. 

Geri töbarfeit, egvpten 78. 
eden e beſonderer 102, 188, 193. 


G 
Geſamtf u 104, 
Gee aſtedterte, Ber 75. 
Geſchütze, Luftſchiff⸗ 96. 
Gef ub mode e 98. 
Geſellſchaften oder 3 Bu (mirt- 
ſchaftl. Beſt.) 139, 154, 
Geſellſchaftseigentum 157. 
Gewäſſer, Durchfuhrfreiheit 56. 
Gewalttätigkeit 107. 
Gewerbliches wre” 44, 175 ff. 
Geversdorf 16, 
Sr an 1%. 


Glau 

Gleicberechriaung Kieler Kanal 203. 
Glogau 

Gold, zur Wiedergutmachung 105, 111. 
God * Reichsbank (finanzielle Beit.) 


i 


Gohra 


Selten, zahlbar in New Vork (fin. 
Beſt.) 1 


Goldelund 66 
3 zahlbar in Paris 
Beſt.) 133. 


Goldhinterlegung der türk. Regierung 131. 
Goldliren, zahlbar in Rom (fin. Beſt.) 133. 
Goldmark e E 133. 
Gondeln, Lufftchiff⸗ 95. 

Gotthardbahn 202. 

Guatemala 14. 

Guhrau 16. 

Gültigkeit der Friedensverträge 221. 
Güttland 62. 

„Gundomar“ 91. 


Grauſamkeit. Akte der 107. 

Grenzen Deutſchlands 15 ff., 59 ff. 

Grenzen, franzöſiſche, vor 1871 37. 

Grenzregulierungskommiſſion (Oſt⸗ 
preußen) 21. 

Greſonze 17. 

Griechenland 59, 14. 

Groß⸗Butzig 11. 

Großbritannten 3, 125 in Agypten 78. 

eg Generalſtab 

Groß. tofel 16. 

Groß.Lutau 19. 


Gro 7 19. 

Groß ⸗Solt 66. 

Groß⸗Wartenberg 16. 

Gruden im Saargebiet 29. 
nau 19. 

Grundbeſitz in Schleswig 71. 


mer im be 
Grundſätze, betr. Arbeit 217. 
Haager Abkommen 143. 
„Habsburg“ 91. 
ddeby 67. 
en, Danzig 64; Hamburg 198; 1 
r 71; Freisonen 186; Gebühren 


141, 185. 
Häfen 107, 118, 183; 
beit.) 188; (wirtſchaftl. 
Hatun all Rhein- 40f. 
Haftung aller Vermögenswerte und Ein⸗ 
nahmequellen 127. 
Haitt 14. 


alifax Be 125 

mmeritein 17. 

delsflagge, Deutſche 116. 
l 52 Sklaven, Waffen und A 


kobol 1 


Handel ai Waffen und Spirituofen 74. | 
iehungen 134 ff. 


andel: 

andelsbörſen 167. 

10 zur 8 
5; Herausgabe 


(fin. 


ee | 


Vandelsgeſellſch im . 225. 
andels⸗Luftverkehr 182. 
Handelsmarine, Aerbidene 93. 
HDandelspapiere 168; (Verjäbrung) 165. 


ndelsſachen in Elſaß⸗ Lothringen 45. 
andelsſchiffe 91, 116. 
andelsſtatiflifen 140. 
| ndels-U-Boot 92. 
Handelsverkehr 168. 
ee, 119. 
andlungen Deutſchlands und feiner Ber- 
bündeten 108. 
8 (Erſatz für 5 > 


Handwerk, Beru ndel nduftrie; 
— * gaben. Beitim- 
mungen) 

Hankau 74, 175 


Hannover, Nachrichtenſtation 94. 
ent n be 21. 


15 uſtadt 26 
edjas 14; on Dr 85 


13 deutiche ches 80 ff., 
ung und mnilitirice Ans⸗ 
bildung 85 ff. 
| 81. 
Heeres- und Flottenfragen 7. 
Heiligkeit der Verträge 102. 
Heimſchaffung der Gefangenen 99; aus 
den Kolonien 73. 
Helgoland 71; Befeſtigung 93. 
„Helgoland“ Schiff 91. 
Hengſte (Abgabe) 121. 
Hennersdorf 53. f : 
Herkunftsbezeichnung (wirtſchaftliche Ber 
ſtimmungen) 138. 
erkunftsort 184. 
5 ellung von 3 84. 


mi Deu 103. 

und Klein⸗Kelpin 63. 

N der Berufung 89. 
öge 

lde 33 39°, „205“ Seite 17. 

| 80 2 .329*, „333°, „342°, „350°, 


„363°, „418°, 
424“ 464 Seite 26. 
8 Deutſchlands 181. 
heitsrech Privilegien oder 
heiten 140; in China 75; in 
| _ win 70. 
| 1 17. 
Holland 15, 22. 
omburg 26. 
Honduras 14. 


115 26. 


les⸗ 


oſpitäler, Kriegsgefangene⸗ 100. 


vpotheken⸗ und Pfandverträge 166. 


9 eh, 102 109; Gotthardbahn 202; 
249 


9 wann ä 
5 rikeinrichtungen uſw. 1 
Indien 14, es et in 162. 
Indoſſierung 114. 
Indo — (Verjährung) 165. 
Induſtrielles Leben Deutiälanbe 119. 
Infanterie, deutſche 8 
Iufan anterie⸗Diviſion Sufammeitfepg ) 88. 
egimenter 81. 
Inkunabeln rag für verbrannte) 126. 
* der Kommiſſionsmitglieder 


. Bedürfniſſe Deutſchlands 119. 
ſeln im Auſtraliſchen Ozean 12. 
lliierte Kontroll⸗Kommiſſionen 96 ff. 


K en a tele 83 ff; der Küften- 


u 
ga en in Elſaß⸗Lothringen 43. 
Kamehlen 63. 
Kamerun 73. 
Kanäle im Saargebiet 29. 


Kapitalverzinſung 153. 
Kapi 


K He — cht in Aegypten 78; 

apitulationsverzicht in Aegypten 78; in 

Marokko 77. 

Kappel (Räumung) 220. 

Käufe 2 18 
— | 

Kaul witz 

Karlerub ene 63; 


(finanztelle 


Internationale Abmachungen von Paris Karpathen 


und Bern 175. 
8 Arbeitsamt 206, 211, 


1 Ser Büros 13. 

— Weltpoſtvereins 215. 

Sete g Gerichtshof des Völker⸗ 
bundes 8, 214, 216. 

Suiemationale — eſchäfte 140. 
nternationale Kommiſſion 13; Fluß- 
ſchiffahrt 188; Oſt we 59; les⸗ 
wig 68; chleſie 

Internationale 19 13. 

nen 

ationale Nie un ina 
ae 216. 
Abkommen vom 


— 1 5 — 


= 70. Minn 1883 178. 
Internationale Transporte, Eiſenbahn 


198. 

Internationale Uebereinkommen 11: 
Schiffahrt 189; Gotthardbahn 202; 
Durchgangsver kehr 203. 

—— Verträge 102. 
e e e, er Waſſerſtraßen 


. — 107. 
alidenrenten im Saargebiet 28. 
* 26. 


Sa er en er Mächte 12. 
— — e 102,1 


lund 66 

asdrowo 19. 
enznik 17. 

malte 16. 


oldelund 
e dee Eiſenbahn (Räumung) 


Kabel (Verzicht Deutſchlands) 125; Un⸗ 
terſeeiſche, in Schantung 79, 80 
adetten 86. 

* ee, Eigentum des Staates Sao Paulo 


Kais, Danzig 65; China 74. 
250 


8 
Karten (Erſatz für verbrannte) 126. 


Kaſſationshof, franzöſiſcher 46. 
Katſcher 48 “a 


Kavallerie, deutſche 81 Er (3u 
Narr ung) 88; Regt. 8 
hl 40f.; Räumung 220. 


| Kelpin 19, 63. 


za der 78. 


ou 79. 
Kieler anal 203. 


oma“ 91. 


| „Kiso 
Kinderarbeit 216f. 


Klebel 45 
Kleine Kreuzer 91; Deplacement 92. 
Klein lan . 53. 
Klein⸗Lutau 19. 
Kleinwolſtrup 66 
Koalitionsfreiheit 205, 217. 
Koble, Ablieferung 106, 121f. 
Kohlengruben in 8 24; im 
Saarbecken 25, 
8 zur Wcderberſtellnng 105. 
wee (Lieferung) 123. 
A ag 123. 


Solferheie e 66. 
ne in 140. 
Kollund 


Kolonien 4, 11, 72 fl., 147 f.; Arbeits- 


vorſchriften 215; Eigentum in 73, 80, 
162; Seftgungenbeutfiher @efellideften 
154; finanzielle Beſtimmungen 131. 
Komionka 19. 
er ae internationale 13, 9% ff., 


rende für Dann el: 64; — An 
efangene Saarbecken 27, 
91 f. 5  Serichle eſien 53 ff.; für 
ch 68; militäriſche, 
rüſtung 82. 


Kommiſſionsentſcheidung 113. 
daran ee een, Günubte unt 150. 


De 


Konitz 17, 19. 

Konkurs 149. 

Konradau 16. 

ern Vertrag 1888 7 

Kon 1 Gehe 195. 
Konſtruktion von Waffen 

Konſularbeamte (wirtſchaftl Beft.) 139. 

Konſulargerichtsbarkeit, Siam 76. 

Konſulariſ — China 75. 

Kontrakte ũ Jef bliches Eigentum 179. 

Kontrakte in aypten 78; in Marokko 76; 
in Schantun 

Kontrolle der Yhifrionen 225. 

Kontroll⸗Kommiſſion, Interalliierte 
militäriſche 

Kontroll- aßnahmen, Eiſenbahnverkehr 


Konvention er Luftſchiffahrt 182. 

Kopnitz 1 

1 — wc 5 ich gung 90 
often der aa: eimſchaffung 

Koſten, Gläubigeramt 150. 

Koſten international. Arbeitsamt 209. 

Koſten der Kommiſſion 106. 

Koſten, Wieder we eli f 65 

* ionen, britiſ China 75; 
fir 8 in Ebi 75; franzöſiſche, in 

ina 7 

wat e a oben 

Kraftwagen 1 

Krane, Elevatoren, Kais, Magazine; 
Benutzung 188. 

Kranowitz 48. 

Kraſchen 16. 

Kreuzer 89. 


Krieg, anlegen 103. 
8 


Kriegs, 

Kriens Gebräuche u und »Gefi c 102. 

e 08 99 f., 108; Staatsange⸗ 
örigkeit 1 

Kriegsgerät, China 74. 

Kriegs 1 10 * 180. 

Sri 1 


= 3 außerordentliche 154ff. 
e 83 ff., 97; auf Kriegs⸗ 


ffen 
gen 81, 86. 
Krie cih Deplacement und Erſatz 92; 
Pläne Ueberwaſſer⸗, deutſche 91. 
42 Gebrauch 86. 
Kriegervereine 86. 


Kriegszuſtand, Schäden im 103. 
Sein u 63. 


Kündigungsfriſt (Völkerbund) 4. 
Künſtleri Se 44, 175 f. 


Kü 
ee 1 l. Best) 137. 
Küſtenverteidigung 9 9 50. 1 


| 
N 
Lebensv 
Kelle gelle 28. 9 
2 
| 


Kunſtwerke 6 126. 
Kupfermühle 

Bit; 4 — zT. 

Kuſel 2 

—— 16. 

Kuratoren, Eigentum 162. 
Kuriſches H Haff 21. 


e — 80. 
Landballig 
e 87. 
Landſtreitkräfte 80 ff. 
Land⸗, See⸗ und Luftſtreitkräfte, Ab. 
rüftungsfontrolle 96. 
Landungsbrücken China 
Landwirtſcha 8. Materia 121. 
— 
Langenehr, Juſel 67, 69. 
Lanken 1 
Laſten, Frame uſw. fiehe „finan- 


5 2 15 
Leiſtungsfäh antes 104, 110f. 


Leuchtfeuer er Elbi 
rare 14, 76 a cdeulſche Intereſſen 76. 
Achter und S f 
ter und Signale, Flug⸗ und Luft⸗ 
verkehrsregeln 182. 
eee Ob abi — 123. 


Lieferort 
Linienſch ſchiff 309 917 Devlagement 92, 
Liquidation 146, 154, 162; Barerlös 107, 
156 f.; in den neuen Staaten 156; 
wi. Vermögens, in China 75; in 


Siam #6 ; im Saargebiet 36; in 
iam 76. 


Alfa 

Liſten, ER an Wiedergutmachungs⸗ 
kommiſſion 119. 

Litauen 

Literariſches Eigentum 44, 175 ff. 

3 ‚Baumwollenvereinigung 167. 

Livland 

Lizenzen 125 Rechte des gewerblichen, 
ü oder künſtleriſchen Eigen⸗ 
tums 180. 

Lizenzgebühr (gewerbliches Eigentum) 177. 

Löwen, Univerſität (Wiederaufbau) 126; 
Gemälde 127. 

Söwenftebt 66. 

Lohn, angemeſſener 205, 217. 

Lokomotiven, Perſonen⸗ und Güterwagen, 
abzutretende 201. 

Lome—Duala (Kabel) 125. 

Lonken 63. 


Lonkener⸗See 63. 


251 


Lot 


endienſt 194. 
Lotſen⸗ 3 und Quarantäne⸗ 
gebühren 1 


Lotſeninſel 67. 
„Lübeck“ 91. 
Lüttich, Straße von 22. 
Luftfa rweſen⸗Kontroll Kommiſſion 98. 
Bei iffe 95. 
iffahrt 181. 
af en 95. 
Luftſchiff⸗Parks 9 
Luftſtreitkrüfte 4, 7. 94 fl., 108. 
Lupitze 16, 17. 
Ln emburg 15, 24, 136; Grenze 15; 
ohle 122; Mosel 197: Verzicht auf 
Verträge 2 


90 16,51 f. 


Machſen (Vermögensübergang auf) 77. 

Machtbefugniſſe der Wiederherſtellungs⸗ 
kommiſſion 104. 

3 andel 141. 

Mainz, Brückenkopf (Räumung) 220. 

Malmedy 15, 22. 

Panatarmadht (Finanz⸗Beſtimmungen) 


Mambeimer 8 193 ff. 
Mager 
Marienbur 
Marienwerder 100 6 
Wan ebe, Kaliber, und Schuß⸗ 


4 
Marine . 1 Kommiſſion, 


inter⸗ 
alliierte 
Marenfeug, wirtſchaftiche Beſtim⸗ 
mungen 138 


Maroklo 77 f.; Kapitulationsverzicht 77. 
3 Bergwerksgeſetz 77. 
Marſchau 63 
Ma Gingen Luftſchiff⸗ 96. 
Maßregeln der 2 . Kom⸗ 
miſſion 110, 1 
Material der Frei und Seeluftſtreit⸗ 
kräfte 95 f. 
Materialien zum Wiederaufbau 119. 
Material, — antung 80. 
Mattern 6 
an eitel 205. 
Maximaliſtiſche Regierung 220; Nevo- 
lution 72. 
5 141. 
Medina 
Me 


Memel 1 62. 

Merzi 1102 

Meſeritz 16, 17. 
Meteor“ 91. 

Mei es Syſtem 141. 
Mettlach 26. 

Metzelberg 26. 


252 


(wirtſchaftliche 


Milchkühe (Abgabe) 121. 
W e der 


Militärgericht 102f. 

Militär⸗ * oder Luftſchiffahrts⸗) 
Miſſion 8 

Mlithibereie 54. 

Militäriſche Akademien 85 f.; Behörden 
86; Maſmahmen Auskünfte 106; 
Schulen Uebungen 81. 

Mimba 

Ae in Elſaß⸗Lothringen 47. 

en: der nationalen Rüſtungen 6. 

Minen 9 

ee 90. 

allem Milttär- 86. 

ul, * 225. 

Mittelafrika 12. 

Mobilmachung 86. 

Modelle 161: der Geſchütze 98. 

Modzenowe 16. 

„Möwe“ 91. 

Monaco, Fürſt von 224 

Monopole 1 tu Belt.) 134. 

Monroe⸗Doktrin 11. 

Monrovia —Lome (Kabel) 125; 

Monrovia—Pernambuco (Kabel) 125. 

Montjoie 15. 

Moresnet 15, 22. 

Moſel 15 198, 197; Räumung 218. 

Motore 9 


Beſatzungstrup⸗ 


chen, 91. 
Munition 7, 83 ff. 12 Luftſchiff⸗ 94, 96. 
Munitions- Depots 
Munkbrarup 
1 und Modene (gewerbliches Eigen: 
um) 
Mutteiſchweine (Abgabe) 121. 


. nach Kriegsgefangenen 


Nachprüfung 11. 
Na fachen be gn 94. 
Nachtarbeit 141, 
Nabeemg mite. 3 105; Be⸗ 
förderung 202. 
Naphthalin (Lieferung) 123. 
1 1 5 53. 
Naſſau“ 91. 
Nationale Note⸗Kreuz-Organiſation 1. 
Nationale Rüſtungen, Mindeſtmaß 6. 
Nationalitäts- und übresgengnife 182. 
Naturalifierung (Elſaß) 47 
3 156. 
Nauen 9 
Nehren räumung) 220. 
Neide, Flu iR 5 
Neidenburg 
dee ene Straße 21. 


Netze 1 


— 


— 


Neue Staatszugehörigkeit (wirtſchaftl. 
Beſt.) 139. 0 

Neuendorf 63. 

Neuguth 19. 

Neu-Fietz 63. 

Nen: 9 15 16. 

Neu⸗Seeland 1 

eg (D. Schl) 51, 52 f.; (Weſtpr.) 


Neutral⸗Moresnet 15, 22. 

Neutralität Luxemburgs 24. 

Neutrale Bla e 118. 

Neutrale te 115. 

Neutrales Land, Kriegsgefangene in 100. 
Neutraliſierte 3 

Neuwahl der Kommiſſion 110. 

1 14. 

1 5 7 7 eitserklärung von Verträgen 44. 
Nidden 2 

Niederland 14, 194. 

Niehuus 69. 

* — (Rußſtrom, Memel, Njemen) 


Niefewa, 17. 

Niemen, ſiehe Niemen. 
7 21, 60, 62. 
Norbfraudeich 24 
Nordoſtmole, Helgoland 11: 
Nordſee, Räumung 93. 
Norwegen 14, 68. 

Nutzung 18. 


Ober⸗Mittelſchleſien 16. 
Oberöſterreich, Provinz 10 60 
erkommiſſar Dan 
e eke 52 ff.; 


sprodukte 

Obligallonen 55 115 161. 

Oder 48, 52, 187. 

Oder, unterfteht einer internationalen 
Kommiſſion 2 

Oele (Lieferung) 123 

Oeſterreich⸗Ungarn 48, 109, 133, 192, 221. 


reich, Grenze 15, 48, 51; Aufge⸗ 
hobene Verträge 144; Nachrichten⸗ 


ſtationen 94. 
Oland, Inſel 67, 69. 


fizierserſatz 85f. 
Ohhziersſtellüngen 81. 

Opfer der Arbeitsfähigkeit 108; der Ehre 
108; der 338 108; militäriſche, 


ai: und 3 90. 


des Krieges 108 
Opium 13. 
Opium⸗Abkommen, Danger in 
Optionsrecht 23, 50, 57, 65, 


Organiſation der Abel 208. 


one von Savoyen 221 f. 


Original⸗Koran Kgrüertattung 126.- 


Osman, Kalif 126 
ecken 17. 

Oſtenau 66. 

Oſterode 21. 

„Oſtfriesland“ 91. f 

Oſtpreußen 20, 51, 50 ff.; Abſtimmungs⸗ 
ergebnis 60; Durchfuhrfreiheit 56 
Grenze 20. 

Ditfee19; Befeſtigungen 93; Räumung 93. 

Ottomanif ſches Reich (fiebe Türkei). 

Ottweiler 26. 

Overſee 66. 

Oxlund 66. 


Pachtverträge 166. 

Panama 14. 

at 85. 
araguay 
aris . . — der Wieder⸗ 
ſchiuß b nem ion 110; Friedens- 
5 internat. Abmachungen 


riſer Heng 1815 221. 
as. de⸗Calais 121. 
ttburg 69. 
awelau 16. 
9 (Lieferung) 123. 
ng 74 f. 
Penſionen 108. 
erſien 14. 
Perſonal (internat. Arbeitsamt) 208. 


Peru 14. 


ol <ı 129. 

und Sterling, zahlbar in London 

(fin. Beſt.) 33. 

1 Formeln, Vereinheit ⸗ 
lichung 1 

8 216. 


bee Alte Münchener 127. 

loniere 

men 10 

en — 51 fl., 136; Grenze 16 ff., Fr 
60; Recht auf die Weichſel 61, 

et enable 130; Ben 


4. 
Polnisches Zollgebiet (Danzig) 64. 
politik, internationale Grundſätze 102. 
og. Beſtimmungen PR Europa 107. 
olitiſche Unabhängigkeit 7. 
Polizei, — 82. 
r 8 
olkowitz 5 
8 — Veröffentlichungen 141. 
ortugal 14. 
Poſen, Provinz 16. 
„Poſen“ n 91. 
3 Telegraphenverbindungsein⸗ 


yet, von Danzig 65. 
253 


oſtſendungen, Durchfuhrerleichterung 56. 

Prämie „Aus⸗ oder Einfuhr⸗ 184; Fällig⸗ 

werden bei V ngen 1 168. 

Präſident der Vereinigten Staaten von 
Amerika 6. 

denen 110 er Wiedergutmachungskom⸗ 
on 1 


Preiß für für Bat 124; für Kohlen⸗ 
lieferun 


reußen Verler ar 190. 
u 


a 142. 


Moresnet 2 
Fo tätsfriſt, —— 178. 
1 erichte "Deut chlands 118, 226. 
ivat eg der erungskaſſe 45. 
W a. a Kaiſers (fin. 
Best 9, 5 


Brad in pten 79; in China 
L. 40.5 in Marokko 21 


on 0 
Yelbates Eientum 154. 


Pröbbernau 20 

Beovuftionsfäp A 8 106. 
eng ypten 7 
1 abelksverſchriſten 215. 


Proteſtfriſt (Ver jährung) 165. 
rozeßverfahren in Elsaß. Lothringen 46. 
rüfungs⸗ * e 147 156. 
ulvermühle 6 
uſchine 16. 


Radawnitz 1 
Nadlotelchrapöiſ Verkehr 142. 
Räumung der beſetzten Gebiete 218; in 
Abſtimmungsgebieten Obers chleſiens 535 
en . 59; Schleswigs 67. 
Rambelt 
Rat des bllerbundes, ſiehe Völkerbund. 
Ratibor 48 ff. 
Ratifikationsurkunden 226. 
Rawitſch—Herrnſtadt, Eifenbahn 16. 
Reblaus, Borſichtsmaßregeln 141. 
Rechnungsausgleich, Gläubigeramt 151. 
Rechte, der Kommiſſion 106; in den Ko⸗ 
lonien 73 f.; in Schantung 79. 
Reeſewitz 16. 
Regierung des Saargebiets 31 ff. 
Regimenter, Infanterie⸗ uſw. 81. 
Regulierung des Flußnetzes x 191. 
Reichen örigkeit, Verluſt 6 
Reichsangebörige, deutſche: 8 
— Elſaß-Lothringen 38, in Kolonien 73 
n Marokko 77, im Tſchecho⸗Slowaki⸗ 
ſchen Staat 50. 


Reiſen— chirnau, Straße 16 
Religiöſes efenntnis der Miſſionen 225. 
Renne 63. 


254 


Requiſition 158. 

Reſerve, Armee⸗ 82. 

Reſervemotor 94. 

Neſerde⸗ zu übertragende 181. 

Reſerve⸗Verbände 90, 

Reſtſchuld 104. 

8 > Seenot 141. 

Rheda 1 

— — 24 40 f., 193, 196, 198. 
Rhein, Demarkationslinie 24; . 
gungen uſw. 24, 87; wirtſch. Beſtim 
mungen 137; Räumung 218, 220 

Rhein Dana, Großſchiffahrtzweg 187 E 


Rh Maas, Er ſchiffahrtsweg 196 f. 
0 iffahrt 1 es g 
ei Face lz 195. 

einſchiffbarkeit, oberhalb Mannheim 


197. 
Rheinbach — Sinzig (Räumung) 218. 
N . 0 


Ni nau 17. 
Richthof 63. 


Ringsberg 66. 


Ringweilerhof 26. 
380 Negro“ 91. 
u * 91. 
lin 16. 
9 o, „Gläubigeramt 150. 
e offe und Fabrikate (wirtſchaftl. 
2128; 5 105; Aus- 


mel Material 
Rom, ae landwirtſchaftl. 
Inſtitut 1 

Rouher, Shea a. D. 126. 

Roſchberg 2 

Roſenberg 60. 

Rotterdam, Hafen 195. 

Rückerſtattung 103, 106, 107; von Eigen- 
tum 155; gezahlter Prämien (See⸗ 
verſicherung) 170. 

Rückgabe von beſchlagnabmten Gegen⸗ 
ſtänden Gerieoögeiangene ene) 101. 
Rückkauf, gebiet 

Rückſtand in Ginllang — Verpflich⸗ 
tungen Deutſchlands 115. 

re Af. 


NRüllſchau 


66. 
Rüstung, dean Race 
Rüſtungsſtand achrichtenaustauſch 7. 
„Rugia“ 91. 
Ruhetag alt. 
null (Htäumung) 218. 
Ruhrort 197. 
Rumänien 14, 132, 145, 192. 
— 19. 

und ruſſiſche Staaten 71ff., 133. 

Rußland, een Verträge 145. 
Ru Rulfiide, © * 62. 


Saarbeden 15, 24 ff.; Regierung des Ge- 
bietes 31 ff.: Kommiſſion 27; Ab⸗ 
ſtimmung 35; Entſcheidun — 
Völkerbund 37; Grenzen 25; Friſt 35; 
Abtretung der — 27 ff.; Zah⸗ 
Pr 25. 

Saarhölzbach 

Saarlouis 26. 

Saborwitz 16. 

Sakollno 17. 

Saldo (Eigentum) 156. 

Saldo 1 Deutſchlands 107. 

Salvador 1 

Sampohl 19. 

Sanitätsabkommen 141. 

Sankt Wendel 26. 

„Santa Cruz“ 91. 

„Santa Elena“ 91. 

„Santa Fs“ 91. 

. — . 


EN 0 Elen Makaua (Zurück⸗ 
erſtattu 
dae en * 


denerſa eien 156. 
fe . ) 12 


Schantung 79 f. 
En" 91. 


in 155, 172; 
bee 58, 156. 


dsgerichtsverträge 11. 
debe Abtrelung d iffe 189 
e en fahrt 195, 


5 
Ar rt (wirtſchaftl. Beſt.) 137; Frei⸗ 
t 185; im Suezkana 
1 191. 
iffe 111, 115 f.; Beſchlagnahme deut⸗ 
a 74 f.; zur Wiedergut⸗ 


ik ab tungen 90. 
Ae 110 verlorener, durch deutſchen 
Angri 
e e und Urkunden (wirt⸗ 
t 


Shane" iche, 5 


e 
n 
siehe 67. 
58 16. 
Schlepper u. Schiffe, Abtretung 189, 195. 
leppſchifaßrt (wirtſchaftl. eft.) 137. 


Eiſenbahnverbin⸗ 


Schleſiſ Gebiet 48. 
S 20, 66 ff.; Uebernahme finan- 


. Laſten 71; Volksabſtimmung 
leswig“ Schiff) 91. 


ochau, 17, 19. 
Schmelzkoks (Lieferung) 122. 
Schneidemühl 17, 19. 
Schöneck 63. 
Schüten-, Sport: od. Wander⸗Vereine 86. 
Schu Deutjchlands 104, 111; öffent- 
| liche in Elſaß. Lothringen 38 f. 
Schuldige, Ermittelung 103. 
| Erlen 146; Schuldenabrechnungeſtelle 
| Giiap Lothringen 43; der Staats- 
en 147 
Schu Su 113. 
2 uldneramt 169 f. 

Schuldſcheine 114. 

ven —— 105,111 f., 114, 161. 
Schuld eibung, in Goldmark 104; 

erwaltung, ie 2 112. 
Edu pen für Lu 


1 — Gesche 525 für Marine 


ein feln Beſtimmungen) 139. 
utz von L —.— u. Kunſtwerken 143. 
ußgen enoſſen = Marokko 77. 
ersdorf 
Se 26. 
chwaben“ 91. 
Schwarzenbach 26. 
Schweden 14. 
S e 23. 
weiz 
cr. Gren au ig 15; eee 202 


S 
S 
N 


S en posen 18, 17. 


Schwirz 53. 

Serbefeltigungen 93 

Seefiſcherei (wirtſchaftl. Beſtimmg.) 137. 
eeflugzeuge ER 

ee l faber 118. 
eekriegführung 

See⸗ und Kriegsmaterial 98. 

Seeluftſtreitträfte 95. 

Seeſchäden 109. 

1 89 33 97. 
Seeverſicherun 

Sekretariat, bu 6, 11, 14. 

Sekretär, Schiedsgericht 174. 

Semſaren 77. 

Sequeſtration 158, 162. 

Sequeſtrierung, China 78. 

Serbien 15 2 192. 

„Seydlitz“ 

Shanghai 16 80. 

Siam 14, 76 ff. 

Sicherheiten, Ausführungs- 218. 


255 


Scholm 67. 

Scholmer Au 66. 

Sieltoft 69. 

„Sierra Ventana“ 91. 

Signalitationen 90. 

Signatarmächte 226. 

Simmerau 51f. 

Simmern (Räumung) 220. 

Skierwieth⸗Arm des Niemen 21. 

Sklaven⸗, Waffen-, Alkoholhandel 12. 

Skoriſchau 16. 

Skottau, Fluß 21. 

Slogs 69. 

„Solingen“ 91. 

Sonderbeſtimmung über Unterſuchung 
und Verfahren 110 

Sonntag 217. 

Soziale und ſtaatliche Verſicherungen 205; 
in den abgetretenen Gebieten 180; im 
Saargebiet 28. 

Spanien 5, 14. 

Speicher, Anlage von 1 

Seeed eee Beſt.) 137; 
in der Nordſee 143. 
en und Giftſtoffe 85, 96, 98. 

Staatsangehörige (wirtſchaftl. Beſt. 138 
der alliierten und aſſoziierten Megierun⸗ 
gen 115. 

Re Se Ban beiczebietswechſel 23. 

Däniſche 70; Danzig 65; in Elſaß; 
Lothringen 38, 46; im Saargeb N dh 
Potente Age een Staat 505 

olen b 

Staatsbau u Mt 78. 

Staatsbeſitz von Polen 5 

S in Elſaß⸗ Lothringen 39; 


Deutſches, in China 75. 
Staatsboheit im abgetretenen Gebiet 23; 
Uebergang 23. 
Stantsfabel in Schantung 80. 
Staatsſchuld von Polen übernommen 57. 
Stäbe der Armeekorps 81, 87. 
Städtel 53. 
Ständige Kommiſſion 7. 
Stärke und Einteilung des deutſchen Heeres 


30 ff. 
Stahren 
Sundonen MMachrichten⸗ 94. 
„Steigerwald“ 91. 
Steinborn 17. 
88 58. 
Steinfort 1 
Stenohtenter . 123. 
Stettin, 1 


Stieg kan 66. 
Stier A abe) 121 
tigung vgl. Volksabſtim⸗ 


Sierre in Elſaß⸗Lothr. 42. 


256 


5 102. 

Strafen 1 

Strafzeit von ei 99 f. 
„Stralſund“ 91. 

Straßburg, Safen 40; Invaliditätsver⸗ 


ee ae Sitz der Rheinkom⸗ 
miſſion 1 
Straße von Calais (Kabel) 125. 
Strehlitz (Schleſien) 53. 
Streichholzfabrikation 141. 
Streitkräfte im Völkerbund 10; deutſche 
ff.; 8 See- uſw. vgl. dort. 


Stuhm 60. 

Stundung, — teilweiſe 113. 
Stuten 9 4101 * I. 

‚Stutt 

daft 


Side e Afrika 12. 


Suezkanal 141; freie Schiffahrt 79. 
Sulmin 63. 
Sultan, der 78 f. 
Sund 161. 
Sygum 66. 
Sylt 69. 


Tanks 85. 
Tarif 113; in Frankreich geltender 108; 
kombinierter 184f.; Flußſchiffabrtsbeßt 


Pe a 1 ir Roblenbeförderung 122. 


Tah e 0s Truppen 81. 
le tungen 105. 
apben, e e 56, 65. 
re 142 
Telephon, Durchgangsreiheit 56, 65. 
Teneriffa — Monrovia (Kabel) 195. 
1 Unverſehrtheit 7. 
ef in ie: Lothringen 42. 
Thüringen“ 
Tientſin 74. > 
re el, 112. 


on 
TIERE 92. 


Tranſitgüter 56. 

1 6 7 Kriegsgefangene 100. 
an ur 

Treene 6 

Treu 8 Glauben 110. 

Triebuſ 


Trier 26. 

Trophäen (Zurückerſtattung) 126. 
Truppen in * leſien 53. 
Truppenſtäbe 


Grenzen 15, 48; Eiſenbabn 202 
Häfen 1985 Vertrag 50 f. 


ng 


N 


— 


1 5 tau⸗ Tſinanfu⸗ Eisenbahn 80. 
ei 12, 79, 133, 221; F. T. Statio⸗ 
ee 94; ‚eufgebobene Verträge 144. 
Türdiſch Anleihe 132 
Türkiſche Zolltarife 140. 


Ueber rtsgebühren 141. 
erführung Gefallener 101. 
Neger ie Behne 7 betr. Arbeit 215. 
Ueberſeeiſche Beſitzungen 74. 
Uebertragungen 7 Sigentum, Rechten, 
Konzeſſionen 107. 
Rn 13; 4 Wiedergutmachung 


Bes 90, 92, 97. 
U-Boote 9 


16, 1 
Ulmen Om 218. 
Umladep 
e Stationen 12. 
133; Aufgehobene Verträge 

tationen 94. 
1 
. Sede wruc 114. 


Unternehmer⸗ 2 Lieferungsverträge in 
Kolonien 73. : . 

Unteroffiziere 86. 

Unterricht im Heer, Marine⸗ u. Luftfahr⸗ 
weſen 86. 

Unterſeekabel 107, 140. 


Unterjeeminen 94. 
— ungskommiſſion, Völkerbund 5, 7. 
Un 3 ſion des . 


ian bab 218. 

klage 103; und Aus- 

fe 140; uſw. im ab er. . wer 

fee —.— 12765 1 Chan 
aß⸗Lothringen 

Mae 215 Enger 371 ulm I San: 


eee 3 des Völker⸗ 
bundes 4, 


Van Eyck, Altarbild 126. 
Venezuela 14. 
more 1 0 (Seh 
erbotene Zahlungen ulden) 147. 
Vereinigte Staaten en Amer 14, 
102, 109, 163, 177. 
ui Vertrag Gebensverſicherung) 


allserklärung, 888 36 f. 
8 gungsrecht a Beſtim⸗ 
mungen wi 


Verkaufsurkunde (Schiffsübergabe) 116. 

ge und „ agen mit 
xuremb 

Dermögen, fünfte 106. 

Verpfändung 167. 

5 ichtung an Kapital und Zinſen 


een! 
Verpflitungen, Völkerbund 9f.; (Wie⸗ 


deraufbau) 1 
Neri (Heer) 85. 
dumnis 

Verſailles, Vorfrieden 1871 37. 

Verſicherungsverträge 168. 

Verteidigungsanlagen, Küſten⸗ 94. 

Nerteidigungerechg 102. 

Verträge 5, 11; ee 223 Heilig ⸗ 
kei 1025 Nichti tigkeitserkl ärung 44; 
Aegypten 55 iberia 76; Polen 58, 
64; Tſchech ui lowaken 50 f. 

iger Staat 10. 
gniſſe in Oeſterreich, 

ungarn, en ech 15 Be Türkei, oder 


erwaltung, fü auc 5 be⸗ 
ſeßter S f. 23 f. 50 f. 47 fe 
ivil⸗, allg. Finanz „ 

ichts . = tung 


Geri 
Verwüſtete Gebiete 113. 
Verzicht Deutſchlands auf Kolonien 
Verzinſung (Seeverſicherung) 171. 
Vögel, ee bei Landwirtſchaft 141. 
Bölterbun 188, 203; inan. 
zielle Beſtimmungen) 131; Si 
entſcheidet — en om 37; Som. 
herr Danzig 
Big Net des 5, 9, 14, 99, 173, 


wee 9 3 


Oſtpreußen 
67 
e ee Feuer⸗ 


verſi 

Vor dem Fe fällige Schulden 146 
Vorfahren, ee in n L. 46. 

Vormundſchaft über Völker 1 

Vorräte, Auskünfte 106. 

Vorſt⸗ Gemünd (Räumung) 218. 

Weben (wirtſchaftliche Be⸗ 
ſtimmungen) 14 

Vorzugstarife 185. 


Waffen 75, 83 ff., 97. 
Waffen. und Munitions handel 13. 
Waffenſtillſtand == 98, 1087. 118, 121. 


Wageneinſtellun 
„Wahrend des geg (Ausdruck bei 
Urteilen) 166. 

Während des Krieges fällige Schulden 146. 

Während des Krieges fällig 3 


Forderungen (Lebensverſicherung) 169. 
Waldorf (Räumung) 218. 


257 


Waldmohr 26. 

„Waltraute“ 91. 

Wanderup 66. 

Waren 111, 114f.; Wiedergutmachung in 
105; marokkaniſche 78; ägyptiſche 79. 

Warſchkau 19. 

Waſhington, 1 der Ar⸗ 
beitskonferen 

Waſſerkra 125 enge 189,195. 

Waſſerlauf, Bezei 9 

Waſſerſtraßen 107, 11 1223 Ausbau 
von Danzig 65; ‚Snternationalifierung 
187; im Saar gebiet 32. 

Beafieriteffons, nlagen zur Herſtellung 


ſelkoſten 163. 

Wechſelkurs 43, 148. 

Wedelsdorf 16. 

Weichſel 61 f.; -Delta 21; Waſſerſtraßen⸗ 
BR 95 

Weine 16, 1 

Wellenbrecher, Helgoland 71. 

Wellenlänge 94. 

. 25. 


48 
Fr Heered: 84; Motor- 98. 
a deutſche, bauen Handelsſchiffe 


— 105, 111, 115. 
Mei 
land 71. 


ftp 
Wettbewerb, unlauterer 138. 
Whang⸗ Pos, Abkommen 74. 
Widder (Abgabe) 121. 
Wied Au 
Werne der Möbel, Maſchinen 
uſw 
Wiederaufbau vom Krieg betroffener Ge⸗ 
biete 118 ff.; des Eigentums 113; in- 
duſtriellen und wirtſch. Lebens 104. 
Wiederaufrichtung, Liberia 76. 
Wiedereinfuhr, freie 135. 
Wiedereinverleibung in Dänemark 69. 
Wiederg 


3 f. 
ae 28, 78, 
— 220; Zuſammen⸗ 
We Helm elung, Belgien 103; des 
111; in Natur 105. 


aaa 102; Privat- 


Wien a re 
Wilhelm II., 
eigentum 39, 


run Beſtimmungen 73, 79, 107, 

Wirtſchaftliche Hilfsmittel (Wiederauf⸗ 
bau) 118. 

Wittkau 19. 


—Menado (Kabel) 125. 


a (Kabel) 125. 
en (Kabel) 125. 


Zahlungen 105, 114 ff.; in Gold oder 
leichem Wert 115; von Kapital und 
F 112; für Saarbecken 36. 
Er lungsunfähi keit 149. 
e tung in Elſaß⸗Loth⸗ 


entralafrifa 73. 

entralkommiſſion sten f 196. 
entral⸗Rheinkommiſſion 40 I 
erg vor der Kommiſſion 110. 


eughäuſer 8 
2 89, 5 
iegen (Abgabe) 
ielapparate 96. 
en 114, 153. 
infen« oder Tilgungsdienſt HER 
iwilgefangene 99. 
Schäden 103, 108. 


zeß 143. 
1. 9 in u Ufa Lothringen 45. 
0 Elſaß⸗Lothringen 42; der 
Ufer — 188 
ER amte 81; in Liberia 76. 
olbeftimmungen, Zolltarif, 
ſchränkungen 134 
Jol. Cen. Aug 183. 
oll, Ein- u. Ausfuhr: 186; in a 178 
Ze 1 im Saargebie 


ollreviſio 
olltari 2 chief 74; Veröffentlichun Kerr 
Zone, be 1 5 am Rhein 24, 87, 137,2 18ff. 


Deplacement 92. 
121. 


Zollein⸗ 


ülz 
June dustrie 216. 
— ge zum Bunde 14. 
gu der fortgenommenen Tiere 106; 
ertpapiere uſw. 106. 


ee 108. 
wirtſchaftliche und 


wangsmaßregeln, 
finanzielle 115. . 
Zwangsweiſe Verwaltung 158. 


Sachverzeichnis B 
zu den Ausführungsgeſetzen. 


Anforderungsbehörde 232, 233. 
Anforderungsrecht 233. 
Arbeitsverhältniſſe 233, 234. 
e 229. 
Ausfuhr 
zu. lei 

glei 1 231. 
Aus 228, 229, 230, 233, 
Ausland 235, 236, 237, 238. 
Ausſchuß 229, 233, 238. 
Auswärtiges Amt 227. 
Auszahlung 229. 


1 
= 


eterfeatkum 


ane 
e 232, 233 
Be — 
ie pre e 228. 2 230, 
Betriebsinhaber 232. 


Darlehen 235. 


Sarah — 232. 

9 
aten Beamte 238, 240. 
Enteignung 228, 229, 230, 232. 
Enteignungsbehörde 2 229, 230. 


wegen 
Fee 229. 


8 


ädigung 227, 229, 232. 
g 2 22 229. 
Ermittlung 4. 


Familienſtiftun 

Seijegungsbeihen 229, 233. 

Jorderungen 231. 

Friedensvertrag 227, 230, 231, 232, 
235, 236, 237, 238, 239, 240. 


Gaſe 237. 

Gefängnis 230, 231, 234, 237. 
Geldſtrafe 230, 231, 234, 237. 
Geldver indlichkeiten 231. 


Gemeindeverband 232. 


Geri tber ſſun Sgeſetz 240. 
efe 288. 230. 


5 äftsbrie 
äftsbücher 28, 230, 234. 
Ga erde n 228, 234. 
Geſchäftsgeheimniſſe 238,250, 234. 


Geſetzwidrigkeiten 228, 2 
Geſcha Alepäpiere 234. 
. 228, 234. 
Pe liche Betriebe 232. 
Gewerbliche Schutzrechte 235. 
Gewerbliche Unternehmer 233. 
91810 3 uſw. 237. 
Glã 


21. 
RR 235. 


Haft 237. 

a rg 237. 
Hypotheken 235. 
Hypothekenbanken 235. 


Induſtrielle Zwecke 237. 


zul and 235, 236 
ſtizminiſter 


—— Betriebe 232, 233. 
. 235. 
Kommunalverban 


a 55 öffentlichen 


Kriegsgerät 237. 
Kriegslaſten⸗Kommiſſion 227. 
Kriegsmaßnahmen 238. 
— 237. 
Kriegsſchi 

Kriegswaffen 1 257 
Kriegszuſtand 238. 
Kriegszwecke 237. 


Landesgeſetze 238. 
Landeskaſſe 238. 

Landesteile 239, 240. 
Landesverſammlung 239, 240. 
Länder 239. 
Landesverwaltung 237, 240. 
Landeszentralbehörde 223. 


259 


rr er 


Land» und forſtwirtſchaftliche 


Betriebe h 
Land» und forſtwirtſchaftliche 
Unternehmer 233. 
Landverband 232. 
Leiſtungen 232, 233. 
Leiſtungsfähi eh a 234. 
Leiſtungspflicht 23 
Leiſtungsverband 22 233. 
Lieferungen 232, 233. 


rzeuge 237. 
Luſtſa 2 237. 
Maſchinen 237. 


Miniſter des Innern 239, 240. 
Munition 237. 


Nachholungsgebühren 235. 
Nationalverſammlung 229, 233, 238 


Panzerwagen 237. 
enges % 
atentgeieg 235. 
ee 235. 
olizeibehörde 237. 
Preisangebote 2 


eee 
Met mi 28 233. 


Prüfung fung 
Ahungsömter 231. 


Räume 228, 230, 234. 
229. 
aaa Verfügungen 229. 


Reich 228, 229, 233, 235, 236. 
Rei Sarbeitsminiſterium 227. 
Reichsbeamte 238. 

Rei 1 2²7. 
Reichsgeſetze 2 
Reichskaſſe 238 


Reichsminiſter 228, 229, 232, 233, 238. 


Reichsminiſter der Finanzen 229, 


233, 236. 

Rei sminiſter der aste 229, 233. 

Reichsminiſter or ern 237, 

Reichspräſident 227 

Reichsrat 229, 233, 236, 238. 

Rei Sregierung 227, 298, 232, 
233, 238. 


Rei 97 DT; 
Reichsſchuldenordnung 236. 
Reichswehrminiſter 237. 


Reichswirtſchaftsminiſter 2325 237. 
Reichswirtſchaftsminiſterium 227. 
Reichszentralbehörden 227. 
Religionsdiener 238. 


Religionsgemeinſchaften 238. 


Sachverſtändige 227. 
Schatzanweiſungen 236. 
Shade 231. 
uldner 231. 
Guldverfcreibungen 235, 236. 
Schubreg chte 235 
Staatliche Betriebe 233. 
Staatszugehörigkeit 238. 
— — 230, 231, 234, 236, 237. 
Stra verfolgung 230, 234. 


Tanks 237. 


Unternehmer 233. 
Unterrichtsanſtalten 236. 
Unterjeeboote 237. 
Unterverbände 232, 233 
Unterwailerjabtzeuge Bin. 
Urkunden 228, 230, 2 


age ftögericht 229, 238. 


Verbände 232, 233. 


Vereine 1 
Vereinsgeſetz 236. 
Ver an 32, 233. 


fündung 5. 

erſchwiegenheit 228, 230, 234. 
ae 20,2 240. 
Verwaltungsgerichte 240. 
Vorbereitungsdienſt 240. 
Vorräte 233. 
Vorſchuß 229, 238. 


Waffen 237. 

Währungen 236. 
Wiedergutmachung 227. 
Wiedergutmachungskommiſſion 227 


Sahlung 231, 235, 236. 

lungsannahme 231. 
Zinsſcheine 236. 
uschlogsgebühren 235. 
wangsmaßnahmen 236. 
wangsvollſtreckung 229. 


Drug: Norddeutſche Qugdruderet und Verlagsanſtalt A. G., Berlin SW 48. 


260 


—— 
GERNE 


Pa 
“Tom ), 
Ar aun ne) 


u 
A. ZONE en 
r — 
A nen — 
— — cn 
ee a 
en PR 
——— 


2. U 


U 
42 


e 


n SR Landen 
terre. Bremen dinde er 8 * 


ine —. — 


— Vs A 2 


e 


. 


tırdurg 


5 


cure 


E 


7 * 
Be 
. 


— —— 
Sort Hast, ee 


mi — 
eee 
N 


A 8 * ar-. e, 
0 — 


—— 
— burg — 
wenn! a7 


. SOFORT ABZUTRETEN 


VOLKSABSTIMMUNG ENTSCHEIDET 


SAARBECKEN 


BLEIBT BIS AUF WEITERES BESETZT 


Bar a FREIE STADT DANZIG 
men — I 1 f 


. 


. 


Biblioteka a 
| 


oteka Glöwna UMK 
ndnd 
300052361740 


f 
| . 
| 
9 

0 


v. Beihmann Hollweg 
Betrachtungen zum Weltkriege 
2 Bände gebunden Preis Mk. 70.— 


Arſachen und Ausbruch des Weltkrieges 


Von G. v. Jagow. Preis gebunden Mk. 20.— 


Der mißverſtandene Bismarck 


Zwanzig Jahre deutſcher Weltpolitik 
Von Otto Hammann. Preis gebunden Mk. 30.— 


Die poliliſchen Berichte des Fürſten Bismarck 


aus Petersburg und Paris (1859-62). Mit 8 Blldertafein in Kunſttlefdruck. 
Herausgegeben von L. Naſchdau, Geſondter a. D. 2 Bande gebunden Preis Mk. 60.— 
Oleſes Biforife Dolument erften Ranges bietet iniereffantefle Parallelen zur jüngiten 
Zeiigefhichte, aleihreitia die letzte große Lüde ſchlleßend, die bis beute für das deuiſche 
Volt in der vollſtändigen Kenntnis der Tätigfelt feines bedeutendflen Siaatsmonnes bes 
ſtanden hat. 2 unendliche Fülle von Stoff, Urteilen, geſchich! * Sireiflipiern wird 
in dieſem bochwichtigen hlſtoriſch⸗politiſchen Wert geboten. 


Die Rechte Brivater im deulſchen Irledensverkrage 


unter beſonderer Berückſichtigung der handelsrechilichen Beſtimmungen 
von Dr. Siegfried Goldſchmidt und Dr. jur. Kurt Zander 
Preis gebunden Mk. 20.— 


Unentbehrlicher Wegwelſer für jeden Deutſchen, der pelvaſrechilche Beziehungen 
Auslande bat, vor allem für jeden Induſttſeſlen, ä und Gewerbeirelbenden. 


Die Verfaſſung des Deutichen Reiches 


Terlausgabe mit Einführung ind eee Preis MI. 3.—. 


das neue slaalstechl des Reichs und feiner Länder 


Spſtematiſch dargeſtellt von Miniſterlaldirektor Dr. Otto Meißner 
Chef des Bureaus des Reichspräſidenten 
Preis gebunden Mi. 40.— 
Ein zuverläffiger Ratgeber und hochwich iges Nachſchlagebuch nicht nur für den Beamten, 
ſondern für jeden, deſſen 1 Täligtelt, Studium eine Berührung mit dem Oegenftand 
es Wertes mit fh bringt. 


Von demſelben Verfaſſer iſt ferner — 


Die Beichsverfaſſung für den ‚prattüichen Gebrauch 


Preis gebunden M. 


In leicht verſtaͤndlicher Form m ſowohl das 3 — 3 * An 

einzelne Abfchvitie und Teile nach ih: en inneren Zufammenbängen, nach 

flehens, beſonders im Zuſammenhang mit alten und neuen 
Geſetzen und Verordnungen behande 


Preisänderungen e 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, wo ſolche nicht am Platze, vom 


Verlag von Reimar Hobbing in Berlin SW 61 


